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 (Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die 22. Sitzung des Wiener Gemeinderates ist eröffnet.

Entschuldigt sind: GR Mag Christoph Chorherr, GRin Dipl-Ing Sabine Gretner, und zwar bis zirka 17 Uhr, ist mir gesagt worden; GR Dipl-Ing Roman Stiftner ebenfalls bis zirka 17 Uhr und GR Jürgen Wutzlhofer voraussichtlich bis zirka 18 Uhr.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, teile ich mit, dass wir in der Präsidialkonferenz über einen Vorschlag von mir diskutiert haben und dieser auch einstimmig angenommen wurde, nämlich, dass künftig gemäß den Bestimmungen der Geschäftsordnung Fotographen nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Vorsitzenden hier im Saal anwesend sein und ihre Arbeit verrichten dürfen. Wir haben vereinbart, dass grundsätzlich ein Fotograph eine Genehmigung, die auch sichtbar zu tragen ist, für eine halbe Stunde erhält, wobei das Wort grundsätzlich wichtig ist, das heißt, Verlängerungsmöglichkeit ist gegeben. 

Über die Anwesenheit der Fotographen werden die Klubvorsitzenden von mir persönlich informiert werden. Hintergrund des Ganzen ist: Wir wollen eine Debatte, wie wir sie im letzten Gemeinderat hatten, nämlich eine Debatte der Verunsicherung, was denn da wie fotographiert wird, künftig damit ausschalten.

Ich gebe auch gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen vom Grünen Klub im Rathaus acht Stück eingelangt sind.

Die Postnummer 1 der Tagesordnung betrifft den Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2006. 

Für die Beratung und Erledigung des Rechnungsabschlusses schlage ich folgende Vorgangsweise vor: Nach einem einleitenden Referat von Frau VBgmin Amtsf StRin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke Mag Brauner folgt die allgemeine Beratung des Rechnungsabschlusses, und im Anschluss daran die Debatte über die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. Voraussichtlich am Dienstag dieser Woche wird nach dem Schlusswort der Berichterstatterin und nach Unterbrechung der Sitzung für die Beratung in den Klubs über die Anträge zum Rechnungsabschluss und zum Inventar abgestimmt werden.

Wird gegen diese Vorgangsweise ein Einwand erhoben? - Dies ist nicht der Fall.

Daher bitte ich die Berichterstatterin, Frau VBgmin Mag Brauner, die Verhandlungen über die Postnummer 1, den Rechnungsabschluss 2006, einzuleiten.

In der Präsidialkonferenz wurde für die Generaldebatte folgende Redezeit vereinbart: Die erste Rednerin beziehungsweise der Erstredner jeder Partei hat 30 Minuten Redezeit zur Verfügung; alle restlichen Debattenbeiträge sind mit 20 Minuten begrenzt. - Bitte, Frau Vizebürgermeisterin. 

Berichterstatterin VBgmin Mag Renate Brauner: Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Zuallererst einen schönen guten Morgen! Ich freue mich auf eine spannende und konstruktive Diskussion.

Sehr geehrte Damen und Herren! Beim Budget und Rechnungsabschluss geht es auf den ersten Blick um Zahlen, Tabellen, Einnahmen/Ausgaben plus/minus, das stimmt natürlich alles. Aber es steckt noch sehr viel mehr dahinter: Ein Budget, ein Rechnungsabschluss ist in Zahlen und Tabellen gegossene Politik. Ein Budget zeigt den Gestaltungswillen einer Stadt, ein Rechnungsabschluss die Umsetzungskompetenz. Dieser Rechnungsabschluss, sehr verehrte Damen und Herren, ist der Nachweis, wie erfolgreich wir die Politik in der Praxis realisiert haben!

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich lege Ihnen heute einen ausgeglichenen Rechnungsabschluss ohne Defizit vor - nicht als Selbstzweck, sondern um den Spielraum dafür zu haben, politisch gestalten zu können, Rahmenbedingungen zu schaffen, dass die Menschen Arbeit haben in Wien, dass sich die Menschen sicher und wohl fühlen können in Wien, dass sich die Menschen auf ein exzellentes Gesundheits- und Sozialwesen verlassen können in Wien, dass die Jugend Ausbildung und Zukunftsperspektiven hat und die Frauen Chancengleichheit und Selbstbestimmung leben können.

Wir wirtschaften ohne Defizit, aber dies, ohne den Standort auszuhungern, ohne die Daseinsvorsorge einzuschränken und ohne wichtige Bereiche wie Gesundheit, Soziales und Bildung zu vernachlässigen. Unsere Politik orientiert sich an den Bedürfnissen der Menschen. Im Interesse der Wiener und Wienerinnen investieren, steuern und entwickeln wir, um damit jene Rahmenbedingungen zu schaffen, von denen die Menschen unserer Stadt persönlich profitieren. 

Wir setzen gezielt Maßnahmen, die das Wirtschaftswachstum fördern und Wiens starke Position als Wirtschaftsdrehscheibe weiter ausbauen. Wir schaffen mit unserer Finanz- und Budgetpolitik die Basis für höchste soziale Sicherheit, für eine optimale Gesundheitsversorgung, ausgezeichnete Bildungsmöglichkeiten und Chancengleichheit von Frauen. Die Voraussetzung für unsere erfolgreiche Finanz- und Wirtschaftspolitik ist ein kluges und umsichtiges Finanzmanagement mit einem ausgeglichenen Budgethaushalt und konsequentem Schuldenabbau. Der vorliegende Rechnungsabschluss für das Jahr 2006 ist ein Beweis für den Erfolg dieser Strategie.

Der endgültige Rechnungsabschluss der Stadt Wien für das Jahr 2006 weist einen Ausgabenrahmen von 10,15 Milliarden EUR, Einnahmen in der gleichen Höhe und ein ausgeglichenes administratives Ergebnis mit einem leichten Überschuss von 4 Millionen EUR aus. Die Schulden der Stadt erreichten mit Stichtag 31. Dezember 2006 einen Tiefstand und liegen nun bei 1,473 Milliarden EUR; das entspricht einer Reduktion von 73 Millionen EUR im Vergleich zum Jahr 2005. Betrachtet man den Zeitraum ein wenig länger, vom Jahr 2000 bis 2006, so ist es der Stadt Wien gelungen, 571 Millionen EUR an Schulden abzubauen, also eine Reduktion um mehr als ein Viertel. 

Wie schon in den vergangenen Jahren wurde auch im Jahr 2006 vom Land Wien ein Maastricht-relevanter Überschuss erwirtschaftet. Mit 253 Millionen EUR liegt der Maastricht-Überschuss sogar um 47 Millionen EUR über dem geforderten Soll, das im Regierungsübereinkommen mit 0,4 Prozent des Bruttoinlandsproduktes festgelegt wurde.

Sehr geehrte Damen und Herren! Um dieses Ergebnis beneiden uns zahlreiche Städte. Wenn ich vor wenigen Tagen in den Zeitungen gelesen habe, dass New Yorks Bürgermeister Michael Bloomberg stolz verkündet, er habe aus New York eine blühende Stadt mit einem ausgeglichenen Budget gemacht, dann können wir mit umso mehr Stolz sagen, dass ein ausgeglichenes Budget und ein kontinuierlicher Schuldenabbau in Wien schon seit Jahren Standard ist. 

In Wien beträgt die Pro-Kopf-Verschuldung, also der Schuldenstand umgerechnet auf jeden Einwohner und auf jede Einwohnerin, lediglich 936 EUR. Wollen wir uns ein bisschen einen Vergleich anschauen, dann erwähne ich jetzt nicht Berlin; wir kennen alle die spezifische Situation von Berlin, das ja im Vergleich zu seinem Budget einen Schuldenstand von 288 Prozent hat. Nehmen wir München: In München beträgt der Schuldenstand über 4 000 EUR pro Einwohner und macht 109,7 Prozent des Budgets aus. Mailand: mit 3 630 EUR 50 Prozent des Budgets. Oder - wir brauchen gar nicht so weit zu schauen - auch die Situation des Bundes, wo von der neuen Bundesregierung ein schweres Erbe angetreten werden musste: eine Pro-Kopf-Verschuldung von 17 289 EUR und 144,8 Prozent Verschuldung in Relation zum gesamten Bundesbudget. Da steht Wien mit 15,9 Prozent sehr, sehr gut da!

In Wien wirtschaften wir also ohne Defizit und bauen unsere Schulden ab. Wir tun das sehr, geehrte Damen und Herren, aber nicht zum Selbstzweck, sondern um Maßnahmen setzen zu können, von denen die Wiener und Wienerinnen profitieren. Ich möchte Ihnen heute ein neues Beispiel dafür vorstellen: den neuen Mobilpass für Mindestpensionisten und -pensionistinnen und Sozialhilfeempfänger und -empfängerinnen. Wir haben in den letzten Monaten sehr viel über die Mobilität von Obdachlosen diskutiert, über die Mobilität von sozial Schwachen generell, denn ich denke, hier muss eine Lösung eine generelle sein, die alle Sozialhilfebezieher und -bezieherinnen mit einbezieht. 

Heute kann ich Ihnen eine sehr gute Lösung präsentieren: Ab dem zweiten Quartal 2008 bieten wir eine erweiterte Mobilitätslösung für sozial Schwächere, eine Lösung, die einfach, unbürokratisch und leistbar ist. Alle 33 000 Mindestpensionisten und Mindestpensionistinnen und alle 60 000 erwachsenen Sozialhilfeempfänger und -empfängerinnen haben in Wien auf diesen neuen Mobilpass Anspruch. Mit diesem Mobilpass erhalten sie eine ermäßigte Monatsnetzkarte der Wiener Linien zum Preis von 15,20 EUR oder Einzelfahrscheine zum Halbpreis. Das Produkt folgt den Leistungen der bisherigen Leistungen des Sozialpasses „P" im Angebot der Wiener Linien. 

Wir haben uns aber auch überlegt, wie wir dieses Angebot so machen können, dass es wirklich alle in Anspruch nehmen können, dass es niedrigschwellig ist und dass es wirklich auch denjenigen zugute kommt, die es brauchen. Ich denke, dabei ist Wien wieder einmal einzigartig, dass wir nicht nur ein gutes Produkt anbieten, sondern uns auch sehr viele Gedanken darüber machen, wie wirklich alle Berechtigten möglichst niedrigschwellig zu diesem Mobilpass kommen.

Ich bedanke mich in diesem Zusammenhang sehr, sehr herzlich bei meiner Kollegin Sozialstadträtin Sonja Wehsely und ihrem Team, die ein ganz, ganz tolles Modell erarbeitet haben! (Beifall bei der SPÖ.)
Das Modell sieht folgendermaßen aus: Die Sozialhilfeempfänger und ‑empfängerinnen bekommen diese Karte nach einem Monat Sozialhilfebezug durch die Stadt automatisch zugeschickt. Der Mobilpass für Mindestpensionisten und ‑pensionistinnen bleibt zwei Jahre gültig, für Sozialhilfeempfänger und ‑empfängerinnen sechs Monate. Wer nach diesen sechs Monaten weiterhin Sozialhilfe bezieht, erhält automatisch eine Verlängerungsmarke per Post - also auch hier keine komplizierte Antragstellung, kein gerade für sozial Schwächere schwerer Zugang, sondern eine automatische Zusendung. Diese Karte wird dann in Verbindung mit einem Lichtbildausweis gültig sein. 

Wir rechnen mit rund 100 000 Bezugsberechtigten für diesen neuen Mobilpass. Das bedeutet eine große Steigerung der Anspruchsberechtigten im Vergleich zu dem, was wir jetzt haben, nämlich um zirka 60 000 Personen. Die Kosten dafür belaufen sich auf zirka 
8 bis10 Millionen EUR. 

Sehr verehrte Damen und Herren! Wir können und wollen solche Initiativen wie den Mobilpass setzen, weil wir mit unserer effizienten und sparsamen Budgetpolitik dafür den notwendigen Spielraum schaffen. Das ist eine Strategie, die es uns auch im Jahr 2006 ermöglicht hat, gegenüber dem Rechnungsabschluss 2005 deutliche Steigerungen in nahezu allen Budgetbereichen zu realisieren und die Investitionen weiterhin auf hohem Niveau zu halten. 

Für den Bereich Gesundheit wurden zum Beispiel 1,5 Milliarden EUR, für den Bereich Soziales 794 Millionen EUR bereitgestellt; das bedeutet ein beträchtliches Plus von 95 Millionen EUR im Bereich Gesundheit und Soziales gegenüber dem Rechnungsabschluss 2005. Für Schulen, Bildung, Kindergärten standen 1,3 Milliarden EUR zur Verfügung, auch ein Plus von 57 Millionen EUR. Die Bezirksmittel stiegen um 4,3 Prozent auf 6 Millionen EUR. 

Um den Konjunkturaufschwung weiter zu erhalten, haben wir die Investitionen auf sehr hohem Niveau gehalten. So lag die Investitionsquote im Jahr 2006 mit 14,6 Prozent wieder auf einem sehr, sehr hohen Niveau. Allein aus dem Kernbereich des Magistrats wurden 1,48 Milliarden EUR investiert. Dazu kommen natürlich noch die Investitionen der Unternehmungen der Stadt Wien - Stadtwerke Holding, Wiener Wohnen, Krankenanstaltenverbund - im Jahr 2006 mit insgesamt 720 Millionen EUR. Das heißt, die Gesamtinvestitionen aus dem Kernbereich des Magistrats und der Unternehmungen betragen 2,2 Milliarden EUR. 

Die nachfragewirksamen Ausgaben spielen natürlich bei den Aufwendungen, die das Wirtschaftswachstum ankurbeln, eine ganz besondere Rolle. Diese Aufwendungen erreichten mit 3,68 Milliarden EUR einen neuen Rekordwert; auch hier eine Steigerung um beträchtliche 34 Millionen EUR. Unter diesen Ausgaben versteht man klassische Investitionen: Ausgaben für geringfügige Wirtschaftsgüter, Mieten, Instandhaltungen, Energiekosten, Transportkosten und Ähnliches. Der volkswirtschaftliche Nutzen gerade jener Ausgaben ist natürlich noch wesentlich höher als die Summe selbst. 

Besonders wichtig, sehr geehrte Damen und Herren, ist das Bau- und Baunebengewerbe. Wir wissen, das ist eine Branche, die besonders personalintensiv, also für den Arbeitsmarkt in Wien besonders wichtig ist. Da standen im Jahr 2006 Finanzmittel in der Höhe von 1,6 Milliarden EUR zur Verfügung. Diese setzen sich zusammen aus baulichen Investitionen, baulicher Instandsetzung, Baukostenbeiträgen und den unglaublich wichtigen Förderungsmitteln für Wohnhaus und Wohnhaussanierung. 

Lassen Sie mich nun auf einige Sachbudgets eingehen und damit unsere politischen Schwerpunkte erläutern. In den Bereichen Gesundheit und Soziales leisteten wir mit der Rekordsumme von rund 2,3 Milliarden EUR ein Fünftel des Gesamtbudgets. Die Versorgung mit Spitzenmedizin und optimaler Pflege für die Wiener und Wienerinnen unabhängig vom Einkommen, unabhängig von ihren sozialen Verhältnissen ist ein ganz zentrales Anliegen der Wiener Stadtregierung, so wie auch die Bereitstellung eines dichten sozialen Netzes. 

Dabei - das wissen Sie - stehen wir vor sehr großen Herausforderungen. Die Kosten in diesem Bereich steigen. Die Gründe kennen wir: Einerseits die demographische Entwicklung, die steigende Anzahl jener Menschen, die Sozialhilfe in Anspruch nehmen, aber auch der High-Tech-Einsatz in der Medizintechnik und in den Therapien. 

Insgesamt betrugen im Jahr 2006 die Aufwendungen für die Bereiche Gesundheit, Pflege, Soziales rund 2,275 Milliarden EUR - aber dies, bitte, ohne Personalaufwand! -, das sind allein 20 Prozent, also ein Fünftel des Gesamtbudgets der Stadt. So haben die Zuschüsse für die Wiener Krankenanstalten und Pflegeheime inklusive der privaten Rechtsträger, die wir auch unterstützen - was ja oft gar nicht so bekannt ist -, einen Rekordwert von 1,24 Milliarden EUR erreicht, 74 Millionen mehr als im Jahr 2005. Darin enthalten sind natürlich auch 34 Millionen EUR für die Pflegereform; 236 Mil-
lionen EUR sind in den Wiener Landes-Gesund-
heitsfonds, den ehemaligen WIKRAF, geflossen. 

Für soziale Dienstleistungen im Rahmen des Fonds Soziales Wien und der Sucht- und Drogenkoordination wurden im Jahr 2006 532 Millionen aufgewendet. Dazu, sehr geehrte Damen und Herren, gehören ganz wichtige Bereiche und Leistungen für die Behindertenhilfe, die Flüchtlingshilfe, die Wohnungslosenhilfe, aber vor allem auch die Pensionistenwohnhäuser, alle Pflege- und Betreuungsformen zu Hause. 

Es werden also jetzt schon - und das zu betonen, ist mir in diesem Zusammenhang auch sehr wichtig - beträchtliche Summen aus Sozialhilfemitteln für Pflege aufgewendet, Mittel, die von den Ländern aufgebracht werden müssen und die ständig steigen. Dies ist mir deswegen besonders wichtig, weil wir den Zusammenhang mit der Debatte über die 24-Stunden-Betreuung sehen müssen, deren Finanzierung und den Anteil, den die Betroffenen aus eigenem Vermögen zu zahlen haben. 

Wir müssen uns dessen bewusst sein, dass die 
24-Stunden-Pflege nur ein Teil, eine Antwort von vielen auf die Pflegenotwendigkeiten sein kann. Pflege heute ist vielfältig: Viele, viele Mosaiksteinchen, die gemeinsam ein äußerst komplexes Bild ergeben, Mosaiksteinchen wie „Essen auf Rädern“, Besuchsdienst, geriatrische Tageszentren, Wohngemeinschaften für Demenzerkrankte, teilstationäre Versorgung, Pflege, die sich ausschließlich auf die Pflege konzentriert, die in Wien ja von den privaten Einrichtungen vorgenommen wird, oder medikalisierte Pflege, wo auch Ärzte anwesend sein müssen, weil es sich um besonders Pflegebedürftige und oft auch kranke Menschen handelt, die vom Krankenanstaltenverbund und von den Häusern der Barmherzigkeit angeboten werden, wo Wohnlichkeit, Wohlfühlen und qualitativ hochwertige medizinische Betreuung miteinander angeboten werden, bis hin zu hoch spezialisierten Abteilungen, wie wir es hier zum Beispiel im Geriatriezentrum am Wienerwald haben. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wer glaubt, dass mit der 24-Stunden-Betreuung zu Hause die Pflegefrage zu lösen ist, den lade ich ein, sich einmal im Geriatriezentrum Wienerwald umzuschauen und sich nur zwei Stationen anzuschauen, die Station unserer Wachkomapatienten und ‑patientinnen und die Station unserer Dauerbeatmeten. Die schauen nicht nur aus wie hoch spezialisierte, hoch qualifizierte und hoch teure Spezialkliniken, es sind welche! 

All dies, sehr geehrte Damen und Herren, in immer höherem Anteil aus Sozialhilfemitteln des Landes, weil das Pflegegeld bei Weitem nicht ausreicht, und damit natürlich auch unter den Bedingungen der Sozialhilfe. Es wird hier das Vermögen herangezogen, es werden Teile des Einkommens herangezogen. Und Wien ist hier wieder einmal anders, denn in fast allen anderen Bundesländern werden auch die Kinder herangezogen, werden Verwandte herangezogen, wird hier Regress verlangt; Wien ist anders: Wir tun das nicht. Aber es sind natürlich Leistungen aus der Sozialhilfe unter den Bedingungen der Sozialhilfe.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn wir von diesem System wegkommen wollen - und ich bin sehr dafür, dass wir von diesem System wegkommen, es ist höchst an der Zeit -, brauchen wir neue, moderne, den Anforderungen entsprechende Finanzierungsmethoden und Finanzierungsformen für die Pflege. Diese strikte Trennung zwischen Pflege- und Gesundheitsversorgung ist anachronistisch, kommt aus einer Zeit, in der Pflege etwas ganz anderes bedeutet hat. Oft sind Pflege und gesundheitliche Betreuung weder organisatorisch noch inhaltlich und im Endeffekt auch finanziell nicht voneinander zu trennen. 

Jetzt gibt es zwei Möglichkeiten. Man kann die Pflege in Zukunft aus Steuern finanzieren. Es gibt entsprechende Vorschläge über einen zentralen österreichischen Fonds, es liegen Vorschläge zur Finanzierung auf dem Tisch, wie zum Beispiel der einer Vermögenssteuer. Das muss inhaltlich gut überlegt sein, aber es soll jedenfalls ernsthaft diskutiert werden. Eine andere Variante ist die, dass wir auch die Pflege in die gesetzliche Sozialversicherung mit einbeziehen. Auch hier brauchen wir aber selbstverständlich unter anderen Bedingungen neue Finanzierungsformen, eine Verbreiterung der Bemessungsgrundlage, denn es kann nicht sein, dass immer weniger Lohnabhängige, immer weniger vollzeitbeschäftigte Sozialversicherungsverpflichtete immer größere Lasten tragen. Das heißt, hier wäre eine Verbreiterung der Bemessungsgrundlage notwendig, aber auch ohne Einbeziehung der Pflege. Generell denke ich, dass unser Gesundheitswesen dieser neuen Finanzierungsformen bedarf. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das Land Wien ist bereit, sowohl bei der 24-Stunden-Pflege als auch bei einer grundsätzlichen Neuordnung der Pflegefinanzierung seinen Teil dazu beizutragen. Ich werde diese Vorschläge auch in die bevorstehenden Finanzausgleichsverhandlungen mit einbringen. Wir übernehmen Verantwortung, denn es geht um die meiner Meinung nach größte gesellschaftliche Herausforderung, der wir gegenüberstehen, der wir uns stellen müssen im Interesse der älteren Generation in dieser Stadt und in diesem Land.

Zurück, sehr geehrte Damen und Herren, zur Sozialhilfe im engeren Sinn: Auch hier wissen Sie, dass sich seit dem Jahr 2000 die Anzahl der Sozialhilfebezieher sehr stark verändert hat. Logischerweise sind dementsprechend auch mehr Finanzmittel für direkte Geldleistungen in der Sozialhilfe nötig geworden. Die Aufwendungen dafür sind auf 180 Millionen EUR im Jahr 2006 gestiegen; das bedeutet eine Steigerung von 18 Millionen EUR gegenüber dem Rechnungsabschluss 2005. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Unseren Weg, dass wir massiv in den Gesundheits- und Pflegebereich investieren, werden wir auch in den nächsten Jahren konsequent fortsetzen. Die Pläne liegen auf dem Tisch. Bis 2015 werden wir sechs neue, moderne Geriatriezentren errichten. Konkret geht es um neue Pflegeeinrichtungen in den Bezirken 2, 10 und 12. Unser Ziel ist es, den Wienern und Wienerinnen im Jahr 2015 ein dichtes Netz von modernsten, wohnlichen, hoch qualitativen Pflegeeinrichtungen mit insgesamt 16 000 bedarfsgerechten Pflege und Betreuungsplätzen anbieten zu können. 350 Millionen EUR werden wir insgesamt in die Errichtung moderner Geriatriezentren investieren. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Stadt Wien - um zum nächsten Kapitel zu kommen - versteht den Bereich Schule und Bildung als zentrale gesellschafts- und wirtschaftspolitische Aufgabe. Deswegen investieren wir 1,3 Milliarden EUR für Schulen, Bildung und Kindergärten. Höchstes Niveau der Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen ist eine entscheidende Voraussetzung für ein funktionierendes soziales Miteinander und den Erfolg als Wirtschaftsstandort. 

Die Stadt Wien hat deswegen im Jahr 2006 957 Millionen EUR in Schulen und Bildungseinrichtungen investiert. Dazu kommen noch die Ausgaben für Wiens Kindergärten, die Kinderbetreuung, in die 342 Mil-
lionen EUR geflossen sind. Auch das ist ein neuer Rekordwert, und es sind um 57 Millionen EUR mehr als im Jahr 2005. 

Unsere Bildungsoffensive treiben wir aber selbstverständlich auch zukünftig voran. So fließen 610 Mil-
lionen EUR in das 10-Jahre-Sanierungsprogramm für die Schulen, 185 Millionen EUR stehen für den Schulneubau in den Stadterweitungsgebieten bis 2015 zur Verfügung. 

Die Investitionen in die Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen, aber auch in Forschung und Entwicklung - das bestätigt im Übrigen auch eine Modellsimulation des WIFO - bringen langfristig den größten Effekt auf den Beschäftigungszuwachs und damit auf das Bruttoinlandsprodukt. Unsere Investitionen in diesen Bereich sind ein entscheidender Beitrag, um den Wirtschaftsstandort Wien langfristig zu sichern. Und: Es ist gesellschaftspolitisch wichtig, denn Bildung schützt vor Arbeitslosigkeit. (Beifall bei der SPÖ.) Die Hälfte aller arbeitslos Gemeldeten hat ein niedriges Bildungsniveau, deswegen investieren wir hier ganz besonders. Denn gut qualifizierte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sind eines der wichtigsten Assets für den Wirtschaftsstandort Wien.

Sehr geehrte Damen und Herren! Dieser Wirtschaftsstandort Wien entwickelt sich weiter. Dieser Wirtschaftsstandort Wien unterliegt einem rapiden Strukturwandel; bei der Bewältigung dieses Strukturwandels unterstützt die Stadt Wien die Wiener Wirtschaft massiv: Allein im Jahr 2006 mit 167 Millionen EUR für wirtschaftsfördernde Maßnahmen, zum Beispiel durch wirkungsvolle Hilfe für die Unternehmen bei der Modernisierung, Internationalisierung und Qualifizierung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, oder mit der Errichtung von maßgeschneiderten Immobilien, Infrastruktureinrichtungen, zum Beispiel für Technologie- und Industriebetriebe. Insgesamt 167,4 Mil-
lionen EUR - auch hier ein Plus von 13,3 Millionen EUR - kamen aus dem Wiener Budget der Wirtschaftsförderung im engeren Sinn zugute, inklusive der Aufwendungen für die Fachhochschulen und der Beteiligungen an Projekten wie der Therme Oberlaa-neu. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Dieser Strukturwandel ist nicht einfach, aber es führt kein Weg daran vorbei. Wir können und wollen im Standortwettbewerb nicht als Billigstbieter mit den niedrigsten Löhne gewinnen, sondern als Bestbieter, wenn wir hochqualifizierte und innovative Produkte und Services produzieren und bestens qualifizierte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen anbieten. Wir wollen und werden die Besten sein. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir sind damit erfolgreich! Mit einem Bruttoregionalprodukt von fast 70 Milliarden EUR wird in Wien ein Viertel der gesamten österreichischen Wertschöpfung erwirtschaftet. Jedes vierte in Österreich neu gegründete Unternehmen entsteht in Wien. Die Wiener Wirtschaft bietet mit rund 900 000 Jobs ein Viertel aller österreichischen Beschäftigungsverhältnisse und versorgt damit 200 000 Menschen, die nicht in Wien leben. Das zeigt den gewaltigen Stellenwert Wiens für den Arbeitsmarkt in der gesamten Ostregion und die Beschäftigungssituation in Österreich insgesamt.

Im Wettbewerb der europäischen Wirtschaftsmetropolen liegt Wien als fünftreichste Region im Spitzenfeld. Egal, ob es um die Kaufkraft geht, die Ausgaben für Forschung und Entwicklung, die Anzahl der Beschäftigten im Technologiebereich oder um Standortfaktoren wie Lebensqualität, Infrastruktur, Gesundheitsversorgung und Sicherheit, Wien belegt in den einschlägigen Rankings durchwegs Spitzenplätze.

Dazu kommt, dass Wien eine ausgezeichnete Position als Drehscheibe für Wirtschaftsbeziehungen hat. 300 internationale Unternehmungen haben in Wien ihr Headquarter aufgeschlagen, um die Märkte in Zentral- und Osteuropa zu bearbeiten. Fast jedes zweite internationale Unternehmen, das neu nach Österreich kommt, kommt hierher zu uns nach Wien. Rund ein Viertel aller österreichischen Betriebe befinden sich in Wien, und allein 2006 haben sich 74 internationale Unternehmungen neu in Wien angesiedelt. 

Wenn wir uns jetzt die Herkunftsländer anschauen - wo diese Unternehmungen herkommen -, dann zeigt sich, dass Wien wirklich immer mehr zu einer Wirtschaftsdrehscheibe wird. Während wir noch vor wenigen Jahren als Gateway to the East gegolten haben, all die Unternehmungen, die hierher gekommen sind, den Ostmarkt erarbeiten wollen, hat mittlerweile die Einbahnstraße eine zweite Fahrbahn in die Gegenrichtung bekommen. Die Osteuropakompetenz in Wien ist nach wie vor ein zentrales Motiv für die Ansiedlung, aber nun sehen auch mehr und mehr Unternehmungen aus Osteuropa Wien als Eintrittspunkt in etablierte EU-Märkte, und mehr und mehr Unternehmungen, die beide Märkte bearbeiten wollen, entscheiden sich für Wien genau wegen dieser Drehscheibenfunktion. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wirtschaft kann aber nur florieren in einer sozial ausgewogenen Gesellschaft mit qualifizierten Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen und mit potenten KonsumentInnen. Deswegen müssen erfolgreiche Wirtschaftspolitik und erfolgreiche Arbeitsmarktpolitik Seite an Seite gehen. Deswegen treibt die Stadt Wien die Arbeitsmarktoffensive trotz sinkender Arbeitslosenzahlen weiter voran. 

Nach dem Motto „Weiterbildung vor Jobverlust" wurden 2006 insgesamt 56 Millionen EUR in arbeitsmarktpolitische Maßnahmen investiert, zum Beispiel in die rund 40 verschiedenen Weiterbildungsprogramme des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds oder die Lehrstellenoffensive inklusive JASG-Auffangnetz für alle jene Jugendlichen, die keine Lehrstelle in den Wiener Unternehmungen gefunden haben. 

Eine der jüngsten Maßnahmen in diesem Bereich, die mir persönlich auch ganz besonders wichtig ist und am Herzen liegt, ist der Bildungsbonus für Wiener LehrabsolventInnen. Denn es ist leicht, vor allem eher bildungsfernen Schichten etwas vom lebenslangen Lernen zu erzählen, aber man muss ihnen dabei helfen, das auch wirklich in der Praxis umsetzen zu können. Dieser Bildungsbonus mit einem Maximalbetrag von 200 EUR kann von allen Wiener Lehrlingen in Anspruch genommen werden, die im Jahr 2007 ihre Lehrabschlussprüfung erfolgreich abgelegt haben, und sie können mit diesem Bonus ganz konkret einen Kurs zur beruflichen Fortbildung belegen. Das kann über Sprachkurse gehen, Computerkurse, technische Kenntnisse, die in so einem Kurs erworben werden. Aber es ist ein wirklich konkreter Beitrag zu lebenslangem Lernen, und es ist auch ein Zeichen der Wertschätzung gegenüber diesen Lehrabsolventen, die wichtig für den Wirtschaftsstandort und wichtig in unserer Gesellschaft sind. (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Wien hat 2006 auch die begonnene Technologieoffensive weiter ausgebaut: 100 Millionen EUR inklusive Eigenforschung und Forschungsaufträgen der Stadt Wien. Für Technologie, Forschung und Wissenschaft im engeren Sinn standen über 25 Millionen EUR zur Verfügung, zum Beispiel über unser ZIT, das Zentrum für Innovation und Technologie, den Wiener Wissenschafts- und Technologiefonds WWTF oder unser Universitäts-Infrastrukturprogramm, das im Übrigen auch einzigartig ist in Wien. 

Rechnet man nun jene Finanzmittel dazu, die von der Stadt Wien für Forschungsaufträge an die Universitäten oder private Forschungseinrichtungen gegeben wurden, und die Eigenforschung wie zum Beispiel im Stadt- und Landesarchiv, wo sehr viele spannende Projekte passieren, oder für den Erhalt, den Betrieb und die Projekte der stadteigenen Forschungseinrichtungen, so betragen die Ausgaben der Stadt für Forschung und Wissenschaft jährlich rund 100 Millionen EUR. 

Auch hier bleiben wir nicht stehen, sehr geehrte Damen und Herren! Die Technologieoffensive wird weiterhin kräftig ausgebaut, denn Wissenschaft, Forschung und Technologie sind von zentraler Bedeutung für die Entwicklung der Stadt Wien. Hier sind und hier entstehen Arbeitsplätze mit Zukunft, hier liegt das größte Wachstumspotenzial. 

Erst letzten Freitag haben wir den Spatenstich für das Vienna Institute of Biotechnology vorgenommen und eine Vereinbarung mit der Universität für Bodenkultur unterzeichnet, mit der die Stadt Wien mit 10 Mil-
lionen EUR einen Gerätepool an die BOKU maßgeblich finanziert. Diese Zusammenarbeit garantiert, dass Forschende sowie Start-up- und Spin-off-Unternehmungen im Bereich der Biotechnologie besonders rasch auf spezielle Labor- und Großgeräte sowie auf die notwendige Infrastruktur zurückgreifen können. Wie erfolgreich diese Wiener Technologieoffensive ist - die auf eine Initiative unseres Bürgermeisters, der maßgeblich für den Erfolg verantwortlich ist, zurückgeht -, das zeigt sich auch daran, dass wir bereits zu München, der Nummer 1 in der Biotech-Szene in Mitteleuropa, aufschließen. 

Seit 1997 hat die Stadt Wien im Rahmen ihrer Technologieoffensive 500 Millionen EUR investiert. Mit einer Forschungsquote von 3,12 Prozent liegt die Wiener Forschungsquote nach allen Berechnungen bereits über jenen 3 Prozent, die die EU gemäß dem Lissabon-Ziel für das Jahr 2010 vorgegeben hat. Die Anzahl technologieorientierter Unternehmungen ist um 17 Prozent gestiegen, 20 000 Betriebe auf diesem Sektor beschäftigen bereits 150 000 Menschen. 

Auch hier bleiben wir nicht stehen, auch hier entwickeln wir uns weiter. Mit unserer SCI-Strategie beziehen wir nicht nur alle Beteiligten aus Wissenschaft und Wirtschaft ein, sondern haben wir uns auch ehrgeizige Ziele gesetzt: Wir wollen eine Forschungsquote von 4 Prozent erreichen; wir wollen eine Verdoppelung der F&E-Unternehmungen; wir wollen die Verdoppelung des Frauenanteils in betrieblicher Forschung. (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Wien ist eine Wirtschaftsdrehscheibe, Wien ist eine Stadt der Wissenschaft, Wien ist und bleibt eine Stadt der Kunst und Kultur. 219 Millionen für Kunst und Kultur beweisen das auch handfest im Rechnungsabschluss des Jahres 2006, davon 21 Millionen EUR allein für das Mozartjahr. Das städtische Kulturbudget ist in den letzten Jahren stetig gestiegen. 219 Millionen EUR im Jahr 2006 entsprechen einer Steigerung von 13,6 Millionen EUR gegenüber 2005. 

Einer der Schwerpunkte im Kulturbereich war natürlich das Wiener Mozartjahr. Ein Gesamtbudget von 21 Millionen EUR hat sich gelohnt: 120 Projekte, 61 Auftragswerke und fast 3 000 Veranstaltungen haben 1,2 Millionen Besucher und Besucherinnen nach Wien gelockt und - neben dem kulturellen Wert an sich - dem Wien-Tourismus 175 000 zusätzlich Nächtigungen und einen zusätzlichen Umsatz von 44 Millionen EUR gebracht, immerhin 2 Prozent des Gesamt-Nächtigungsbereichs in Wien, also eine absolut relevante Zahl. 

Wien ist eine Kulturstadt. Davon profitiert der Tourismus, der Wirtschaftsstandort und nicht zuletzt wir, alle Wiener und Wienerinnen, die ein kulturelles Angebot in dieser Stadt vorfinden, wie es kaum von einer anderen Stadt angeboten wird. Dieses exzellente Niveau bauen wir weiter aus. Ein Beispiel dafür: Mit 1. Juli 2007 wird die Wien Holding das Kunsthaus Wien übernehmen. Damit sichern wir langfristig und nachhaltig die Zukunft des Hauses als wichtiger Faktor für das Wiener Kulturleben und für die Wiener Tourismuswirtschaft.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir sorgen dafür, dass die Menschen in dieser Stadt gut und sicher leben können. Voraussetzung dafür ist eine gut funktionierende Daseinsvorsorge, vom öffentlichen Verkehr über die Versorgung mit Trinkwasser bis zu einer vorbildlichen Abwasser- und Müllbeseitigung. Die Daseinsvorsorge ist eine wesentliche Voraussetzung für das Funktionieren einer Stadt, für die Lebensqualität und für den Standortvorteil im Wettbewerb der Städte. Die Leistungen der Stadt Wien in diesem Bereich liegen auf allerhöchstem Niveau und gelten international als vorbildlich. Im Jahr 2006 wurden 1,15 Milliarden EUR dafür eingesetzt; das sind um 53 Millionen mehr als im Rechnungsabschluss 2005.

Sehr geehrte Damen und Herren! Lassen Sie mich zum Abschluss noch auf ein Thema eingehen, das mir persönlich, wie Sie wissen, sehr am Herzen liegt. Wenn Budgets und Rechnungsabschlüsse in Zahlen gegossene Politik sind, haben sie natürlich gesellschaftspolitische Auswirkungen, sie haben wirtschaftspolitische Auswirkungen, aber sie haben natürlich auch Auswirkungen auf das Geschlechterverhältnis in dieser Stadt. 

Gender Budgeting ist deswegen seit dem Jahr 2005 und damit dem Budgetvoranschlag 2006 regulärer Bestandteil des Wiener Budgetierungsprozesses. Dabei wurden und werden alle 236 Budgetansätze einem Gender Check unterzogen, es wird also genau geschaut: Welche Auswirkungen haben unsere Maßnahmen auf die Geschlechter? Gibt es hier Ungerechtigkeiten, können sie beseitigt werden?

Die für Gender-Politik relevanten Ansätze werden für alle Geschäftsgruppen in einem eigenen Kapitel erläutert. Damit ist Wien nicht nur innerhalb Österreichs führend, sondern mittlerweile auch europäische Benchmark. So haben zum Beispiel die Gender-Mainstreaming- und Gender-Budgeting-ExpertInnen Wiens die Stadt München in Gender Budgeting geschult und inhaltlich begleitet. 

Lassen Sie mich ein Beispiel für dieses Gender Budgeting im Rechnungsabschluss 2006 nennen. Nachdem bereits in den Fachhochschulförderungen Wiens Gender-Kriterien für die Förderungen in den Wettbewerben relevant sind, wurden im neuen Förderwettbewerb des WWFF, Wettbewerb für Innovation, ebenfalls Gleichstellungskriterien eingeführt. Von 109 positiv entschiedenen Fällen bekamen 42 Projekte Zusatzpunkte aufgrund der Erhöhung der Frauenbeschäftigung und 29 weitere zusätzliche Punkte auf Grund von Frauen in leitender Position. Auch der Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds setzt einen eigenen Gender-Mainstreaming-Index ein. 

Dass Gender-Politik auch Männern dienlich ist, beweisen das Wiener Männergesundheitszentrum und der Männer-Gesundheitstag. Hier wurden Defizite bei den Männern festgestellt. Gender-Politik bedeutet, Defizite auszugleichen und dass die Maßnahmen, die den Männern zugute kommen, wie ich weiß, sehr, sehr gut und gerne angenommen werden. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Wien steht ausgezeichnet da, darauf dürfen wir stolz sein. Diese Entwicklung ist aber nicht selbstverständlich, sondern bedeutet für uns alle harte Arbeit, auch vor dem Hintergrund, dass immer mehr Aufgaben seit 2001 zusätzlich vom Bund an die Länder übertragen wurden, ohne die Kosten dafür zu erstatten. Dazu zählen die Führung des Gebäuderegisters, das Pass-, Fund- und Meldewesen, Aufgaben im Zusammenhang mit dem Fremdengesetz sowie dem Staatsbürgerschaftsgesetz, um nur einige Beispiele zu nennen.

Trotz des Mehraufwandes ist es uns gelungen, den Personalstand - wie auch schon in den letzten Jahren - weiter zu senken. Er lag im Jahr 2006 bei 57 607 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, das sind 287 Personen weniger als im Jahr 2005. Auch das zeigt, wie effizient die Wiener Stadtverwaltung arbeitet. In diesem Zusammenhang lassen Sie mich ein herzliches Dankeschön an alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dieses Hauses sagen: Wir könnten ohne ihren unglaublich engagierten Einsatz so einen tollen Rechnungsabschluss nicht vorlegen. Danke vielmals! (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr verehrte Damen und Herren! Nicht nur die übertragenen Mehraufgaben haben wir in Zukunft zu bewältigen, sondern es kommen viele Herausforderungen auf uns zu. Aktuelle demographische Entwicklungen bringen Mehrkosten in den Bereichen Gesundheit und Pflege; weiterhin notwendige Investitionen in Bildung und Forschung, Wirtschaft und Arbeitsmarkt; die Fragen um neue Pflege, die Fragen um neue Schulmodelle; oder das ganz, ganz wichtige Anliegen, das Wien ja sehr unterstützt, die Mindestsicherung; die Auswirkungen der Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofs in Sachen Erbschafts- und Schenkungssteuer und vieles, vieles mehr, das sind die Herausforderungen für die Zukunft, ganz konkret für die Erstellung der Budgets der kommenden Jahre. Nicht leicht zu bewältigen, sehr geehrte Damen und Herren, nur gemeinsam zu bewältigen!

In diesem Sinne möchte ich mich bei meinen Stadtratskollegen und ‑kolleginnen bedanken, nicht nur für ihre Budgetdisziplin, sondern für ihre solidarische Unterstützung, ihr großes Fachwissen und ihr Riesen-Engagement, mit dem sie tolle Projekte in ihren Ressorts initiieren, gestalten und weiterbringen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich lade auch die Opposition ein, gemeinsam diese Herausforderungen zu bewältigen. In vielen Bereichen - wenn ich nur an den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds oder an den WAFF denke - gibt es eine sehr gute, sachorientierte Zusammenarbeit, für die ich mich ebenfalls sehr herzlich bedanke. (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Um alle diese Herausforderungen zu bewältigen, dürfen wir nicht stehen bleiben. Wir dürfen uns nicht auf den Erfolgen ausruhen, wir müssen uns weiterentwickeln, wir müssen uns verändern. Gleich bleiben unsere Ziele: Eine Stadt, in der sich die Menschen wohl und sicher fühlen und die allen Menschen Chancen und Unterstützung gibt. Das sind die Prinzipien, auf denen dieser Rechnungsabschluss beruht.

In diesem Zusammenhang darf ich Sie zum Abschluss darüber informieren, dass vom Recht der Einsichtnahme in diesen Rechnungsabschluss nicht Gebrauch gemacht wurde und keine Stellungnahmen abgegeben wurden. Damit erübrigt sich die formelle Berichterstattung zu den Einsichtnahmen. 

Ich darf Sie in diesem Zusammenhang auch auf die schriftlichen Anträge im Rechnungsabschluss auf Seite XXIII hinweisen und bedanke mich nach diesen formalen Hinweisen für Ihre Aufmerksamkeit, für Ihre Arbeit, für Ihre Unterstützung und für die gemeinsame Arbeit für diese Stadt. Danke schön! (Anhaltender Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Frau Vizebürgermeisterin, für die Einleitung und eröffne damit die Debatte. Als erster Redner ist Herr GR DDr Schock gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Die Frau Vizebürgermeisterin war heute ja nicht wiederzuerkennen. Ich glaube, das liegt nicht an ihrer neuen Rolle im Finanzressort, und ich frage mich: Woran liegt es eigentlich wirklich? - Erinnern wir uns zurück: Sie war ja jene Stadträtin, die noch vor einem Jahr immer nur von der Bundesregierung gesprochen hat, die alles Negative der Regierung in die Schuhe geschoben hat. Die Bundesregierung als Wurzel alles Bösen, das war ihr Credo, und wir haben uns das sieben Jahre lang anhören müssen. 

Heute war sie eigentlich wie ausgewechselt: Sie hat mit keinem einzigen Wort mehr die Regierung erwähnt. Sie kennt die Bundesregierung überhaupt nicht mehr, hat man den Eindruck. (GR Mag Thomas Reindl: Stimmt ja nicht!) Man hat direkt das Bemühen gespürt (GR Mag Thomas Reindl: Sie hat sie erwähnt!): Sie will an die Regierung gar nicht erinnert werden, und, meine Damen und Herren, sie will vor allem an die Umfaller in dieser Regierung nicht erinnert werden! Man hat das Bemühen wirklich gespürt, sie möchte überhaupt nicht anstreifen. 

Der Herr Bürgermeister ist da ja schon ein Stück weiter. Er hat vorige Woche bereits laut darüber nachgedacht, diese Regierung zu verlassen. Er hat darüber nachgedacht, ob es sich die Sozialdemokratie überhaupt noch leisten kann, mit diesem Image wirklich in dieser Regierung zu bleiben.

Frau Vizebürgermeisterin! Wir haben von Ihnen in den letzten sieben Jahren nichts anderes gehört als: Die Bundesregierung ist schuld. Ich glaube, es wäre Ihnen daher gut angestanden, so wie der Herr Bürgermeister heute hier auch ein klares Wort darüber zu sagen, wie Sie zu der Regierung stehen, wie Sie zu den Umfallern in dieser Regierung stehen. Frau Vizebürgermeisterin, dieses Haus hätte sich, so meine ich, heute ein klares Wort dazu erwartet! (Beifall bei der FPÖ.)
Aber schauen wir nach Wien: Da hat der Herr Professor, der ja hier und nicht am Donauinselfest ist, in seiner Eigenschaft als Parteisekretär eine Werbekampagne entworfen, eine Kampagne, und die Kampagne hat folgenden Spruch: „Wien hält, was es verspricht." Soll heißen - wer mitdenkt: Die Bundesregierung bricht, was Sie verspricht, und Wien hält eben, sagt der Herr Professor, im Gegensatz dazu, was versprochen wird. 

Die Bundesregierung bricht ihre Versprechen - das sind die bösen Sozialisten, die bösen Sozialisten in der Regierung, die bei allen ihren Versprechen umgefallen sind. Und dann - so der Plan des Herrn Professors, des Herrn Parteisekretärs - gibt es andere Sozialisten, gute Sozialisten, die ihre Versprechen nicht brechen. Gute Sozialisten in Wien, die halten, was sie versprechen! Gute Sozialisten, die auch - und die Frau Vizebürgermeisterin hat das heute ja bemüht dargestellt - einen Mobilpass für Pensionisten erfinden und damit ihre soziale Kompetenz unter Beweis stellen.

Aber, meine Damen und Herren, dann gibt es eben auch böse Sozialisten! Böse Sozialisten wie den Sozialminister, der den Pflegebedürftigen ihr ganzes Vermögen wegnehmen will. Böse Sozialisten in der Bundesregierung wie den Herrn Sozialminister von der SPÖ, der den Ärmsten alles wegnehmen will, was sie mehr als 5 000 EUR besitzen. Das sind genau die Kosten fürs eigene Begräbnis, das will er ihnen lassen. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Das glaubt Ihnen doch niemand, diesen Spagat werden Sie nicht schaffen! Das glauben Sie ja selbst nicht; Sie glauben selbst nicht, dass dieser Schmäh hineingehen kann. Ich bin mir daher ganz sicher, meine Damen und Herren: Auf diesen Schmäh werden die Wählerinnen und Wähler in Wien ganz sicher nicht hereinfallen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Aber wie sieht es denn mit den Versprechen hier in diesem Haus aus? Da hat die SPÖ in Wien eine soziale Politik versprochen. Da hat man die Belastungen der Bundesregierung sieben Jahre lang gegeißelt, und man hat von einem Wiener Modell gesprochen, man hat ein soziales Gegenmodell angekündigt. Was ist daraus geworden? Wir wissen es alle: Der Bürgermeister hat 70 Belastungen in dieser Stadt erfunden, und Sie müssen in Wahrheit dankbar sein, dass Sie in diesen letzten sieben Jahren in Opposition gewesen sind, weil sie ansonsten vom Wähler dafür bestraft worden wären!

Aber so konnten Sie all diese Grauslichkeiten dem Bund anlasten und der Regierung in die Schuhe schieben, jene Grauslichkeiten, auf die Sie ja auch den vorliegenden Rechnungsabschluss 2006 gegründet haben. Sie haben mit diesen Belastungen, meine Damen und Herren, auch genau den Durchschnittsverdiener, den Schlechtverdiener belastet, dort, wo die Menschen nicht auskönnen, wo sie durch die Not der Umstände nicht flüchten können. 

Sie haben bei den Wiener Linien plus 10 Prozent erhöht, plus 13 Prozent sogar beim Einzelfahrschein; bei den Bädern um 12 Prozent. Wir kennen diese Liste: beim Strom plus 11 Prozent seit der Wahl, beim Müll plus 20 Prozent, beim Gas plus 22 Prozent, beim Spitalskostenbeitrag plus 25 Prozent, beim Kanal plus 28 Prozent, bei der Parkraumbewirtschaftung sogar plus 29 Prozent für das Parkpickerl, beim Kurzparkschein sogar plus 50 Prozent!

All das konnte unter einer Bundesregierung ohne SPÖ ja ganz gut versteckt werden. Aber jetzt sitzen Sie in dieser Regierung drinnen, jetzt haben Sie diese Koalition mitverhandelt, und jetzt gibt es keine Ausrede mehr.

Frau Vizebürgermeisterin! Sie haben heute von der Daseinsvorsorge gesprochen. Sie haben erwähnt, wie vorbildhaft Wien in der Daseinsvorsorge ist. Sie haben aber nicht erwähnt, dass Sie in diesem Rechnungsabschluss genau hier, bei der Daseinsvorsorge, mit 
20, 30 Prozent den Durchschnittsverdiener, den Schlechtverdiener in dieser Stadt, der sich nicht dagegen wehren kann, belastet haben! Sie unterscheiden sich da durch überhaupt nichts von der Regierung. Es gibt in Wahrheit natürlich keine besseren Sozialisten in Wien - Sie sind bei allen Wahlversprechen umgefallen, auch in Wien! Ich bin mir daher ganz sicher: Kein Mensch in Wien wird Ihren Wahlversprechen der Wiener Sozialisten jemals noch Glauben schenken, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Aber zurück zur Werbekampagne des Herrn Professors, des Parteisekretärs: „Die Wiener Sozialisten halten, was sie versprechen.“ Was haben Sie denn alles versprochen? Vollbeschäftigung - der Bürgermeister selbst hat sogar mit diesem Wahlversprechen sein Amt angetreten. 

Was sagt dieser Rechnungsabschluss dazu? Wo Arbeitsplätze geschaffen werden, wo investive Ausgaben sind, ist gegenüber dem Vorjahr gekürzt worden, meine Damen und Herren! Die Investitionen der Stadt sind gegenüber dem Vorjahr, gegenüber 2005, nämlich gesunken, die Wirtschaftsförderung ist gegenüber 2005 gesunken, die Wohnbauförderung ist gesunken, und die bauwirksamen Aufgaben sinken dadurch natürlich ebenfalls. Und wir haben heute mit 10 Prozent die höchste Arbeitslosigkeit aller Zeiten in Wien!

Aber, Frau Stadträtin, Sie haben heute gemeint, Sie wollen Rahmenbedingungen sichern, um Arbeit in dieser Stadt zu schaffen. Sie haben uns aber etwas ganz Wichtiges verschwiegen, nämlich wem tatsächlich diese Arbeitsplätze in Wien zugute kommen. Sie haben uns verschwiegen, dass neue Arbeitsplätze derzeit nur ausländischen Staatsbürgern zugute kommen, dass die Zahl der Inländer mit einem Arbeitsplatz konstant bleibt, während die Zahl der Ausländer mit einem Arbeitsplatz in Wien um 5 Prozent gestiegen ist!

Sie haben uns daher auch verschwiegen, dass es in dieser Stadt zu einem ganz harten Konkurrenzkampf gekommen ist, zu einem Verdrängungswettbewerb, sodass immer mehr Wienerinnen und Wiener in ihrer eigenen Stadt von Ausländern am Arbeitsmarkt verdrängt werden. Ich meine, das sollten Sie nicht auch noch von diesem Pult aus als Erfolg bejubeln. Sie sollten nicht mit dieser Politik das Interesse der Industrie, eigentlich das Geschäft der Großindustrie besorgen. Die Industrie, die natürlich immer mehr billige Arbeitskräfte hereinholen will, hat in Ihnen einen Gehilfen gefunden: Sie hat in Ihnen einen Erfüllungsgehilfen gefunden. 

Aber, Frau Vizebürgermeisterin, das ist nicht Ihre Aufgabe! Sie haben Ihre Aufgabe hier völlig falsch verstanden. Es ist hier nicht Ihre Aufgabe, Hand in Hand mit der Industrie noch mehr Menschen in diese Stadt hereinzuholen. Ihre Aufgabe sollte es sein, die Interessen der Menschen, der Wienerinnen und Wiener zu vertreten. Ich fordere Sie daher auf: Hören Sie doch auf, sich mit Ihrer Politik zum Erfüllungsgehilfen der Großindustrie zu machen, und vertreten Sie wieder die Interessen der Wienerinnen und Wiener, Frau Vizebürgermeisterin! (Beifall bei der FPÖ.)
Dann hat es da noch diese Regierungsumbildung gegeben, die Regierungsumbildung in Wien. Eine Regierungsumbildung ist ja immer ein Signal dafür, in welche Richtung es weitergeht. Wie lautet dieses Signal? Die neue Integrationsstadträtin hat das bereits ganz deutlich gemacht: Ihr Signal lautet Doppelstaatsbürgerschaft, Familiennachzug, noch mehr Einwanderung! Das Signal lautet: Gemeinsame Pressekonferenzen mit der GRÜNEN-Fraktion, eine rot-grüne Politik für noch mehr Einwanderung! Das ist typisch für unsere neue Stadträtin, die ihr Augenmerk nur auf die Zuwanderer richtet. Die Österreicher bleiben dabei übrig. 

Es sollen sogar in der Polizei 150 Planposten für Migranten geschaffen werden. Also statt auf Integration zu schauen, auf Qualifikation - wer ist denn qualifiziert für einen Planposten? -, statt die Zuwanderer dazu zu bringen, Deutsch zu lernen, auch unsere Kultur zu lernen, will sie Migrationspolizisten schaffen, Migrationspolizisten, die dann wahrscheinlich in fremder Sprache in fremden Kulturkonflikten tätig sind und diese schlichten müssen.

Meine Damen und Herren! Die neue Stadträtin stellt sich damit an die Spitze einer Gruppe, die auf dem österreichischen Auge überhaupt blind ist. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Sie will Mentoren aus der Wirtschaft zur Förderung von Migranten in der Arbeitsmarktpolitik. Förderung von Migranten in der Arbeitsmarktpolitik - was heißt denn das? 

Meine Damen und Herren! Man versucht wie in den 60er Jahren, Menschen es schmackhaft zu machen, in dieses Land zu kommen, Menschen es schmackhaft zu machen, in diese Stadt hereinzukommen, mit muttersprachlicher Beratung. Mit Beratung sogar auf Chinesisch, ja sogar auf Albanisch versucht man wie in den 60er Jahren, Menschen dieses Land schmackhaft zu machen. 

Aber, meine Damen und Herren, das ist doch verantwortungslos! Es ist verantwortungslos, wenn in dieser Stadt eine Arbeitslosigkeit von 10 Prozent herrscht, noch mehr Menschen ins Land zu holen. Es ist verantwortungslos, solange wir nicht einmal unseren eigenen Bürgern, unseren eigenen jungen Menschen, die den Fußtritt ins Leben hinaus machen, einen Arbeitsplatz schaffen können. 

Es ist ja auch kein Wunder, dass die SPÖ in allen Umfragen verliert, dass die Sozialdemokratie seit der Wahl 10 Prozent verloren hat, dass die SPÖ - und das ist ganz untypisch - sogar schon Angst vor Journalisten hat und dass Herr Prof Kopietz in den Sektionen ein Hausverbot für Journalisten hat verhängen müssen, ein Betretungsverbot, dass die Journalisten heute nicht einmal mehr mit kleinen Funktionären der Sozialdemokratie sprechen dürfen, weil man nämlich Angst hat, dass sie sonst die miese Stimmung mitbekommen könnten, die in dieser Fraktion herrscht.

Und, meine Damen und Herren, es ist daher kein Wunder, dass sich heute wieder viele Wähler, und sogar viele sozialistische Funktionäre, zu dieser Freiheitlichen Fraktion bekennen, weil wir Freiheitlichen nämlich dazu stehen, was wir immer sagen. Und wir merken diesen Zulauf, wir merken diesen Zulauf, den wir in ganz Wien haben, weil wir dazu stehen und wir bleiben dabei, diese Stadt ist keine Einwanderungsstadt. Und wenn wir unseren Sozialstaat verteidigen wollen, Frau Stadträtin - und das sollte Ihre Aufgabe sein -, wenn wir diesen Sozialstaat verteidigen wollen, dann müssen wir jetzt die Einwanderung stoppen. Wir brauchen daher einen Einwanderungsstopp, Frau Vizebürgermeisterin. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren, es hat natürlich seinen Grund, und ich habe es versucht, ein bisschen nachzuvollziehen, warum die SPÖ 10 Prozent bei diesen letzten Wahlen verloren hat. Der Bürgermeister dieser Stadt hat das ja längst erkannt und er hat auch erkannt, dass es nicht so weitergehen kann, dass die Sozialdemokratie mit diesem Umfaller-Image in der Öffentlichkeit in einer Regierung sitzt und eigentlich nichts bewegen kann. Und der Bürgermeister hat ja erst letzte Woche bedauert, dass die ÖVP Gusenbauer überall ausrutschen lässt, dass die SPÖ überhaupt nichts durchsetzen kann und dass es ihr nicht gelingt, ein eigenes Profil in dieser Regierung herauszuarbeiten. Und erinnern wir uns, das ist der gleiche Bürgermeister, der ja dieses Koalitionsabkommen an führender Stelle mit ausverhandelt hat, der sogar ein emotionales Bekenntnis am Anfang, was heißt, am Anfang, noch vor einem halben Jahr, zu dieser Regierung abgelegt hat, der sogar von seinem Herzblut gesprochen hat, das er in dieses Regierungsprogramm hineingelegt hat. 

Dieser Bürgermeister möchte heute am liebsten lieber gestern als heute aus dieser Regierung hinaus und er meint, die SPÖ soll das bald im Sommer, im August, bei einer Präsidiumsklausur nämlich, entscheiden, ob sie es aushält, in dieser Regierung zu bleiben, ohne eigene Ideen umzusetzen, ob sie es aushält, mit diesem Umfaller-Image tatsächlich noch länger in dieser Regierung zu bleiben.

Frau Vizebürgermeister, Sie sollten uns auch von diesem Pult aus keine Märchen erzählen. Sie haben heute gleich am Beginn Ihrer Ausführungen von höchster sozialer Sicherheit gesprochen. Aber es glaubt Ihnen doch niemand, dass es in Wien hier andere Sozialisten gibt als im Bund, dass es im Parlament böse Sozialisten gibt, 200 Meter weiter, die zweimal am Tag umfallen, und dass nur in Wien die Guten zu Hause sind, die Guten, die ihr Versprechen halten.

Und, Frau Vizebürgermeisterin, Sie selbst haben sich ja bei diesem Versprechen auch nicht zurückgehalten. Sie waren bei all diesen Wahlversprechen mit dabei an vorderster Front und ich möchte Sie heute, nach dem Amtsantritt dieser Bundesregierung, schon noch einmal an Ihre eigenen Wahlversprechen erinnern. Da haben Sie etwa am 10. September des Vorjahres, also knapp vor der Wahl, an einer Pressekonferenz teilgenommen und dort hat die Sozialdemokratie versprochen, wir werden die Studiengebühren abschaffen, das haben wir schon einmal getan. (Heiterkeit bei der FPÖ.) 

Und noch am 16. Jänner des heurigen Jahres, Frau Stadträtin, noch am 16. Jänner, haben Sie nicht geahnt, wohin die Reise geht. Am 16. Jänner haben Sie noch ganz offensiv gesagt: „Für mich als Frauenvorsitzende sind die Alleinerzieher ein besonderes Anliegen. Es ist neben der Kindererziehung und dem Job schwer genug, das Studium fortzusetzen, daher ist für mich die Befreiung von den Studiengebühren für Alleinerzieher ein solidarisches Anliegen, und viele Österreicher brauchen diese Entlastung, um ihr Studium abschließen zu können.“ 

Das haben Sie am 16. Jänner gesagt, Frau Vizebürgermeisterin, nicht einmal noch vor einem halben Jahr, und heute, alles Lippenbekenntnisse, alles nur Lippenbekenntnisse! Umgefallen sind Sie.

Aber vielleicht noch ein Beispiel gefällig, noch ein Beispiel für einen Umfaller: Ich erinnere an den Beschluss in diesem Haus, an den Beschluss nämlich über die osteuropäischen Facharbeiter. Als dieses Haus mit den Stimmen der Sozialdemokratie und von uns Freiheitlichen einen Beschluss gefasst hat, nämlich den klaren Beschluss, keine osteuropäischen Facharbeiter hereinzuholen, keine Facharbeiter aus dem Ausland, solange es nämlich bei uns arbeitslose Facharbeiter gibt, und solange es vor allem bei uns Lehrlinge gibt, die eine Lehrstelle suchen und keine bekommen. Und was war das Ergebnis? Meine Damen und Herren, wir wissen es alle: Die Bundesregierung hat sich auch hier einen Dreck darum geschert, der Bundesregierung war der Arbeitsmarkt in Wien völlig wurscht. (StR Johann Herzog: Jawohl, so ist es!) Der schwarze Wirtschaftsminister hat ausschließlich die Interessen der Industrie durchgesetzt, nämlich das Interesse, natürlich möglichst viele, möglichst billige Arbeitskräfte, möglichst viele Facharbeiter, aus dem Ausland hereinzuholen. 

Aber ich frage mich, was haben eigentlich die sozialistischen Minister in dieser Frage getan, was hat der Herr Bundeskanzler getan, was waren seine Wahlversprechen. Und, meine Damen und Herren, ich möchte Sie auch daran erinnern, auch der Herr Bundeskanzler hat vor der Wahl, nämlich im Juni 2006, erklärt, dass sich Ausmaß und Qualität der Zuwanderung an den Bedürfnissen etwa orientieren muss. Er hat dann erklärt, dass wir die illegale Zuwanderung stoppen und die legale ordnen müssen, dass wir das Problem nicht verleugnen dürfen.

Meine Damen und Herren, das waren alles seine Wahlversprechen vor der Wahl- Und wie schaut es aus? Es waren falsche Versprechen. Was hat Herr Gusenbauer getan, um seine Wahlversprechen umzusetzen, was hat er in dieser Frage der Facharbeiter etwa konkret getan, um den Wiener Arbeitsmarkt im Sinne des Antrages seiner eigenen Genossen hier zu schützen? Und wir wissen es alle, er hat nichts getan, und er hat, noch einmal, nichts getan. Die Sozialisten in der Regierung haben überhaupt nichts dazu gesagt. Die roten Regierungsmitglieder sind auch bei den Facharbeitern umgefallen, sie sind auch beim Schutz des Wiener Arbeitsmarktes umgefallen, so wie bei den Studiengebühren, so wie bei den Eurofightern.

Und, Frau Vizebürgermeisterin, Sie haben sich heute ja sehr wortreich hier in Ihrer ersten Rechnungsabschlussrede als Märchenerzählerin versucht. Aber, Frau Stadträtin, die jungen Menschen, die keinen Arbeitsplatz haben, die jungen Menschen, die immer noch keine Lehrstelle in Wien haben, die werden Ihnen das nicht abnehmen, die werden da nicht unterscheiden zwischen Wien und dem Bund, die werden Ihnen alle diese Märchen nicht glauben. Und auch die jungen Menschen, die jetzt Studiengebühren zahlen müssen, die jetzt, entgegen allen Wahlversprechen, für ihr Studium Gebühren zahlen müssen, diese jungen Menschen werden da auch nicht unterscheiden, sondern sie werden die SPÖ insgesamt in ihrer Politik beurteilen, und sie werden daher die SPÖ insgesamt auch bestrafen.

Und, Frau Stadträtin, Sie haben sich heute in Ihrer neuen Rolle als Märchentante dieses Wiener Gemeinderates profiliert. Aber ich frage mich eigentlich wirklich, was haben Sie gemacht? Frau Stadträtin, Sie sind ja nicht nur Märchentante, Sie sind ja auch Präsidiumsmitglied dieser Sozialistischen Partei. Sie sitzen im Präsidium, und ich frage Sie, was haben Sie gemacht, um diesen Facharbeiterantrag durchzusetzen, was haben Sie gemacht, um die Interessen dieses Hauses und die Interessen dieses Gemeinderates durchzusetzen. Nichts haben Sie gemacht.

Und, meine Damen und Herren von der SPÖ, es ist daher ja auch kein Zufall, dass wir Freiheitlichen gerade bei den jungen Menschen immer stärker werden, - und das hat ja eine IMAS-Umfrage vorige Woche ergeben -, dass wir Freiheitlichen bei den jungen Menschen schon bei 24 Prozent liegen, dass wir bei den Jungen, bei den 18- bis 29-Jährigen heute sogar schon die Sozialdemokratie überholt haben, (Beifall bei der FPÖ.) weil eben die Jugend heute, Frau Stadträtin, überwiegend freiheitlich wählt. 

Und, Frau Vizebürgermeisterin, ich meine daher, Sie sollten die eigenen Anträge Ihrer Fraktion in diesem Hause ernst nehmen, Sie sollten die Interessen der Arbeiternehmer in dieser Stadt ernst nehmen, Sie sollten all Ihre Kraft als Präsidiumsmitglied dieser Sozialistischen Partei dafür einsetzen, die Anträge Ihrer eigenen Fraktion in diesem Haus auch umzusetzen. Und ich fordere Sie daher auf, hören Sie auf mit diesen Umfallern, vor allem, wenn es um die Interessen der Arbeitnehmer in dieser Stadt geht, und machen Sie endlich wieder, machen Sie endlich wieder eine soziale Politik in Wien, Frau Vizebürgermeisterin. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die gute Nachricht, und ich glaube, darin werden mir alle wahrscheinlich hier im Haus beipflichten, ist, dass wir finanziell gut dastehen. Die Kassa ist prall gefüllt, und es gibt kein Defizit. Das ist die gute Nachricht. Die weniger gute Nachricht ist, dass wir uns nicht einig sind, und auch bis auf Weiteres nicht einig sein werden, welche Prioritäten hier zu setzen sind, denn ein ausgeglichener Haushalt ist noch lange kein Beweis dafür, dass die richtigen Entscheidungen getroffen wurden, und es ist auch kein Beweis dafür, dass die richtigen Prioritäten gesetzt wurden. 

Und wenn ich von falscher Prioritätensetzung spreche, dann kommt es nicht von ungefähr. Ich meine, dass jene Herausforderungen, die sich seit einigen Jahren in Wien stellen, und die sich vermehrt stellen werden in den nächsten Jahren, von den finanziellen Entscheidungen der Stadt weitgehend unangetastet bleiben. 

Welche Herausforderungen und welche Schwerpunkte meine ich, sind es, die sich die Stadt in den nächsten Jahren geben sollte? Nun, das sind die Dinge, über die wir seit Jahren hier in diesem Haus sprechen. Es hat etwas zu tun mit unserer Energie- und Verkehrspolitik, es hat etwas zu tun mit dem Klimawandel, es hat etwas zu tun mit der Bekämpfung der Armut und der wachsenden Arbeitslosigkeit, es hat etwas zu tun mit der nach wie vor ungelösten Herausforderung der Pflege, der Pflege vor allem zu Hause, es hat etwas zu tun mit der Bildung, der Schulfrage und auch der Kinderbetreuung in dieser Stadt, und es hat, last but not least, auch etwas zu tun mit der Frage Migration, die in einer Stadt wie Wien, wo inzwischen etwa ein Drittel der Bevölkerung einen, sagen wir, anderen kulturellen Background hat als den rein deutschsprachigen, sehr wohl auch eine Kernfrage ist, die die Politik in den nächsten Jahren angehen und auch lösen muss. 

Nun möchte ich beginnen mit dem Thema Armut, denn die Armut steigt in Wien dramatisch. Wir wissen, dass jahrein jahraus immer mehr Menschen entweder unter die Armutsschwelle rutschen oder knapp an der Armutsgrenze leben. Und, nachdem auch mehrere Familien sich über mehrere Jahre hinweg an der Armutsgrenze halten, können wir hier in vielen, vielen Fällen von verfestigter Armut sprechen. Und wir wissen alle, wie schwer es ist, wenn sich einmal Armut verfestigt hat, aus dieser Situation wieder herauszukommen. 

Mein Kollege, StR Ellensohn, wird hier einiges in seinem Beitrag bringen, deshalb möchte ich insofern hier nicht ins Detail gehen. Ich möchte nur so viel herausgreifen, um es vielleicht erneut zu unterstreichen: Wien braucht die Schaffung einer Grundsicherung, und zwar einer Grundsicherung, die nicht nur armutspräventive Wirkung hat, sondern darüber hinaus den Menschen, die einmal in Armut geraten sind, ermöglicht, aus dieser Situation wieder herauszuwachsen. Jene Konzepte, die bislang seitens des Sozialministers vorgestellt worden sind, sind zwar ein Schritt in die richtige Richtung, denn die Mindestsicherung ist sicher etwas besser als die derzeitige aktuelle Situation in der Sozialhilfe, aber sie hatten keine armutspräventive Wirkung, und sie sind auch nicht geeignet, um Menschen, die in Armut leben, wieder aus ihr heraus zu helfen. Einerseits ist der Betrag so gering, dass es wieder einmal zuviel zum Sterben, wie es so schön heißt, und zu wenig zum Leben ist. 

Zweitens halte ich es für absolut verfehlt, dass man, wenn die Armutsgrenze steigt - dass der Betrag, der die Armutsgrenze definiert, von Jahr zu Jahr steigt und steigt -, hier eine Verweigerungspolitik betreibt und eine politische Armutsgrenze festlegt. Das heißt in Österreich neuerdings, wer arm ist und wer nicht, besagt nicht die Statistik, das besagen auch nicht die Expertinnen und Experten, das entscheidet der Sozialminister, indem er eine politische Armutsgrenze verordnet. 

Das, meine Damen und Herren, ist nicht der richtige Weg, das ist Vogel-Strauß-Politik. Es bringt wenig, und es bringt noch weit wesentlich weniger, wenn man Menschen, die ein kleines Vermögen beiseite geschafft haben - das ja dazu dienen könnte, um aus der Armutssituation wieder herauszukommen -, dazu zwingt, dieses auch noch auszugeben, das heißt, definitiv und unwiderrufbar arm zu werden, bevor sie Sozialleistung erhalten, die sozusagen eine armutspräventive Wirkung haben sollte. Das sind Fehler in dem System, wie wir es planen, und ich finde das auch ein bisschen verwunderlich, dass seitens der Stadt bis jetzt keinerlei Kritik zu hören war. 

Ich habe zuvor noch von der steigenden Arbeitslosigkeit gesprochen. Hier hat die Stadt mit der Schaffung des WAFF richtige Akzente gesetzt. Das ist eine gute Einrichtung, es ist eine Einrichtung, die hier vor allem neue Wege, auch experimentelle, beschreitet im Zusammenhang mit der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, die gute Programme hat, und die hier auch vielfach den Menschen jene individuelle Betreuung angedeihen lässt, die man vermissen kann, wenn wir vom Arbeitsmarktservice sprechen. Leider aber sind die finanziellen Mittel für den WAFF seit Jahren nicht mehr erhöht worden. Das heißt, der WAFF ist eine Einrichtung, die gut ist, die aber Lücken hat, und die vor allem auch einen finanziellen Mehrbedarf hat, wenn es darum geht, diesen Weg so auszubauen, dass wir tatsächlich von einer aktiven Arbeitsmarktpolitik in Wien sprechen können. 

Ganz besonders wären hier die Initiativen für geringfügig Beschäftigte auszubauen. Sie wissen auch, dass der überwiegende Teil von ihnen Frauen sind, und ich denke, dass gerade hier, wenn unserer Vizebürgermeisterin auch aus eigenem Bekunden die Frauenpolitik besonders am Herzen liegt, eindeutig der Schwerpunkt zu setzen wäre, und genau dieser Bereich wäre auch mit wesentlich weit mehr Mitteln zu dotieren. 

Was auch im Übrigen in Wien nach wie vor fehlt, ist ein Lehrlingsfonds. Vorarlberg hat einen solchen, in welchen Firmen, die keine Lehrlinge ausbilden, ihren Beitrag zahlen, aus dem wiederum Lehrlingsplätze und Lehrlingsausbildungen finanziert werden können. Ich glaube, dass das ein fairer Weg ist. Ich stelle fest, dass sich das auch im Programm der Sozialdemokratie wiederfindet, und es findet sich auch bei den Parteibeschlüssen. Worin es sich nicht findet, das ist in der Politik der Stadt Wien. Und ich denke, dass das wahrscheinlich auch etwas ist, wo man in den nächsten Jahren Aufholbedarf hat. 

Und ich komme zum Bereich Pflege. Es ist etwas, was gerade in den letzten Wochen sehr stark diskutiert worden ist. Lassen sie mich vorab festhalten, auch hier macht Sozialminister Buchinger einen Fehler. Er macht einen großen Fehler, denn das Plündern des Sparstrumpfs der Großeltern einer Familie war nie eine gute Idee. Es ist erstens psychologisch nicht gut, wenn man Menschen, die ein Leben lang gespart haben, um den Kindern und den Enkelkindern etwas zurücklassen zu können, um die Familie in einer Notsituation unterstützen zu können, das Ersparte wegnimmt. Wenn man in dieses Ersparte hineingreift, greift man das Vertrauen älterer Menschen und ihrer Familien im Sozialstaat massivst an. 

Zweitens aber steckt dahinter meiner Meinung nach auch eine grundsätzliche Überlegung. Ist Pflege von älteren Menschen, die pflegebedürftig werden, nun einmal eine Aufgabe des Staates und der Kommunen, oder ist es Aufgabe auch der Familie? Und wer ist für die Finanzierung der Pflege eigentlich zuständig? Sind es zur Gänze die Kommunen und der Staat, ist es unser Gesundheitssystem, oder dürfen wir die Familienangehörigen beziehungsweise die pflegebedürftigen Menschen selbst zur Kasse bitten? Meiner Meinung nach ist Pflege, genauso wie Kinderbetreuung, genauso wie die Schulbildung von Kindern, ein Bereich, der Menschen zustehen sollte, wo man einen Rechtsanspruch haben sollte, wo man klarerweise auch Teile der Pension dafür einnehmen und einbehalten kann, wo man aber darüber hinaus, wie gesagt, das Ersparte beiseite lassen sollte. Denn Menschen, die ein Leben lang gearbeitet haben, die ein Leben lang Steuern bezahlt haben, haben ein Recht darauf, im Alter damit rechnen zu können, dass der Staat für qualitativ wertvolle Pflege, ja Pflege auch zu Hause, aufkommen wird. Wir sind immerhin einer der reichsten Städte der Welt, und hier geht es schlussendlich auch darum, was die ureigensten Aufgaben der Daseinsvorsorge sind. 

Insofern, meine Damen und Herren, muss ich feststellen, hier gibt es immerhin eine lebhafte Diskussion, hier gibt es eine heillose Verwirrung auch darüber, welche Bundesländer jetzt mitziehen, welche nicht - ich hoffe, dass sich die Situation in den nächsten Monaten mehr klärt, was ja auch gut für die Betroffenen wäre -, aber der Weg bis nach Schweden, der Weg bis nach Dänemark, der Weg bis nach Skandinavien, ist noch sehr, sehr, sehr weit. Und obwohl Reformen angegangen werden, verabsäumt man es, sie so zu treffen, dass tatsächlich der Weg auch dorthin irgendwann einmal führen würde. Ich vermisse hier die Ansätze, ich vermisse auch das wesentliche Erkennen, dass das etwas ist, wie gesagt, wofür man Menschen nicht über ihr Erspartes zur Kasse bitten sollte. (Beifall bei den GRÜNEN.) Unbeschadet dessen möchte ich meinen, dass der Weg, den die Stadt Wien beschritten hat, kleinere Geriatrieeinheiten zu schaffen - kleinere jetzt mit 300 Plätzen - von uns grundsätzlich ebenfalls als erster Schritt in die richtige Richtung begrüßt wird. 

Sagen wir, er findet unsere Zustimmung, denn ihn zu begrüßen, wäre in dem Fall ein bisschen übertrieben. Nichtsdestotrotz, 300 Plätze sind noch relativ groß, das heißt, hier kann man nicht wirklich stolz von dezentraler, vorbildlicher Pflege sprechen. Uns schwebt vor, einerseits die Pflege zu Hause viel mehr auszubauen - siehe meine Ausführungen gerade eben -, als auch wesentlich kleinere Einheiten zu schaffen, die in der Grätzelstruktur eingebettet sind, und die hier sozusagen tatsächlich eine Privatsphäre ermöglichen, die es im Übrigen, ebenfalls in Skandinavien, gibt. Und ich frage mich, warum sind solche Dinge in Skandinavien möglich, und warum sind sie es in Wien nicht. 

Mitunter gibt es klarerweise in Skandinavien vollkommen andere Rahmenbedingungen für die Kommunen, sie haben auch andere finanzielle Möglichkeiten, sie haben auch andere und mehr Kompetenzen als die Kommunen in Österreich. Nichtsdestotrotz vermisse ich hier auch die Ansätze für eine Diskussion. Ich meine, wir haben derzeit Diskussionen, die hinter verschlossenen Türen stattfinden, wie denn die Verfassung abgeändert werden soll, vier Herren machen das untereinander aus. Hier könnten sich die Länder beteiligen, hier könnte es Ansätze geben, hier könnte es eine fruchtbare Debatte geben, welcher Weg einer Dezentralisierung für Österreich der sinnvolle wäre, welche Finanzen die Kommunen brauchen, um ihre Aufgaben zu bewältigen, und was ihre ureigensten Aufgaben sind. Leider muss ich sagen, jetzt gerade findet diese Debatte nicht statt, und auch der Konvent, den es unter Beteiligung der Länder gegeben hat, hat sich bedauerlicherweise, bedauerlicherweise muss man sagen, de facto bloß als Beschäftigungstherapie erwiesen.

Und ich komme zum nächsten Bereich, der ebenfalls ein sehr wichtiger und sehr wertvoller für Wien ist, nämlich Kinderbetreuung beziehungsweise Schulen. Da gibt es auch eine heiße Debatte, und es ist auch ein Thema, das in einer Stadt, in der inzwischen die Hälfte aller Kinder, die geboren werden, eine andere Muttersprache als Deutsch haben, von massiver Bedeutung auch für die Zukunft ist. Ich stelle fest, dass wir einerseits für die dreijährigen und älteren Kinder in Wien einen relativ guten Deckungsgrad mit Kinderbetreuungseinrichtungen, auch Kindergartenplätzen, haben, aber nach wie vor ist jedes vierte Kind - ich sollte vielleicht sogar korrekterweise sagen, nur jedes vierte Kind im Alter bis zu 3 Jahren -, in Betreuung. Das heißt, dreiviertel aller Kinder im Alter von einem bis zu drei Jahren, sind noch zu Hause und es bedeutet auch, dass hier ein Elternteil vorwiegend vom Arbeitsmarkt fern bleibt und schlussendlich die Kinderbetreuungsaufgabe wahrnimmt und wahrnehmen muss. 

Wenn man in dieser Stadt etwas ändern möchte, wenn man erreichen möchte, dass vorwiegend Frauen im Arbeitsmarkt integriert bleiben, wenn man erreichen möchte, dass man die Beschäftigungsquote von Frauen erhöht, wenn man erreichen möchte, dass Frauen nicht von Teilzeitjobs und nicht von geringfügigen Beschäftigungen leben und leben müssen und gezwungen sind, das zu tun, dann müssen wir - und es führt wirklich kein Weg daran vorbei - die Kinderbetreuungsplätze ab dem ersten Lebensjahr der Kinder ausbauen und zu einer Selbstverständlichkeit machen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Was wir in Wien brauchen, ist ein Rechtsanspruch auf einen Kinderbetreuungsplatz für jedes Kind ab dem ersten Lebensjahr. Das würde heißen, dass wir seitens des Landes eine Bereitstellungspflicht haben, und das würde heißen, dass wir ein ganz konkretes und gezieltes Ausbauprogramm entwickeln müssen, das würde heißen, dass wir innerhalb der nächsten fünf Jahre überlegen müssen, wie wir es schaffen, für jedes Kind ab diesem ersten Lebensjahr einen Kinderbetreuungsplatz zur Verfügung zu haben. 

Meine Damen und Herren, ich finde, das würde großteils auch einen Teil der Debatten, die wir dieser Tage haben, erübrigen, ob Kindergartenpflicht ja oder nein, ob verpflichtendes Schuljahr ja oder nein, ob verpflichtendes Schuljahr für alle Kinder oder nur für Kinder mit Schwierigkeiten in der deutschen Sprache und vieles mehr, was diese Debatte inzwischen an Vorschlägen, sozusagen an Sumpfblüten, hervorgebracht hat. 

Ich finde, hier wäre der Punkt, von dem man ausgehen kann. Ab dem ersten Lebensjahr gibt es einen Rechtsanspruch auf Kinderbetreuungsplätze, und das bedeutet, dass ab dem dritten Jahr, weil es ja ausreichend Plätze gibt, diese auch darüber hinaus zu gestaffelten Gebühren, ja auch gratis zur Verfügung stehen können.

Eine Kinderbetreuungseinrichtung besuchen: Hier ist es vollkommen klar, und mehrfach waren wir uns, und meines Wissens sogar alle Fraktionen hier im Haus, einig, dass Kinderbetreuungseinrichtungen keine Verwahrungseinrichtungen sind, sondern Bildungseinrichtungen. Das heißt, hier haben wir es auch schlussendlich sogar mit einem Arbeitsmarkteffekt zu tun, denn wenn wir sicherstellen, dass Kinder ab dem ersten Lebensjahr, wie gesagt, in qualitativ wertvolle Betreuung kommen, noch dazu unter Begleitung von Pädagoginnen und Pädagogen, würde das eigentlich heißen, dass wir auch mit einem Beschäftigungseffekt rechnen könnten, der in Wahrheit nicht zu unterschätzen ist, und wir würden, wie gesagt, auf eine durchaus sanfte Art und Weise das Problem lösen, das sich stellt, wenn man feststellt, dass bei der Einschulung ungefähr ein Drittel aller Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache nicht über ausreichende Deutschkenntnisse verfügt, um dem Unterricht zu folgen. 

Das heißt, bevor wir hier mit Zwang kommen, bevor wir mit ganz leichten, - verzeihen sie mir den Ausdruck - billigen Lösungen kommen, um komplexere Probleme, die es in dieser Gesellschaft gibt, zu lösen, sollten wir vielleicht lieber den anderen Weg beschreiten. Wir sollten zunächst einmal schauen, dass tatsächlich genug Plätze da sind, wir sollten dafür sorgen, dass diese Plätze leistbar, beziehungsweise gratis sind, wir sollten dafür sorgen, dass die Information bei den Betroffenen tatsächlich einlangt, dass es eine Kampagne gibt, dass man die Menschen sozusagen dazu anhält, sie informiert und motiviert, die Kinder in Betreuung zu geben. Und wenn man das drei, vier Jahre lang ausprobiert hat und noch immer festgestellt hat, dass es nicht funktioniert, dann kann man auch über Zwänge diskutieren. 

Aber grundsätzlich den Gedanken, dreijährige, vierjährige Kinder zu zwingen, in die Schule zu gehen, in die Vorschule zu gehen in diesem Fall, was ja auch eine bestimmte Verschulung betrifft, ist etwas, mit dem ich mich nicht ohne Bauchweh anfreunden kann.

Das heißt, meiner Meinung nach ist der Weg, den Wien hier bestreiten müsste, einmal massive Investitionen im Bereich der qualitätsvollen Kinderbetreuung zu tätigen, und diese klarerweise auch gratis zur Verfügung zu stellen. Ob es in Anspruch genommen wird oder nicht, bleibt dann den Eltern überlassen. 

Und ich komme zum Bereich Schule. Das ist auch ein Thema, das wir in den letzten Jahren hier vielfach diskutiert haben. Welche Wege führen aus der Wiener Schulpleite, wie wir sie in den letzten Jahren erlebt haben? Wieso spreche ich von einer Schulpleite, auch wenn Sie meinen, dass das vielleicht ein drastischer Ausdruck ist? Nun, wir haben 50 Prozent Kinder, noch einmal gesagt, etwa die Hälfte, fast 50 Prozent, mit einem anderen Hintergrund, also mit einem nicht-deutschsprachigen, also mit einer anderen Muttersprache als Deutsch. Wir haben eine frühe Selektion und wir haben einen Lehrerinnen- und Lehrermangel, das heißt, wir haben nicht ausreichend Personal, um Stützmaßnahmen als ausreichende Fördermaßnahmen irgendwie zu finanzieren und zu tragen. Wir haben eine Konzentration dieser Kinder auf bestimmte Bezirke, und dann darüber hinaus auch eine Konzentration von Kindern mit Deutschschwierigkeiten bei der Einschulung teilweise auf bestimmte Schulen, und wir haben darüber hinaus nach wie vor eine schlechte Bausubstanz in vielen Schulen. 

Wir haben jetzt endlich ein Paket zur Sanierung von Schulen, aber nichtsdestotrotz wird es Jahre dauern, bis wir die Bausubstanz erreicht haben, so wie wir sie im Schulwesen brauchen. Das heißt, hier, meine Damen und Herren, ist meines Erachtens einer der Kernbereiche, in denen in den nächsten Jahren Investitionen vorgenommen werden müssen. Wien braucht viel mehr Lehrerinnen und Lehrer, als jetzt zur Verfügung stehen. Wien braucht auf jeden Fall an die tausend Lehrerinnen und Lehrer, wenn es darum geht, individuelle Förderung, Unterstützungsmaßnahmen, StützlehrerInnen und FörderlehrerInnen so zu finanzieren, dass sie auch tatsächlich in den Schulen existieren, wenn es darum geht, die Anzahl der Kinder pro Klasse auf 25 zu senken, wenn es darum geht, Kinder so zu unterstützen, dass sie tatsächlich eine Chance haben, in unserem Schulsystem weiter zu kommen, dass sie tatsächlich eine Chance haben, jemals beispielsweise die Universität zu erreichen oder zu maturieren. Die Situation, so wie wir sie jetzt haben, ist leider eine traurige. 

Ich muss feststellen, dass bestimmte Kinder in Wahrheit, wenn sie das Pech haben, in einem bestimmten Bezirk geboren zu werden, aufzuwachsen und dort eingeschult zu werden, und wenn sie darüber hinaus das Pech haben, bei der Einschulung etwas schlechter Deutsch zu können, als sie es brauchen, um dem Unterricht zu folgen, damit am ersten Tag sozusagen mitsamt der Schultüte ihr Schicksal in der Hand haben. Und ihr Schicksal führt sie durch ein hochselektives System, in dem die Selektion bereits mit 10 Jahren einsetzt, eigentlich ins Ausgedinge. Das heißt, es sind Kinder, die schon beim ersten Schultag keine Zukunft haben. 

Und insofern kann ich nur appellieren, in diesem Fall auch an die Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP, weil sie ja auch mit ihren Bundeskolleginnen und –kollegen sprechen: Niemand wird allen Ernstes behaupten, dass es ein kluger Weg ist, Kinder bereits mit zehn Jahren auszusieben. Wenn schon Selektion, dann nicht mit 
10, sie kann auch mit 14 sein. (Beifall bei den GRÜNEN.) Und es würde für sehr viele Kinder bedeuten, dass sie eine Chance haben im Leben, dass sie die Chance haben weiterzukommen. Aber das, meine Damen und Herren, bedeutet auch gleichzeitig, dass es nur funktionieren kann, wenn Investitionen kommen, wenn Lehrerinnen und Lehrer kommen, wenn Personal da ist, denn ohne unterstützende Maßnahmen haben wir dann überhaupt nichts erreicht, ganz im Gegenteil. Wir haben dann am Ende womöglich eine Situation, mit der niemand eine Freude hat. 

Und ich schließe ab mit zwei Bereichen, die ebenfalls sehr, sehr wichtig sind und die ich daher auch sozusagen für den Schluss aufgehoben habe. Der erste Bereich ist Migration. Wir haben darüber gesprochen, was es heißt, in der Kinderbetreuung und auch im Schulwesen, sehr viele Kinder zu haben, die Gott sei Dank nicht nur Deutsch sprechen, sondern auch darüber hinaus weitere Sprachen. Das ist eine Herausforderung, aber mit den richtigen Investitionen und Maßnahmen kann man das in sehr, sehr gute Bahnen lenken, von denen nicht nur diese Kinder, sondern die ganze Stadt profitieren würde. 

Ich möchte nur auf zwei, drei Aspekte aus dem Kapitel Migration zu sprechen kommen, die mir sehr am Herzen liegen. Das eine hat zu tun mit den Entwicklungen, wie wir sie in manchen Gemeindebauten erleben und wie sie ebenfalls in den letzten Wochen sehr stark zum Thema geworden sind auf Grund des äußerst unerfreulichen Vorfalls, dass spielende Kinder von einem Bewohner angeschossen worden sind, offenbar sogar wiederholt angeschossen worden sind, und am Ende sogar eines ins Krankenhaus eingeliefert werden musste. Einmal mehr muss ich an dieser Stelle sagen, dass der Gemeindebau jener Ort ist, an dem sozial schwächere Familien wohnen, die keine Wahl haben, wo sie sonst in dieser Stadt wohnen könnten, denn bei der Preisexplosion der Mieten in den letzten Jahren heißt es, dass eine bestimmte Gruppe der Wiener Bevölkerung auf eine Gemeindewohnung regelrecht angewiesen ist. Das heißt, der Gemeindebau ist jener Ort, in dem sozial Schwächere ungeachtet ihrer Herkunft zusammenkommen. Das heißt auch, dass es hier in bestimmten Bauten tatsächlich zu einer starken Konzentration von verschiedenen Gruppen kommt, die es nicht gerade gut erwischt haben im Leben, und die darüber hinaus untereinander mit massiven Sprachschwierigkeiten und den üblichen Nachbarschaftskonflikten zu kämpfen haben, die sich immer ergeben, wenn auf der einen Seite Familien mit Kindern und auf der anderen Seite ältere Menschen zusammenkommen und in ein und demselben Bau wohnen sollen, denn die Bedürfnisse sind unterschiedlich. 

Und hier, meine Damen und Herren, sind wir gefordert. Wir können diese Menschen nicht allein lassen, wir können sie nicht im Stich lassen. Und einmal mehr möchte ich von dieser Stelle aus einmahnen und auch einfordern: Die Stadt braucht eine mobile Konfliktmediationstruppe, die aus ungefähr 100 Personen bestehen sollte, die als Mediatorinnen und Mediatoren ausgebildet sind, die mehrsprachig sind und die über eine zentrale Hotline, das heißt, eine Telefonnummer, die jeder kennt, angerufen werden können und schnell vor Ort sind, wo sich Konflikte, Nutzungskonflikte, Nachbarschaftskonflikte ergeben. Zunächst im Gemeindebau, später vielleicht auch anderenorts in der Stadt, denn es gibt auch andere Viertel, in denen sozialer Sprengstoff vorhanden ist. 

Und hier nützt es nichts, zum x-ten Mal darauf hinzuweisen, dass es so etwas gäbe im Rahmen der Gebietsbetreuung. Einmal mehr muss ich von dieser Stelle aus wiederholen, dass in der Gebietsbetreuung erstens viel zu wenig KonfliktmediatorInnen vorhanden sind. Derzeit sollen es zwölf sein, aber was sollen zwölf Menschen für ganz Wien ausrichten. Zweitens, die Mehrsprachigen unter ihnen sind noch weniger. Drittens wissen die meisten der Betroffenen, von denen jetzt die Rede ist, nicht einmal, was das Wort Gebietsbetreuung bedeutet, geschweige denn, dass sie wüssten, über welchen Weg es möglich ist, sich dort beschweren zu können. Das heißt, Beschwerden gibt es, manchmal gibt es auch Rufe, aber es ist nicht sichergestellt, dass alles an der richtigen Stelle landet, und es dauert auch Wochen, bis es bearbeitet wird und bis jemand kommt, falls überhaupt jemand kommt. 

Das heißt, hier muss anders gehandelt werden. Wir brauchen diese Hotline, wir brauchen diese Investition, ansonsten werden wir in den nächsten Jahren leider mit viel mehr solcher Konflikte rechnen müssen, und es nützt überhaupt nichts, den Kopf in den Sand zu stecken. 

Und ich schließe ab, ich habe noch drei Minuten, mit einigen Ausführungen zum Thema Klimaschutz, Energiewende und Verkehr in Wien. Nun, wir haben hier in diesem Haus schon wiederholt in den letzten Monaten darüber gesprochen, dass gehandelt werden muss, dass Wien mit 17 Prozent, auf jeden Fall mit 17 Prozent - darüber sind wir uns alle einig – bei den CO2-Emissionen nach wie vor über dem Kyoto-Ziel liegt. Wir haben, glaube ich, alle die Einsicht, dass hier in den nächsten Jahren gehandelt werden muss, und dass Wien im Zusammenhang mit dem Klimaschutz auch seinen Beitrag leisten muss. 

Man könnte jetzt ziemlich lang darüber diskutieren, was alles zu tun ist. Ich möchte an dieser Stelle, auch um Wiederholungen zu vermeiden, zwei bis drei Beispiele herausgreifen, von denen ich denke, dass es für die Stadt der richtige Weg wäre. 

Erstens, warum ist es in Vorarlberg möglich, dass alles, was seitens des Landes gefördert und gebaut wird, sozusagen auf Basis einer Landesförderung, in Passivbauweise erfolgen muss, aber in Wien nicht. Jetzt gibt es erste Signale seitens des Herrn Wohnbaustadtrates, dass man sehr wohl in diese Richtung gehen möchte, dass das überlegenswert ist, dass das geprüft wird. Das freut mich, ja, das freut mich von Herzen. Was ich an dieser Stelle sagen möchte, ist, wir sollten anfangen, wir sollten nicht bis irgendwann mit dieser Maßnahme warten. Wenn es nach uns ginge, könnte man schon mit 1.1.2008 beginnen und sagen, dass alles, was ab diesem Stichdatum seitens der Stadt gebaut und gefördert wird, einem bestimmten Standard entsprechen muss. 

Ich möchte an dieser Stelle einmal mehr einfordern, dass hier Tempo gefragt ist, denn wir haben nicht mehr viele Jahre Zeit. Wir haben nicht ewig Zeit, es muss gehandelt werden, und es gibt viele gute Ideen. Ja, die Stadt Wien bemüht sich, jawohl, hier gibt es ein ziemlich gutes Flickwerk, das sich auch sehen lassen kann, mit einer guten Initiative hier und einer guten Initiative dort und dem größten Biomassekraftwerk Europas und einer Biogasanlage und guten Ansätzen in der Siedlung Aspern, die entstehen soll. Ich wüsste vieles aufzuzählen, was gemacht wird und gut und richtig ist, aber was fehlt, ist die Vision, und was fehlt, ist die Ambition. Was fehlt, ist der konkrete Plan, bis zum Jahr 2025 autark zu sein, bis zum Jahr 2025 zur Gänze auf erneuerbare Energien zurückgreifen zu können und nicht mehr auf Strom‑, Erdöl- und Erdgasimporte angewiesen zu sein. 

Wenn man das erreichen möchte, braucht man einen konkreten Plan. Und es ist in Wirklichkeit nicht fünf vor zwölf, es ist bereits zwölf. Wir sollten uns zusammensetzen und schauen, wie wir diesen Plan erreichen können.

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammenhang gibt es einen Schritt, der auch auf Bundesebene getan werden muss. Die SPÖ hat, gemeinsam mit der FPÖ und der ÖVP, und zwar seinerzeit aus der Oppositionsbank heraus, ohne dass Not am Mann war, eine Novelle zum Ökostromgesetz mit beschlossen, mit der die Situation in den letzten Jahren für erneuerbare Energieträger massiv verschlechtert worden ist. Das heißt, anstatt den richtigen Weg zu gehen, ist man in den letzten Jahren genau den verkehrten Weg gegangen. 

Es ist nie zu spät, solche Fehler zu korrigieren. In diesem Sinne bringe ich einen Antrag ein, in welchem wir an die Bundesregierung appellieren, eine Novellierung des Ökostromgesetzes so vorzunehmen, dass wir zum Beispiel an Deutschland anschließen können, das ein vorbildliches Ökostromgesetz und dementsprechend auch natürlich einen Boom in der Branche hat. 

Und ich schließe nun mit folgendem Satz ab: Ich habe festgestellt, dass Sie in früheren Jahren niemals gegeizt haben mit Kritik am Finanzausgleich, mit Kritik an diesem Finanzausgleich, der in Wahrheit größere Städte benachteiligt, der nicht aufgabenorientiert ist, und der schlussendlich auch bedeutet, dass wir viele wesentliche Aufgaben, ureigenste Aufgaben einer Großstadt wie Wien, nicht bewältigen können, weil am Ende die finanziellen Mittel, so wir sie bräuchten, doch nicht da sind. 

Plötzlich, heuer, kaum dass die neue Regierung im Amt ist, herrscht Schweigen im Walde. Kein kritisches Wort habe ich gehört, kein Vorhaben, wie man sich im nächsten Finanzausgleich - und die Verhandlungen sind ja bald, die stehen ante portas sozusagen - anstellen möchte, um mehr Geld für die Stadt zu bekommen, Geld das wir dringend brauchen. 

Ja, ich weiß, es gibt Resolutionen des Städtebundes. Ja, ich weiß, es gibt viel mehr als Deklarationen, alles wunderbar, kann alles von mir unterstrichen werden. Aber was ich schon vermisst habe, Frau Vizebürgermeisterin, wären an dieser Stelle ein paar kritische Wörtchen Richtung Bund, weil man, wie gesagt, in den letzten Jahren dieses Lied „Der Bund ist an allem schuld“ allzu gerne angestimmt und gesungen hat. Und auf einmal verstummt dieses Lied, obwohl dieser Rechnungsabschluss durchaus einer ist, der noch, wenn Sie so möchten, ein Produkt aus dem Grasser’schen Finanzausgleich ist. Das heißt, hier wäre Kritik durchaus angebracht gewesen. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Keine Einnahmen!)

Jedenfalls, es gibt eine neue Regierung, es gibt einen neuen Finanzausgleich. Ich wünsche uns allen von Herzen, dass Sie es diesmal besser machen und dass Sie diesmal Ihre Unterschrift nicht so selbstverständlich drunter setzen, wie es bei den letzten zweien der Fall war. Verhandeln Sie bitte gut für Wien. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Vizebürgermeisterin hat am Anfang ihrer Ausführungen davon gesprochen, dass der Rechnungsabschluss so etwas ist wie in Zahlen gegossene Politik der Stadt. Das stimmt, und an dem ist auch zu messen, was Sie in diesem Rechnungsabschluss vorgelegt haben.

Sie haben davon gesprochen, dass es vor allem ein Punkt wäre, der für diese Stadt notwendig ist, nämlich, dass die Menschen Arbeit haben. Und genau das ist es, was nicht in ausreichendem Ausmaß der Fall ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es wird immer wieder von Seiten der Wiener SPÖ angeführt, wie gut Wien liegt, und da werden verschiedene Städterankings herangezogen. Warum ziehen Sie nicht auch das Städteranking betreffend Arbeitslosigkeit heran? 

Frau Vizebürgermeisterin, Sie haben davon gesprochen, auch in einem Vergleich mit München, dass sich diese Stadt in gewissen Faktoren mit Wien nicht vergleichen könnte. Beim Faktor Arbeit ist München deutlich besser als Wien mit einer Arbeitslosigkeit im Jahr 2006 von 6,4 Prozent, während Wien gegen 10 Prozent tendiert. Meine sehr geehrten Damen und Herren, daran sollte sich die Wiener SPÖ ein Beispiel nehmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Wie überhaupt, wenn man das Städteranking sich anschaut, von Amsterdam bis Turin, von Bratislava bis Manchester, Stockholm, Rom, Prag, überall sind es die Metropolen, in denen die Arbeitslosigkeit niedriger ist als im übrigen Land. Nur in Wien ist das anders. Und wenn wir heute auch Ihrer Rede zugehört haben, es hat 25 Minuten gedauert, bis das erste Mal von Wirtschaftsförderung die Rede war. Da kommt das, was wir brauchen, nämlich wirtschaftliche Dynamik, viel zu kurz, und wir wissen, das ist genau das, was notwendig wäre, damit die Rahmenbedingungen geschaffen werden, dass in dieser Stadt die Wirtschaft jene Möglichkeiten hat, damit sie Arbeitsplätze bereitstellen kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, hier hat dieser Rechnungsabschluss nur zu einem Fortschreiten dessen geführt, was wir in den letzten Jahren immer wieder gewohnt waren. 

Interessanterweise haben Sie bei einem einzigen Punkt auf den Bund hingewiesen, und das ist so skurril, dass ich doch darauf eingehen muss, nämlich bei der Verschuldung. Also, dass eine SPÖ, die Verantwortung dafür trägt, dass 30 Jahre auf Bundesebene durch Verstaatlichtenpleite und durch viele andere Fehler ein Budgetdefizit der Regierung Schüssel hinterlassen wurde, dass diese SPÖ hier sich traut, davon zu sprechen, dass der Bund in einer schlechteren Verschuldenssituation wäre als Wien, das ist wirklich eine Chuzpe, und das ist etwas, was festzuhalten ist. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Wer war denn dann der Schuldenmacher?) Wir wissen ganz genau, dass wir in der Zeit der Regierung Schüssel die Verstaatlichtendefizite … (GR Christian Oxonitsch: Wie war denn der Schuldenabbau des Bundes?) Wie war der Schuldenstand zum Zeitpunkt 1970, als die ÖVP-Alleinregierung das Regierungsamt an die SPÖ übergeben hat? (GR Christian Oxonitsch: Wie war denn der Schuldenabbau in den letzten Jahren?) Es gab ein ausgeglichenes Budget, und dann waren es 100 Milliarden ATS. Das war die Situation, mit der sich die Regierung Schüssel auseinandersetzen musste. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Wie war der Schuldenabbau in den letzten Jahren?) 

Ich finde es bemerkenswert, dass da die Freiheitlichen Zwischenrufe machen. Das passt eigentlich ganz gut auch zu den Aussagen, die man am Samstag in der Wiener Zeitung gelesen hat, wo man fast einen Koalitionswunsch des Wiener Bürgermeisters mit den Freiheitlichen herausgelesen hat, und heute hat es ja fast Wünsche der SPÖ hier gegeben, dass es doch viel besser mit der FPÖ ginge auf Bundesebene als mit der ÖVP. Es geht mich nichts an, aber bitte, es sei nur hier vermerkt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was wir auf jeden Fall in diesem Rechnungsabschluss vermissen, ist wirtschaftliche Dynamik, ist vor allem eine gezielte Wirtschaftspolitik, damit die Arbeitsmarktdaten Wiens besser werden.

Wie sind denn die Rahmenbedingungen: Die Investitionsquote sinkt, die Investitionen gehen 2006 zurück, es gibt keine Steuerreform zur Ankurbelung der Wiener Wirtschaft, es gibt keine tiefgreifende Verwaltungsreform, und es gibt einen Stillstand.

Und wenn Frau Vizebürgermeisterin davon gesprochen hat, dass die Region Wien eine der stärksten in Europa ist, dann muss sie sich eigentlich beim Landeshauptmann von Niederösterreich und beim Bund bedanken, denn es ist die gesamte Region, die boomt, und aus dieser Situation der Gesamtregion könnte Wien weitaus mehr herausholen, als es dies tut. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und es war die Rede davon, dass für Wien auch die Daseinsvorsorge eine ganz besondere Rolle spielt. Das ist schon richtig, aber ob der richtige Ansatz für Daseinsvorsorge eine Teuerungswelle in allen Bereichen ist, das ist etwas, was ich entschieden zurückweise. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Zahlenwerk für 2006 spricht eine deutliche Sprache, und wir stellen fest, dass wirtschaftspolitische Dynamik fehlt. Der WIFO-Experte Peter Mayerhofer hat dazu vor wenigen Jahren festgestellt, dass Wien nicht über jene Spezialisierungsmuster hochentwickelter Stadtregionen verfügt, die notwenig wären. Es ist weder eine dynamische Industriestadt noch ein hochrangiges Dienstleistungszentrum.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dazu hätten wir gerne Antworten gehört, hätten wir gerne Zahlen gesehen, hätten wir gerne heute Ansagen gehört. Denn, meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn in den letzten 30 Jahren 60 Prozent der Industriebeschäftigten verloren gegangen sind, dann frage ich mich, was ist dagegen geschehen? Warum ist es München gelungen, die Zahl der Industriebeschäftigten in den letzten 30 Jahren nicht zu reduzieren, sondern mehr Industriebeschäftigte zu haben? Und es ist kein Wunder, wenn die Arbeitslosenzahl von München mit 6,4 Prozent 2006 deutlich unter jener von Wien liegt. Und Sie brauchen sich ja nur bei ihrem Kollegen Ude in München erkundigen, wie das ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist der Stillstand, der die Situation Wiens ausmacht. Was ist das Einzigartige, das wirtschaftspolitisch Einzigartige, das so genannte USP von Wien, wohin geht die strategische Planung, warum orientiert man sich nicht etwa an einem Konzept wie das Oberösterreich mit seiner Initiative Innovatives Oberösterreich 2010 gemacht hat? Und die Arbeitsmarktdaten von Oberösterreich sagen deutlich, wie erfolgreich das dort gewesen ist. Oberösterreich hat einen Bruchteil der Arbeitslosenzahl von Wien. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Bgm Häupl ist 1994 als Bürgermeister mit einem sehr anspruchsvollen Ziel angetreten, nämlich Arbeitslosigkeit zum Verschwinden zu bringen. Tatsächlich haben wir heute um mehr als 30 000 Arbeitslose mehr und 30 000 Arbeitsplätze weniger als damals. 

Ist das die Sozialpolitik der SPÖ, ist das der soziale Anspruch einer Partei, die das Wort sozial im Namen trägt? Nein, meine sehr geehrten Damen und Herren. Wien hat im Bundesländervergleich die höchste Arbeitslosenrate mit 9,3 Prozent, der Bundesländerschnitt beträgt 6,8 Prozent. Die Zahl der unselbstständig Erwerbstätigen in Wien liegt unter der des Jahres 1965, und hinsichtlich des Wirtschaftswachstums gehört Wien nicht zu den Top 3, sondern da ist auch Wien ganz hinten, und zwar mit 2,3 Prozent letztes unter den neun Bundesländern, nicht so wie Oberösterreich mit 3,7 Prozent, Niederösterreich mit plus 2,8 Prozent, geschweige denn Vorarlberg mit 4,1 Prozent. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dazu hätten wir heute gerne Ansagen gehört. Eine Wirtschaftsoffensive wie etwa in Niederösterreich, das Komplettservice für Investoren, das ist auch ein Grund, warum diese Region boomt, sowie die Entwicklung zusätzlicher Stärkefelder. Und man hat den Eindruck, wenn man sich so in den letzten Tagen die Zeitungen durchgeblättert hat, dass die Wiener Stadtpolitiker sehr froh sind, dass sie die Möglichkeit haben, auf Fotos mit Bundespolitikern – und das sage ich völlig ohne parteimäßige Zugehörigkeit, es ist gleichgültig, es ist beides gut, ob das der Infrastrukturminister Faymann oder der Wissenschaftsminister Hahn ist – aufscheinen zu können. 

Danke an den Bund, und an ihm sollte sich die Wiener Stadtregierung ein Vorbild nehmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wo sind denn die Betriebsansiedlungen, und was ist hier tatsächlich in den letzten Jahren gelungen. Sie wissen es ganz genau, es ist viel zu wenig gelungen und die Arbeitsplätze, die wir für diese Stadt brauchen, sind nicht vorhanden. Aber etwas haben wir in diesen letzten Jahren, gerade auch in diesem letzten Jahr, erlebt, das sind die Gebührenerhöhungen. ORF-Landesabgabe plus 35 Prozent, das sind 3,1 Millionen EUR, Abwasser plus 28 Prozent, das sind 26 Millionen EUR, Müllabfuhr plus 19,5 Prozent, das sind plus 28,2 Millionen oder Strompreise plus 5 Prozent, plus 112 Millionen EUR, Gaspreis plus 17 Prozent, plus 39 Millionen EUR, und so weiter. Und wir erleben in dieser Woche, wenn am Donnerstag im Landtag das so genannte Valorisierungsgesetz beschlossen wird, dass sich die Stadtregierung, die SPÖ-Stadtregierung, jetzt noch zusätzliches Körberlgeld für die Zukunft sichert, weil es ist nicht so, wie es der gesetzliche Auftrag wäre, dass in Zukunft die Gebühren den entstandenen Verwaltungsaufwand abdecken, sondern die Gebühren wachsen dann mit irgendeinem Verbraucherpreisindex, und so kann man sich ein bisschen ein Geld machen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist ein Faulbett, das sich hier die Stadtregierung schafft, aber das Gegenteil sollte der Fall sein. Es sollte Anreize geben, dass die Leistungen für die Wienerinnen und Wiener günstiger erbracht werden und nicht, dass hier die Wienerinnen und Wiener geschröpft werden, wie das mit diesem Gesetz der Fall ist. Sie können sicher sein, dass wir diesem Gesetz nicht die Zustimmung geben werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie schaut es denn überhaupt im Bereich der Verwaltungsreform auch im nächsten Jahr aus. In dem Jahr, in dem wir uns befinden, gibt es wieder Gebührenerhöhungen, Überbedeckungen. Wassergebühr 105,36 Prozent, Körberlgeld von 7,33 Millionen, Abwassergebühr 109,6 Prozent, Körberlgeld 15,83 Millionen EUR, Müllabfuhrgebühr, Müllabfuhrabgabe 111,16 Prozent, 21,0 Millionen EUR. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn ich das zusammenzähle, was sich hier die Stadt an Körberlgeld macht, so sind das 44,17 Millionen EUR.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das kann wirklich nicht der Weg sein, wie man wirtschaftliche Dynamik und letztlich Arbeitsplätze in dieser Stadt schafft. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Schuldenpolitik: Der Schuldenstand von 3 Milliarden EUR, nun ja, so großartig ist das auch nicht, auch hier sei ein Blick nach Oberösterreich hilfreich, wo das Land seit 2002 schuldenfrei ist, oder die ehemals verstaatlichte Industrie, die seit 2005 schuldenfrei ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, gerade auch bei den Unternehmen der Stadt Wien wäre hier einiges noch möglich. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gerade auch bei den Unternehmen der Stadt Wien wäre noch einiges möglich. Hier wären Effizienzkriterien heranzuziehen, hier ist sehr wohl auch die Heranziehung von Privaten nicht einfach so wegzuschieben, wie das von dieser SPÖ geschieht, denn wir bräuchten das Geld für Investitionen, zum Beispiel für die Nahversorgung. Denn dass die einzige Antwort auf Nahversorgung die Schließung der Märkte ist, das kann ja wirklich nicht der Weisheit letzter Schluss sein, meine sehr geehrten Damen und Herren. Es kann nicht so sein, dass man einfach Märkte schließt und nicht darüber nachdenkt, wie eigentlich die Nahversorgung in bestimmten Gebieten der Stadt vor sich gehen sollte.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein Thema, das in den letzten Tagen massiv diskutiert wurde, ist die Integration, weil die Integration sicherlich ein Schlüsselthema für diese Stadt ist. Ich möchte mich in der Diktion, in der Wortwahl, in der Gesinnung sehr wohl ganz deutlich von dem unterscheiden, was wir von der FPÖ gehört haben, aber eines geht wirklich nicht: Dass man das Thema einfach negiert und überhaupt nicht sieht, dass wir hier sowohl im Bereich der Schulen als auch im Bereich der Gemeindebauten Probleme haben und die notwendigen Integrationsschritte nicht erfolgen.

Wir haben daher den Wiener Bürgermeister vor zehn Tagen aufgefordert – wir sind hier auch gerne bereit, als Volkspartei zu sagen, das ist ein Thema, das alle angeht, wo alle mitmachen sollten –, einen Gemeindebaugipfel einzuberufen, bei dem diskutiert wird, was hier an Mediationsmaßnahmen, an Sozialmaßnahmen getroffen werden sollte, was an Kriterien notwendig ist, was hier geschehen sollte, damit nicht eine völlig ungeordnete Ansiedlungspolitik vor sich geht und dann letztlich die Mieterinnen und Mieter – sowohl die, die schon jahrzehntelang drinnen wohnen, als auch die neuen – im Stich gelassen werden und man sich ihrer nicht annimmt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben seit zehn Tagen keine Antwort der SPÖ darauf, und ich appelliere hier noch einmal an die SPÖ, dieses Thema nicht zur Seite zu schieben, sondern sich des Themas anzunehmen. Das ist zu ernst, als dass man es totschweigt. 

Es war interessant, wie viel rascher die SPÖ reagiert hat, als wir das Thema „Demokratie und Verfassung" wieder zur Sprache gebracht haben, aber nicht deshalb, weil die SPÖ hier plötzlich ein Umdenken vorgenommen und gesagt hätte, wir wollen mit den Bürgerinnen und Bürgern anders umgehen oder wir wollen die Opposition anders behandeln. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie mit den Bürgern und Bürgerinnen umgegangen wird, sieht man am Beispiel Markthalle, wo einfach 15 000 Unterschriften zur Seite geschoben wurden, zugesagte Gespräche nicht stattgefunden haben, wo man Bürgerinitiativen einfach ins Leere laufen ließ und nicht bereit war, tatsächlich das Gespräch mit den Betroffenen zu führen, sondern einfach zugesperrt hat. 

Aber es zeigt auch, dass wir eine Verfassung haben, die in vielem nur nach einem Gesichtspunkt ausgerichtet ist: Was ist günstig für die Mehrheitspartei SPÖ, was macht es für die Oppositionsparteien unmöglich, hier tatsächlich Diskussionen abzuführen?

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dazu gehört etwa die Behandlung der nichtamtsführenden Stadträte, ob das jetzt ihr Rederecht ist, die Möglichkeit, das Kontrollamt anzurufen oder Ähnliches. Das schreit ja an sich schon nach einer Änderung. Oder das Wahlrecht, das mit 45 Prozent einer Partei die absolute Mehrheit bringen kann, was dazu führt, dass manche Entscheidungen, die in anderen Landtagen einer Zweidrittelmehrheit bedürfen, in Wien mit 45 Prozent beschlossen werden können. Das sind Themen, über die man diskutieren müsste, genauso wie über das Thema der Rechte der Bezirke. Das sind lauter Fragen, denen sich die SPÖ nicht stellt. 

Aber es war interessant, dass die SPÖ nur kurz gebraucht hat, um zu reagieren und zu sagen: Nein, das kommt alles nicht in Frage. Wir haben das seit Jahrzehnten so. Wir wollen ja gar nicht diskutieren. Wir wollen weder mit den Bürgern diskutieren noch wollen wir mit der Opposition diskutieren.

Zur Frage des Gemeindebaugipfels wissen wir seit zehn Tagen nicht, was die SPÖ denkt. Das schiebt man weg, mit dem setzt man sich einfach nicht auseinander.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eine Rechnungsabschlussdebatte ist eine Möglichkeit, diese Themen hier zu behandeln und sie einzumahnen. Wir werden diese SPÖ wahrscheinlich nicht ändern können, aber an Sie alle sei gesagt: Eine Sozialdemokratische Partei, die sich des wichtigsten Themas, des wichtigsten Sozialthemas, das diese Stadt und letztlich Europa hat, nämlich Arbeitslosenzahlen, Reduzierung von Arbeitslosenzahlen, Arbeitsmarkt, wirtschaftliche Dynamik, nicht stellt, ist eine Partei, die offensichtlich die Zukunft verschläft. Das ist das Problem der SPÖ, aber leider ist das auch das Problem der Wienerinnen und Wiener, wenn diese Partei die absolute Macht in dieser Stadt hat und Änderungen nicht zulässt. 

Was wir in dieser Stadt brauchen, ist eine Änderung in verschiedensten Politikfeldern. Das gilt für die Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik, das gilt für die Demokratiepolitik, das gilt für die Verkehrspolitik, das gilt für die Bildungspolitik und, und, und.

Wir vermissen das alles in diesem Rechnungsabschluss, wir vermissen das in den Aussagen der Frau Vizebürgermeisterin. Wir können diesem Rechnungsabschluss sicherlich nicht unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Oxonitsch. Ich erteile es ihm.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist schon ein bisschen ein Problem mit vorbereiteten Reden, wenn dann die Wirklichkeit nicht ganz so eintritt. Ich will das jetzt nur am Rande bemerken, das ist kein zentraler Punkt, aber wenn davon gesprochen wurde, dass es 25 Minuten braucht, bis die Rede auf Wirtschaftsförderung kommt, schauen Sie sich einfach das Protokoll an. Ich würde das insgesamt – aber darauf komme ich noch – manchmal empfehlen, sich Debatten von vergangenen Jahren zu Rechnungsabschlüssen oder Budgets immer ein wenig anzuschauen und dann einmal ein bisschen selbstkritisch zu überprüfen, ob das, was man gesagt hat, so eingetreten ist. Aber wenn man sich das heutige Protokoll und die Rede der Frau Vizebürgermeisterin anschaut, dann hat es genau 1 Minute 10 Sekunden gedauert, bis auf diesen wesentlichen Bereich – und zu Recht hast du gesagt, das ist ein wesentlicher Bereich – hingewiesen wurde. Vielleicht hat das Stichwort nicht so gepasst, aber ich kann dir helfen. Maßnahmen, die das Wirtschaftswachstum fördern, sind durchaus etwas, was man als Wirtschaftsförderung bezeichnen könnte. Das ist vielleicht für die ÖVP zu abstrakt gedacht, aber ich glaube, man sollte versuchen, vorbereitete Reden ein bisschen an der Realität zu überprüfen.

Ich denke, das sollte man auch insgesamt tun, und das tun wir auch immer wieder: Dass wir eine Rechnungsabschlussdebatte als Gelegenheit sehen zu überprüfen, ob zentrale Vorhaben, die man sich in der Budgetgestaltung zum Ziel gesetzt hat, umgesetzt werden konnten, ob das Zahlenwerk, das heute zu Grunde liegt, den Nachweis erbringt, dass die Ziele dieser zentralen Politikfelder, die man sich vorgenommen hat, umgesetzt werden konnten.

Wenn ich mir hier nicht zuletzt – die Ausführungen der Frau Vizebürgermeisterin haben ja schon darauf hingewiesen – das Zahlenwerk ansehe, dann kann ich sagen: Ja, es ist tatsächlich gelungen, das, was wir uns mit dem Budget sehr ambitioniert vorgenommen haben, umzusetzen. Entgegen den vielen Reden der Opposition – ich werde darauf noch ein bisschen eingehen –, dass das alles so nicht funktionieren wird, dass das Zahlenwerk verschleiert, was es hier an Einsparungen geben wird, was es an Rückgang der öffentlichen Investitionen geben wird, konnte in wesentlichen Bereichen der Stadt tatsächlich sehr viel umgesetzt werden. 

Wir wollten das hohe Niveau der öffentlichen Investitionen in dieser Stadt sicherstellen. Die Investitionsquote von 14,6 Prozent belegt, glaube ich, sehr eindrucksvoll, dass das gelungen ist. 

Wir wollten 5 500 Wohnungen neu errichten, 10 000 Wohnungen sanieren. Die Zahlen – 1,6 Milliarden für den Bau und das Baunebengewerbe und die gesamte Unterstützung in diesem Bereich – belegen dieses ambitioniertes Vorhaben. Und es gibt europaweit und weltweit eigentlich keine Stadt, die eine so große Zahl von Wohnungen öffentlich fördert, weder in der Sanierung noch im Neubau, wie das Wien tut. Hier belegen die Zahlen: Auch das konnte erreicht werden. 

Wir wollten eine Unterstützung geben für das lebendige Kulturleben in dieser Stadt. Das Rekordbudget und die Zahlen im Rechnungsabschluss für den Bereich der Kultur belegen, dass auch dieses Ziel tatsächlich erreicht werden konnte. 

Wir wollten die Modernisierung der Wiener Wirtschaft unterstützen, hier zusätzlich Impulse geben. 167 Millionen EUR, die in diesen Bereich investiert wurden, sind ein ganz wichtiger Beitrag. 

Wir wollten Maßnahmen zur Belebung des Arbeitsmarktes setzen, um diesen Trend, den wir bereits 2005, zu einem Zeitpunkt, wo noch kein anderes Bundesland sinkende Arbeitslosenzahlen hatte, in Wien massiv unterstützt haben, weiter zu unterstützen. Wir haben hier 57 Millionen EUR für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen sichergestellt. 

Diese Liste ließe sich endlos fortsetzen, und wenn man sich eben diese zentralen Vorhaben ansieht, dann kann man sagen: Die Sozialdemokraten haben gut gewirtschaftet in dieser Stadt, und wir sind zu Recht stolz auf diesen Rechnungsabschluss, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es sind eben auf der einen Seite die Zahlen, die ein Beleg dafür sind, dass es eine sehr sorgfältige, überlegte Budgetplanung gegeben hat, aber eben auch diese vielen sichtbaren Projekte, die Ausfluss dieses Zahlenwerks sind. Sie belegen, dass wir unsere politischen Zielsetzungen in dieser Stadt erreicht haben. Das geht vom Bereich der Forschungsquote, wo wir über den 3 Prozent liegen, die wir uns zum Ziel gesetzt haben, über den Fortschritt bei den großen Umweltprojekten – sei es das Biomassekraftwerk, sei es aber auch die große Biogasanlage oder die MVA 3, beides riesige Investitionen für einen kommunalen Haushalt –, bis hin zu Modernisierungsprojekten im gesamten Gesundheitsbereich – dazu hat die Frau Vizebürgermeisterin ja bereits einiges ausgeführt –, dass man tatsächlich sagen kann, es ist mit diesem Geld nicht nur ordentlich gewirtschaftet worden, es ist nicht nur ordentlich ein Budget erstellt worden, sondern es ist auch wirklich gut gearbeitet worden. 

Aber nehmen wir uns auch die Zeit, uns kritisch anzusehen, was damals alles vorhergesagt wurde. Ich habe das ja schon auch bei der Budgetdebatte gemacht. Und wenn hier der Kollege Schock von „Märchenonkel" gesprochen hat (GR DDr Eduard Schock: Tante!), von „Märchentante“ gesprochen hat, dann kann man, wenn man sich die beiden Reden anschaut, die im Zuge der Budgetdebatte von seinem Amtsvorgänger als Klubvorsitzendem und ihm gehalten worden sind und welche Vorhersagen es da gegeben hat, in logischer Analogie wirklich nur von den Gebrüdern Grimm bei den beiden reden, etwas anderes fällt einem dazu ja wirklich nicht ein.

Was ist damals alles gesagt worden? Das Budget 2006 ist die Grundlage dafür, dass die Wienerinnen und Wiener böse erwachen werden, denn es wird auf das Vermögen der Kinder, der Enkerl zugegriffen werden, denn im Gesundheitsbereich wird nicht nur weniger Geld zur Verfügung stehen, sondern vor allem wird für den gesamten Sozialhilfebereich in Wien auch auf das Vermögen der Angehörigen zurückgegriffen werden. 

Ist das eingetreten? – Weit und breit nicht. Hat das zum Beispiel die FPÖ, als sie sich noch ein bisserl besser mit ihrem großen Onkel im Süden vertragen hat, in Kärnten je abgeschafft? Dort gibt es das. Keine Rede davon! Uns wird vorgeworfen, wir werden es einführen. Es ist nicht eingetroffen. Aber kein Wort davon, dass man sagt, okay, haben wir uns halt ein bisserl geirrt. Könnte man ja durchaus auch einmal sagen, soll durchaus vorkommen. (GR DDr Eduard Schock: Alles über 5 000 EUR! Das kommt ja jetzt, weil Sie es den Menschen wegnehmen! Das kommt ja!) „Es kommt", passiert nicht. Es ist nicht passiert, und wir bekennen uns dazu: Wien ist jenes Bundesland, wo es den Regress auf die Angehörigen im Unterschied zu fast allen Bundesländern Österreichs nicht gibt, und wir sind stolz darauf, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und zum Bereich „weniger Geld". Auch da ist halt knapp vorbei wieder einmal besonders weit daneben, aber das sind wir gewohnt. Wir haben ja auch heute schon wieder einige Ankündigungen gehört, wie stark der Zuspruch zur FPÖ ist. Das habe ich auch von Kollegen Strache schon gehört – ich kann mich erinnern, das war vor der letzten Gemeinderatswahl –, wie groß der Zuspruch zur FPÖ eigentlich ist. Und bei der vorvorletzten Wahl, wo er einen Wahlsieg vorausgesagt hat, der sich gewaschen hat, ich glaube, da seid ihr halbiert oder gedrittelt worden. Also insofern will ich darauf gar nicht eingehen. Lassen wir die Zahlen sprechen.

Tatsache ist, im Gesundheits- und Sozialbereich sind 2,3 Milliarden EUR investiert worden. Das ist ein Fünftel des Gesamtbudgets, eine tatsächliche Rekordsumme, und ich meine, auch darauf können wir stolz sein, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist schon darauf hingewiesen worden, auch die Zuschüsse für die Wiener Krankenanstalten und die Pflegeheime haben einen Rekordwert erreicht: 74 Millionen EUR mehr. Wie Sie da zu der Rechnung kommen, weiß ich nicht. Ich weiß schon, Sie sagen immer, man kann das alles so schwer lesen im Rechnungsabschluss, aber ich bin sicher, der Herr Finanzdirektor und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stehen Ihnen gerne zur Verfügung, wenn es da noch immer Unklarheiten geben sollte. Tatsache ist, der Rechnungsabschluss weist 74 Millionen EUR mehr aus, und auch im Bereich der Sozialhilfe wurden 18 Millionen EUR mehr ausbezahlt. 

Also ich glaube, das ist durchaus etwas, was man vorweisen kann, und es ist einfach ganz deutlich ein Beleg dafür, was alles nicht eingetroffen ist. Ich glaube, deswegen hat der Kollege Schock sich ja diesmal auch ganz wenig mit dem Wiener Rechnungsabschluss auseinandergesetzt, sondern mehr mit der SPÖ, was ich auch interessant finde. Dass er sich mit der SPÖ auseinandersetzt, verstehe ich auch ein bisschen, denn mit der FPÖ würde ich mich auch nicht allzu gerne auseinandersetzen. Da sperrt man sich die Konten, da schließt man sich aus, da spaltet man sich auf. Da verstehe ich schon, dass man sich eine andere Partei sucht. Nur, in einer Rechnungsabschlussdebatte, wo es darum geht, tatsächlich Politik zu belegen, einer kritischen Prüfung zu unterziehen, was man politisch umsetzen konnte, hat das meiner Ansicht nach wenig verloren. Und dass man dann noch irgendwelche Betretungsverbote ausspricht, ist ja an Absurdität schon überhaupt nicht mehr zu überbieten. 

Aber es ist ja damals in dieser Budgetdebatte auch vorhergesagt worden, dass dieses Budget die Grundlage dafür sein wird, dass die Arbeitslosigkeit in Wien explodieren wird. Da bin ich auch – und ich richte das Ersuchen durchaus an alle Parteien – für ein bisserl mehr an Seriosität in der Auseinandersetzung. 

Schauen wir uns die Arbeitsmarktzahlen in Wien an, dann sehen wir, wir reden einmal von 8 Prozent. Das sind offizielle Zahlen. Schauen wir uns Oberösterreich an. (GR Dr Matthias Tschirf: 3,7!) 3,7 auch nicht! Das ist der Mai 2007. Das kann man nachlesen. Ich stell es Ihnen gerne zur Verfügung. Ich komme dann gern vom Rednerpult runter. Schauen wir uns das alles an, wo wir uns bewegen. Tatsache ist, die Vorhersage war, es wird explodieren, es wird einen Anstieg geben. Tatsache ist, es ist die Arbeitslosigkeit in Wien zurückgegangen, und auf die vielen Entlastungsmaßnahmen, die Wien setzt, um nicht zuletzt auch die Arbeitslosenstatistik in den darunter liegenden Bundesländern zu entlasten, ist schon hingewiesen worden. Nicht nur sind es 220 000 Menschen aus Niederösterreich, die in Wien Arbeit finden, auch jeder vierte Lehrling in Wien ist aus den Bundesländern. Wien unterstützt hier auch junge Menschen aus den Ländern. 

Also, bitte, führen wir diese Debatte seriös. Sie ist ernst genug, sie ist wichtig genug und man sollte sie seriös führen und nicht mit falschen Zahlen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und jetzt könnte man noch darauf hinweisen, dass damals natürlich auch davon gesprochen wurde, dass die Investitionsquote auf unter 14 Prozent sinken wird, sie wird einen historischen Tiefstwert erreichen. Wir haben 14,6 Prozent. All das lässt sich nachlesen. 

Und wenn jetzt Kollege Schock mangels Auseinandersetzung mit der Wiener Politik dann auch noch die Studiengebühren anführt und da eine Debatte darüber beginnt, warum sie jetzt nicht abgeschafft worden sind, erspare ich Ihnen die Frage nicht: Wer hat sie eingeführt? Wer hat uns all das eingebrockt, dass sie gekommen sind? Davon können Sie sich nicht verabschieden. Auch wenn es dafür keine entsprechende Mehrheit gibt, Sie tragen die Verantwortung, dass es sie überhaupt gibt, und ich glaube, das werden wir natürlich auch weiterhin sagen. Sie wurden eingeführt unter der schwarz-blauen Bundesregierung, und das kann ich Ihnen nicht ersparen, Kollege Schock. (Beifall bei der SPÖ. – GR DDr Eduard Schock: Wir sind aus der Regierung gegangen! Sie sind drinnen!) Ach Gott, sie sind gegangen? (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Sie sind gegangen worden, weil Sie sich selber nicht mehr einig waren, was Sie eigentlich tun wollen da drinnen. Aber sei's drum. Wie dem auch immer sei, Sie tragen dafür die Verantwortung. 

Ebenso sind Sie in vielen anderen Bereichen mitverantwortlich für Entwicklungen, die es gibt. Jetzt können Sie sich auf einmal alle kollektiv nicht mehr erinnern. Ich erinnere nur daran, wer maßgeblich für die massiven Kürzungen im Bereich der Polizei verantwortlich war - und zwar war das Ihre damalige Spitzenrepräsentantin. Verabschieden Sie sich nicht ganz von Ihrer Vergangenheit! In manchen Bereichen täte es Ihnen gut, aber von der jüngsten Vergangenheit, die Sie im Bereich der Bundespolitik verursacht haben, sollten Sie das nicht tun, Kollege Schock. (GR Mag Harald STEFAN: Sehr schwach ist das!) 

Aber es gibt ja durchaus noch andere Vorhersagen, die getätigt wurden im Verlauf der Budgetdebatte, wo der Rechnungsabschluss heute ganz anderes belegt, etwa im Bereich Soziales. Die Kollegin Vassilakou hat den Bereich heute wieder angesprochen, und ich halte ihn tatsächlich auch für einen wesentlichen Bereich. Für uns war das einer der wesentlichen Gründe, in diese Bundesregierung hineinzugehen, weil wir gesehen haben, dass in den vergangenen sieben Jahren im Bereich der Sozialpolitik, der Armutsbekämpfung tatsächlich nichts weitergegangen ist. 

Wir haben uns hier ein ambitioniertes Ziel gesetzt, haben aber auch die Bereitschaft bekundet, da Verantwortung zu übernehmen und hier tatsächlich ein wirkungsvolles Paket im Bereich der Armutsbekämpfung vorzulegen. Daran arbeiten wir. Wir übernehmen die Verantwortung, wenn es darauf ankommt. Das ist bei den Grünen anscheinend nicht so üblich. Da versucht man dann immer, sich in letzter Sekunde ein bisschen zu schrauben vor entsprechender Verantwortung. Wir haben es getan.

Und da sage ich schon, man hat zwar durchaus richtige Ansätze in der Rede hören können, aber ich glaube, es belegt vor allem auch das Wiener Budget, dass wir hier nicht das getan haben, was von der Opposition angekündigt wurde, nämlich im Bereich der Sozialhilfe, der Sozialpolitik zu sparen. Ganz im Gegenteil! Wir haben all jene Mittel, die wir tatsächlich brauchen, um sie im Rahmen unserer Möglichkeiten und unserer Kompetenz den Ärmsten der Armen zur Verfügung zu stellen, auch eingesetzt. Und nicht zuletzt ist ja auch der heute vorgestellte Mobilpass ein klares Zeichen dafür: Die Sozialdemokratie nimmt die soziale Verantwortung in der Stadt wahr und wird das auch in Zukunft tun, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist ein weiterer wesentlicher Bereich angesprochen worden, der der Kinderbetreuung. Dazu wird die Kollegin Ludwig auch noch einige Bereiche anführen und das noch ein bisschen genauer erläutern. 

Ich möchte aber schon noch ein wenig auf die Diskussion rund um das Schlagwort der so genannten 
Energiewende eingehen. Ich glaube, wir haben uns erst im vergangenen Jahr auf ein sehr ambitioniertes Energieeffizienzprogramm verständigt, weil, über alle Parteigrenzen hinaus, das ein wichtiger und wesentlicher Schritt in diesem Bereich ist. Wien hat ein Klimaschutzprogramm beschlossen zu einem Zeitpunkt, wo andere das Wort Klimaschutz noch nicht einmal richtig buchstabieren konnten. Wir arbeiten derzeit an einem zweiten Klimaschutzprogramm, und wir haben uns natürlich auch überlegt, wie wir zum Beispiel im Bereich der Wohnbauförderungsmittel Mittel tatsächlich effizient einsetzen können, um hier einen wirklich massiven Beitrag zur Einsparung von CO2 vorlegen zu können. 

Wien hat sich hier für das durchaus anerkannte und natürlich auch wissenschaftlich fundierte System der thermischen Sanierung der Wohnhäuser entschieden, weil das wesentlich effizienter ist, als die Förderung umzustellen wie in Vorarlberg. Und auch da bin ich, bitte, für eine etwas seriösere Diskussion. Was ist tatsächlich in Vorarlberg? In Vorarlberg geht es beim mehrgeschoßigen Wohnbau um 15 Prozent der Wohnbauleistung. Es ist auch nicht so, dass jedes geförderte Projekt Passivhausstandard haben muss, sondern auch nur im Bereich der gemeinnützigen Bauträger, die anderen auch nicht. Also bitte führen wir das an. Und wir sprechen von einem Anteil der Gesamtwohnbauleistung, die hier getätigt wird, von 15 Prozent. In Wien schaut das einfach anders aus, und es ist ja tatsächlich der Förderungsschilling gerade auch unter klimarelevanten Maßnahmen in der thermischen Sanierung wesentlich effizienter eingesetzt. Nichtsdestotrotz versuchen wir, Impulse zu setzen, und du hast sie ja fairerweise und richtigerweise auch angeführt, sei es im Bereich Aspern oder in anderen Bereichen mehr. 

Ich glaube, auch hier brauchen wir uns nicht zu verstecken. Wir setzen vor allem jene Mittel, die für Wohnbaumaßnahmen zur Verfügung gestellt werden, auch voll in diesem Bereich ein, sei es im Wohnungsneubau, sei es im Bereich der Sanierung oder der dazugehörigen Infrastruktur. Und das unterscheidet uns vor allem fundamental von allen anderen Bundesländern, die ja diese Wohnbauförderungsmittel teilweise schon verkauft haben, verpfändet haben und vieles andere mehr. 

Also auch hier ein klarer Beleg dafür: Wir wirtschaften sorgsam, wir wirtschaften aber auch effizient - effizient vor allem auch unter klimaschutzpolitischen Gesichtspunkten, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Und jetzt vielleicht noch ein paar Worte natürlich auch zu dem, was Kollege Tschirf gesagt hat. Es war in Wahrheit auch wieder das, was wir das letzte Mal gehört haben. Es geht um den wirtschaftlichen Erfolg, den man auf der einen Seite Wien nicht ganz zusprechen will, der aber auf der anderen Seite ja doch irgendwie vorhanden ist, aber wenn er vorhanden ist, ist das vor allem ein Werk der salbungsvollen Tätigkeit der mit Bomben und Granaten abgewählten Bundesregierung des Wolfgang Schüssel. 

Dazu auch nur eine Anmerkung – ich habe sie schon oft gemacht –, damit wir auch da wirklich seriös sind: Tatsache ist, in sechs Jahren Regierung Schüssel wurden mehr Schulden gemacht als in 13 Jahren SPÖ-Alleinregierung. Das ist ein Faktum, meine Damen und Herren! Das kann man nachlesen. Es ist keine Schuldenreduktion erfolgt. Wir haben einen Rekordschuldenstand entgegen allen Ankündigungen. Also da haben kein einziges Budget und kein einziger Rechnungsabschluss auf Bundesebene auch nur annähernd dem standgehalten, was man sich vorgenommen hat. Das ist ein Faktum, meine Damen und Herren, und man kann sich das durchaus einmal in den Zahlen ansehen. So viel nur zu diesem Bereich. (Beifall bei der SPÖ.)
Und da muss ich natürlich noch anmerken, unter welchen Bedingungen all das passiert ist. Verkauf von Familiensilber, alles verscherbelt, was man hatte, und vieles andere mehr. Aber diese Debatte haben wir schon geführt. Ich denke nur manchmal, so pädagogische Grundsätze wie „Wiederholung sichert den Lernerfolg" gelten nicht immer. Da herinnen ist dem nicht so, muss ich feststellen, aber vielleicht funktioniert es irgendwann einmal. Ich weiß nur nicht, wie lange man das tatsächlich überprüfen soll. 

Tatsache ist: Für diese glorreiche Politik, die angeblich so salbungsvoll für Wien war, hat diese Regierung ja die Rechnung präsentiert bekommen. Aber wie dem auch immer sei. 

Schauen wir uns an, was sind die Tatsachen, was ist in dieser salbungsvollen Zeit tatsächlich passiert. Die Mittel für die Wohnbauförderung haben stagniert. Die Mittel im Bereich der Gesundheitsfinanzierung, die die Länder und Gemeinden zur Verfügung gestellt bekommen haben, sind weniger geworden. Es hat Einschnitte im Bildungsbereich gegeben. Ich brauche auch nur an die vielen Kürzungen auch im kulturellen Bereich zu erinnern, die gerade auch Wiener Kultureinrichtungen maßgeblich zu spüren bekommen haben, aber auch an Einsparungen im Bereich der Fraueninitiativen, die es auf der Wiener Ebene gegeben hat, wo immer wieder Wien in die Tasche greifen musste, um hier tatsächlich wichtige öffentliche Dienstleistungen und Einrichtungen aufrechtzuerhalten. 

Von Kollegen Schock wurde natürlich auch die große Gebührenlawine angesprochen, die angeblich eingetreten ist. Jetzt will ich gar nicht darüber reden – wir haben das alles abgehandelt –, wie lange es in einzelnen Bereichen keine Gebührenerhöhungen gegeben hat. Das waren zumeist – wir bekennen uns auch dazu und wollen das auch in Zukunft tun mit dem am Donnerstag im Landtag zu beschließenden Gesetz – Erhöhungen im Bereich der Inflationsrate. Und ich sage, wir bekennen uns dazu, dass es zum Beispiel steigende Löhne gibt, steigende Investitionen gibt auf Grund neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse im Bereich des Umweltschutzes und in vielen anderen Bereichen mehr. 

Da kann man nicht populistisch versprechen, es wird keine Gebührenerhöhungen geben. Die entscheidende Frage aber ist: Wie haben sich – der Kollege Tschirf hat es, glaube ich, angesprochen – diese Gebühren in der Stadt tatsächlich entwickelt im Verhältnis zu den Gesamteinnahmen der Kommune? Da kann man ja durchaus ablesen, ist quasi dieser ordentlicher Haushalt, den wir heute hier vorlegen können, Ursache für eine angebliche Gebührenlawine. Schauen wir es uns an! Die eigenen Gebühren und Abgaben im Bereich des eigenen Budgets sind von 15,3 noch im Jahr 2000 auf 14,4 im Jahr 2001 und weiter auf 14,2 im Jahr 2006 gesunken. 

Ich glaube, das belegt einmal mehr, es wurde nicht verantwortungslos umgegangen, sondern im Rahmen der Notwendigkeit, die es da einfach gibt. Da werden wir auch in Zukunft nicht an dem populistischen Spiel teilnehmen, wo man sagt, nein, wir wollen überhaupt keine Erhöhung, denn das würde, logisch weitergedacht, auch heißen, die Menschen sollen nicht mehr verdienen, es soll keine Gehaltssteigerungen geben, es soll keine zusätzlichen Investitionen geben. Das wird es bei uns nicht geben. Wir werden die öffentlichen Dienstleistungen auf hohem Stand auch in Zukunft sicherstellen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Und weil Kollege Tschirf – das gehört auch nicht so ganz zur Rechnungsabschlussdebatte – heute auch die Stadtverfassung angesprochen hat: Abgesehen davon, dass ich mich erinnern kann – es war nämlich der Tag unseres Landesparteitages –, dass der Herr Hahn ein völlig neues Ziel formuliert hat, nämlich eine Regierung in Wien zu haben, in der die SPÖ nicht mehr drinnen ist. Das braucht diese Stadt. Sie muss einmal komplett draußen sein. Hinterher kommt man drauf, es wird sich vielleicht trotzdem nicht ausgehen, also verlangen wir eine Konzentrationsregierung. Soll so sein. Wenn man es mit der Wahl nicht zusammenbringt, versuchen wir es halt über eine Änderung der Stadtverfassung, dass wir irgendwie da hineinkommen. 

Darauf möchte ich schon noch hinweisen, weil ich wirklich davon überzeugt bin, dass das einer kritischen Überprüfung tatsächlich nicht standhält. Wien hat gerade im Bereich der Oppositionsrechte, der Minderheitsrechte wirklich Vorbildwirkung. Machen wir uns nichts vor! (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.) Schauen Sie sich zum Beispiel Graz an. Dort gibt es nicht einmal das Instrument der Aktuellen Stunde, in Graz gibt es nicht einmal das Instrument der Dringlichen Anfrage, dort wird mit Mehrheit entschieden, wer überhaupt eine Dringliche Anfrage stellen kann. Durchaus etwas, was im Umland immer wieder als so hervorragend angeführt wird. 

Ich stelle mir vor, es gäbe in Wien keine Dringlichen Anfrage, es gäbe keine Aktuelle Stunde, es gäbe eine Fragestunde, wo automatisch nur die stärkste Partei die erste Frage hat, andere Parteien können sich dann nur einmal hinten anreihen. Und jetzt rede ich noch gar nicht von den Minderheitsrechten im Bereich der Untersuchungsausschüsse und Kommissionen, wo wir österreichweit das einzige Bundesland sind, in dem diese Minderheitsrechte so ausgeprägt sind. Da könnte man jede Stadtverfassung der Städte durchschauen, aber auch in den Ländern. Wir haben sehr ausgeprägte Minderheits- und Oppositionsrechte, wir verweigern uns auch keinem Gespräch, nur muss man wissen, worüber man redet. Und Tatsache ist, dass hier anscheinend die ÖVP auch noch nicht wirklich zu einer endgültigen Meinungsbildung gekommen ist. 

Es wurde auch der Bereich des Gemeindebaus angesprochen. Das ist ja ganz interessant – ein bisschen auch an die Grünen gerichtet –, ich kann mich noch sehr gut erinnern, als wir den Weg der sanften Öffnung des Gemeindebaus gegangen sind, was hier verlangt worden ist. Das ist alles viel zu wenig. Was hat man sich da Sorgen gemacht. Wir haben gesagt, da wird Mediationsbedarf bestehen, den wir mit den Gebietsbetreuungen – nicht nur mit der Aufstockung, sondern schon von der Anfangssituation her – sichergestellt haben im Gemeindebau. Was da alles geredet worden ist in dem Bereich! Jetzt stellt man sich her und meint: Wir haben es ja schon immer gewusst. Und das betrifft natürlich auch die ÖVP. 

Da finde ich es nur interessant, dass wir beim Thema Gemeindebau über einen Bereich reden, den es - ginge es nach der ÖVP - gar nicht mehr gäbe! Denn eigentlich hätten wir die Gemeindebauten vor mittlerweile 20 Jahren schon verscherbeln sollen. Vor 10 Jahren ist man noch groß in die Wahlauseinandersetzungen hineingegangen mit dem Aufruf: Verkaufen wir einmal alle Gemeindebauten. Jetzt steht man da und sagt im Endeffekt, dass man sich um das zu wenig gekümmert hat. 

Ich glaube, der Nachweis ist gelungen, dass wir uns um den Gemeindebau kümmern, gerade was den Bereich der sanften Öffnung betrifft, was den Bereich auch der unterstützenden Maßnahmen für die Mieterinnen und Mieter betrifft, die sich viele Mieterinnen und Mieter im privaten Althaus, deren EigentümerInnen von Ihnen immer so massiv vertreten werden, wünschen würden, dass da tatsächlich jemand kommt, wenn es einen Konflikt gibt. Dass man da optimieren kann, ist ja keine Frage, aber dass überhaupt einmal jemand kommt und sich um die Anliegen auch kümmert, da brauchen wir uns nicht zu verstecken. Da soll man auch nicht das populistische Spiel betreiben, als ob man so einen tragischen Vorfall, wie es ihn in Favoriten gegeben hat, tatsächlich verhindern könnte. Wer das macht, führt auch diese Debatte unseriös. 

Wir müssen alles dazu tun, das zu verhindern. Wir tun das mit dem Ausbau der Gebietsbetreuungen, wir tun das mit dem Ausbau der Mediatorinnen und Mediatoren, wir tun das durch ein effizientes Unterstützungsmodell für die Mieterinnen und Mieter im Gemeindebau. Dafür brauchen wir uns nicht zu verstecken, und ich glaube, es ist ein klarer Beleg dafür, dass wir gerade in wohnungspolitischen Fragen tatsächlich die relevante politische Kraft in dieser Stadt sind, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Ähnlich ist es ja mit der Frage – das spielt natürlich wieder in den ganzen Bereich auch nicht zuletzt einer seriösen Debatte über notwendige Gebührenerhöhungen hinein –, wie es um die Effizienz der öffentlichen Dienstleistungen in dieser Stadt steht. Auch da muss man sagen, es war ja immer die ÖVP, die in vielen Bereichen verlangt hat: Privatisieren, ausgliedern, verkaufen, weg damit! Alle anderen machen es viel billiger. 

Ein Blick in den letzten „Spiegel" würde vielleicht ein bisschen helfen. Ich kann Ihnen einen Artikel durchaus nur ans Herz legen. Viele Kommunen in der Bundesrepublik Deutschland gehen diesen Weg, den die ÖVP als Allheilmittel gepriesen und gepredigt hat, bereits zurück. Dort heißt es, dass jahrelang – und die ÖVP versucht das ja in einzelnen Bereichen noch immer zu suggerieren – die Privatisierung städtischer Aufgaben als Rezept zur Sanierung öffentlicher Haushalte gegolten hat. Tatsache ist aber, viele Bürgermeister steuern in diesem Bereich um. Gerade die Qualität der öffentlichen Dienstleistungen in Wien zeigt sehr eindrucksvoll: Es war gut, dass wir den Zurufen der ÖVP nicht gefolgt sind und wir ein klares Bekenntnis zu effizienten, aber auch qualitätsvollen öffentlichen Dienstleistungen abgelegt haben und dass es von uns in diesen Bereichen immer ein ganz klares Nein zu allen Privatisierungsüberlegungen gegeben hat. Und wir stehen auch weiterhin dazu, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Aber es ist ja durchaus das altbekannte Lied, das wir immer wieder erleben: Wien schlechtreden, krankreden ist halt ein Rezept, von dem vor allem die ÖVP, aber natürlich auch die Freiheitlichen immer ein bisschen meinen, es in die politische Auseinandersetzung hineinbringen zu müssen. Dass das bei den Wienerinnen und Wienern nicht ankommt, belegen die Wahlergebnisse immer wieder. Aber es kommt auch im Bereich der Medien ja gar nicht mehr gut an. 

Ich brauche nur – auch das sei Ihnen vielleicht ans Herz gelegt – das „Format" zu zitieren, das unlängst titelte: „Aufschwung in Wien – Hauptstadt zählt zu den besten Wirtschaftsregionen Europas" und dazu hier gemeint hat, dass die Donaumetropole mit ihrer hohen Lebensqualität punktet und vor allem auch der Tourismus boomt. 

Kollege Tschirf hat dann auch noch den Wirtschaftsforscher Mayerhofer zitiert, was er, wie er gesagt hat, „vor einigen Jahren“ festgestellt hat. Man könnte sich auch aktuell anschauen, was er jetzt festhält; auch nachzulesen im „Format". Das betrifft diese Debatte, die du angezogen hast betreffend das Wirtschaftswachstum. Hier hält er sehr klar fest: „Das Wirtschaftswachstum in Wien ist sehr gut. Wien ist bereits eine der reichsten Regionen Europas und befindet sich nicht wie etwa Osteuropa in einem Aufholprozess, wo die Wachstumsraten normalerweise höher liegen würden.“ 

Schau dir an, was aktuell gesagt wird, dann wirst du sehen: Wien ist auf einem sehr, sehr guten Weg, was die gesamte wirtschaftliche Entwicklung betrifft. Wien hat natürlich zum Beispiel im Bereich der Sachgüterproduktion nie diese Wachstumsraten und kann sie gar nicht haben, wie sie andere Länder haben, aber Wien entwickelt sich hier hervorragend – auch im internationalen Vergleich. Schau dir vielleicht hie und da ein bisschen aktuellere Studien an. Du kannst das auch nachlesen. Es sind ja nicht gerade SPÖ-freundliche Medien, aber sie heben durchaus hervor, was sich in den letzten Jahren, nicht zuletzt gegossen in diese Zahlen des Rechnungsabschlusses, belegen lässt. 

Denn Fakt ist einfach: Wien ist eine Region, die sich wirklich hervorragend entwickelt. Wien wächst nicht zuletzt auch auf Grund der Attraktivität dieser Stadt. Und das – darauf wurde ja schon von der Frau Vizebürgermeisterin hingewiesen – belegen natürlich auch die vielen Rankings, wenn es um Lebensqualität geht, das belegen aber auch die Rankings, wo es um die Beliebtheit Wiens als Kongressstandort geht oder vieles andere mehr. Vor allem belegen es nicht zuletzt auch sämtliche Umfragen über die Zufriedenheit der Wienerinnen und Wiener mit ihrer Stadt. Und das ist für uns natürlich ein Handlungsrahmen. Die Wienerinnen und Wiener sind zufrieden mit ihrer Stadt. Und darauf sind wir stolz, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es zeigt dieser Rechnungsabschluss sehr klar, dass diese Stadtregierung die großen Herausforderungen der Vergangenheit einerseits offensiv angegangen ist, vor allem aber auch in der Zukunft angehen wird. Es zeigt aber dieser Rechnungsabschluss auch, dass Wien eine sehr gute Finanzpolitik gemacht hat. Während in vielen anderen Städten das Diktat der leeren Kassen herrscht, haben wir die notwendigen Spielräume, um aktuell reagieren zu können.

Dass da gleichzeitig interpretiert wird, ein Haushalt, der ausgeglichen ist, bedeutet, dass die Kassen prall gefüllt sind, das müssen Sie mir privat noch einmal erklären. Auch wenn ein Haushalt ausgeglichen bilanziert, ist er trotzdem nicht prall gefüllt in irgendeiner Form. Ich verstehe nicht, wie man dazu kommt. 

Ich glaube auch, dass es wirtschaftspolitisch wenig Sinn macht – um auch das wichtige Thema noch einmal anzusprechen –, die Grundtheorie, die die Kollegin Vassilakou bei den Kinderbetreuungseinrichtungen vertreten hat, umzusetzen: Bauen wir einfach einmal irgendetwas und schauen wir dann, ob es angenommen wird. Ob das wirtschaftspolitisch wirklich Sinn macht, wage ich zu bezweifeln. 

Tatsache ist: Wir machen kluge Wirtschaftspolitik, wir machen vorausschauende Finanzpolitik in dieser Stadt. Darauf sind wir stolz. 

Wir werden deshalb, meine Damen und Herren, diesem Rechnungsabschluss auch die Zustimmung geben. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich bringe in Erinnerung, dass ab jetzt 20 Minuten Redezeit für die Generaldebatte vereinbart wurden.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende!

Zum Unterschied von Klubobmann Oxonitsch können wir feststellen, dass wir dem Rechnungsabschluss nicht zustimmen werden, was aber nicht weiter überrascht. Aber ich möchte in der Generaldebatte noch auf die eine oder andere Äußerung und Meinung des Herrn Oxonitsch eingehen. Er hat darzustellen versucht, dass sich die FPÖ von der Vergangenheit verabschiedet. Eine recht eigenartige Formulierung, denn ich würde meinen, die SPÖ beweist zur Zeit klar und deutlich, dass sie sich von ihrer Vergangenheit verabschiedet. Wir haben doch Jahre hindurch die Angriffe der SPÖ auf die Bundesregierung hier gehört, wir haben doch Jahre hindurch den Forderungskatalog heruntergebetet bekommen, aber seit die SPÖ in der Regierung ist, ist von all diesen Dingen nichts mehr zu hören. (Beifall bei der FPÖ.) 

Mit einem Wort: Die SPÖ verleugnet ihre Vergangenheit, hat aber das Pech, dass ihre Vergangenheit auch gleichzeitig die Gegenwart ist und bekommt daher, wie man aus den Umfragen sieht, die Gegenwart auch nicht in den Griff. 

Dann hat man von der Vorbildwirkung Wiens gesprochen. Da möchte ich darauf hinweisen, dass es hier doch sehr bedenkliche Vorgänge gibt, die es woanders in dem Sinn nicht gibt. Ich meine, die immer mehr um sich greifende Ausschaltung des Gemeinderates durch die diversen Ausgliederungen, wo praktisch nur mehr Bruchstücke von Anträgen in dem Gemeinderatausschuss landen und die Opposition mehr oder weniger von jeglicher Mitbestimmung ausgeschlossen ist. 

Höhepunkt ist der Fonds Soziales Wien, wo der Rechnungsabschluss des Fonds erst im September vorliegt und somit die Opposition gezwungen ist, einem Rechnungsabschluss zuzustimmen, ohne den Rechnungsabschluss des Fonds zu kennen. 

Und noch etwas: Es ist eine Kühnheit, Herr Oxonitsch, wenn Sie meinen, den Einsatz von Mediatoren und Gebietsbetreuungen in Gemeindebauten auf Grund des klaren Scheiterns der Integration in diesen nunmehr als Erfolg und als Vorteil für die Stadt und ihre Bewohner verkaufen zu können. Das ist sicher eine kühne Bemerkung.

Zum Jahresabschluss selbst darf ich einmal feststellen, dass die Jubelmeldungen des Herrn Oxonitsch so doch nicht stimmen. Die Bilanz der Wirtschaftspolitik ist sicher eine solche, dass man sagen muss, Wien ist zum Schlusslicht geworden. Das WIFO stellt fest, dass Wien im Konjunkturaufschwung den letzten Platz einnimmt. Die Wiener Wirtschaft wuchs im Vorjahr mit 1,7 Prozent deutlich langsamer als in allen anderen Bundesländern. 

Zur Arbeitsmarktsituation, die von Ihnen auch angesprochen wurde, muss man feststellen, dass sich die in Wien mit einem Zuwachs von 1 Prozent und im Burgenland von 1,4 Prozent unter der Mittellinie von 1,7 Prozent befindet, während Bundesländer wie Salzburg und Tirol jenseits von 2 Prozent Wachstum liegen. 

Ein längerfristiger Vergleich ist auch von Wert und Interesse. Ein 10-Jahres-Vergleich der Beschäftigten zeigt uns, dass in Wien als einzigem Bundesland in diesen 10 Jahren die Beschäftigtenzahl um 0,9 Prozent gesunken ist. In anderen Bundesländern hat es deutliche Zunahmen gegeben. In Wien minus 0,9 Prozent, in Tirol plus 14,4 Prozent, Burgenland plus 13,5 Prozent, Oberösterreich plus 12,6 Prozent und so weiter. Nur Wien ist nicht nur Schlusslicht, sondern hat sogar ein Negativergebnis zu verzeichnen. Daher ist die Bilanz der SPÖ-Wirtschaftspolitik eindeutig als negativ zu bewerten.

Ich darf nun noch zum Jahresabschluss und zu einzelnen Zahlen kommen und darf feststellen, dass der Rechnungsabschluss zeigt, dass die Ausgaben kräftig ausgeweitet wurden, und zwar um 5 Prozent oder 450 Millionen EUR. Der Budgetsaldo hat sich dadurch von 275 Millionen EUR auf 253 Millionen EUR verringert und das Maastricht-Ergebnis gegenüber dem Vorjahr damit um 22 Millionen EUR. 

Auch die kommunalen Investitionen sind nicht ausgeweitet worden. Ganz im Gegenteil! Die Ausgaben der Stadt sind um 5 Prozent gewachsen, die Investitionen gegenüber dem Vorjahr mussten eingeschränkt werden. Die Investitionsquote im Wiener Budget sank um 1,2 Prozentpunkte auf 14,6 Prozent. 

Dieser mittelfristige Vergleich zeigt uns auch gegenüber dem Jahr 2000, dass die Investitionen des Jahres 2006 um 244 Millionen EUR unter dem Volumen des Jahres 2000 liegen.

Die Wohnbauförderung wurde gekürzt, und – was ganz, ganz wichtig ist – die Wohnbauförderung wird natürlich auch in dem Sinn, nicht gesetzlich, aber vom Wohnbau her gesehen, schon zweckentfremdet durch die Verwendung der Wohnbauförderungsmittel zur Infrastruktur, was zwar möglich ist, aber die Verwendung von 143 Millionen EUR fehlt natürlich ganz klar und eindeutig in der Möglichkeit, in Wien Wohnungen zu errichten, die höchst notwendig sind, wie wir wissen. Ich glaube, der Herr Stadtrat spricht von 20 000 Wohnungen in drei Jahren. Das wird bei einer Fortsetzung dieses Trends in Zukunft nicht gehen.

Was Klein- und Mittelbetriebe betrifft, kann man nur feststellen, dass die Creditreform festgestellt hat, jedes fünfte Unternehmen in Wien hat Umsatzeinbußen zu beklagen. 

Dann die Spitalssituation. Hier ist ebenfalls das Defizit und somit der Betriebskostenzuschuss massiv gestiegen, nämlich um 41 Millionen EUR, der Investitionskostenzuschuss um 1 Million EUR. Das heißt also, das Defizit der Wiener Spitäler ist massiv gestiegen, der Zuschuss musste erhöht werden und die Explosion des Defizits geht auf Kosten der Investitionen, wo nur mehr um 1 Million ausgeweitet werden konnte. Damit reichen die Investitionen sicher nicht aus, um die Substanz der Spitäler zu erhalten und die Anlage des KAV, des Krankenanstaltenverbundes, sinkt auch dementsprechend. 

Zum Fonds Soziales Wien habe ich schon kurz gesprochen. Hier ist festzustellen, dass die Gesamtmittel des Fonds um 2,8 Millionen EUR gekürzt wurden. Wenn man die Sucht- und Drogenkoordination, die in dem Sinn richtigerweise gesteigert wurde, herausrechnet, dann ist auf alle Fälle eine Kürzung festzustellen. Die Leistungskürzungen sind natürlich im Raum stehend, wenn eine solche Budgetpolitik im Bereich des Fonds Soziales Wien fortgeführt wird.

Die Belastungspolitik der SPÖ wurde schon von anderen Rednern angesprochen. Ich kann mich daher kurz halten. Es ist mit Sicherheit so, dass die Belastungen eine Rekordhöhe erlebt haben. Wir haben bei den Gebühren massive Erhöhungen – das wurde heute schon gesagt –, aber vor allem geht es darum, dass die SPÖ seit 2006 alle Wahlversprechungen gebrochen hat, die sie gemacht hat. Von Gebührenerhöhungen über Preiserhöhungen ist das Häupl-Belastungspaket etwas, das alles in allem pro Wiener Haushalt mit 600 EUR pro Jahr zu Buche schlägt.

Ich habe mir da insgesamt 24 Erhöhungen, Gebührenerhöhungen und Ähnliches aufgelistet. Ich werde die jetzt nicht alle vorlesen. Sie sind hart genug, aber so viel Zeit habe ich nicht. Im Jahr 2006 und 2007 wurde der Gaspreis jeweils um 17 Prozent und dann um 5 Prozent, der Strompreis um 5 Prozent und 6,3 Prozent, die Kanalgebühren um 28 Prozent, die Müllgebühren um 20 Prozent und die ORF-Gebühren um 34 Prozent, was den Kulturförderungsbeitrag betrifft, erhöht, und 2007 kommt noch die Erhöhung der Tarife bei den Wiener Linien um durchschnittliche 11 Prozent zum Tragen.

Vor der Wahl wurde uns seitens der Sozialisten und seitens des Bürgermeisters Häupl versprochen, dass keinesfalls mit Gebührenerhöhungen zu rechnen sein wird. Schon eineinhalb Jahre später ist das ganze Wahlversprechen gebrochen worden. (GR Christian Oxonitsch: Das stimmt ja nicht!) Das stimmt schon, natürlich, selbstverständlich. Das kann man Ihnen vorrechnen. 

Das Belastungspaket ist außerdem unsozial, denn es trifft die Alltagskosten aller Menschen, es trifft damit vor allem jene Kosten, denen sich niemand entziehen kann, und damit trifft es Arm und Reich in gleicher Weise. Mit einem Wort: Das Belastungspaket 2006 und 2007 trifft die kleinen Einkommen am härtesteten, weil es bekanntlich keine soziale Staffelung gibt. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich möchte die Generaldebatte dazu benützen, um zwei, drei Punkte anzusprechen, die, wie ich glaube, unter den Nägeln brennen. 

Das eine ist: Es hat eine Reihe von Höchstgerichtsurteilen in Sachen Mietrechte gegeben, meistens zugunsten der Mieter, und in letzter Folge hat es jetzt ein OGH-Urteil gegeben aus einem Verfahren zwischen der Fachgruppe Wien der Immobilien- und Vermögenstreuhänder und der Bundesarbeiterkammer. (GR Christian Oxonitsch: Das ist ja alles geschehen!) Was ist geschehen? (Weiterer Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Richtig! Und was ist geschehen? Geschehen ist gar nichts, Herr Kollege, geschehen ist gar nichts von Ihrer Seite. Von diesem Urteil sind eben 220 000 Mieter und die Mieter von Wohnungen in gemeinnützigen Anlagen genauso betroffen wie alle anderen, die Zuständigkeit des Stadtrates beschränkt sich jedoch auf diese beiden Dinge. 

Drei Klauseln sind der Gegenstand gewesen. Eine Klausel wurde aufgehoben und eine generelle Überwälzung der Pflicht zur Erhaltung des Mietobjektes auf den Mieter als unzulässig erklärt. Das hat doch einen weiten Bereich betroffen, nämlich Wartung, Instandhaltung und Erneuerung von für den Mietgegenstand bestimmten Einrichtungen und Geräten wie Elektro-, Gas-, Wasserleitungs- und Beheizungsanlagen sowie sanitäre Anlagen, Warmwasser und Heizgeräte.

Zudem ist auch noch die Bestimmung der Mietverträge gefallen, dass der Vermieter nach vergeblicher Aufforderung und Fristsetzung die Durchführung von Arbeiten auf Kosten des Mieters durchführen kann. Das gibt es auch nicht mehr.

Eine dritte Sache betrifft den Gemeindebau weniger, nämlich die allfälligen Klauseln bezüglich Versicherung für Glasbruch und Sturmschäden. Die gibt es nicht, die Wiener städtischen Wohnhäuser sind nur feuer- und haftpflichtversichert.

Es ist aber dringend notwendig, Herr Oxonitsch – und das ist der eigentliche Grund –, dass hier insofern gehandelt wird, dass die Mieter auf diese geänderte Rechtspraxis von Wiener Wohnen aufmerksam gemacht werden. Es ist im Rahmen einer sozialen Verantwortung höchst notwendig, dass man diese Regelungen den Mietern mitteilt und so formuliert, dass sie auch Rechtsunkundigen zugänglich und verständlich gemacht werden. Des Weiteren ist es klar oder sollte klar sein, dass Wiener Wohnen allfällige Rückforderungsansprüche aus diesen Titeln unbürokratisch, kurzfristig und rasch erledigt und sich vor allem nicht in Rechtsstreitigkeiten flüchtet wie so oft, und dass vor allem, wenn ein Urteil erfolgt ist, eine Gleichbehandlung mit allen anderen entsprechenden Verfahren, mit allen anderen entsprechenden Mietangelegenheiten erfolgen sollte. 

Ein diesbezüglicher Antrag wird von uns eingebracht werden. Ich kann das ja nicht. 

Interessant war, was jetzt Kollege Tschirf zum Gemeindebaugipfel gesagt hat. Das ist sicherlich ein totales Umdenken der ÖVP, die ja noch vor Kurzem die Öffnung der Gemeindebauten für Ausländer als richtig empfunden hat. Es ist aber ein richtiger Schritt in die richtige Richtung, und daher ist es zwar um Jahre verspätet, aber es ist immer gut, wenn die ÖVP oder wer auch immer einsieht, dass ein bisheriger politischer Weg ein falscher war. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die GRin Ekici hat in der „Presse" einen interessanten Vorschlag gemacht, nämlich eine Migrantenquote im Gemeindebau, wonach sie den Anteil der Migranten pro Gemeindebau bei der Wohnungsvergabe beschränken will. Interessanterweise ist die Idee eine sehr weitgehende. Sie geht nämlich auch auf die eingebürgerten Bewohner von Gemeindebauten hin, also auf Staatsbürger und nicht nur auf andere. 

Bei uns läuft man mit solchen Zielen selbstverständlich zum Teil durchaus offene Türen ein; mit den Staatsbürgern nicht, das würde ich als rechtswidrig empfinden. Aber unsere Hauptaufgabe ist etwas anderes. Unsere Hauptaufgabe wäre es, dafür Sorge zu tragen, dass die so genannte Gleichbehandlungsrichtlinie in den Mittelpunkt der Diskussionen und des Interesses gerät. Es ist notwendig zu verhindern, dass mittelfristig ein massiver Zuzug von Drittstaatsbürgern, also Nicht-EU-Bürgern im Gemeindebau stattfindet, und das ist genau das, was sich jetzt abzeichnet. Die SPÖ hat gegen die Stimmen aller Oppositionsparteien ohne Wenn und Aber diese Richtlinie übernommen, trotz der Warnungen des SPÖ-Abgeordneten Swoboda, der für eine Quotenregelung eingetreten ist (Zwischenruf von GRin Mag Alev Korun) – ihr wart auch dagegen, o ja, alle drei –, und die weitere Frage wäre, ob man nicht die Richtlinie selbst dazu benützen könnte, um ihre Bestimmungen für eine Begrenzung des Zuzugs zu verwenden.

In diesem Zusammenhang gibt es also zwei Vorschläge, nämlich einerseits die Durchsetzung einer Quotenregelung für Drittstaatsangehörige, die aufenthaltsberechtigt sind, und die Möglichkeit, diese Quote durch Verhandlungen mit der Bundesregierung oder gemeinsam mit EU-Behörden auch durchzusetzen. Da wird ein entsprechender Antrag eingebracht. 

Das andere ist die Rechtsstellung von langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen. Da gibt es auch einen Antrag, der sich darauf bezieht, dass in der Richtlinie selbst im Artikel 5.2 die Möglichkeit eingeräumt wird, nach nationalen Gesetzen Integrationsmaßnahmen von Drittstaatsbürgern zu verlangen und dass dieses Verlangen umgesetzt gehört. 

Es ist also unserer Meinung nach eine Selbstverständlichkeit, dass, wenn jemand nach fünf Jahren Aufenthalt im Inland eine Gemeindewohnung vom Steuerzahler bekommt und dafür letzten Endes etwas bekommt, was sich in einem Bereich von 100 000 bis 150 000 EUR Wert befindet, das Mindesterfordernis, die Kenntnis der deutschen Sprache, gegeben ist, damit er zumindest die Hausordnung lesen kann, und des Weiteren, dass eine Kenntnis und ein Wissen um Sitten und Gebräuche der österreichischen Lebensverhältnisse, aber auch um die Grundlagen der Republik gegeben ist. 

Ein diesbezüglicher Antrag wird ebenfalls gestellt werden. 

Wir halten das für ganz, ganz wichtig und glauben, dass eine solche bürgerfeindliche und bürgerfremde Politik der EU etwas ist, wogegen wir uns alle gemeinsam massiv wehren müssen, um nicht überrollt zu werden von einer EU, die so abgehoben ist, dass sie die Mindestinteressen der Bürger missachtet und gar nicht daran denkt, diese auch nur irgendwo in eine Überlegung einzubeziehen.

Zum Rechnungsabschluss selbst habe ich schon festgestellt, dass wir ihm nicht zustimmen werden. Das ist erstens Oppositionsaufgabe, aber, wie wir gesagt haben, sicherlich auch sachlich begründet. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gelangt Herr StR Ellensohn. 

StR David Ellensohn: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Ich glaube, wir Grünen müssen uns überlegen, ob wir beim Rechnungsabschluss, nachdem wir ja jetzt immer nach der FPÖ sprechen, nicht unsere Integrationssprecherin herausschicken, weil jedes Mal derart viel Unfug im Bezug auf Integration gesprochen wird, dass günstigerweise vielleicht das nächste Mal die GRin Korun bei der Rechnungsabschlussdebatte spricht. Wir werden uns das überlegen, aber ich befürchte, dass auch in der zuständigen Geschäftsgruppe leider ausreichend Wortmeldungen kommen von der FPÖ, die kommentiert werden müssen. 

Warum sprechen wir hier überhaupt angesichts des reduzierten Interesses der medialen Öffentlichkeit? Der Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien begleitet uns durch diese Woche, nur ist es manchmal, so wie jetzt, etwas dürftig. Die SPÖ bringt Zahlen und erklärt uns, wie gut die Welt oder zumindest Wien ist, die ÖVP bringt Zahlen und behauptet das Gegenteil, die FPÖ schwingt ihre ausländerfeindlichen Theorien und erfindet irgendetwas von Arbeitsplätzen ausschließlich für zugewanderte Migranten und Migrantinnen (StR Johann Herzog: Das steht drinnen!) 

Und wir Grüne reden auch hier, und das hat einen guten Grund, denn es nützt manchmal etwas. Es nützt manchmal etwas, und da bin ich beim Positivsten der Auftaktrede der Finanzstadträtin, nämlich beim neuen Mobilpass. Das ist zwar nicht das grüne Modell, und da gäbe es immer noch Verbesserungswürdiges, aber es ist immer noch besser als alles, was bisher war. Es bekommen jetzt SozialhilfeempfängerInnen, die bislang die vergünstigte Marke der Wiener Linien nicht in Anspruch nehmen durften, die in Zukunft, glaube ich, 15,20 EUR pro Monat kosten wird, diese ebenfalls. In Zukunft sollen das alle SozialhilfeempfängerInnen sein. 

Ich möchte aber die Sozialdemokratie schon daran erinnern, dass sie heuer auf dem Landesparteitag der SPÖ selber beschlossen hat, dass dieser Mobilpass auch den Obdachlosen zugute kommen soll – Antrag der Sozialistischen Jugend –, und das ist jetzt nicht der Fall. 

Wir haben als Grüne im April bereits einen Antrag eingebracht und den Antrag des Landesparteitages der SPÖ aufgenommen, weil wir gedacht haben, wenn man beim Landesparteitag dafür stimmt, wird man wahrscheinlich hier auch dafür stimmen. Aber da sind wieder die verschiedenen Hüte durcheinandergekommen, wie es den Gewerkschaftern und Gewerkschafterinnen hin und wieder passiert. Leider gibt es auch dieses Mal für Obdachlose keine Ausnahmeregelung, und wir wissen, was das oft für Folgeschäden, Folgekosten hat, denn die zahlen das nicht, dann haben sie zweimal und dreimal die Strafe offen und werden dafür eingesperrt und weggesperrt. Das ist sehr schade, aber trotzdem ist es ein Fortschritt gegenüber der bestehenden Regelung. 

Was interessant ist dabei, wenn man von Rechten der Opposition redet: Es kostet 8 bis 10 Millionen EUR, gut investiertes Geld nach meiner Meinung, 8 bis 10 Millionen EUR, und dafür ist in diesem Haus kein Beschluss notwendig, in keinem Gremium, wie die APA heute auch in einer Aussendung festgehalten hat. Es ist nicht notwendig, weil es Wiener Linien betrifft. In der Aussendung von heute steht, dass keine städtischen Gremien befasst werden müssen, weil es sich um eine Maßnahme der Wiener Linien handelt, so ein Sprecher. Wenn man bedenkt, wie oft wir da um ein paar Tausend Euro reden bei den verschiedenen Sitzungen oder auch im Gemeinderat selber, und jetzt ist ein Volumen von mehreren Millionen Euro, bis hin zum zweistelligen Bereich, in Diskussion, dann sieht man, wo man bei der Opposition und bei den Rechten ansetzen muss. Diese Ausgliederungen führen einfach dazu, dass Oppositionsrechte massiv beschnitten sind. Das Problem sieht man hier ganz offensichtlich. 

Heute sind auch, wenn wir schon bei den SozialhilfeempfängerInnen sind, die Armutszahlen angesprochen worden. Die Armutszahlen in Österreich explodieren. Eine Million Menschen lebt an oder unter der Armutsgrenze, je nachdem, wie man es genau definiert, davon 270 000 Kinder, mindestens ein Viertel der Betroffenen in Wien alleine. Dramatischer Anstieg der Zahl der SozialhilfeempfängerInnen – auch nichts Neues –, Verdoppelung seit dem Jahr 2000. Und dann gibt es ein paar Rezepte dafür: Armutsbekämpfung durch Bildung, Armutsbekämpfung durch – die Grünen würden sagen – eine Grundsicherung. Der Vorschlag lautet jetzt „Mindestsicherung", ich nenne sie lieber eine Minisicherung, weil es eine sehr, sehr magere Art von Grundsicherung darstellt. 

Das würde nach den Vorschlägen der Grünen viel Geld kosten, so wie auch die Sanierung der Pflege sehr viel Geld kosten würde. Maria Vassilakou hat das angesprochen. Nach Meinung der Grünen wäre es zumindest eine Diskussion wert, darüber nachzudenken, warum ich, wenn ich mir den Fuß beim Sport oder bei einem Autounfall breche, selbstverständlich im Spital gepflegt werde und keine zusätzlichen Kosten habe, wenn ich aber alt und pflegebedürftig werde, das aus dem eigenen Sack zahlen muss. Das sollte einmal diskutiert werden, denn die Pflege im Alter ist nichts anderes als eine Gesundheitsdienstleistung, und die sollte nach meiner Meinung aus den Gesundheitskosten bezahlt werden und nicht durch das Privatbudget der einzelnen Menschen.

Bei diesen Wünschen sprechen wir hier, vor allem, wenn man die Pflege dazurechnet, nicht von ein paar Millionen, sondern von ein paar Milliarden, daher hat auch die Finanzstadträtin richtig gemeint, wir werden darüber nachdenken müssen, ob wir nicht neue Finanzierungsquellen brauchen, und hat einmal kurz das Wort Vermögenssteuern fallen lassen und einmal kurz die Ausweitung der Bemessungsgrundlage im Bereich Gesundheit angedacht, also für die Besserverdienenden eine leicht höhere Steuer.

Die Bilanz der SPÖ dazu ist eine andere: Erbschaftssteuer abgeschafft, Schenkungssteuer wird abgeschafft, Stiftungsprivilegien wurden unter der SPÖ federführend eingeführt, die Vermögenssteuer in Österreich ist so niedrig wie nahezu nirgends, einmalig niedrig. Wir sind ein Steuerparadies für Reiche, für Superreiche und für sehr, sehr Wohlhabende, ein Steuerparadies, das wir uns nach unserer Meinung nicht mehr leisten können. Wir liegen mit unseren Vermögenssteuern am Ende aller OECD-Länder und nehmen damit mit Müh und Not im Moment noch 1 Milliarde EUR ein in Österreich, Tendenz sinkend durch die angesprochene Abschaffung der Vermögens-, der Schenkungs- und der Erbschaftssteuer.

Jetzt wäre darüber nachzudenken, und zwar nicht nur in ein paar Wortmeldungen. Sogar der Herr Gusenbauer hat das gestern wieder gemacht, nachdem er gerade eine Tour durch die Bundesrepublik gemacht hat, bei der er diese niedrigen Steuersätze so gelobt hat. Jetzt denkt er wieder nach. Jetzt weiß ich nicht, ist er das erste Mal umgefallen, ist er jetzt umgefallen oder ist er zweimal umgefallen, was nicht geht, wenn man nicht zwischendurch aufsteht, aber egal. Auch der Herr Gusenbauer hat zwischendurch formuliert: Denken wir einmal über die Vermögenssteuer nach. Es war das gestern, ich weiß nicht, ob das heute noch seine Position ist, aber es war heute auch die Position der Frau Brauner, die das zwischendurch angedacht hat.

Und dafür gilt es, Mehrheiten in diesem Land zu sammeln, damit wir einen Teil unserer Steuereinnahmen und in Zukunft einen größeren, einen wachsenden Teil durch Vermögenssteuern oder durch vermögensbezogene Steuern einnehmen. Sie haben mit den GRÜNEN einen verlässlichen Partner in dieser Frage. 

Es ist auch weit über die GRÜNEN oder einzelne Kreise in der Sozialdemokratie hinaus klar, dass wir die großen Aufgaben der Zukunft nicht alleine mit Lohnsteuern und Mehrwertsteuern leisten können. Das wissen alle, das wissen wir alle. Wir werden entweder die Bildung ausbauen, die Pflege garantieren können und Kindergartenplätze neu schaffen und, und, und – oder nicht. Und das wird davon abhängen, ob wir genügend Steuereinnahmen haben. Das ist ganz eine einfache Rechnung. Man braucht das nur zusammenrechnen zu können. 
Wien könnte darüber hinaus darüber nachdenken, ob nicht sogar die Möglichkeit bestünde, Vermögenssteuern auf kommunaler Ebene einzuheben. Wir haben in Wien – heute ist schon ein paar Mal das Stichwort Gemeindebau gefallen – in den 20er Jahren mit den Breitner-Steuern den Gemeindebau finanziert. Man könnte heute darüber nachdenken, ob man nicht dann – da gibt es noch keinen fixen Fachbegriff, in Deutschland heißt das irgendwie schon Planwertabgabe, Flächenwidmungssteuer wäre etwas falsch ausgedrückt, weil nicht jede Flächenwidmung automatisch eine Aufwidmung ist –, wenn jemand gewinnt bei einer Flächenwidmung, eine Planwertabgabe einheben könnte. 

Ganz einfaches Beispiel: Rothneusiedl ist ein Acker und nichts wert, ehe nicht öffentliche Dienstleistungen wie U-Bahn und anderes hingebaut werden. Auch wenn wir gegen dieses Projekt sind, aber es eignet sich zum Herzeigen, wie ein Grundstück etwas wert wird. Das wird nicht etwas wert, weil es in der Familie von einer Hand in die nächste gegeben wird über Generationen, sondern ein Acker bleibt ein Acker und ist eben nicht viel wert, bis rundherum Schulen und Infrastruktur gebaut werden. Dann ist er viel wert, und von diesem Mehrwert einen Teil einnehmen zu können, wie es in einzelnen Bundesländern in der Bundesrepublik möglich ist, würde den Kassen von Wien tatsächlich etwas nützen.

Damit man nicht glaubt, das sind ganz krause Ideen – denn ich kenne ja die Gegenargumente der Wirtschaftskammer, der Industriellenvereinigung, der Volkspartei –: Wenn man in Österreich vermögensbezogene Steuern einführen würde, die ein Volumen von 5 Milliarden EUR ausmachen, dann sind wir nur im 
OECD-Durchschnitt. Da sind wir nicht irgendwo abgehoben, sondern da sind wir einfach dort, wo viele andere Länder auch sind, schön im Durchschnitt der OECD, also nicht irgendetwas Abwegiges, weit hinter den USA und anderen Ländern, die man wohl nicht unbedingt in irgendeine linke Ecke abschieben würde. Hätten wir die Vermögenssteuern der Vereinigten Staaten von Amerika, wären das in Österreich 13 Milliarden EUR.

Weil wir ja vom Wiener Rechnungsabschluss reden, was würde das denn für Wien bedeuten? Wenn wir österreichweit zusätzlich 5 Milliarden EUR einnähmen, bedeutete das über den Finanzausgleich, so wie er bis jetzt ist, also wenn er nicht geändert wird, über 300 Millionen EUR zusätzlich für die Wiener Kassen. Und mit 300 Millionen EUR sind nicht nur die dringendsten Politikfelder sanierbar, mit 300 Millionen EUR wären wir in der Lage, tatsächlich die grünen Vorschläge eins zu eins umzusetzen.

Wer die Vermögenssteuer insgesamt für so unfair hält, den möchte ich daran erinnern, dass jetzt eine Vermögenssteuer eingeführt wird, die weit mehr als 0,75 Prozent OECD‑Durchschnitt bedeutet, nämlich 
90 oder mehr Prozent sein kann. Wenn es jemand geschafft hat, sich in seinem Leben 50 000 EUR auf die Seite zu legen – ein Betrag, der von der Vermögenssteuer der GRÜNEN nicht betroffen wäre –, dann wird die Person in dem Fall, dass sie pflegebedürftig wird am Ende ihres Lebens, heruntergepfändet bis auf 5 000 EUR. Das ist eine Vermögenssteuer von 90 Prozent! Wenn man nicht viel hat, dann gibt es schon eine Vermögenssteuer. Wenn man mit viel Mühe bis zu seiner Pension 50 000 EUR angesammelt hat, kann es sein, dass man – nachdem heute nicht alle jung Kinder kriegen –, noch bevor die Kinder, die Enkel, die Urenkel das brauchen – die Enkel, nehmen wir die Enkel –, bevor die Enkel das brauchen würden für das Studium, selber Pflegefall wird, und dann schlägt die Vermögensbesteuerung durch, dann gibt es einen Regress, der bis auf 5 000 EUR heruntergeht. Das ist ein absolut unhaltbarer Zustand. Bei Vermögenssteuern bitte nicht bei denen ansetzen, die sich mit Müh und Not 10 000, 20 000, 50 000 EUR auf die Seite gelegt haben, sondern bei denen anfangen, bei denen es nicht so weh tut, nämlich bei denen, die im Schnitt wesentlich höher liegen, also eher bei 1 Million EUR oder zumindest bei einer halben. (Beifall bei den GRÜNEN.)
In der Bundesrepublik Deutschland wissen das auch Leute, die viel haben. Da gibt es den Herrn Peter Krämer – ich wäre froh, wenn wir einen finden würden in Österreich, der das ähnlich sagen würde –, einen Mehrfachmillionär aus Hamburg, der ganzseitige Anzeigen in der „FAZ“ und in anderen Tageszeitungen geschaltet hat, die im Wesentlichen gelautet haben: „Weg mit den Massensteuern oder zumindest keine Erhöhung" – das war damals anlässlich der Erhöhung der Mehrwertsteuer –, „besteuert die Reichen, besteuert mich!" Und er hat 20 Kollegen und Kolleginnen gefunden, die diesen Aufruf mit unterzeichnet haben. 

Das ist keine linke Spinnerei, Vermögenssteuern sind einfach ein Beitrag zu mehr sozialer Gerechtigkeit und sind ein absolutes Muss bei sinkenden Löhnen, bei einer sinkenden Lohnquote. Irgendjemand wird die Steuern einbringen müssen, irgendjemand wird das Sozialwesen zahlen müssen, und entweder finanzieren Sie es über die Lohnsteuer, also höhere Lohnsteuer, oder über die Mehrwertsteuer, also Erhöhung der Mehrwertsteuer, oder über Vermögenssteuern. Viele andere Alternativen gibt es nicht in dem Bereich. Es würde lohnen, darüber intensiver nachzudenken.

Ich nutze die letzten paar Minuten, um eine intellektuelle Tieffliegerei anzusprechen, die mich immer wieder ärgert da herinnen, weil sie bei jeder Rechnungsabschlussdebatte und bei jeder Budgetdebatte wieder kommt: Die Streitereien darüber, was denn jetzt genau Minderheitsrechte sind, was denn jetzt genau ein gerechtes Wahlrecht ist.

Herr Klubobmann Tschirf hat wieder einmal ausgeführt, dass man in Wien mit weniger als 50 Prozent der Stimmen eine absolute Mehrheit erhalten kann. Jetzt finden wir das auch nicht gut, aber die Österreichische Volkspartei findet das in allen Bundesländern ganz exzellent, in denen sie selber den Landeshauptmann stellt. Überall dort, wo die ÖVP regiert, gibt es das auch, weil wir in Österreich auf nahezu allen Ebenen – angefangen bei der Hochschülerschaft bis hin zu den Landtagen und zum Nationalrat – zwar ein Wahlrecht haben, das relativ genau die Stimmen abdeckt, aber eben nur relativ genau, und überall haben wir ein mehrheitsverstärkendes Wahlrecht, in Wien genauso wie in Niederösterreich. 2008 sind in Niederösterreich Wahlen. Ich kenne keine Initiative aus Niederösterreich, die sagt, der Herr Pröll hätte gerne, wenn er 48 oder 49 Prozent hat, keine absolute Mehrheit. Im Gegenteil! Er wird sie auch nehmen, wenn er nur 47 Prozent zusammenbringt. 

Es ist absolut ärgerlich, dass das so diskutiert wird. Diskutiert werden sollte: Ist es notwendig? Ist man dafür, dass es so etwas gibt wie die Hürden unten mit 4 Prozent, 5 Prozent? Was ist jetzt fair, was ist nicht fair? Das kann man intellektuell diskutieren, ja, aber man kann doch nicht darüber reden, vor allem nicht als ÖVP, dass das total unredlich ist, wenn in jedem Bundesland, wo sie etwas zu sagen hat, genau das auch passiert. (GR Dr Matthias Tschirf: Sie verstehen das nicht!) Es gibt kein Wahlrecht in Österreich, das eins zu eins die Stimmen und die Mandate wiedergibt, und man kann sogar darüber diskutieren, ob das einen Sinn macht. Ich glaube nicht einmal, dass wir uns zu 100 Prozent einig sind als Grüne, wie weit das genau eins zu eins sein muss. Bei der Hürde sind wahrscheinlich alle Parteien der Meinung, eine Null-Prozent-Hürde, eine 1‑Prozent-Hürde wollen wir auch nicht. 

Mir wäre es recht, wenn man darüber seriöser reden würde, genauso wie bei Rechten der Minderheiten. Es gibt gerade eine Diskussion auf Bundesebene, welche Rechte denn Minderheiten haben sollen. Es gibt ausnahmsweise einmal einen Vorstoß von einer Regierungspartei, von der größeren Regierungspartei, wo der Herr Cap tatsächlich in Tränen vorbringt, wir möchten Ausschüsse erleichtern für die Opposition. Wer legt sich quer? Die Volkspartei legt sich quer. Die Volkspartei sagt, nein, davon wollen wir nichts wissen. Ich bin mir nicht sicher, ob die SPÖ damit gerechnet hat, dass die Minderheitsrechte bundesweit nicht ausgebaut werden, und es deswegen leichter zu fordern ist, aber es war sogar ein Thema im Wahlkampf vorher, und es ist immer noch eines. Und wer legt sich quer, wenn es um Minderheitsrechte im Nationalrat geht? Die Österreichische Volkspartei. Das ist so! 

Es wäre günstig, wenn man solche Themen diskutieren würde mit dem Niveau, das ich den meisten trotzdem zutraue. Es ist hier herinnen ohnehin keiner da, der das mitschreibt – also es ist schon jemand da, aber ich hoffe, dass die nicht die ganze Diskussion rund um ein Verhältniswahlrecht, Mehrheitswahlrecht und wie stark da die Stimmengewichtung sein soll, mitschreiben müssen –, aber es sind auf jeden Fall keine Medien hier, die das morgen als große Geschichte aufmachen, es ist kein Publikum da, das man leicht blenden kann mit den Sätzen. Wieso diskutieren wir das nicht einmal wenigstens auf seriöser Ebene, statt jedes Mal im Juni und im November diese wirklich den Intellekt beleidigenden Aussagen anhören zu müssen?

Nun ein paar Sätze zum Gemeindebau. Klubobmann Oxonitsch hat leider nicht ausgeführt, was die Kritik an den Grünen war, sondern damals war das Thema Öffnung Gemeindebau, und die Grünen haben gesagt: Und jetzt! Auf Grund der mangelnden Zeit, weil auch die 40 Minuten schneller vorbei sind, als man glaubt, ist es nicht dazu gekommen, dass wir genau gehört haben, was jetzt die Kritik an den Grünen war. Jetzt kann ich es mir zusammenphantasieren, aber klar war, dass die Grünen immer der Meinung waren, dass etwas mehr Gebietsbetreuung und mehr Mediation im Gemeindebau, unabhängig davon, wer gerade darin wohnt und wie hoch der Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund ist, gut tut. 

Im Gemeindebau haben wir Probleme gehabt vor dem EU-Beschluss – so wie in jedem anderen Bau übrigens auch, so ist es halt in Wohnhäusern, wo Nachbarn sind –, und es wäre gut, wenn wir mehr Gebietsbetreuung hätten. Da sage ich „No na!" dazu. Nichts anderes haben wir gesagt, nichts anderes sagen wir jetzt auch. Ich glaube auch, dass man diesen Fall nicht so aufbauschen darf, so schlimm das auch für die Betroffenen dort ist (GR Christian Oxonitsch: Eine Quote halte ich für noch irrsinniger!), aber richtig ist, dass man das im Gemeindebau im Moment brauchen würde. Privat wäre das auch günstig, aber das ist noch schwerer durchsetzbar, dass in jedem privaten Haus jemand sitzt, der durchgeht bei Konflikten, aber wir als Gemeinde können das ja organisieren, und das gibt es ja auch schon. Am Schöpfwerk gibt es eine Bassena, da sind mehrere SozialarbeiterInnen beschäftigt – ich weiß jetzt nicht genau, wie viele, ungefähr eine Handvoll –, die machen dort sehr wertvolle Arbeit. Das ändert nicht viel an den Wahlergebnissen, aber das ändert was am Umgang miteinander dort. Es ist dort trotzdem vandalensicherer als in ein paar anderen Anlagen. 

Das würde viel Geld kosten, aber die Ausweitung der Gebietsbetreuungen oder anderer Einrichtungen, die die Mediation vornehmen im Gemeindebau, stößt bei den Grünen auf offene Ohren. Das würden wir sicher gerne unterstützen. Ich hoffe, dass bei Ihnen die Ausführungen zu vermögensbezogenen Steuern auf offene Ohren gestoßen sind. (Beifall bei denn GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. Ich erteile es ihr. 

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Frau Vizebürgermeisterin hat heute einen Satz gesagt, der nahtlos anschließt an ihren Vorgänger: Bildung schützt vor Arbeitslosigkeit. Wir investieren daher in Bildung, wir investieren in den Arbeitsmarkt. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir uns den Arbeitsmarkt 2006 anschauen, dann sehen wir, dass diese Stadt und dieses Land in Bildung nicht investiert hat, denn in keinem anderen Bundesland war die Arbeitslosigkeit so hoch und war offensichtlich – wenn ich den Umkehrschluss über die Investitionspolitik ernst nehme – die Investition in Bildung nirgends so gering wie in Wien. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Herr Klubobmann Oxonitsch hat uns eingeladen, doch die Beratungen anzuschauen. Was waren die Ankündigungen zum Budget 2006? Herr Klubobmann, ich nehme Sie beim Wort und zitiere Ihnen jetzt fünf Sätze aus der Rede von VBgm Rieder, der offensichtlich deswegen frühzeitig in Pension gegangen ist, weil er heute nicht mehr hier sitzen wollte und dieses desaströse 2006-Ergebnis gar nicht entgegennehmen wollte. Er hat lieber der Kollegin den Vorrang gelassen, hier die berechtigte Kritik entgegenzunehmen. 

Lesen wir also das nach, was VBgm Rieder zum Voranschlag 2006 versprochen hat. „Wir wollen als Bundesland und als Stadt unseren Beitrag leisten, um jungen Menschen die Ausbildung zu garantieren, die sie für Berufe mit Zukunft fit macht und ihnen den Platz in der Gesellschaft sichert, der ein Leben mit Menschenwürde und Selbstwertgefühl möglich macht." 

Meine Damen und Herren! Rückwirkend, wie hat nun für die jungen Menschen in Wien die Situation 2006 bezüglich der Berufsausbildung konkret ausgeschaut? In Salzburg gab es 241 sofort verfügbare Lehrstellensuchende und 440 offene Lehrstellen. Mit anderen Worten: Jeder zweite Ausbildungsplatz konnte in Salzburg 2006 nicht besetzt werden, weil es gar nicht genügend Jugendliche gab, die einen Ausbildungsplatz gesucht haben. 

Und nun nehmen wir das Ziel des VBgm Rieder her, der den Jugendlichen in Wien verspricht, dass die Situation noch besser sein soll als in Salzburg. Meine Damen und Herren! Wien ist Schlusslicht, was die Lehrlingsplätze betrifft. 

Ich darf Ihnen das reziproke System so erklären. Auf vier Lehrstellensuchende gab es nur eine offene Stelle. Mit anderen Worten: Vier Jugendliche haben vergeblich eine Lehrstelle gesucht. Das war das Ergebnis des Voranschlages 2006, das war das Ergebnis dieser politischen Zielsetzung, die, Frau Vizebürgermeisterin, ganz offensichtlich nicht erreicht wurde. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ausbildungsplatz für Jugendliche gibt es aber auch in der Schule, und auch hier könnte man annehmen, dass die Stadt Wien über ihren Stadtschulrat das Ziel von VBgm Rieder ernst genommen hat. Aber offensichtlich funktionierte auch 2006 die Kommunikation zwischen der Stadt Wien und dem Stadtschulrat nicht. Denn wenn wir heute von Durchlässigkeit reden, dann reden wir vor allem davon, dass es genügend Schulplätze für die 14- bis 19-Jährigen geben muss. Im gesamten Jahr 2006 hat die Stadt es verabsäumt, einen regionalen Bildungsplan abzugeben, der aufzeigt, dass es verstärkt Oberstufenrealgymnasien braucht. Kein einziges Oberstufenrealgymnasium wurde beantragt, obwohl tatsächlich die Lehrplätze nicht vorhanden waren und eine Ausbildungsgarantie nicht erst jetzt im Koalitionsabkommen notwendig gewesen ist, sondern die Stadt bereits 2006 eine solche abgeben hätte müssen und erkennen hätte müssen, dass sie mehr Oberstufenrealgymnasien braucht. 

Aber das passt nicht in die Bildungspolitik der SPÖ, sondern sie versucht, künstlich zu verknappen, um dann zu sagen, wir brauchen eine Gesamtschulreform. Hätte sie nämlich genügend Bildungsplätze für die 14- bis 
19-Jährigen, dann können auch tatsächlich mehr Jugendliche bis zur Matura kommen. Aber das passt nicht in eine ideologisch geführte Debatte. 

Ich komme nun zum zweiten Punkt des damaligen Vizebürgermeisters: „Wir wollen die Wiener Wirtschaft fördern, und zwar so, dass sie mehr Arbeitplätze schaffen kann." 

Also die Arbeitsplätze – das haben wir ja schon ausgeführt – wurden nicht geschaffen. Aber wie schaut es mit der Wirtschaftsförderung aus? Hier konnten wir in diesem Rechnungsabschluss – wie von uns schon damals angekündigt – feststellen, dass man uns nämlich die Euro für die Wirtschaftsförderung gleichzeitig als Wissenschaftsförderung verkauft und vice versa. Mit anderen Worten: Es gab Pressekonferenzen im Jahr 2006 von VBgm Rieder, wo er uns einmal den Betrag als Wissenschaftsförderung verkauft hat und einmal als Wirtschaftsförderung. Bei der Durchforstung des Budgets hat sich herausgestellt, es ist dasselbe Budget, nur zweimal ein Marketingschleiferl drumherumgewickelt, also doppelt verpackt. (GR Dr Matthias Tschirf: Aha, das ist interessant!)

Was hat man also stattdessen gemacht? Man hat die Wirtschaft schrumpfen statt wachsen lassen, schrumpfen im Vergleich wieder zum österreichischen Standard. Und wäre das Wirtschaftswachstum in Wien im Jahr 2006 so groß gewesen wie im übrigen Österreich, dann wäre Österreich das beste Land Europas gewesen. Aber das konnte Wien nicht leisten, das wollte Wien nicht leisten, denn Wien verspricht, verpackt, aber hält nicht Wort.

Gehen wir weiter, was hier versprochen worden ist: „Wir wollen die Chancen und Zukunftsperspektiven, die sich aus der besonderen geopolitischen Situation Wiens im Zusammenhang mit der Erweiterung der Europäischen Union ergeben, nicht versäumen. Wir wollen sie voll und ganz nützen."

Meine Damen und Herren! Mittlerweile ist das Wirtschaftswachstum in fast allen umliegenden neuen EU-Ländern höher als in Österreich und in Wien. In Österreich hinkt es wegen Wien hinterher, ansonsten könnte es mithalten. Aber Wien profitiert derzeit vom Wirtschaftswachstum der umliegenden Länder, sonst wäre der Zustand noch katastrophaler, als er derzeit schon ist. 

Mit anderen Worten: Ich bin Herrn Klubobmann Oxonitsch dankbar. Es zahlt sich aus nachzulesen, und es zahlt sich aus, den Wählerinnen und Wählern gegenüber zu recherchieren, um aufzuzeigen, dass diese Politik letztendlich die Schmerzgrenze von uns allen erreicht hat, und zwar nicht auf Bundesebene, sondern auf Wiener Ebene. Wenn es daher zu einer Veränderung und frühzeitigen Wahlen kommen sollte, dann wären die vor allem in Wien wünschenswert, denn hier gehört ein Kurswechsel dringend vorgenommen (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Schwacher Applaus!), ein Kurswechsel, der 2000 auf Bundesebene vorgenommen wurde und den ich hier kurz zitieren möchte, denn auch diesen Kurswechsel möchte Klubobmann Oxonitsch nicht so gerne zur Kenntnis nehmen. 

Ich darf hier zitieren, wie die ÖVP im Jahr 2000, nachdem sie die Regierungsgeschäfte übernommen hatte, das Budget saniert hat. Seit 30 Jahren sank bis 2006 die Stadtschuldenquote erstmals um 20 Milliarden EUR, waren die Schulden niedriger als 2000. 

Herr Klubobmann Oxonitsch, ich weiß schon, es ist tragisch, wenn man das zur Kenntnis nehmen muss, aber so war es halt leider, vielmehr Gott sei dank für die Österreicherinnen und Österreicher. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)

Eine Reduktion des jährlichen Zinsendienstes ist erfolgt. Er ist um 1 Milliarde EUR gesunken. Man überlege sich nur, was mit dieser einen Milliarde alles investiert werden konnte. Ich erinnere nur an die Bildungsmilliarde, an die Technologiemilliarde, an die Wissenschaftsmilliarde. Es gab also viel, was mit dieser Milliarde gemacht werden konnte (GR Harry Kopietz: Eurofighter kaufen!) – die Eurofighter hoffen wir, dass wir noch kaufen können, aber da haben Sie ja einen Beitrag zu leisten (Beifall bei der ÖVP.) –, und trotz Steuerreform konnte die Verschuldung auf Bundesebene gesenkt werden. Ich darf nur an die Steuerreform 2004/2005 erinnern, die einen Wert von 3,4 Milliarden EUR ausgemacht hat. 

Ich komme jetzt zum letzten Punkt, weil Sie so gerne auf die Verschuldungsquote Wien – Bund kommen. Nehmen Sie sich ein Beispiel bei der Abgabenquote und bei der Steuerquote. Seit 2001 sank diese um 3 Prozentpunkte auf 41,7 Prozentpunkte des BIP. Was machen Sie? Sie erhöhen die Gebühren, Sie erhöhen die Landessteuern, sodass erstmals diese Abgaben im Jahr 2006 auf über 1 Milliarde angestiegen sind, wie im Rechnungsabschluss dargestellt. Also das ist die Wiener Antwort auf die Bemühungen des Bundes, die letztendlich das Wiener Budget ermöglicht haben (GR Harry Kopietz: Ach ja?), denn 50 Prozent des Wiener Budgets stammen aus Bundesmitteln. (Beifall bei der ÖVP.)
Auch das nimmt man halt nicht gerne zur Kenntnis. (Heiterkeit bei VBgmin Mag Renate Brauner.) Ich weiß es schon, Frau Vizebürgermeisterin, das Schmunzeln sollte Sie animieren, diese Bundesmittel auch korrekt auszugeben. Mittlerweile, Frau Vizebürgermeisterin, erwähne ich schon in jeder dritten Landesregierungssitzung, dass sie bei der Ausgabe dieser Bundesmittel ungesetzlich vorgehen. Es kommt wieder ein Finanzausgleich, und ich hoffe, dass diesmal Controllinginstrumente eingesetzt werden, um diesen ungesetzlichen Zustand endlich zu beenden.

Da werden wir auch noch einmal anführen, wo das ungesetzlich ist. Sie verwechseln ganz einfach in der Verfassung die Kompetenzen des Bundes mit den Kompetenzen des Landes und der Gemeinde. Wenn wir Lehrerinnen und Lehrer als Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter einsetzen, wenn wir Lehrerinnen und Lehrer als Kinderpsychologen einsetzen, wenn Sie Lehrerinnen und Lehrer im Rahmen der Jugendwohlfahrt tätig werden lassen, dann ist das, Frau Vizebürgermeisterin, ganz einfach ungesetzlich, denn das sind Kompetenzen des Landes und Kompetenzen der Gemeinde. (Beifall bei der ÖVP.)
Jeder vierte Lehrer fehlt auf die Art und Weise im Unterricht. Wenn wir von Individualisierung des Lernens reden, dann reden wir davon, dass es möglich werden muss, jeden Jugendlichen erfolgreich zu einem Berufsabschluss oder zu einer Reifeprüfung oder Matura zu bringen. Das setzt aber voraus, Frau Vizebürgermeisterin, dass die Ressourcen, die der Bund für die Schulen zahlt, auch tatsächlich in den Schulen ankommen. Setzen Sie sich doch im Finanzausgleich dafür ein, dass die Mittel vom Bund gleich direkt den Schulen zur Verfügung gestellt werden, dann geht es nämlich allen Wiener Schülerinnen und Schülern besser als heute, da die Quellen versiegen und vom Minoritenplatz und von der Hinteren Zollamtsstraße letztendlich nicht in 23 Wiener Bezirke kommen, weil ganz einfach nur mehr drei von vier Lehrern dort ankommen. 

Also, Frau Vizebürgermeisterin, Sie hätten jede Möglichkeit, in Bildung zu investieren. Denn nicht nur, dass sie jeden vierten Lehrer einsparen, ich darf Ihnen gleich auch noch die Kosten dafür ausrechnen: Das sind nämlich 107,5 Millionen. 107,5 Millionen EUR ist jener Betrag, den Sie sich ersparen, weil Sie die Lehrerinnen und Lehrer, die Ihnen eigentlich der Bund über den Finanzausgleich zahlt, nicht den Schulen zur Verfügung stellen.

Es ist schon eigenartig, dass Sie jede Menge Bundesrichtlinien brauchen, um so einen Dienstpostenplan zu erstellen. Aber das alles nützt nichts, denn Sie weigern sich einfach, diese Richtlinien einzuhalten. Das führt dazu, dass Wien das einzige Bundesland ist, in dem nicht der jeweilige Schulstandort in diesem Dienstpostenplan aufscheint. Meine Damen und Herren, warum scheint der Schulstandort nicht auf? Weil dann die einzelne Schule überprüfen könnte, welche Ressourcen ihr zustünden. Aber das wäre zu viel Transparenz, denn dann würde sichtbar werden, dass derzeit 107,5 Millionen EUR ganz einfach fehlen.

Meine Damen und Herren! In Bildung wird investiert, haben wir heute gehört. Kommen wir nun zum Schulbau. Auch das ein hervorragendes Beispiel, um Klubobmann Oxonitsch lesen zu lehren.

Lesen Sie die Zeile, die die Instandhaltung der Schulen seit dem Jahr 2002 ausweist, und vergleichen Sie – Sie sind ja so gerne Historiker – die Zahlen, dann werden sie feststellen, dass dies 2002 noch 58 Millionen EUR waren und jetzt nur mehr 33 Millionen EUR. Mit anderen Worten: 100 Millionen EUR hat man sich allein zwischen 2003 und heute erspart gegenüber einem Budget, das ohnehin schon ein Mangelbudget war.

Was macht man jetzt? Man rechnet das Budget, das man vorhat auszugeben, für die nächsten zehn Jahre hoch und verkündet diese 660 Millionen, die heute in der Prognose der Frau Vizebürgermeisterin allerdings runtergekürzt wurden auf 610 Millionen, also auch da waren wieder 50 Millionen weniger. Wenn ich jetzt von diesen 610 Millionen die 100 Millionen abziehe, die deinvestiert wurden in den letzten vier Jahren, dann bin ich nur bei 510 Millionen, und wenn ich die durch zehn dividiere, bin ich bei 51 Millionen. Mit anderen Worten: Ihr Schulpaket ist eine einzige Mogelpackung! (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Ganz schwacher Applaus diesmal.) Diese Mogelpackung stellt ganz einfach dar, dass Sie nicht einmal in den nächsten Jahren vorhaben, wieder zum Budget des Jahres 2002 zurückzukehren, das Sie damals bereit waren, für den Schulbau auszugeben. 

Und wozu führt das? Das führt dazu, dass wir mittlerweile einen Kinderschutz brauchen und nicht einen Tierschutz, denn Kinder haben ein Recht auf Platz. Und wenn Sie von Individualisierung des Lernens reden, dann lade ich Sie ein, die Wiener Pflichtschulen zu besuchen. Dann sehen Sie, dass dort die Kinder fast übereinander sitzen müssen, damit sie überhaupt im Klassenzimmer sitzen können. Aber ich gehe davon aus, Frau Vizebürgermeisterin, dass, nachdem Sie die kollegiale Zusammenarbeit in der Stadtregierung ja so gelobt haben, die Frau VBgmin Laska Ihnen sicher schon aufgezeigt hat, dass Individualisierung des Lernens vom Raumangebot in der Klasse abhängig ist. 

Wenn also Kinder übereinander sitzen, wie soll dann die individuelle Lernförderung stattfinden? Soll ein Kind, mit dem anderen übereinander sitzend, lernen oder sind Sie in der Lage, endlich jenen Klassenraum zur Verfügung zu stellen, der Gruppenarbeit möglich macht, der Einzelarbeit möglicht macht, der Förderunterricht möglich macht? All die Punkte, die Sie sich jetzt auf Ihre Fahnen heften. 

Derzeit müssten Sie im Schulbau doppelt so viele Fläche haben, um pädagogisch das umsetzen zu können, was Sie uns in den letzten Tagen und Wochen angekündigt haben, das Sie in Wien tun werden. Ich wiederhole: Wir würden die doppelte Schulfläche brauchen, um Individualisierung des Lernens pädagogisch wirklich so umsetzen zu können, wie Sie uns das glauben lassen wollen. 

Wir sind daher skeptisch, was diese raschen Umsetzungen betrifft, denn sie scheitern in Wien vor allem am Geld, am Geld, das zwar über die Gebühren hereinkommt, aber dann letztendlich nicht in der Bildung ausgegeben wird. Wenn Sie aber nicht rasch in die Bildung investieren, dann werden Sie den Anschluss an Wien ganz einfach versäumen. (GRin Martina LUDWIG: Den Anschluss an Wien?) In Wien. Den Anschluss in Wien versäumen (GRin Martina LUDWIG: Freud’scher Versprecher!), nämlich was den Sicherheitsstandard betrifft. 

Frau Vizebürgermeisterin! Sie haben ja sehr darum gekämpft, dass die Feuerwehr bei Ihnen bleibt. Ich habe gar nichts dagegen, denn ich würde mir sehr wünschen, dass Sie mit der Feuerwehr einmal die Schulen und die Kindergärten besuchen, dann würden Sie nämlich feststellen, dass die Kindergärten und Schulen derzeit gar nicht den Brandschutzbestimmungen Wiens entsprechen. 

Meine Damen und Herren! Ich lade Sie ein, auch solche Schulen zu besuchen. Sie müssen nur wissen, dass der Stadtschulrat das gar nicht gerne hat. Der Stadtschulrat verträgt nämlich die Wahrheit nicht. Er verbirgt sie. Man muss sich vorstellen, die Wahrheitssuche wäre ja ganz einfach, wenn wir alle die Schulen besuchen könnten, sie uns anschauen könnten und so eine kleine Bestandsaufnahme machen könnten. Dafür müssen wir aber ansuchen, obwohl wir das Beschlussgremium sind beim Stadtschulrat. Der Stadtschulrat fürchtet sich vor der Kritik so, dass er einen Maulkorberlass für alle Schulleiterinnen und Schulleiter und Lehrerinnen und Lehrer erlässt. 73 Jahre nach den tragischen Ereignissen des vorigen Jahrhunderts ist es eine Sozialdemokratie, die Demokratie verbietet und einen Maulkorberlass herausgibt, der so rechtswidrig ist, dass sogar Verfassungsjuristen darauf aufmerksam machen, dass dieser Maulkorberlass nicht den Werten unserer Verfassung entspricht. 

Meine Damen und Herren! Diesem Rechnungsabschluss können wir nicht zustimmen, denn er zeigt auf, dass diese Stadtregierung nur für sich selbst etwas übrig hat, aber nicht für die Kinder und Jugendlichen, für die Männer und Frauen in dieser Stadt, denn sonst wäre ein so katastrophales Ergebnis nicht möglich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günter Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Martina Ludwig. Ich erteile es ihr.

GRin Martina Ludwig (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herzlichen Dank. – Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Lassen Sie auch mich eingangs mit einem Zitat beginnen, einem Zitat aus den Medien, aus dem Medium „Die Presse", die ja wahrlich nicht in Verdacht steht, Propagandablatt der Sozialdemokratie in Wien zu sein. Lassen Sie mich beginnen mit einem Satz des Redakteurs über den Rechnungsabschluss 2006, der hier eingangs geschrieben hat: „Exfinanzminister Karl Heinz Grasser könnte neidisch werden. Die Stadt Wien erreichte im Jahr 2006 zum wiederholten Mal das Null-Defizit - keine neuen Schulden - und fährt einen Gewinn von 4 Millionen EUR ein." So der Eingangssatz des Redakteurs der „Presse". 

Lassen Sie mich hinzufügen, mit zwei Unterschieden, nämlich mit dem ersten Unterschied: Wien hat es tatsächlich geschafft. Das ist der erste Unterschied zum Exfinanzminister. Und der zweite Unterschied ist: Ohne Sozialabbau, sondern ganz im Gegenteil, mit dem Ausbau von sozialen Leistungen in der Stadt. Und auf das, glaube ich, kann man wahrlich stolz sein. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und Kollegin Cortolezis, nur weil hier immer mit so viel Zahlen herumgeworfen wird – es horchen hier ja nicht viele zu, aber über das Internet hoffentlich doch viele, wie das ja seit einigen Jahren möglich ist –, zu den Vergleichen, wer mehr Schulden hat und wer überhaupt was getan hat. Eines ist, glaube ich, unbestritten – und ich glaube, Sie schätzen die sachliche Auseinandersetzung genauso wie ich –: Fest steht, dass in 13 Jahren Alleinregierung Kreisky um 8 Milliarden weniger Schulden gemacht wurden als in nur 6 Jahren Regierung Schüssel. Das sind Zahlen, die kann jeder nachlesen, die kann jeder nachrechnen, und ich denke, das allein zeigt schon einiges auf. Wie gesagt, hier stehen 13 Jahre Alleinregierung 6 Jahren gegenüber, und Schüssel hat um 8 Milliarden EUR mehr Schulden gemacht.

Ich möchte die heutige Rechnungsabschlussdebatte an ein paar wenigen Themen, die mir persönlich auch sehr wichtig sind und die in der Debatte schon gekommen sind, aufhängen und denke, dass dieser Rechnungsabschluss zeigt, dass wir in sehr wesentlichen Bereichen vor allem für die Menschen in dieser Stadt, in ihrem Alltagsleben in wichtigen Dingen tatsächlich Modellregion sind, Modellregion Wien. Wenn es um hohe Versorgungsleistung, hohe Qualität – denn die Versorgung allein tut es ja nicht –, leistbare Leistungen und vor allem auch Vielfalt geht, dann sind wir hier Modellregion. 

Lassen Sie mich gleich am Beginn zum Thema Kinderbetreuung einiges sagen, weil auch dieses Thema – das allein zeigt, wie wichtig es ist – seit vielen Jahren zu Recht in diesem Land diskutiert wird. Auch wir in Wien diskutieren es, und wir haben hier bewusst Schwerpunkte gesetzt in den letzten Jahrzehnten, weil es eben darum geht, Voraussetzungen zu schaffen, dass tatsächlich Frauen – natürlich auch Männer, aber vermehrt Frauen – in die Lage versetzt werden, einer Arbeit nachzugehen, denn ohne Kinderbetreuung ist das nicht möglich. Das ist leider tatsächlich in Österreich nach wie vor Realität, vor allem in westlichen Bundesländern, denn in Vorarlberg kann eine Frau nicht arbeiten gehen, außer sie kann es sich leisten und ein Kindermädchen anstellen oder private Leistungen in Anspruch nehmen. Aber wenn man eben diese Möglichkeit nicht hat, dann ist es in den westlichen Bundesländern Österreichs nicht möglich, arbeiten zu gehen, wenn das Kind nicht drei oder sogar vier Jahre – in Vorarlberg zum Beispiel – alt ist. So schaut die Realität in Österreich tatsächlich aus. 

Hier gibt es viel zu tun. Das haben wir immer schon von dieser Stelle aus gesagt, das sagen wir natürlich auch jetzt, und die Bundesregierung, denke ich, will auch in diese Richtung gehen, aber Kinderbetreuungseinrichtungen sind Ländersache, wie wir wissen, und hier können wir, glaube ich, schon stolz darauf sein, dass wir in den letzten Jahren durchgehend davon sprechen können, dass wir in Wien eine Vollversorgung für die drei- bis sechsjährigen Kinder haben – eine Vollversorgung, das heißt, da gibt es überhaupt kein Problem mehr –, und es ist nach wie vor so – jetzt komme ich zu dem wesentlichen Teil der Krippenplätze –, dass drei Viertel aller Krippenplätze Österreichs – das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen – in Wien sind. 

Jetzt können Sie sich vorstellen, wie die Situation in den anderen Bundesländern ist. Wir hier in Wien haben einen Versorgungsgrad der bis Dreijährigen von zirka 50 Prozent – da kann man sagen, man kann natürlich auch weiter ausbauen; das tun wir in Wien auch, und das haben wir auch in den letzten Jahren getan –, Tatsache ist aber, dass jeder oder jede, die hier einen Platz sucht, in Wien auch einen Platz zur Verfügung gestellt bekommt. Es kann natürlich sein, dass es vielleicht nicht immer genau gleich um die Ecke ist, sondern man muss vielleicht ein paar Straßen weiter gehen oder fahren, aber jede, die einen Platz braucht, bekommt einen in Wien. Das ist Realität in Wien, das ist leider nicht Realität in Österreich. Das ist furchtbar. 

Im Übrigen ist das sicherlich auch Grund, dass wir uns sehr darüber freuen, dass in Wien die Frauenarbeitslosigkeit einen starken Rückgang gehabt hat, nämlich von über 9 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Das ist natürlich auch nur dann möglich, wenn es zwei Dinge gibt, nämlich erstens den Arbeitsplatz und auch die Qualifikation der Frauen, Arbeitsplätze in Anspruch zu nehmen, aber natürlich auch Kinderbetreuungseinrichtungen, denn Sie alle kennen wahrscheinlich so wie ich auch viele Fälle in den Bundesländern, wo Frauen sogar vielleicht einen Job hätten, sogar über das AMS vermittelt, aber leider gibt es keine Kinderbetreuung. 

Ich habe vorhin mit einer Kollegin draußen gesprochen, die mir wieder einmal einen Fall aus Tirol erzählt hat. Auch ich kenne solche Fälle, beispielsweise von Frauen, die nach Wien einpendeln und die sagen, es ist einfach ein Problem, es gibt keinen Krippenplatz – in dem Fall in Niederösterreich –, den sie braucht, oder der Kindergarten macht Mittag zu beziehungsweise Mittagspause, und es ist einfach eine ganz, ganz schwierige Situation. 

Diese Situation haben wir in Wien nicht, und es kommt noch etwas dazu: die hohe Qualität und die Vielfalt. Unsere Kindergärten sperren zeitig in der Früh auf und sperren am Abend zu, ohne Mittagspause, und wir haben die soziale Staffelung. Bis zu einem Einkommen von 1 000 EUR wird nichts verrechnet. Das, denke ich mir, ist ein System, das hoffentlich bald auch für ganz Österreich gilt und auf das wir ganz, ganz stolz sind, das wir aber natürlich auch weiterhin ausbauen.

Der zweite Bereich – auch der wurde schon angesprochen – ist der Bereich Schulen. Hier hat die Frau Vizebürgermeisterin heute in der Früh schon vom Schulsanierungs- und Schulneubauprogramm gesprochen, das kann ich mir ersparen, ich möchte aber schon auch inhaltlich etwas dazu sagen. Aber eines muss man sagen: Die Beweglichkeit bei der ÖVP zum Thema Schule, vor allem, was die Inhalte der Schule betrifft, also ich glaube, das kann ich Ihnen ersparen, das kann man nachlesen, und zwar nicht nur aktuell, sondern in den letzten Jahrzehnten. 

Es ist sicherlich auch kein Zufall, dass, wenn es um die Präsentation von neuen Schulformen und Schulversuchen geht, es gerade die ÖVP-Landeshauptleute sind, die dabei fehlen. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sie evaluieren nicht!) Das heißt, Frau Kollegin, jetzt ganz ehrlich, zum Thema Schulfragen und Beweglichkeit und was wir da alles tun können, würde ich Sie bitten, dass Sie tatsächlich beweglicher werden (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Aber Sie evaluieren nicht!) und vielleicht auch einmal in ganz Österreich den Schülerinnen und Schülern tatsächlich qualitätsvollen, über den ganzen Tag verteilten Unterricht zukommen zu lassen. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sie scheuen die wissenschaftliche Evaluierung!)
Wir in Wien machen das seit vielen Jahren, ja sogar Jahrzehnten. 30 Jahre Anton-Krieger-Gasse haben wir gefeiert. Wir waren hier schon immer vorne und wollen vorne bleiben, denn das ist die Zukunft – das wissen wir – unserer Kinder. (Beifall bei der SPÖ.)
Ganz kurz zum Thema Pflege, auch das ein ganz, ganz wichtiges Thema. Ich habe schon eingangs gesagt, wir haben nicht nur ein Nulldefizit erreicht, sondern wir investieren auch in die wesentlichen Bereiche der Zukunft. Da ist das Thema Pflege eine ganz aktuelle, wichtige Diskussion. Wir in Wien haben hier wiederum hohe Qualität und Vielfalt. Wir sind hier tatsächlich Modellregion, denn wir haben – das hat man gerade jetzt in der Diskussion der letzten Wochen mitverfolgen können, wie die Situation in Wien im Unterschied zu anderen Bundesländern ist – neben den sozialen Diensten, sprich, der Pflege zu Hause, den Pflegestationen, den Geriatriezentren, den Tageszentren, einfach eine große Palette anzubieten. 

Ich möchte eines auch schon sagen, weil das etwas ist, was in der Diskussion manchmal ein bisserl untergeht, und zwar egal, in welchem Bereich. Ich möchte die Diskussion zum Anlass nehmen und möchte vor allem den Mitarbeiterinnen danken – es sind in der Mehrzahl oder fast ausschließlich Frauen, die in diesem Bereich arbeiten – für ihren wirklich tagtäglichen Einsatz in diesem Bereich. (Beifall bei der SPÖ.)
Es wird viel über Betroffene gesprochen, das ist wichtig und richtig, aber hier geht es vor allem um meist Frauen, die dieser Beschäftigung nachgehen, die sicherlich eine der schwersten ist. Ich glaube, die dürfen wir nicht vergessen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ein Punkt ist mir in der Diskussion auch noch wichtig, vor allem in der aktuellen Diskussion, so unter dem Motto: Was ist den Menschen zumutbar? Wien ist schon lange eines der ganz, ganz wenigen Bundesländer in diesem Land, welches keinen Regress hat. Darauf sind wir stolz, und das wollte ich einfach von dieser Stelle aus noch einmal betonen, weil ich denke, dass es in der aktuellen Diskussion auch ganz, ganz wichtig ist.

Lassen Sie mich noch zu einem Themenbereich kommen, der mir persönlich auch ganz wichtig ist, denn auch hier sind wir Modellregion. Das ist kein kleiner Bereich, der so als Randthema vielleicht noch mitzunehmen ist, sondern ein ganz, ganz wichtiger Bereich. Vor allem, wenn man sich die Fallzahlen auch zum Thema Sicherheit anschaut, wenn man sich anschaut, wo denn eigentlich die Gewaltverbrechen vorkommen, dann ist das das Thema Gewalt in der Familie. Sie wissen, ich habe einfach durch meine ehrenamtliche Arbeit in den letzten Jahren in einem Frauenhaus persönlich einen Einblick. 

Gerade in den letzten Wochen und Monaten war es wieder großes Thema, weil wir zehn Jahre Gewaltschutzgesetz in Österreich – unter Anführungszeichen – feiern konnten. Im Jahr 1997 ist es uns gelungen, hier ein ganz, ganz tolles, international anerkanntes Gesetz in Österreich zu schaffen, das Gewaltschutzgesetz. Heuer haben wir zehn Jahre, und anlässlich dieser zehn Jahre ist es wieder ganz klar geworden und wir haben uns schon gefreut darüber, dass Wien hier einzigartig ist, auch im europäischen Vergleich. 

Wien hat es immer schon als Selbstverständlichkeit angesehen, das Thema Gewaltschutz in das Budget der Stadt Wien zu integrieren. Wir haben es geschafft, dass Wien - einer EU-Richtlinie entsprechend, dass es pro 10 000 EinwohnerInnen einen Platz in einem Frauenhaus geben sollte - eine der wenigen Millionenstädte ist, die das erfüllt. Darauf sind wir stolz, aber wir lehnen uns nicht zurück, sondern wir bauen weiter aus. Neben den vier Frauenhäusern in Wien, der Beratungsstelle, dem 24-Stunden-Notruf gibt es immer wieder viele Projekte, die vorangetrieben werden, wie zum Beispiel jetzt der Ausbau der Nachbetreuungswohnungen. Für von Gewalt betroffene Frauen, die nicht mehr den großen Schutz eines Frauenhauses benötigen, aber auch noch nicht die Möglichkeit haben, eigenständig zu leben, bauen wir gerade die Nachbetreuungswohnungen aus.

Ein großes Problem in diesem Bereich in den letzten Jahren – das ist, glaube ich, von dieser Stelle aus schon mehrfach gesagt worden –, weil es nämlich um das Sicherheitsgefühl von vielen Wienerinnen und vor allem auch von vielen Kindern gegangen ist, waren die Interventionsstellen, die ja ein ganz wesentlicher Teil des Gewaltschutzgesetzes sind. Auf Grund dessen, dass das Gewaltschutzgesetz so gut gegriffen hat, dass gerade in Wien sehr viele Wegweisungen und Betretungsverbote ausgesprochen wurden, kam es zu der Situation, dass natürlich auch die Stelle, die Frauen und Kinder betreut, nachdem der Mann weggewiesen wird – meistens ist es der Mann, muss man dazusagen –, hier einfach nicht genug Geld zur Verfügung gestellt bekommen hat, um tatsächlich dem gesetzlichen Auftrag nachzukommen, was dazu geführt hatte, dass es sogar Zeiten in Wien gab, wo acht Wiener Bezirke nicht durch die Interventionsstelle betreut werden konnten. Tatsache ist, dass das Anfang dieses Jahres immer noch vier Bezirke waren und sind. 

Ich war sehr froh und glücklich darüber, als die neue Bundesregierung angelobt wurde, dass es gleich auch eine der ersten Taten der Frauenministerin war, sich dafür einzusetzen, dass die Interventionsstellen genug Budgetmittel zur Verfügung gestellt bekommen, um tatsächlich auch dieser Aufgabe mit hoher Qualität nachkommen zu können, und den Interventionsstellen – und jetzt können Sie sich vorstellen, wie die Versäumnisse der letzten Jahre waren – ein Plus von 60 Prozent an Budgetmitteln zur Verfügung gestellt worden ist. Ich kann daher mit Freude heute hier sagen, dass auch in Wien derzeit der Aufbau wieder begonnen hat. Mitarbeiterinnen werden gerade aufgenommen, Räumlichkeiten werden gesucht, sind vielleicht schon gefunden, und man kann davon ausgehen, dass mit der zweiten Jahreshälfte beziehungsweise Ende des Jahres wir wieder so weit sind, dass auch in Wien wieder alle Wiener Bezirke von der Interventionsstelle betreut sind und Frauen und Kinder nicht mehr die Angst haben müssen und sich allein gelassen fühlen, wenn der Vater, der Mann weggewiesen wird, und plötzlich steht man alleine da. Das muss man sich einmal vorstellen. Das wird Gott sei Dank in Wien bald nicht mehr der Fall sein. Dafür danke ich auch im Namen der Frauen und Kinder und freue mich schon, wenn wir auch in Wien wieder unser Netz ganz, ganz dicht geschlossen haben, was den Gewaltschutz betrifft. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte noch ganz kurz auf zwei Themen eingehen, weil ich glaube, das ist natürlich zum Thema Bildung die klare Fortsetzung. Zum einen Modellregion Wien, was das Thema Forschung und Entwicklung betrifft. Das WIFO ist heute schon angesprochen worden. Das Weißbuch des WIFO besagt eben, dass Investitionen in Forschung und Entwicklung der Schlüssel für Marktchancen der nächsten Generation sind. Das erzählen wir uns immer alle, die Frage ist nur: Was tun wir dann mit dieser Erkenntnis? 

Es freut mich daher sehr, dass Wien in diesem Bereich der Technologie und Hochtechnologie in den letzten Jahren einen sehr konsequenten Weg gegangen ist und auch in Zukunft gehen wird. Die Forschungsquote – wir haben es heute schon gehört – liegt bereits jetzt über der EU-Vorgabe, und wir uns aber noch ein höheres Ziel gesteckt haben, nämlich 4 Prozent. 

Ich denke, auch das zeigt wieder, dass Wien hier sehr frühzeitig bereits erkannt hat, wo die Zukunft liegt, nämlich in Technologie und vor allem Hochtechnologie, und dass die Investitionen dort auf dem richtigen Platz sind. 

Lassen Sie mich abschließend noch ganz kurz etwas sagen, weil ich da letzte Woche sehr verwundert war, ebenso wie über die heutige Diskussion zum Thema Wohnen, was nämlich das Thema MigrantInnen beziehungsweise Einwohnerinnen und Einwohner mit Migrationshintergrund im Wiener Gemeindebau betrifft. Man kennt sich ja nicht mehr aus. Das ist übrigens auch Ihr Problem, dass auch die Wählerinnen und Wähler sich bei Ihnen nicht auskennen. Ich war verwundert über das, was ich da letzte Woche in der Zeitung gelesen habe. Ich habe es dann vor allem hinsichtlich der Grünen noch einmal nachlesen müssen, weil ich es nicht geglaubt habe, aber es war so, es stand so da. Ich bin schon gespannt auf die Debatte, die dann noch folgen wird. 

Bei der ÖVP war ich es schon ein bisschen gewohnt sozusagen, dass nicht klar ist, was Sie genau wollen. Aber Grüne und ÖVP Hand in Hand? Von grüner Seite ist man von einer totalen Öffnung des Gemeindebaues ausgegangen. Bei Ihnen war es so – der Kollege Oxonitsch hat es schon gesagt –, Sie wollten den Gemeindebau verkaufen. Dann wollten Sie ihn sozusagen zum Teil öffnen, zum Teil ganz öffnen für ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger. Das war dann auch nicht klar, nachdem es mit dem Verkauf nicht so war, dann halt die Öffnung. Und jetzt lese ich, es soll eine Quote geben, und zwar nicht nur eine Quote für Migrantinnen und Migranten, sondern eine Quote für Bewohner und Bewohnerinnen mit Migrationshintergrund, sprich, für Österreicherinnen und Österreicher. So habe es ich verstanden. Ich muss schon sagen, selbst die FPÖ hat es erkannt, wie heute aus einer Rede hervorging, dass das sozusagen ein bisschen problematisch ist, denn das könnte ja nicht rechtskonform sein. 

Ich wollte das nur einmal darstellen, also ich war baff: von der totalen Öffnung einerseits plötzlich hin zu einer Quote für Österreicherinnen und Österreicher. Das ist schon ein starkes Stück. 

Sie waren zuerst nicht da, Kollegin Vassilakou, ich musste letzte Woche auch von Ihnen lesen, dass das mit der Quote für Bewohnerinnen und Bewohner mit Migrationshintergrund schon eine Sache ist, die man sich überlegen sollte. So habe ich es zumindest den Medien entnommen. (GRin Mag Maria Vassilakou: Das habe ich nicht gesagt!) In der Presse stand es so, ich habe es so den Medien entnommen. Aber vielleicht kann das ja dann in der Debatte zum Themenbereich Wohnen noch aufgeklärt werden. 

Also hier gibt es ein Hin und ein Her. Man kennt sich nicht aus. Ich denke, dass wir mit unserem konsequenten Weg der sanften Öffnung und gleichzeitig konsequenter Integrationspolitik, die vor allem Sprachoffensive beinhaltet, einen richtigen Weg gehen in einem Thema, das nicht einfach ist. Das wissen wir alle. Man soll darüber auch nicht hinweggehen, es ist nicht einfach. Auch ich kenne das sehr genau als Favoritner Abgeordnete, aber ich glaube, dieses Hin und Her und nicht genau wissen, wohin, bringt uns sicherlich nicht weiter. 

Ebenso wie es uns sicherlich nicht weiterbringt, dass einem, so wie den Grünen, automatisch immer nur neue Steuerbelastungen einfallen. Wenn es darum geht, immer mehr zu wollen, was auch alles viel mehr kostet, ist die Antwort sofort: Wir brauchen neue Steuern! Ich glaube, dass wir durch eine effiziente Budgetpolitik – zum Beispiel auch dadurch, dass Wohnbauförderungsmittel tatsächlich für Wohnbau eingesetzt werden in Wien – effiziente Leistungen in den letzten Jahren zusammengebracht haben. 

Lassen Sie mich abschließend noch zum Themenbereich Kultur ein bisschen was sagen, denn auch das, finde ich, ist schon bemerkenswert, wenn Kulturbudgets nicht gestrichen werden, sondern erhöht werden. In anderen Städten kann man ja mitverfolgen, wie es dort zugeht, dass Theater geschlossen werden und so weiter und so fort. Bei uns in Wien ist es anders, und ich denke mir, unserem Image als Kulturhauptstadt tut das gut. 

Es ist richtig, dass wir diese Budgets erhöhen, denn Stärkung des Wirtschaftsstandortes heißt natürlich auch, den Tourismus zu fördern. Hier haben wir – das wurde heute auch schon erwähnt – allein durch das Mozartjahr, denke ich, einen wirklich wichtigen Beitrag geleistet. Das Image einer Stadt ist nicht nur für den Tourismus wichtig, sondern gehört auch zu den so genannten Soft Facts, wenn es darum geht, einen Wirtschaftsstandort zu beurteilen. 

Manager tun das, wenn sie überlegen, wo sie ihre Headquarters ansiedeln, und ich denke, dass die Lebensbedingungen in Wien dem gerecht werden – das zeigen auch die Zahlen –, und dazu zählen eben die Themen Bildung, Wohnqualität und Kultur. Hier sind wir top, das zeigen immer wieder auch die Städtevergleiche, nicht nur die europaweiten, sondern auch die weltweiten. Es gibt das Wiener Lebensgefühl, und seien Sie einmal ehrlich, ich glaube, auch alle in diesem Saal sagen, wenn Sie ehrlich sind: Ja, in Wien, da leben wir gerne, da ist es toll. Es gibt dieses Wiener Lebensgefühl, und der Kollege Madejski, glaube ich, denkt gerade daran und weiß, wovon ich spreche. Und das kommt nicht von ungefähr, sondern dieses Wiener Lebensgefühl ist eben auch Ergebnis konsequenter Politik, und in unserem Fall konsequenter sozialdemokratischer Politik in dieser Stadt. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau Mag Vassilakou gemeldet. Bitte schön. 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Verehrte Damen und Herren! 

Ich möchte nur berichtigen, bevor es weiterhin zur Verbreitung dieses Missverständnisses kommt. Es hat keinerlei Haltungsänderung bei den Grünen gegeben. Im gegenständlichen zitierten Beitrag der „Presse" kommt es auf Grund der Verkürzung tatsächlich etwas missverständlich rüber. Aber worum es mir hier geht, ist keinesfalls, eine Quote für Zuwanderer im Gemeindebau zu befürworten. Es geht hier darum, dass ich kritisiert habe, dass die Stadt Wien seit Jahren, offiziell zumindest, sich weigert, die Anzahl von Personen mit Migrationshintergrund, die zum Beispiel in Gemeindebauten leben, aber auch sozusagen in anderen Bereichen der Stadt Wien tätig sind, zu erheben. Zumindest offiziell wird diese Anzahl nicht erhoben. 

Ich finde, dass das falsch ist. Ich finde, dass es sehr wohl Sinn macht, das zu dokumentieren, denn so können wir einerseits sehen, wo gibt es Fortschritte, wo gibt es keine Fortschritte, und zweitens, wo haben wir Steuerungsbedarf und wo nicht. 

Des Weiteren habe ich angeregt in diesem Beitrag, wenn man merkt, dass in einem bestimmten Bau eine sehr, sehr hohe Konzentration vorkommt, könnte man mit den Menschen sprechen und sie fragen, ob es ihnen nicht lieber wäre, dass sie in einen anderen Bau ziehen. Ich glaube, so etwas ist möglich, es ist machbar, es ist okay. Und was sehr wohl betont wird am Ende des Beitrages, ist, dass so etwas auf Freiwilligkeit basieren sollte. Sprich, wenn die betreffende Familie nicht einverstanden ist damit, dann sollte man es auch dabei belassen. (StR Johann Herzog: Um die geht es weniger!) 

Ich hoffe, dass damit dieses Missverständnis ausgeräumt ist. Wir könnten darüber diskutieren, ob so etwas mit einem Verwaltungsaufwand verbunden wäre oder nicht, der das praktikabel machen würde oder nicht. Aber jedenfalls haben die Grünen ganz sicherlich nicht und auch ich ganz sicherlich nicht jemals eine Quote befürwortet. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Als nächster Redner ist Herr Dr Madejski gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Politkommissar der Grünen, Ellensohn, hat ja heute schon gesprochen und sich beschwert, dass er immer hinter uns redet. Herr Kollege Ellensohn, in der nächsten Legislaturperiode werden Sie sicher als Erster reden, Sie werden nämlich die schwächste Partei in diesem Haus sein, und wir werden dann Gott sei Dank nach Ihnen reden. Das nur ins Stammbuch. Ich bin ganz sicher auf Grund Ihrer Integrationspolitik, dass Sie Letzter, und zwar abgeschlagen Letzter in Wiener werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Die Kollegin Vassilakou hat jetzt ad hoc eine interessante Wortmeldung abgegeben. Ich habe das auch so verstanden in der „Presse", sie will einmal zählen, in welchen Schulen, Wohnungen, Einrichtungen gibt es überhaupt Ausländer, wer hat Migrationshintergrund und, und, und. Das ist in Ordnung. Es ist im Widerspruch zu dem, was der Kollege Ellensohn heute gesagt hat, denn dem gehen die Zahlen, die wir dauernd hier auf Grund von Statistiken bringen, so auf den Nerv, dass er immer sagt, das will er gar nicht hören. Die Kollegin Vassilakou will die Zahlen, und ich werde hier schon auch einige Zahlen bringen, wahrscheinlich sehr zur Freude der Kollegin Vassilakou. 

Es ist hier heute noch nicht gesprochen worden zu einem ganz wichtigen Punkt, nämlich zur Dezentralisierung in Wien. Die Dezentralisierung war immer ein Hauptthema für die Freiheitlichen, aber sicher auch für die Sozialdemokratie, und wir haben in mühevoller Kleinarbeit und in zwei Novellierungen hier die Dezentralisierung zustande gebracht. Nur, sie steht vor dem Scheitern, sie steht finanziell vor dem Ruin, meine Damen und Herren. 

Schauen wir uns jetzt einmal die Zahlen an. Die Bezirksmittel in den letzten sechs Jahren haben insgesamt, auch wenn ich schon den Voranschlag 2007 dazunehme, der ein kleines Plus ergibt, um 4,9 Millionen EUR abgenommen, das sind 3,3 Prozent. Wir werden uns, meine Damen und Herren, am Mittwoch und am Donnerstag mit Valorisierungen im Gebührenbereich und sonst wo beschäftigen, aber da denken Sie nicht an Valorisierung. Wie wäre es, wenn zumindest die Bezirksmittel valorisiert würden? Sie wollen alles valorisieren, die Gebühren, die Parkpickerl, aber hier habe ich kein Wort von Valorisierung gehört. Das wäre doch einmal ein interessanter Ansatz, hier neben den Fakten, neben den statistischen Daten, die zwar als Grundlage dienen, auch eine Valorisierung vorzunehmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren, warum sind die meisten Bezirksbudgets so schlecht dotiert? Warum sind die Bezirksbudgets und die Bezirke vor dem Ruin? - Das hat damit zu tun, dass hier die Schulsanierungen in den letzten Jahren derartig notwendig waren, bauliche Mängel, Versäumnisse der Vergangenheit der SPÖ-Stadt und der Bezirke, und dass die Bezirksfinanzen von Schulsanierungen ausgehöhlt werden, wofür die Bezirke oft überhaupt nichts können.

Schauen wir uns das einmal an: Es ist in den Jahren 2006 und 2007 sogar schon zu Notprogrammen der Stadt Wien gekommen. Sie haben, um bauliche Missstände sofort beseitigen zu können, 2006 1,8 Mil-
lionen EUR zusätzlich in die Bezirke bezahlt, im Jahr 2007 noch einmal 4,5 Millionen EUR. Das heißt, sonst ist überhaupt nichts im Budget gewesen und es war hier auch in den letzten Jahren eine massive Kürzung, nämlich ein Minus von 14,6 Millionen EUR gegenüber 2002. 

Der Verteilungsschlüssel, der früher akzeptabel war, nämlich neun zu eins zwischen der Stadt und den Bezirken, ist überhaupt nicht mehr in der Debatte, sondern es gibt jetzt 60 zu 40. Das ist unglaublich, die Stadt bürdet den Bezirken auf, für Schulsanierungen, Deckensanierungen, elektrische Leitungen, WCs, sanitäre Anlagen 60 Prozent zu bezahlen und die Stadt putzt sich mit 40 Prozent ab! Das wird auf die Dauer nicht gehen! Ich werde es Ihnen beweisen.

Das Überdrüber ist, die Bezirke müssen aus ihrem Bezirksbudget zumindest das Zweieinhalbfache jener Summe selbst für die Sanierungen der Schulen ausgeben, damit sie überhaupt in den Genuss der zusätzlichen Fördermittel kommen. Das heißt, meine Damen und Herren, am Beispiel Favoriten als großer Bezirk mit vielen Schulen: Wenn die Stadt Wien den Anteil von 606 000 EUR an Sonderbudget zur Verfügung stellt, muss Favoriten 1,515 Millionen EUR aus seinem Bezirksbudget zahlen. Macht es das nicht - und das ist die nächste Sauerei, meine Damen und Herren! -, dann verliert der Bezirk über das Gesamtsonderbudget der Stadt Wien diese 606 000 EUR! Das kann doch nicht Sinn eines Notprogramms sein! Das kann doch nicht Sinn einer Substanzsicherung der Schulen sein, dass die Bezirke ausgehungert werden!

Oder zum Beispiel: Wir haben erst kürzlich 570 Millionen EUR bis zum Jahr 2017 an Substanzsicherung, Schulsanierungssonderprogramm, beschlossen. Das heißt jetzt im Schnitt - man kann es nicht genau umlegen, aber nur um Ihnen die Zahlen darzulegen -, wenn der Eigenkostenanteil der einzelnen Bezirke 60 Prozent ist, dass jeder Bezirk fast 60 Prozent, insgesamt sind es 58,9 Prozent, seiner Bezirksmittel nur mehr für die Schulsanierung ausgibt. Im Sinne der Schülerinnen und Schüler und der Sicherheit ist das selbstverständlich, aber auf Grund der Finanzierungssituation kann man dem eigentlich nur eine Absage erteilen! 

Ändern Sie Ihre Budgetpolitik, sonst stehen wir in drei Jahren vor dem Scherbenhaufen der Dezentralisierung in Wien! (Beifall bei der FPÖ.)
Die Folgen sind dramatisch. Im Jahr 2006 sind die Verschuldungen der Bezirke insgesamt um 50 Prozent, nämlich von 26,9 auf 40,2 Millionen EUR gestiegen. Unangefochten an der Spitze liegen die ersten vier Bezirke seit Jahren. 

Diese vier Bezirke sind: Favoriten, einbetoniert auf dem ersten Platz, mit Vorgriffen, weil die können sich nur mehr mit den Vorgriffen retten, und zwar mit einem Schuldenstand von bereits 12,8 Millionen EUR.

Hietzing ist interessanterweise auf dem zweiten Platz einbetoniert, mit einem Schuldenstand von 4,4 Mil-
lionen EUR, Meidling auf dem dritten Platz mit 3,7 Millionen EUR und Simmering auf dem vierten Platz mit 3,3 Millionen EUR Schuldenstand. 

Rudolfsheim hat einen herrlichen Schritt nach vorne gemacht. In der Fußballweltmeisterschaft würde man sich freuen, aber hier ist es eher eine sehr negative Aufholjagd. Rudolfsheim-Fünfhaus hat im letzten Jahr vom neunten auf den fünften Platz aufgeholt, nämlich von 500 000 EUR auf 2,7 Millionen EUR.

Meine Damen und Herren, 14 Bezirke sind verschuldet! Wenn der Trend so weitergeht, werden auch jene letzten drei Bezirke mit Rücklagen, Josefstadt, Währing und Landstraße, im nächsten Jahr folgen. Die haben nämlich bereits jetzt weniger unter Veränderungen und können jetzt den Zinsendienst überhaupt nicht mehr bedienen. Allein wenn sie den Zinsendienst bedienen, haben sie bereits aufgeholt und in der Liga haben wir dann 17 verschuldete Bezirke.

Meine Damen und Herren, jetzt komme ich zum Zinsendienst. Es wird überhaupt nicht besprochen, Frau Vizebürgermeisterin, würde mich aber interessieren, wie die Bezirke dazukommen. Die kriegen Sanierungen aufoktroyiert, die in Ihrem Verantwortungsbereich, nämlich nicht in Ihrem persönlichen, sondern in der Verantwortung von früheren SPÖ-Politikern, liegen, weil die, die Schulen verfallen haben lassen, müssen teurere Kredite als das Land oder die Stadt Wien aufnehmen, weil sie verpflichtet sind, bei der Raiffeisen, und das ist auch interessant, zu wesentlich schlechteren Konditionen Kredite aufzunehmen, als die Stadt Wien, die größtenteils in Schweizer Franken spekuliert.

Meine Damen und Herren, Zinsendienst, ich lese Ihnen Folgendes vor, hier ist das Budget eine Farce, es ist ein Schwindelbudget. Ich zitiere nur drei Bezirke. Man könnte es in jedem Bezirk, der verschuldet ist, so machen. Zum Beispiel hat der 10. Bezirk beim Voranschlag 2005 87 000 EUR Zinsenlast drinnen gehabt. Ich weiß nicht, wer das geschätzt hat. So einen Schätzmeister wünsche ich mir in jeder Firma, denn im Rechnungsabschluss waren es - hören Sie zu! - 195 000 EUR Zinsen. Nichtsdestoweniger hat wahrscheinlich der gleiche Beamte oder ein anderer im nächsten Jahr, 2006, weniger im Voranschlag budgetiert, nämlich nicht 195 000 EUR, was das Minimum gewesen wäre, weil die Zinsen bei der Verschuldung steigen, sondern 187 000 EUR. Tatsächlich 2006: 309 000 EUR Zinsenlast!

Meine Damen und Herren, wir budgetieren in Wien immer weniger im Voranschlag für das nächste Jahr, als man eigentlich schon vom Rechnungsabschluss der letzten Jahre wüsste. Das ist wirklich unglaublich! Sie budgetieren zum Beispiel im 10. Bezirk, obwohl 2006 309 000 EUR Zinsen bezahlt werden mussten, für das nächste Jahr 248 000 EUR. Wie kommen Sie zu der Zahl 248 000 EUR? Das ist wirklich unglaublich! Diese Leute, die so etwas ausrechnen, wünsche ich mir wirklich in der Privatindustrie, weil die dort nicht lange überleben! Wie können Sie solche Zahlen, und da bin ich auf Ihre Antwort sehr gespannt, Frau Vizebürgermeisterin, durchgehen lassen? Wie können Sie das überhaupt schriftlich niederschreiben? Das ist ein ungeheuerlicher Skandal! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren, wir sanieren die Schulen, ganz richtig, aber wie schaut es eigentlich dort aus? Für wen sanieren wir die Schulen? Was passiert jetzt mit diesen Schulen? Und wer geht dort überhaupt hin?

Ich kann der Frau Kollegin Vassilakou dann die Zahlen geben, sie braucht nicht nachzurechnen, sondern die mir am Schluss zur Verfügung stehenden Zahlen sind aus dem Statistischen Taschenbuch herausgeschrieben, eine Zusammenstellung und Zusammensetzung von Wiener Schülerinnen und Schülern. Da habe ich nur die Volksschule, Hauptschule und AHS herausgenommen, sonst würde es zu lange dauern. Da haben zum Beispiel alle Volksschulen in Wien gemeinsam 22 Prozent Anteil Ausländer und 43,4 Prozent Anteil mit nichtdeutscher Muttersprache. Oder in den Hauptschulen: Anteil der Ausländer 29,5 Prozent, Anteil mit nichtdeutscher Muttersprache 50,6 Prozent. Und so weiter, auch in der Unterstufe geht das so.

Die Frau Vizebürgermeisterin hat heute einen richtigen Satz gesagt. Sie hat nämlich gesagt: „Bildung schafft Arbeitsplätze." - Vollkommen richtig, da gehe ich d'accord mit ihr. Nur mit welcher Bildung? Welche Leute werden noch in der Schule ausgebildet? Ein Debakel wird das werden! In der Schule, in der Ausbildung, im Beruf, die Leute können nicht mehr Deutsch!

Das Nächste, was interessant ist: Nichts Besseres hat die Frau Stadtschulratspräsidentin Dr Brandsteidl zu tun und eine Pressekonferenz gemacht, alles dreht sich um Migranten, hat alles paletti gesprochen und gesagt: „Schule ist Vielfalt, ist Erfolg." - Da frage ich mich, wo da der Erfolg ist? Ist es ein Erfolg, dass am 21. Juni, glaube ich, 1 500 Absolventinnen des Projekts „Mama lernt Deutsch" ins Rathaus eingeladen wurden? Das ist ja schön, soll man ja einladen, kann man sich dort zumindest vielleicht Deutsch mit ihnen unterhalten, nur haben wir 110 000 Eltern mit nichtdeutscher Muttersprache beziehungsweise Ausländer. Das heißt, 1,5 Prozent dieser Eltern, wo die meisten Mütter wahrscheinlich nicht Deutsch können, schon allein aus der Gesellschaft, aus ihrer Stellung in der Familie heraus, können sie nicht Deutsch und sollen Deutsch lernen. Da haben Sie jetzt 1,5 Prozent geschult und sind noch stolz darauf? Das heißt, der Zuzug an Leuten, an Müttern, an Vätern, an Eltern von Ausländern ist stärker als das, was Sie jedes Jahr mit der Aktion „Mama lernt Deutsch" überhaupt nachholen können. Das heißt, wir haben ein Manko, ein Defizit in dieser Richtung. Das ist die falsche Politik, viel zu wenig! 

Daher sind Sie aufgefordert zu schauen, dass unsere Kinder, die ausländischen Kinder, die Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache endlich extrem und rasch und gut in einem neuen Schulsystem gelehrt werden, wo Sie sich vielleicht endlich mit der ÖVP einigen könnten, hier etwas zu ändern. Ansonsten sehe ich unsere Bildung, unsere Ausbildung, den Beruf der Jugend, egal, von welcher Jugend, ob Inländer, Ausländer oder mit nichtdeutscher Muttersprache, echt gefährdet! Unser Sozialsystem ist dann sowieso kaputt, wenn in den nächsten Jahren bildungsmäßig hier nichts passiert! (Beifall bei der FPÖ.)

Ich möchte mich jetzt nicht mehr damit aufhalten, was die Frau Dr Brandsteidl noch gesagt hat. Sie hat bei der AHS-Unterstufe, wo jetzt 28 Prozent ausländische Kinder sind, gesagt: „Gott sei Dank werden es immer mehr." Das sagt die Brandsteidl. Dann sagt sie: „Den Anteil der Nichtdeutschsprachigen in Wien werden wir nie mehr reduzieren." Dann sagt sie noch: „Und was nutzt mir der bestausgebildete Deutschsprachige? Nichts." - Also ein derartiges offenes Bekenntnis der Diskriminierung alteingesessener Österreicher habe ich wirklich noch nicht gehört!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mein Kollege StR Herzog hat betreffend Wohnen hier gesagt, er konnte die Anträge nicht einbringen. Ich habe sie der Frau Vizebürgermeisterin schon hingelegt. Ich möchte nur noch drei Worte dazu sagen: 

Der eine Antrag ist eine bessere beziehungsweise überhaupt eine Information von Wiener Wohnen an ihre Mieter und Gespräche mit dem Revisionsverband der gemeinnützigen Genossenschaften betreffend die neuen Rechte, die auf Grund eines OGH-Urteils herausgekommen sind. 

Der zweite ist die Gleichbehandlungsrichtlinie, der Drittstaatsangehörigen ermöglicht, nach fünf Jahren hier Sozialhilfe und Zugang zu Gemeindewohnungen zu bekommen, zu überdenken beziehungsweise eine Barriere einzubauen, und zwar die deutsche Sprache, Grundlage des Gemeinwesens und die kulturelle Prägung. 

Im Übrigen fällt mir gerade ein, weil wir heute so viel von Mediatoren geredet haben: Wissen Sie, was bei den Mediatoren am Schöpfwerk passiert? Die Mediatoren wollen den Konflikt vermeiden. Die Mediatoren sagen nicht jenen, die sich nicht der Kultur, nicht der Sitte und nicht den gebräuchlichen Gewohnheiten unserer dort noch ansässigen einheimischen Bevölkerung anpassen, wie man sich vielleicht zu verhalten hätte, dass es eine Hausordnung gibt. Nein, die sagen den Österreichern dort, ob sie nicht doch einen Kompromiss eingehen könnten, weil eh alles so schön und so nett ist. Das ist die Mediationspolitik der Stadt Wien, die vollkommen in die verkehrte Richtung geht. Rechte und Pflichten, aber für beide Teile, die dort wohnen, nicht nur für die einen Rechte und für die anderen Pflichten! So kann das im Wiener Gemeindebau nicht sein, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Der dritte Beschlussantrag beschäftigt sich mit dem Quotensystem hinsichtlich der Vergabe von Gemeindewohnungen. Hier hat die ÖVP etwas übers Ziel geschossen, bewusst oder nicht bewusst, weil in ihrer, zumindest in den Medien propagierten, Quotenregelung sind natürlich auch die Inländer dabei. Das kann nicht wahr sein, sondern wir meinen natürlich nur die Drittstaatsangehörigen und nicht die, die schon österreichische Staatsbürger sind. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum Abschluss noch eines sagen: Ex-Stadtrat Faymann, der jetzt Minister ist, hat sich inzwischen durch eine Ablöse in der ASFINAG sehr beliebt gemacht. Ich mag das deswegen ansprechen, weil der Herr Minister Faymann im letzten halben Jahr, als er noch Wohnbaustadtrat war, offensichtlich manches hat schleifen lassen. Er hat sich eigentlich nicht mehr darum gekümmert, was denn dort überhaupt passiert. Ansonsten wäre es nicht möglich gewesen, dass nach internen Revisionen, Kontrollamtsberichten et cetera vorige Woche es erst zwei und schlussendlich, wenn meine neuesten Informationen stimmen, es bereits zwölf Personen sind, die dort mit disziplinären Maßnahmen rechnen müssen. Das kann nicht möglich sein, dass das einem Stadtrat mit seinen Mitarbeitern jahrelang nicht aufgefallen ist! Hier wird ihn die Vergangenheit sicherlich noch etwas einholen. 

Interessant ist, wen man jetzt zu den Aufsichtsratsvorsitzenden gemacht hat, zwei Personen, die schon sehr interessant sind: Pöchhacker von Porr und Dr Saxinger, Anwaltskanzlei. Warum ist das sehr interessant? Weil es nicht kompatibel ist. Unserer Meinung nach ist Dr Saxinger nicht kompatibel in der ASFINAG und die 
ASFINAG ist ganz wichtig für alle Straßenbauprojekte, Umfahrungen in der Donaustadt, A5, A1 und so weiter. Was ist passiert? Die A5 wurde ausgeschrieben. Gewonnen hat die Bonaventura, das war Alpine Mayreder und Hochtief, vor der Akor. Die Akor war Porr, Raiffeisen - wieder einmal - und die STRABAG. Dann hat man typisch österreichisch Folgendes gemacht: Man hat in der Ausschreibung nichts gefunden, was eigentlich diskriminierend gewesen wäre. Aber die Porr via Pöchhacker, die Raiffeisen via Konrad, die ganzen alten, in Wienerisch sagt man Haberer, die da halt seit Jahren zusammenspielen, haben den weiteren Ausbau der A5 blockiert. Dann hat man sich auf Druck geeinigt. Jetzt haben sich die Akor und die Bonaventura zusammengetan. Die kriegen auch ein bisschen etwas von der ganzen Ausschreibung. 

Soweit wäre es ja noch ganz gut. Jetzt ist aber der Herr Pöchhacker von Porr Aufsichtsratspräsident der ASFINAG geworden, der Herr Dr Saxinger sein zweiter. Nur gibt es jetzt schon wieder neue Bröseln, und zwar Bröseln zwischen den beiden dieser neuen Gemeinschaft. Da gibt es jetzt Rechtsunterschiede und Auffassungsunterschiede zwischen der Vereinbarung, die die beiden geschlossen haben, damit beide die A5 verlängern können. Das heißt, es wurde wieder nicht gebaut, es wurde wieder verhindert. Es wurde wieder zum Schaden der Wienerinnen und Wiener blockiert. 

Jetzt wird es aber interessant. Dr Saxinger vertritt seit Kurzem plötzlich die Akor, obwohl die Akor, sprich Porr, Raiffeisen - kann man nicht oft genug sagen - und STRABAG, früher eine andere Anwaltskanzlei hatte. Jetzt vertritt er die plötzlich. Das ist doch nicht kompatibel, meine Damen und Herren! Es kann doch nicht der Herr Dr Saxinger als Aufsichtsratspräsident eine Firma vertreten, die gleichzeitig ein Bieter war, die gleichzeitig verloren hat und jetzt soll er unabhängig entscheiden, was da passiert. Er sagt, das geht die ASFINAG gar nichts an, die ASFINAG ist etwas ganz anderes. Das ist natürlich ein Blödsinn, weil die Bonaventura Geschäftspartner ist, die haben ja die Ausschreibung der A5 gewonnen! Die haben das Verfahren gewonnen. Die sind natürlich Partner der ASFINAG! Daher frage ich mich, ob Minister Faymann hier wirklich rechtens, oder vielleicht hat er das gar nicht gewusst, gehandelt hat. 

Meine Damen und Herren, zum Abschluss, ich habe noch genau 25 Sekunden Zeit: Ein Lob gehört der Frau Vizebürgermeisterin, sonst wird sie bei meiner Rede da hinten vielleicht ganz frustriert. Ein Lob kann sie schon einheimsen. Sie hat die Forderungen der FPÖ auf eine 50-Prozent-Beteiligung des Bundes bei der U-Bahn-Erweiterung mit nach Hause gebracht. Das freut mich, Frau Vizebürgermeisterin, dass Sie unsere Forderungen für die Stadt Wien heimgebracht haben! (Beifall bei der FPÖ. - Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Es ist normalerweise immer üblich, und das machen wir alle, die Stadträte bedanken sich immer bei allen Beamten. Es ist nicht meine Art, sich immer zu bedanken, weil die meisten machen ihre Arbeit zu 99 Prozent sowieso gut, das ist ihr Job. Ich bedanke mich auch nicht beim Greißler, dass er mir die Wurst frisch aufschneidet. Sie werden generell von mir bedankt, aber eine Gruppe hat es wirklich verdient, meine Damen und Herren, heute von mir bedankt zu werden. Das ist heute noch nicht geschehen, ich möchte das nachholen. Auf Grund der Wettersituation und der ganzen Sachen, die da letzte Woche stattgefunden haben, ein herzliches Dankeschön an die Wiener Feuerwehr! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dipl-Ing Margulies hat sich gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich werde es kürzer als meine Vorredner und Vorrednerinnen machen, denn es ist schon relativ viel gesagt worden und man kann es sich tatsächlich auch in der Generaldebatte ersparen, ein ewiges Dacapo zu haben. Dennoch ein paar Bemerkungen:

Als Allererstes eine kurze Bemerkung zum Kollegen Madejski: Es ist zumindest originell, wenn beim U-Bahn-Bau die Aufteilung eigentlich seit Jahrzehnten 50 zu 50 ist und Sie dann sagen, es ist eine FPÖ-Forderung. Wahrscheinlich ist irgendwann einmal alles, was tatsächlich passiert, eine FPÖ-Forderung, aber ist in Ordnung! Seit vielen Jahren 50 Prozent, Sie wissen das! (GR Dr Herbert Madejski: Ich mache jetzt keine tatsächliche Berichtigung, aber der Molterer wollte 60 zu 40! Das hat er gewollt!) Weil die FPÖ, der Herr Madejski, gesagt hat, 50 zu 50, ist es so, ist in Ordnung! 

Zweite Geschichte zu den Bezirken. Ich gebe Ihnen recht, dass das etwas Wichtiges ist. Damit werde ich mich in der Geschäftsgruppe auseinandersetzen. Nur eines, um zu zeigen, wie Sie zum Teil recherchieren: Was nicht stimmt, ist, dass für das Jahr 2006 die Instandhaltung bei den Schulen ausschlaggebend war, dass die Schulden der Bezirke sozusagen tatsächlich gestiegen sind (GR Dr Herbert Madejski: Die Zinsen!), weil im Jahr 2006 haben die Bezirke am wenigsten für die Instandhaltung der Schulen in den vergangenen fünf Jahren ausgegeben. Nichtsdestoweniger werden wir uns bei der Geschäftsgruppe damit auseinandersetzen. Von der Grundtendenz her, unser Antrag liegt ja vor, werden wir uns auch mit der Bezirksmittelverordnung auseinandersetzen müssen.

Jetzt vielleicht ein Punkt, der mir heute für eine politische Rechnungsabschlussdebatte ein bisschen abgegangen ist. Weil man muss überlegen, was eigentlich Indikatoren sind, an denen man messen kann, ob es der Bevölkerung in der Stadt besser geht oder nicht. Jetzt sage ich, als zentrale Frage erwarte ich mir in Wien: Ist die Armut in Wien von 2005 auf 2006 zurückgegangen? Wenn ich hier Ja sagen kann, dann ist das ein erfolgreiches Budget, zumindest im Bereich Soziales, Wirtschaft, Arbeitsplätze. Wenn ich hier Nein sagen muss, dann stimmen vielleicht die Zahlen im Budget, dann ist vielleicht sogar ein Überschuss da, aber dann kann es doch für eine Sozialdemokratie kein erfolgreiches Budget sein! (Beifall von GRin Heidemarie Cammerlander.)

Schauen wir uns an, was Indikatoren für die Frage der Armut in Wien sind. Ganz sicher einmal die Sozialhilfe. Die Sozialhilfe ist ein Indikator. Nachdem es gerade beim Bezug der Sozialhilfe keine maßgebliche Ausweitung vom Bezieherkreis her gegeben hat, weil sich die Freigrenzen nicht irgendwie dramatisch verändert hätten, schauen wir uns die Entwicklung vom Jahr 2002 weg an: 2002 111 Millionen EUR, 2003 129 Millionen EUR, 2004 147 Millionen EUR, 2005 162 Millionen EUR, 2006 180 Millionen EUR Ausgaben für Sozialhilfe. Gott sei Dank spart die Stadt Wien nicht bei finanziellen Mitteln, die den Menschen eigentlich zustehen. Aber es ist tragisch, dass wir 180 Millionen EUR für Sozialhilfe brauchen, weil es dokumentiert, dass es den Menschen eben nicht besser geht, sondern von 2005 auf 2006 schlechter gegangen ist. Damit ist vielleicht das Budget erfolgreich, aber die Politik der Sozialdemokratie war nicht erfolgreich!

Ein anderer Punkt, woran man das sieht: mehr Arbeitsplätze. Wie ist denn die Entwicklung, obwohl von 2002 bis 2006, wenn ich es nicht ganz richtig im Kopf habe, ersuche ich um Entschuldigung, ein Bevölkerungswachstum von ungefähr 150 000 Menschen in Wien war? Wie haben sich denn die Dienstgeberabgabe, die U-Bahn-Steuer entwickelt? Sie wissen es noch, früher 10 ATS pro Woche. Superindikator, wie viele Arbeitsplätze es tatsächlich gibt. 2005 22,6 Millionen EUR, 2006 22,4 Millionen EUR. Keinesfalls mehr Arbeitsplätze!

Wie erhöhte sich die Kommunalsteuer, die von der Lohnsumme abhängig ist? Innerhalb von 5 Jahren um magere 8 Prozent. Wenn man sich das anschaut, liegt der Verbraucherpreisindex innerhalb dieser fünf Jahre höher. 

Oder ein anderer Punkt, die Grundsteuer, weil sich die Kollegin Ludwig herausgestellt und gesagt hat, wenn Sachen nicht finanzierbar sind, dann rufen die GRÜNEN nach einer Steuererhöhung. Unsinn! Nicht, wenn Sachen nicht finanzierbar sind! Aber es gibt noch eine Steuererosion. Bei der Erbschaftssteuer und der Schenkungssteuer trifft das die Gemeinde nicht mit sehr viel, weil 6 Prozent von knapp 130 Millionen EUR sind 10 Mil-
lionen EUR. Aber bei der Grundsteuer? Schauen wir uns die Entwicklung an: 2002 waren es 88 Millionen EUR, 2004 91,7 Millionen EUR, 2005 97,6 Millionen EUR, 2006 eigentlich nur mehr unglaubliche 91,5 Mil-
lionen EUR. Also die Grundstücke in Wien werden weniger wert? Nicht nur, dass sie sowieso nicht adaptiert wird, es gibt einen Realverlust bei der Grundsteuer. (GR Kurth-Bodo Blind: Mieterhöhung!) Das muss man sich einmal überlegen!

Daher ein Vorgriff für die kommenden Finanzausgleichsverhandlungen, was tatsächlich notwendig wäre. Ich habe mir die Arbeit gemacht und mir angeschaut, wie denn das tatsächlich mit den Einheitswerten und den Erhöhungen war. Es ist faszinierend, im Bewertungsgesetz, wenn man es historisch liest, zu lesen, wie, kurz bevor man die nächste Hauptfeststellung hat feststellen müssen, die Bundesregierung beschlossen hat, ganz gleich, welches Couleur, die nächste Einheitswerthauptfeststellung findet drei Jahre später statt, bis dann, glaube ich, im Jahr 1985, korrigieren Sie mich, wenn die Jahreszahl nicht ganz stimmt, kann auch 1984 sein, festgestellt wurde, die nächste Hauptfeststellung ist mit einem eigenen Gesetz zu regeln. Es steht nach wie vor „alle 9 Jahre" im Bewertungsgesetz. Und seit 20 Jahren sind alle Regierungen säumig, eine neue Hauptfeststellung zu machen.

Was würde das für Wien bedeuten? Wir alle wissen, dass der Verkehrswert weit über dem gegenwärtigen Einheitswert liegt. Es ist lächerlich! Es käme, konservativ berechnet, zu einer Erhöhung um ungefähr 6 Prozent, also um 600 Prozent bei der Grundsteuer. Bis zum Zehnfachen sind die Berechnungen sozusagen, wenn man einen ernsthaften Wert annimmt. Das heißt für die Stadt Wien, und man müsste es nicht ausschöpfen, weil den Hebelsatz legt eh die Gemeinde fest, größenordnungsmäßig zwischen 600 Millionen EUR und 800 Mil-
lionen EUR Mehreinnahmen, Geld, das die Stadt Wien brauchen könnte. 

Jetzt kommt natürlich ein Punkt, den man zu diesem Zeitpunkt sagen muss. Damit das Ganze nicht auf die Mieter und Mieterinnen übergewälzt wird, braucht es etwas, was die Sozialdemokratie, solange sie in Opposition war, immer gefordert und mittlerweile vergessen hat, nämlich klare Mietzinsobergrenzen. Uns ist vollkommen klar, dass eigentlich der Mieter, die Mieterin die Grundsteuer zahlt. Nein, das wollen Sie nicht! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Nichtsdestoweniger wird davon geredet, alles muss günstiger werden. Ich glaube, den Vogel hat in der vergangenen Woche beim Einsparungsniveau wieder der Wirtschaftskammerpräsident Leitl abgeschossen, der sich hingestellt und gesagt hat: „Bei den Krankenhausstrukturen kann man 2 Milliarden EUR einsparen." Ich zitiere den Wirtschaftskammerpräsidenten. Das ist peinlich, Menschen mit solchen Falschinformationen zu versorgen! Man spart, ich weiß, es kostet ein bisschen mehr, aber mit 2 Milliarden EUR in der Krankenhausstruktur ungefähr Wien ein. Wie kann man auf so eine hirnrissige Idee kommen? Gleichzeitig können Sie alle nachlesen, das ist nicht nur die Ineffizienz. Weil bei wem wollen Sie denn sparen? Bei den Pflegern und Pflegerinnen? Bei den Ärzten? Wir wünschen uns bei den Ärzten etwas anderes. Wir wünschen uns eine höhere Anwesenheit. Wir wünschen uns, dass die Nebengeschäfte nicht ganz so in den Vordergrund gestellt werden. Aber wirklich zu gut bezahlt sind die beim Krankenanstaltenverbund angestellten Ärzte nicht. Das kann man tatsächlich nicht sagen. Wir wünschen uns andere Leistungen. (GRin Ingrid Korosec: Aber ein paar sind schon sehr gut bezahlt!) - Ein paar schon, aber ein paar wenige. Sie wissen auch, die Mehrheit macht es aus, das Pflegepersonal und die vielen Ärzte, die nicht so gut bezahlt sind. Wo wollen Sie da so viel einsparen? 

Dass Gesundheit und Pflege teurer wird, weiß jeder. Kollege Ellensohn hat gesagt, irgendjemand wird es bezahlen müssen. Entweder wir bezahlen es privat, dann ist es keine soziale Umverteilung, dann sagt man, es ist uns wurscht und die, die arm sind, haben halt keine gescheite Pflege und keine gescheite Gesundheitsversorgung. Irgendjemand wird es zahlen müssen. Oder man regelt, wie die Bundesregierung vorschlägt, bei der Pflege. Es trifft die Menschen, die ein bisschen ein 
Vermögen haben, weil wenn man es sich über den Daumen umrechnet, ab dem Zeitpunkt, wo man 300 000 EUR Vermögen hat, sind die Einnahmen aus dem Vermögen schon zu hoch, als dass man tatsächlich einen Anspruch hat und man kann sich die Pflege auch leisten. Das heißt, es trifft genau den Mittelstand. Die 5 000 EUR-Grenze trifft ganz genau den Mittelstand, sie trifft überhaupt keine Reichen. Es ist eine Vermögenssteuer von bis zu fast 100 Prozent, nämlich das gesamte Vermögen dieser 5 000 EUR wird besteuert. 

Dann rede ich doch lieber über eine echte Vermögenssteuer. Da rede ich darüber, wenn ich gerade heute lese, der arme ehemalige Finanzminister Androsch hat durch seine Beteiligung bei „bwin“ im vergangenen Jahr 152 Millionen EUR verzockt. Jeder hat gewusst, in welcher Situation „bwin“ ist. Verzockt, ist in Ordnung, hat er verzockt! Verzetnitsch, Elsner, verzockt! Wenn man sich umgekehrt anschaut, wie die Gewinne sind, Entschuldigung, da ist es doch legitim zu sagen, wir wünschen uns von denjenigen, mit denen es das Schicksal gut gemeint hat, die nicht ein paar Hunderttausend Euro haben, sondern die ein paar Millionen Euro haben, bis zu ganz unvorstellbar vielen Millionen Euro, also ein paar Milliarden Euro, einen Anteil für die soziale Sicherheit in diesem Lande, damit auch das soziale Gefüge beibehalten werden kann. Was spricht denn da dagegen? Was spricht dagegen, dass man eine Vermögenssteuer einführt? Nichts! Es wird jedem, der eine Milliarde hat, beim besten Willen vollkommen egal sein, ob er davon ein halbes Prozent Steuer zahlt oder nicht. Er ist eh durch viele andere Maßnahmen begünstigt. Es ist ja vollkommen absurd, dass jedes Einkommen aus Finanzsicht, wenn es vom Sport ist, wofür ich nichts arbeiten muss, niedriger besteuert ist, als wenn man das Durchschnittseinkommen beim Grenzwert hat! Das ist absurd! Warum wird Einkommen, für das man nicht arbeiten muss, niedriger besteuert als Einkommen, für das man arbeiten muss? Absurd! Da müssen Sie mir doch recht geben! (GR Harry Kopietz: Nein!) Weil wenn jemand etwas erbt, egal, was er tut oder nicht, liegt das Geld auf der Bank und hat eine gescheite Rendite. Scheiß drauf, wenig zahlen! (GR Mag Wolfgang Jung: Schön sprechen!) Ist ja vollkommen in Ordnung! Wer nutzt denn dann das System aus? Diejenigen, die 50 Prozent Steuern zahlen oder 41 Prozent plus zusätzlich 18 Prozent Sozialversicherung? Oder die, die das Geld geerbt haben, die einfach geerbt haben, und jetzt geht es ihnen gut? Das ist Ihr System! Entschuldigung, wollen Sie das wirklich, einmal die Grenze gezogen, Arm und Reich und erledigt? 

Es stimmt natürlich, die Reichen brauchen die Armen zum Hackeln, sonst würden sie nicht reich werden. So ist das Leben. Oder Sie wollen es ändern, Sie wollen wirklich, dass die Menschen dieselben Chancen haben! Dann legen Sie sich nicht gleich quer bei der Erbschaftssteuer, bei der Schenkungssteuer! Sie wissen genauso gut, es würde reichen, die Einheitswerte neu festzustellen und schon hätten wir bei der Schenkungssteuer kein Problem. Bei der Erbschaftssteuer schon, weil da hat der Verfassungsgerichtshof noch andere Sachen bekrittelt. Aber prinzipiell ist trotzdem die Hauptfeststellung der wesentliche Punkt gewesen. Warum ist das für Sie in Ordnung, dass man Steuergeschenke machen kann, nämlich den Reichsten der Reichen die Steuergeschenke machen kann, während jeder von uns Sozialversicherung zahlt, jeder von uns Lohnsteuer zahlt und damit im Laufe eines Arbeitslebens wahrscheinlich mehr zum Sozialsystem und zum Steuersystem beiträgt als die reichsten in Österreich lebenden Menschen? 

Ich komme jetzt noch einmal ganz kurz zu meiner Eingangsfrage zurück. Ist es in Wien besser geworden? Die Frage der Armut haben wir schon besprochen. Ich erlaube mir noch eine letzte Bemerkung zu den Fragen der Gebühren, weil wir am Donnerstag ein Gesetz zur Inflationsanpassung haben. Ich lese Ihnen nur die Überschüsse vor, ohne Darlehens- und Kreditrückzahlung und ohne Rücklagen, weil die das Bild ein bisschen verfälschen. Die Überschüsse bei den Müllgebühren 2002 16,3 Millionen EUR, 2003 22,4 Millionen EUR, 2004 18,7 Millionen EUR, 2005 30,2 Millionen EUR, 2006 46,2 Millionen EUR. Entschuldigung, mit welcher Inflation argumentieren Sie? Mit der Inflation, dass die Nettoeinnahmen eh viel schneller steigen als die Nettoausgaben? Nein, das kann es wohl nicht sein! Oder beim Abwasser steigt es auch: 2003 19,4 Millionen EUR, ich gebe zu, es ist dann zurückgegangen, 2004 auf minus 7 Millionen EUR, aber 2005 waren es dann schon wieder 26,3 Millionen EUR und 2007 stehen im Voranschlag sogar 38 Millionen EUR. Mit welcher Inflation argumentieren Sie? Diese Gebührenerhöhungen sind natürlich in Summe, weil sie die breite Masse treffen, genauso wie es bei den Passgebühren auf Bundesebene und bei den Straßenbahnfahrscheinen auf Wiener Ebene zutrifft, unsozial!

Weil wir gerade bei den öffentlichen Verkehrsbetrieben waren, ersuche ich den Kollegen Strobl, in seiner Wortmeldung uns zumindest noch eine Sache bezüglich des Mobilpasses zu erklären. Er möge nämlich klarlegen, warum Obdachlose, denen es in Wien wahrscheinlich wirklich nicht sehr gut geht, vom Mobilpass ausgeschlossen sein sollen. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr StR Norbert Walter, bitte.

StR Norbert Walter, MAS: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte nur ganz kurz auf meinen Vorredner eingehen, weil eines stelle ich hier ganz klar fest, es wird mit der ÖVP keine Einheitswerterhöhung und sicherlich auch keine Mietzinsobergrenzen geben. Das nur zu Ihnen gesagt. 

Mich wundert es schon ein bisschen, warum ihr jetzt die Vermögenssteuer so groß fordert, aber bei den 5 000 EUR relativ kleinlaut wart. Auch mir sind die 5 000 EUR ein Dorn im Auge. Aber ein bisschen lauter, sonst könnt ihr das auch so gut! Da könnt ihr das ein bisschen lauter hinausschreien! Das nur zu euch gesagt! (Beifall bei der ÖVP. - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Jetzt sage ich gar nichts mehr!) 

Aber meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sind hier im Rechnungsabschluss 2006 und wenn ich mir meine sozialdemokratischen Vorrednerinnen und Vorredner so angehört habe, dann glaubt man ja, man ist im Schlaraffenland, im Wunderland Wien. Ich bin mir da nicht ganz sicher, ob wir von ein und derselben Stadt sprechen, nämlich von Wien. (GR Franz Ekkamp: Gegen Tirol sind wir es!) Boleslav Barlog hat einmal gesagt, das würde nämlich ganz gut dazupassen: „Eigenlob stinkt, aber es ist angenehmer Geschmack!" So ähnlich kommt es mir heute vor. Sie wissen ganz genau, dass wir beim Wirtschaftswachstum auf der Kriechspur sind! Sie wissen ganz genau, dass Wien dort 2006 die rote Laterne hatte. Wenn man in den Bundesländern unterwegs ist, dann erntet man Kopfschütteln, Staunen, warum in Wien nichts weitergeht, warum die Metropole Österreichs, Wien, an letzter Stelle ist. Mittlerweile hat sogar der große SP-Vorsitzende Gusenbauer erkannt, dass das Steuerreformpaket der Bundesregierung eigentlich maßgeschneidert für Wien war. (Beifall bei der ÖVP.) 

62 Betriebsansiedlungen hat die Bundesagentur gemacht. Wie viele hat der Wirtschaftsförderungsfonds in Wien zu Stande gebracht? Ganze zwölf! Das bedeutet, pro Monat eine! Das finde ich relativ mager, wenn ich mir anschaue, wie viel Potenzial und wie viele Chancen in dieser Stadt bestehen würden. (GR Franz Ekkamp: Und wie viele sind es in Niederösterreich?) Was habt ihr stattdessen gemacht? Die Gebührenschraube angedreht! Herr Kollege Ekkamp, Sie wissen das! Belasten statt Entlasten! Das ist das Markenzeichen sozialistischer Politik in Wien! Lothar Schmidt hat wahrscheinlich an die Wiener SPÖ gedacht, als er formulierte: „Politiker sparen, indem sie den Gürtel der Bürger enger schnallen." 

Während Wien schläft, geht in Niederösterreich die Post ab. Lhptm Pröll freut sich tagtäglich, dass in Wien nichts weitergeht, weil damit hat er die besten Chancen, für sein Bundesland zu reüssieren. Ich erinnere nur an die Prestigeobjekte Maria Gugging, an die MedAustron in Wiener Neustadt. Wenn ich mir anschaue, was die ecoplus Agentur in Niederösterreich allein an Wirtschaftsparks rund um Wien aufgezogen hat, sind das über 15. Ich erinnere nur, Kottingbrunn, Wiener Neudorf, Tulln, Wolkersdorf, um ein paar hier zu nennen. Dort gibt es eines, es gibt ein Komplettangebot. Es gibt ein Komplettpaket vom Grundstück über die Verkehrsanbindung über die Energie bis zu den sonstigen Dienstleistungen. 

Und wie passiert es in Wien? In Wien passiert es so, dass wir fünf, sechs, sieben, acht, neun große Betriebs- oder Stadtentwicklungsgebiete aufreißen, genau wissend, dass wir alle miteinander nicht „derblasen“, weil wir es nicht nur finanzieren, weil wir letztendlich auch die Bauleistungen nicht zusammenbringen. Es gibt natürliche Grenzen. Was passiert stattdessen in Aspern? Anstatt dass wir einen Leuchtturm zur Forschung und Entwicklung hinstellen, machen wir lieber Stadtentwicklung, die primär auf dem Wohnbau beruht! Ja, ich bekenne mich zum Wohnbau, aber es wird nicht reichen, dass wir eine permanente Stadtentwicklung nur mit dem Wohnbau machen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Warum entwickeln wir immer nur städtische Flächen? Was ist mit den privaten Flächen, die es in dieser Stadt gibt? Ist das zu mühsam? Ich würde raten, etwas mehr Anstrengung würde dieser Stadt nicht schaden, vor allem, wenn ich mir dann die Arbeitslosenzahlen der unselbstständig Beschäftigten und die Entwicklung dieser ansehe. Von 1970 an, und die SPÖ-Stadtregierung wird sich gerne an dieses Datum zurückerinnern, hat Wien einzig und allein maximal 25 000 Beschäftigte zu Stande gebracht. Das sind magere 3,5 Prozent. Das ist im Vergleich zu Österreich mit 800 000 Arbeitsplätzen oder im Vergleich zu Vorarlberg, Salzburg, Niederösterreich oder Oberösterreich wesentlich weniger.

Frau Vizebürgermeisterin, ich möchte Ihnen diese Charts hier zeigen, damit Sie auch sehen, dass es stimmt. (Der Redner zeigt eine Graphik her.) Das ist nämlich die Quelle des Österreichischen Sozialversicherungsträgers. Meine Damen und Herren, schauen Sie sich diese Zahlen an! Die rote Linie unten ist die rote Laterne Wiens. Da jetzt zu sprechen, wie toll wir aufgestellt sind und wie super wir sind! Da würde ich den Damen und Herren der Sozialdemokratie dringend nahe legen, dass Handlungsbedarf besteht! Eines ist Gott sei Dank schön, diese Zahlen sind offizielle Zahlen des Sozialversicherungsträgers.

Ich würde mir wünschen, das wäre ein wirtschaftspolitisches Ziel, Frau Vizebürgermeisterin, dass 2007 die Kurve ganz nach oben geht, das werden wir eh nicht schaffen, aber dass Wien zumindest in der Mitte und nicht an letzter Stelle gelegen ist. (GR Friedrich Strobl schüttelt den Kopf.) - Herr Kollege Strobl, Sie können ruhig den Kopf schütteln, Sie wissen eh ganz genau, wie die Zahlen ausschauen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Bei der Erwerbsquote haben wir in etwa dasselbe Problem. Bei der Erwerbsquote der 15- bis 64-Jährigen haben wir in Wien magere 63,8 Prozent. In Vorarlberg und Salzburg haben wir immerhin über 70 Prozent. (GR Franz Ekkamp: Das stimmt doch nicht!) - Kollege Ekkamp, bitte die Zahlen lesen, studieren und dann nachdenken, warum das so ist. Dann kann man vielleicht eine Lösung finden.

Zum Schluss darf ich Ihnen noch ein Beispiel aus einer anderen Stadt nennen. Ein Beispiel aus Hamburg, wo die CDU unter Ole von Beust an die Macht kam und mit mehr Kundennähe und mit mehr Rechten für die Bezirke ganz deutlich reüssieren konnte und kann. (GR Kurt Wagner: Ein Ausverkauf von Spitälern ist dort!) Sie haben dort soziale Dienstleistungszentren geschaffen, Herr Kollege Wagner! (GR Kurt Wagner: Ich war vier Wochen dort drüben!) Herr Kollege Wagner, Sie müssen zuerst zuhören und dann reden, nicht immer dazwischen hineinreden, zuerst zuhören! Lassen Sie es mich Ihnen erklären! (GR Kurt Wagner: Sie brauchen mir das nicht zu erklären! Ich habe es mir selbst angeschaut!) Aber offensichtlich weiß ich nicht, wo Sie gewesen sind, wahrscheinlich auf der Reeperbahn oder keine Ahnung, wo! (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Ich habe sogar mit dem CDU-Vorsitzenden geredet!) 
Jedenfalls hat Hamburg soziale Dienstleistungszentren geschaffen und dort kriegen die Bürgerinnen und Bürger nahezu alle Unterstützungs- und Beratungsleistungen aus einer Hand. Das ist nämlich das Spannende. In Wien muss ich von Pontius zu Pilatus pilgern, wenn ich das eine oder das andere brauche. In jedem Bezirksamt ist dort ein Zentrum für Wirtschaftsförderung und Bauen eingerichtet. Was haben wir in Wien? Alles auseinandergesplittert! 

In diesen Zentren gibt es Beratungen, Genehmigungen, alles aus einer Hand, Einführungs-, Verfahrens- und Fallmanager, die den Kunden bei komplexen Anliegen weiterhelfen und als Ansprechpartner zur Verfügung stehen. Das ist leider Gottes bei uns überhaupt nicht der Fall, Frau Vizebürgermeisterin! (VBgmin Mag Renate Brauner: Doch!) Nein, das ist nicht so! Sagen Sie mir, wo, dann probieren wir es aus! (VBgmin Mag Renate Brauner: Na sicher, im Bezirksamt!) Aber dort kriege ich nicht alles! Sie wissen das! (VBgmin Mag Renate Brauner: Keine Bundessachen!) Das wäre aber auch eine spannende Geschichte, da kann man ja weitertun! (VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist Zukunftsmusik!) Na eben, ich rede ja von der Zukunft! Die Vergangenheit haben wir eh schon hinter uns!

Jedenfalls haben die Bezirke dort ein Benchmarkingsystem eingerichtet, das auf Transparenz und Kennzahlen beruht, Vergleichbarkeit von Kosten und Leistungen, angemessene Ressourcen und Ausstattung. Da muss ich dem Kollegen Margulies recht geben, die Bezirke sind bei uns in der Tat ausgehungert. Sie haben in Wahrheit viel zu wenig Geld, wir bürden ihnen noch und nöcher Aufgaben auf. So wie Sie jetzt beklagen, dass der Bund Aufgaben in die Länder und in die Städte schickt, tun Sie überhaupt nichts dafür, Ihre eigenen Bezirke zu unterstützen und besser auszustatten. Kontinuierliche Effizienz- und Effektivitätssteigerungen, um so zu einem konstruktiven Leistungswettbewerb zwischen den Bezirken zu kommen und dies auch zu fördern. (GR Friedrich Strobl schüttelt den Kopf.)

Wenn der Kollege Strobl wieder den Kopf schüttelt, dann ist mir das schon klar. Kundennähe, Transparenz, Effizienz und Leistung sind Wörter, die Sie nicht so gerne hören! Manches Mal kommen sie auch gar nicht vor! Wenn ich Konrad Adenauer zitieren darf, er hat gesagt: „Alles, was die Sozialisten vom Geld verstehen, ist die Tatsache, dass sie es von anderen haben wollen."

Das ist eigentlich genug der Worte. Ich wünsche uns, dass wir 2007 einen Kurswechsel zu Stande bringen, Aufbruch statt Stagnation, Arbeit statt Eigenlob, schwarze Zahlen statt roter Laterne! - Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Strobl. - Bitte schön. 

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Eigentlich habe ich mir vorgenommen, ich beginne meine Rede mit der Ankündigung, ich werde mich kurz fassen. (Beifall von GR Mag Alexander Neuhuber.) Nachdem das aber alle Vorrednerinnen und Vorredner gemacht haben und dann lange geworden sind, traue ich mich gar nicht mehr, das irgendwie in den Raum zu stellen, vor allem auch aus dem Grund, weil ich von den verschiedenen Vorrednern der Oppositionsparteien irgendwie auch Auftragsarbeiten ans Rednerpult mitbekommen habe. 

Nur ganz kurz ein Satz zum Kollegen Margulies - da kommt er schon - bezüglich der Obdachlosen. Das ist relativ einfach klarzustellen. Selbstverständlich bekommen auch Obdachlose den Mobilpass, denn im Regelfall sind sie Sozialhilfeempfänger. Es gibt natürlich die theoretische Möglichkeit, dass Personen wie zum Beispiel du auch obdachlos sind, die bekommen dann den Mobilpass nicht, weil sie über ein entsprechendes Einkommen verfügen. Ich glaube, damit ist die Frage beantwortet. (GR Franz Ekkamp: Er hat gar nicht zugehört!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vielleicht noch ein Satz zum Kollegen Norbert Walter, dem Tiroler in Wien. Wir schätzen das, wenn Kollegen zu uns nach Wien kommen, aber wenn sie sich dann in ihren Ausführungen auf das Niveau so mancher Kärntner oder Oberösterreicher begeben, dann ist das weniger lustig, möchte ich schon dazu sagen! (GR Mag Wolfgang Jung: Das war aber schon tief!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Opposition hat hier natürlich, würde ich einmal sagen, und ich verstehe das schon, über Probleme, über Herausforderungen, über Versäumnisse und so weiter gesprochen. Natürlich werden Sie als Opposition sich nicht hier hinstellen und die Arbeit der Wiener Landesregierung loben. Ich habe Verständnis für diese Aufgabe der Opposition, aber Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren der Opposition, werden wohl auch verstehen, dass ich die Gelegenheit wahrnehmen möchte, das von Ihnen gezeichnete Bild zu korrigieren und dass ich darstellen werde, wie es denn tatsächlich in unserer Stadt aussieht und was die Politik der SPÖ-geführten Wiener Landesregierung und Stadtregierung bewirkt. Ich nehme es vorweg, die Bilanz ist beeindruckend positiv. Das wird Sie nicht überraschen. 

Es wurde heute schon erwähnt, das Budget ist die in Zahlen gegossene Politik. Der Rechnungsabschluss ist so etwas wie die Umsetzungskontrolle dieser Politik. Das Ergebnis dieser Umsetzungskontrolle ist ein durchaus positives. Es wurde sehr sorgsam mit den vorhandenen finanziellen Mitteln umgegangen. Es wurde investiert, es wurde gespart und es wurden Schulden abgebaut. Es wurde aber vor allem, und das möchte ich herausstreichen und betonen, im Sinne der Menschen in unserer Stadt gearbeitet, der Menschen, die unserer Stadt leben, der Menschen, die in unserer Stadt arbeiten und wirtschaften, und es wurde verantwortungsvoll gearbeitet.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie positiv sich eine effiziente und nachhaltige Budgetpolitik auswirkt, kann ich Ihnen an Hand von einigen Beispielen aus allen Bereichen und aus allen Ressorts in unserer Stadt zeigen. Das Schöne dabei ist, Sie können hinausgehen - ich würde Ihnen das wirklich empfehlen - und Sie können mit den Wienerinnen und Wienern sprechen, sie befragen und sie bekommen genau diese Ergebnisse, nämlich die folgenden: 

Wien ist Kulturhauptstadt, nicht nur in Österreich, sondern in Europa und ich glaube, man kann auch sagen, weltweit. 

Wien ist Bildungshauptstadt, auch wenn Sie es nicht sehr gerne hören. Sämtliche Initiativen im Bereich der Bildung haben in Wien ihren Ursprung. Sie haben schon ausführlich davon gesprochen, Wien investiert auch weiter in die Schulen. Nebenbei profitiert davon, und das ist mir persönlich natürlich ein Anliegen, das zu erwähnen, die Wirtschaft. 

Wien ist Gesundheitshauptstadt. Wien ist Hauptstadt im Bereich Gesundheit und Soziales. Das Beispiel des Mobilpasses wurde heute schon erwähnt und wird sicher noch ein paar Mal diskutiert werden. Oder die laufenden Investitionen im Bereich des AKH in den Bereichen Forschung und Entwicklung seien hier nur erwähnt. 

Wien ist Wohnbauhauptstadt. Bis 2009, meine sehr geehrten Damen und Herren, werden in Wien 20 000 geförderte Wohnungen errichtet. 1,6 Milliarden EUR wurden im Jahr 2006 im Bereich Bauen und Wohnen investiert, die dem Bau- und Baunebengewerbe zugute kommen. Auch das sind wieder Zahlen, die sich sehen lassen können. Das sichert natürlich wiederum Arbeitsplätze und auch Betriebe in Wien. 

Wien ist Umweltmusterstadt. Unendlich viele Maßnahmen, die in der Spezialdebatte ganz sicher noch angeführt und diskutiert werden, sind hier anzuführen. Besonders erwähnen möchte ich aber die Förderungen vor allem für Klein- und Mittelbetriebe, wenn es sich um abfallvermeidende Projekte handelt. (GR Mag Wolfgang Jung: Es tut weh, wenn man Ihnen zuhört!) - Sie haben dann auch Gelegenheit, Herr Kollege Jung, herauszukommen und Sie werden sicher in Ihrer üblichen Vorgangsweise und Rhetorik Ihre Ausführungen über uns bringen. Ich kann Ihnen sagen, es ist nicht immer angenehm, nicht, weil Sie unangenehme Dinge sagen, sondern vor allem, wie Sie es vorbringen. 

Wien ist Sporthauptstadt, nicht nur im Spitzensport, sondern vor allem im Breitensport, wie die vielen Aktivitäten in unserer Stadt tagtäglich beweisen. Sie können sich das nächstes Jahr auch bei der Europameisterschaft 2008 ansehen, wo Wien natürlich sehr davon profitieren wird, sich vor einem Milliardenpublikum zu präsentieren. 

Wien ist Planungshauptstadt und ist Hauptstadt auch beim Ausbau des öffentlichen Verkehrs. Hier seien nur der Ausbau der U-Bahn oder die Planungsarbeiten für den Hauptbahnhof oder Aspern erwähnt. 

Der Kollege Tschirf ist gerade nicht da, aber Fritz Aichinger hört aufmerksam zu, wird es ihm natürlich dementsprechend mitteilen. Wien ist auch die Hauptstadt der Märkte. (GR Dr Herbert Madejski: Das geht jetzt aber zu Ende!) Wien ist Hauptstadt der Märkte. Es gibt nach wie vor in Wien über zwanzig fixe Märkte in den Wiener Bezirken. Es gibt zahlreiche temporäre Märkte, die natürlich auch ihren Beitrag zur dementsprechenden Lebensqualität in unserer Stadt leisten. Wien ist sich der Bedeutung unserer Märkte auch bewusst, denn in den letzten Jahren wurden 10 Millionen EUR in die Sanierung und Förderung der Wiener Märkte investiert, es wurde die Marktordnung geändert und es gibt kundenfreundlichere Öffnungszeiten. (GR Dr Herbert Madejski: Und Halteverbotstafeln, die nicht stimmen!)

Wien ist auch Integrationshauptstadt. Jetzt sind wir beim Kollegen Madejski angelangt. Es gibt kaum eine andere Stadt in Europa oder auf der Welt, wo das Miteinander so im Vordergrund ist, wie in unserer Stadt. Ich glaube, auch das ist ein Aspekt, der diese wunderbare Lebensqualität in unserer Stadt auszeichnet. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Um all das geht es ja nicht!) 

Wien ist Kongresshauptstadt, und zwar nicht nur in Österreich, sondern Wien ist auch weltweit führend im Ausrichten von internationalen Kongressen. Darauf können wir stolz sein. 

Wien ist Tourismushauptstadt in Österreich und spielt auch hier in der obersten Liga mit. In der Champions League, wenn Sie so wollen, spielt Wien mit. Man sieht das auch an den ständig steigenden Zahlen bei den Nächtigungen. 

Last but not least ist Wien natürlich auch Wirtschaftshauptstadt, nicht nur in Österreich. Auch hier spielen wir in der obersten Liga mit. Es gibt zahlreiche Maßnahmen im Bereich der Ein-Personen-Unternehmen und bei den Klein- und Mittelbetrieben. Wir haben in Wien die meisten Betriebsgründungen von Österreich. Wir haben die meisten internationalen Betriebe, die sich in Wien ansiedeln. Wien stellt die meisten Arbeitsplätze zur Verfügung, und zwar nicht nur für die Wienerinnen und Wiener. Wien stellt die meisten Ausbildungsplätze zur Verfügung, auch nicht nur für die Wienerinnen und Wiener. Ein Viertel aller Personen auf Lehrlingsausbildungsplätzen, die hier von den Wiener Betrieben geschaffen wurden, kommt aus den Bundesländern. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Wien, und das wurde schon mehrfach von mir, aber auch von internationalen renommierten Meinungsforschungsinstituten erwähnt, ist die Stadt mit einer der besten Lebensqualitäten in der Welt! Darauf können wir stolz sein! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, speziell Herr Jung, weil Sie immer so gestenreich meine Rede kommentieren (GR Mag Wolfgang Jung: Sie machen das doch die ganze Zeit so!), wenn Sie sich hier hinstellen und kritisieren, dann ist das Ihr gutes Recht, aber Sie sollten doch auch die Meinung der Wiener Bevölkerung anhören und Sie sollten die Wiener Bevölkerung nicht vergessen! Die Wienerinnen und Wiener lieben ihre Stadt und sie schätzen die Arbeit der sozialdemokratischen Landes- und Stadtregierung! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Sehr geehrte Damen und Herren, mir liegen nun keine Wortmeldungen mehr zur allgemeinen Beratung des Rechnungsabschlusses vor. 

Wir kommen damit zur Beratung der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. 

In der Präsidialkonferenz wurde eine Redezeit für den Erstredner in der Dauer von 25 Minuten und für alle weiteren in der Dauer von 15 Minuten vereinbart. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Stark. 

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bei der Diskussion der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke ist der Wirtschaftsraum Wien ein wesentlicher Bereich. Dazu gibt es eine interessante Beilage zum „WirtschaftsBlatt" vom 15. Mai 2007, also vor knapp einem Monat. Diese Beilage umfasst 96 Seiten. In dieser Beilage findet sich eine Vielzahl von Artikeln und Beiträgen über den Wirtschaftsraum Wien, unter anderem mit folgenden Überschriften: „Spatenstich für Siemens City", „Nächstes Jahr Startschuss zu Wiens neuer China-Town", „Mehr als 1 Milliarde EUR für neue Hotelprojekte", „OMV: 100 Mil-
lionen EUR und mehr für die Zukunft", „St Marx wird das Mekka der Medienbranche", „Freudenau wird zentrales Güterverkehrszentrum", „Für Bombardier wurde in Rekordzeit neues Werk gebaut", „Bald rollen 220 Millionen EUR für Therme Oberlaa" und so weiter. Auch Frau VBgmin Brauner sowie Frau Wirtschaftskammerpräsidentin Jank skizzieren in einem Artikel die Rolle Wiens als bedeutende Forschungs- und Entwicklungsmetropole im Herzen Europas. 

So interessant und zukunftsweisend all diese Artikel erscheinen mögen, fehlt in dieser Beilage ein ganz wesentlicher Bereich des Wirtschaftsraums Wiens. Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, genau wie ich werden auch Sie in dieser Beilage den eigentlichen Motor der Wiener Wirtschaft, die Klein- und Mittelbetriebe, vermissen! 

Schon Herr VBgm Rieder hat in der Zeitschrift „Perspektiven" mit dem Inhaltsschwerpunkt „Wirtschaftsstandort Wien" folgendes Zitat vor einem Jahr verfasst. Ich zitiere: „Zweifellos sind die Klein- und Mittelbetriebe das Rückgrat der Wiener Wirtschaft, sie stellen in Summe 99 Prozent der Wiener Arbeitgeberbetriebe.“

Und Herr VBgm Rieder hatte recht mit dieser Aussage: Die Klein- und Mittelbetriebe stellen 99 Prozent der Wiener Arbeitgeberbetriebe, diese sollte doch Wien hegen und pflegen. Dass dies nicht so ist, wissen wir alle. Dem Rückgrat, dem eigentlichen Motor der Wiener Wirtschaft, den Klein– und Mittelbetrieben, geht es ausgesprochen schlecht. Ich habe hier schon mehrmals auf spezielle Probleme dieser Unternehmen hingewiesen, zum Beispiel auf die Eigenkapitalausstattung dieser Betriebe. Von den Betrieben mit 1 bis 9 Dienstnehmern haben fast 55 Prozent ein negatives Eigenkapital, und von den Betrieben mit 10 bis 49 Dienstnehmern haben immerhin noch 35 Prozent ein negatives Eigenkapital. Das bedeutet, dass fast die Hälfte all dieser Betriebe überschuldet oder sogar Krisenbetriebe sind.

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, auf diese katastrophale Situation verweise ich hier anlässlich der Budget- und Rechnungsabschlussdebatten schon seit vielen Jahren mit dem Ersuchen, sich für diese Betriebe einzusetzen. Konkrete Handlungen seitens des Landes Wien und Ihres sozialistischen Wirtschaftsstadtrats habe ich bisher leider keine feststellen können, sondern im Gegenteil: Sind in die Wirtschaftsförderung im Jahre 2005 noch 39 Millionen EUR geflossen, wurden 2006 dafür nur noch 35 Millionen EUR aufgewendet. Die Förderungen für die Klein- und Mittelbetriebe sind somit gegenüber 2006, gegenüber dem Vorjahr, um 4 Millionen EUR gekürzt worden, und das sind immerhin 10 Prozent.

Besonders hinzuweisen ist auf den Umstand, dass die Kürzungen der Wirtschaftsförderung bereits über viele Jahre anhaltender Trend sind. Schon vor einem Jahr hat auch Frau Wirtschaftskammerpräsidentin Jank festgestellt, dass es bei den KMUs Handlungsbedarf gibt. So die Schlagzeilen im „WirtschaftsBlatt“: „Finanzierung: Wirtschaftskammer Wien sieht ein Drittel der KMUs bedroht." Und im Detail, ich zitiere: „17 Prozent der 72 500 Wiener Klein- und Mittelbetriebe befinden sich in einer katastrophalen Situation. Sowohl die Eigenkapitalquote als auch die Umsatzrendite sind negativ. Nimmt man KMUs mit niedriger Eigenkapitalquote, und zwar 
0 bis 10 Prozent und niedrigem Gewinn vor Steuern, und zwar 0 bis 2,5 Prozent dazu, sind 31 Prozent der Wiener KMUs extremst gefährdet." – So das Zitat der Frau Wirtschaftskammerpräsidentin Jank.

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, überträgt man dies linear auf die Arbeitsplätze, könnte das für den größten Dienstgeber Wiens bedeuten, dass auch fast ein Drittel aller Wiener Arbeitsplätze bei den KMUs in Gefahr sind, und das ist doch entsetzlich. Hier müssten doch die Alarmglocken läuten, hier ist doch dringendes Handeln geboten. Bitte handeln Sie, Frau Vizebürgermeister. (Beifall bei der FPÖ.) 

Dazu ein Blick auf die Insolvenzstatistik, Bundesländer-Ranking: „Wien führt die Statistik der Unternehmensinsolvenzen mit 2 034 - fast jede dritte Insolvenz 2006 - an. Bei den Privatinsolvenzen hält die Bundeshauptstadt mit 2 235 Insolvenzen einen neuen Rekordzuwachs von 52,6 Prozent.“ Aus dieser Insolvenzstatistik über den Zeitraum 2006 der Kreditreform Österreichs geht hervor, dass Wien bei den Firmenpleiten und Privatinsolvenzen gegenüber den anderen Bundesländern leider weiter an der Spitze liegt. 

Auch die Anzahl der Privatinsolvenzen ist entsetzlich, meine sehr geehrten Damen und Herren, und dazu eine Bemerkung: Bei den Privatinsolvenzen handelt es sich nicht nur um Privatpersonen im Sinne von Nichtunternehmern, sondern ein wesentlicher Teil dieser Privatinsolvenzen betrifft Einzelunternehmen, bei denen durch den Fristenlauf des Insolvenzverfahrens der Unternehmer den Insolvenzantrag erst einbringen konnte, nachdem der Rollbalken seines Unternehmens unten war, womit diese Unternehmensinsolvenz zu einer Privatinsolvenz wurde. 

Ich wiederhole das: Ein Großteil der Privatinsolvenzen betrifft ehemalige Klein- und Mittelbetriebe.

Bei den Unternehmensinsolvenzen hat die Wiener Wirtschaft im ersten Quartal 2007 mit 1 251 Fällen einen neuen Negativrekord erreicht. Diese 1 251 Insolvenzen bedeuten, dass derzeit bereits 12 Unternehmen pro Tag zahlungsunfähig werden. 

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, jede Stunde, die wir hier sitzen, geht ein Unternehmen in Wien pleite. Wir haben heute um 9 Uhr begonnen, es ist jetzt 14 Uhr, in diesen fünf Stunden sind in Wien fünf Unternehmen pleite gegangen. Und das ist doch entsetzlich, Frau Vizebürgermeister. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und zu den Privatinsolvenzen im ersten Quartal 2007: Wien erreichte mit 678 Insolvenzen - plus 20,4 Prozent - einen neuen Höchststand. Wie man rasch Hilfe leisten kann, sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, zeigt uns das Land Steiermark: „Steiermark – frisches Geld für Kleinstbetriebe steht bereit. Einen Haftungsrahmen von 26 Millionen EUR stellt die steirische Wirtschaftsförderungsgesellschaft SFG für so genannte Mikrokredite zur Verfügung. Mit dem Programm sollen Kleinstbetriebe und neue Selbstständige rasch zu Finanzierungen kommen, die bis zu 25 000 EUR betragen können. Damit wird ein Pilotprojekt erweitert, bei dem im Vorjahr 34 Kleinstunternehmen einen Mikrokredit von durchschnittlich 16 000 EUR erhalten haben.“ Und dann Zwischenüberschrift: „Problem für KMU: Untersuchungen haben laut SFG ergeben, dass der Zugang zu Fremdfinanzierungen das zweitgrößte Hemmnis für die Entwicklung von KMUs ist.“

Und ein weiteres, von mir ebenfalls schon mehrfach erwähntes Beispiel aus der Steiermark: In der Steiermark hat man eine Pleiteholding für KMUs gegründet. Über die steirische Umstrukturierungsgesellschaft STUG sollen Betriebe saniert und anschließend wieder verkauft werden. Bei dieser Aktion rechnet das Land Steiermark sogar mit einem finanziellen Vorteil für das Land selbst, und zwar mit einer Rendite von 10 Prozent, die beim Wiederverkauf der STUG-Betriebe realisiert werden.

Auch in Niederösterreich hat Ihr sozialdemokratischer Landesrat Schabl im Zusammenhang mit der drohenden Schließung von Austria Frost solch eine Gesellschaft gefordert. Ich darf Ihren sozialdemokratischen Landesrat zitieren: „Was in der Steiermark so erfolgreich gelang, sollte auch in Niederösterreich gelingen. Mit der Steirischen Umstrukturierungsgesellschaft ist es in unserem Nachbarland gelungen, Unternehmen und Hunderte Arbeitsplätze, die vom Zusperren bedroht waren, zu retten." So der Pressedienst Ihres sozialdemokratischen niederösterreichischen Landesrates, sehr geehrte Frau Vizebürgermeister.

Und, sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, ich habe im Zuge der Budget- und Rechnungsabschlussdebatten schon mehrmals gefragt, ob solche Überlegungen nicht auch für Wien interessant wären. Leider habe ich von Ihrem Vorgänger, Herrn VBgm Rieder, keine diesbezügliche Antwort bekommen. Vielleicht könnten Sie bitte Überlegungen in diese Richtung anstellen. Die Unterstützung der Freiheitlichen Fraktion wäre Ihnen gewiss. (Beifall bei der FPÖ.) Mangels Eigenkapitals sind die Betriebe auf Fremdkapital angewiesen, und da kommen wir schon zum nächsten Problem, Basel II. Auch wenn Basel II erst heuer wirksam wird, warf Basel II schon in den letzten Jahren seine negativen Schatten voraus. Die Banken haben bereits seit mehreren Jahren ein eigenes Rating für Ihre Kreditvergaben geschaffen. Und was bedeutet das Rating für diese Betriebe? Nun, nicht nur, dass sich die Kreditkosten bei schlechtem Rating enorm erhöhen, gibt es für viele solcher Betriebe überhaupt keine Kredite mehr. Das bedeutet Zahlungsunfähigkeit und somit Insolvenz. 

Und das Rating wirft ein weiteres Problem auf, das ich mit einem einzigen Satz darlegen kann: Eine steuerschonende Bilanz ist der Feind für ein gutes Rating, und ich darf Ihnen das anhand eines kurzen Beispiels aus der Praxis erzählen: Ein kleiner Apparatebau wurde vor wenigen Jahren gegründet, und Investitionen wurden natürlich zum Teil mit Bankkrediten finanziert. Das Unternehmen hat sich insgesamt positiv entwickelt, hat expandiert und konnte seinen Zahlungsverpflichtungen gegenüber den Banken, et cetera, im Wesentlichen nachkommen. Die Eigenkapitalquote ist natürlich gering. Im Jahr 2005 könnten nun durchaus erstmals höhere Gewinne bilanziert werden. 

Nur hat das einen Haken: Entsprechende Gewinne bewirken wohl ein höheres Eigenkapital, somit besseres Rating, aber auch entsprechende Steuernachzahlungen, die in der derzeitigen Situation des Unternehmens schlecht finanzierbar sind. Bilanziert der Betrieb aber ausgeglichen, hat er zwar keine Steuernachzahlungen, aber ein schlechtes Rating, damit höhere Zinsen und noch weitere zusätzliche Belastungen. Dieses Unternehmen kann sich also aussuchen, aus welchem Grund es in finanzielle Nöte kommt, durch Gewinne oder durch Basel II. Mit entsprechender Unterstützung des Landes Wien durch Haftungen, et cetera, wie sie die Freiheitliche Fraktion in Zusammenhang mit Basel II schon seit Jahren fordert, könnte dieser Betrieb innerhalb weniger Jahre gut abgesichert da stehen. 

So, sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, können auch Insolvenzen entstehen. Nicht, weil sich das Ergebnis des Betriebes verschlechtert hat, sondern weil die Banken schlichtweg nicht wollen. Hier, sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, müsste die Politik die Betriebe entsprechend unterstützen. Sprechen Sie bitte einerseits mit den Banken, übernehmen Sie aber andererseits auch Haftungen und gewähren Sie entsprechende Förderungen, anstatt die Wirtschaftsförderungen weiter zu kürzen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und wie schnell man zahlungsunfähig werden kann, darf ich an einem weiteren Beispiel darlegen: Bei einem meiner Klienten, einer Tabaktrafik, ist der Umsatz durch den U-Bahn-Bau von 2,6 Millionen EUR auf 1,1 Mil-
lionen Eur pro Jahr zurückgegangen. Eine Reduktion des Betriebsaufwandes konnte nur in geringem Umfang erfolgen, sodass für den Zeitraum des U-Bahn-Baus erhebliches Fremdkapital erforderlich war. Der Trafikant bot damals der Bank als Sicherstellung für Kredite und Überziehungen ein kleines Einfamilienhaus sowie drei Lebensversicherungen im Ausmaß von jeweils 20 000 Eur an. Anfang Jänner dieses Jahres teilte ihm die Bank mit, dass weitere Überziehungen auf Grund von Basel II nicht mehr möglich wären, und er die bestehenden Überziehungen abdecken müsse. Er hat dann innerhalb von drei Wochen, das muss man sich bitte vorstellen, innerhalb von drei Wochen, sein Einfamilienhaus im Jänner notverkauft und mit den bei den Banken hinterlegten Lebensversicherungen war ein Großteil seiner Schulden abgedeckt. Nur, nachdem der U-Bahn-Bau noch etwa ein Jahr dieses Geschäft weiter behindern wird, hat er für diesen kommenden Zeitraum einen Betriebsmittelkredit von 60 000 bis 70 000 Eur benötigt. Die Bank sagte schlichtweg Nein. Begründung: Für Basel II sind unter anderem die letzten beiden Bilanzen entscheidend, und durch den U-Bahn-Bau waren die natürlich entsetzlich. Dass dieser Betrieb vorher immer mit entsprechenden Gewinnen bilanziert hat und nach Fertigstellung des U-Bahn-Baus wieder mit entsprechenden Gewinnen bilanzieren würde, hat niemanden interessiert. Sämtliche Interventionen bei den diversesten Banken waren ohne Erfolg. Nicht einmal Herr VBgm Rieder, den ich damals um Rat und Hilfe angesprochen habe, konnte helfen. 

Seitens der Wirtschaftskammer war die Förderung für den U-Bahn-Bau zu gering, um die Kosten abzufangen. Das größte Problem war aber die geringe Zeit, die seitens der Bank für die Kreditsicherung gewährt wurde, nämlich nicht einmal drei Wochen. Sogar wenn die Wirtschaftskammer hätte helfen wollen, wäre es innerhalb dieser kurzen Frist nicht möglich gewesen. Am 25. Jänner hat die Bank dann an die Mitarbeiter dieses Trafikanten keine Gehälter mehr überwiesen, somit trat Zahlungsunfähigkeit und Insolvenz ein. Alter: 61 Jahre, ein Leben lang gearbeitet, jetzt Ruin. Das Einfamilienhaus weg, drei Lebensversicherungen weg. Dies innerhalb von drei Wochen ohne Vorwarnung. Das am Wirtschaftsstandort Wien im Jahr 2007, meine sehr geehrten Damen und Herren. Traurig. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und, sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, die Banken agieren weiter und machen das an sich auch sehr geschickt. Sie treten an ihre Kunden heran und fordern, die Überziehungen in Kredite umzuwandeln. Dabei werden Laufzeiten von zehn Jahren angeboten und günstigere Zinssätze wie bei Überziehungen. Eine an sich schlüssige und anscheinend sinnvolle Aktion, nur gibt es dabei einen Haken: Kredite müssen nach dem Kreditwesengesetz besichert sein, die Banken verlangen also Sicherstellungen, wie Grundstücke, Eigentumswohnungen, et cetera. Nur gibt es diese in den wenigsten Fällen. Keine Sicherstellungen, keine Kredite, somit Zahlungsunfähigkeit und Insolvenz. Seit Jänner dieses Jahres wurden zwölf meiner Klienten von den Banken aufgefordert, ihre Überziehungen in Kredite umzuwandeln. Das Ergebnis bleibt abzuwarten. 

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, ich fürchte Schlimmes für diese Betriebe und für den Wirtschaftsstandort Wien. Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, die SPÖ behauptet immer, dass sie sich für die Anliegen der österreichischen Klein- und Mittelunternehmen stark macht. Wir konnten das leider nicht feststellen. Bitte, verabsäumen Sie nicht, dem größten Arbeitgeber Wiens, den Klein- und Mittelbetrieben, die überlebensnotwendigen Unterstützungen im Interesse aller Wiener zu geben. Sprechen Sie bitte mit den Banken, übernehmen Sie aber auch Haftungen und gewähren Sie entsprechende Förderungen, anstatt die Wirtschaftsförderung weiter zu kürzen. 

Seien Sie nicht nur die Lobby für die Großbetriebe und für die Banken, die nur zwei Prozent der Dienstgeberbetriebe sind. Seien Sie auch Lobby für die restlichen 98 Prozent der Dienstgeberbetriebe, seien Sie Lobby für die KMUs. Die Unterstützung der Freiheitlichen Fraktion ist Ihnen gewiss. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte mich jetzt bei dem Punkt eher mit einem anderen Punkt beschäftigen. Wir haben schon sehr viel über die Wirtschaftssituation in Wien gesprochen, und ob Basel II tatsächlich auf Wiener Ebene zu lösen ist, das wage ich zu bezweifeln, wenngleich ich die Kritik teile, also wie sich Basel II in Wirklichkeit auf Klein- und Kleinstunternehmen auswirkt. 

Ich möchte aber über die Dezentralisierung und die Bezirksmittelverordnung sprechen. Ich habe mir die Mühe gemacht, die Budgets der vergangenen Jahre anzusehen und, wie gesagt, wir haben schon drüber gesprochen, dass einnahmenseitig wegen der geringen Erhöhung der Kommunalsteuer in den vergangenen Jahren und wegen der noch geringeren Erhöhung der Dienstgeberabgabe - de facto die beiden Parameter, die für die Mittel, die in Summe den Bezirken zur Verfügung gestellt werden, maßgeblich sind - die Bezirke innerhalb der letzten fünf Jahre real verloren haben. Dramatisch mehr, wenn man es sich wirklich anschaut, denn bereinigt um den Verbraucherpreisindex ist es ungefähr eine Reduktionssumme um die 5 Prozent. 

Ich beziehe mich in dem Zusammenhang, das schicke ich vielleicht vorweg, auf den Topf 1 und auf den Topf 2, nachdem die Mittel für die Hauptstraßen und für den Kanal in der Regel anders festgelegt werden, und das auch mit Abstand die kleineren Summen sind. 

Wie verteilt sich eigentlich das Geld, das in der Bezirksmittelverordnung geregelt ist, also knapp 145 Millionen EUR der Töpfe 1 und 2? Da verteilen sich zunächst einmal rund 35 Prozent im Topf 1 nach dem Bevölkerungsstand, weitere 35 Prozent verteilen sich nach den Verkehrsflächen, 5 Prozent nach der Dichte, 20 Prozent nach den Pflichtschülern und 5 Prozent nach der Lex 1. Bezirk, nach den Arbeitsstätten. 

Das große Problem an dem Ganzen ist, - jetzt kann man über die Indikatoren des Topfes 1 streiten - dass zum Beispiel gerade Grünflächen überhaupt nicht berücksichtigt sind, aber das große Problem ist was anderes: Egal, um wie viel die Bevölkerung steigt, wenn die Kommunalsteuer und die Dienstgeberabgabe stagniert, was sie in den letzten Jahren tut, bleibt die Gesamtsumme für die Bezirke gleich, es kriegt nur der eine Bezirk ob der Bevölkerungsverschiebungen ein bisschen mehr, und der andere kriegt ein bisschen weniger.

Ob das Sinn und Zweck der ganzen Geschichte war, bei den Zuständigkeiten der Bezirke im Bereich der Instandhaltung, Kindertagesheime, Schulen, obwohl, wie gesagt, die Bevölkerung um mehr als 100 000 Personen gestiegen ist, letztes Jahr um mehr als 50 000, glaube ich nicht. Es ist nicht wirklich das, was ursprünglich bei der Dezentralisierung angedacht war. 

Ich verstehe das schon, es waren die Kommunalsteuer und die Dienstgeberabgabe in Zeiten niedriger Arbeitslosigkeit und einer gleichwachsenden Lohnquote ganz allgemein ein relativ sicherer Indikator, um auch die Bezirke am gesamten Wirtschaftsaufschwung partizipieren zu lassen. Das ist nicht mehr so, und daher gehört das unseres Erachtens - und ich glaube auch, dass es sinnvoller ist - gemeinsam mit den Bezirken in Arbeitsgruppen erarbeitet, anstatt erst jetzt einen Ruckzuck-Antrag zu stellen. Aber dazu gehört jedenfalls einmal eine Angleichung des Wachstums an das Wachstum der Gemeinde, also im Gesamtbudget, es gehört der VPI als Indikator berücksichtigt, und es gehören meines Erachtens auch die Bevölkerungsentwicklungen als Indikator berücksichtigt bei der Frage, wie viel an finanziellen Mitteln den Bezirken in Summe zur Verfügung stehen.

Dass es mehr sein muss, das möchte ich versuchen, ganz kurz herauszuarbeiten und es sind nicht nur die Pflichtschulen, aber die Pflichtschulen dokumentieren es dann schon am eindrucksvollsten.

Im Jahr 2002 haben die Bezirke in Summe noch rund 28 Millionen EUR für die Pflichtschulen ausgegeben, im Jahr 2003 24 Millionen EUR, im Jahr 2004 21 Mil-
lionen EUR, im Jahr 2005 20 Millionen EUR und im Jahr 2006 18,5 Millionen EUR netto. Die Bezirke haben viel mehr ausgegeben, aber es ist natürlich auch im Bereich der Pflichtschulen zu Refundierungen gekommen. Und trotzdem haben sich im Jahr 2006 - die Rücklagen sind in etwa gleichgeblieben - die Bezirke in Summe um 20 Millionen EUR verschuldet. Da sind überhaupt nicht die Leistungen im Pflichtschulbereich für 2007 und Folgejahre drinnen, und die 40 Prozent-Quote für die kommenden 10 Jahre bedeutet, dass die Bezirke jährlich durchschnittlich 34,2 Millionen EUR für die Instandhaltung der Pflichtschulen aufbringen müssen. Vergleicht man das mit dem Schnitt der letzten fünf Jahre, dann sind es um 12 Millionen EUR mehr, und dies, obwohl die Bezirke im Jahr 2006 in Summe mit 20 Millionen EUR überschuldet waren.

Des Weiteren, und das wird oft vergessen, kommen die Kindertagesheime als Nächstes dran. Es ist ja nicht so, ich meine, viele Kindertagesheime sind ja ein bisschen später gebaut worden, aber wir haben dieselben baulichen Probleme, die auf uns zu kommen, wie die Instandhaltungsprobleme bei den Kindertagesheimen, die gelöst werden müssen. 

Das nächste große Problem, das überhaupt noch nicht berücksichtigt ist im Sinne einer Zehnjahresvorschau, sind die Amtshäuser. Es gibt das Behindertengleichstellungsgesetz, das vorsieht, dass das alles barrierefrei sein sollte. 

Die Amtshäuser: Wir haben es im Finanzausschuss angesprochen, es weigert sich die Frau Stadträtin, bei den Bezirken einen Plan einzufordern oder diesen gemeinsam mit ihnen zu erstellen. Auf eine diesbezügliche Frage kam die Antwort: „Da kommen sie ja nur gleich und wollen mehr Geld.“ 

Ja, die Bezirke werden mehr Geld brauchen, sonst sind die Aufgaben der Bezirke in der jetzigen Situation nicht erfüllbar, und es braucht selbstverständlich auch eine Veränderung in der Bezirksmittelverordnung, weil wir vorab Absurditäten aus Topf 2 aufzeigen, wo ja im Großen und Ganzen immer noch eine relativ erkleckliche Summe verteilt wird. Denn es ist ja vollkommen absurd, und zwar habe ich es jetzt nicht ganz im Kopf, korrigieren Sie mich, ich glaube, ungefähr 50 Millionen EUR werden ungefähr aus Topf 2 verteilt, aber es könnte sein, dass ich mich jetzt ganz kurz irre. Ich schaue sicherheitshalber lieber nach. (Der Redner blättert in seinen Unterlagen.) Irgendwo werde ich es stehen haben. Nein, das passt, es sind in etwa 50 Millionen EUR. Davon die Hälfte, genauso wie der Topf 1. Das ist ja noch in Ordnung, da kann man sich noch fragen, sind die Topf 1-Kriterien richtig oder falsch, dass, wie gesagt, Grünflächen überhaupt keine Rolle spielen. In meinen Augen ist das absurd, dass man rein auf Verkehrsflächen abstellt. 

Aber was spielt beim Topf 2 eine Rolle: Da spielen zum Beispiel eine große Rolle die Bäder, und jetzt kommen wir zu dem, wie meines Erachtens die Systematik dieser Topf 2-Ausgaben vollkommen falsch gelegt wird. Wir hatten früher in vielen Bezirken Bäder und wir hatten für diese Bäder ungefähr, Kinderfreibäder und Bäder zusammen, 3 Millionen EUR zur Verfügung. Es haben nun ganz viele Tröpferlbäder zugesperrt, und was passiert nach der Bezirksmittelverordnung? Die wenigen Bezirke, die noch ein Bad haben, bekommen das Geld dazu, denn die Summe 2 Millionen EUR für die Tröpferlbäder bleibt gleich und die wenigen Bezirke, die sozusagen noch ein Bad haben, bekommen das Geld dazu. 

Das kann ja nicht der Sinn sein, dass am Ende der Letzte, der noch ein Tröpferlbad hat, für dieses Tröpferlbad aus dem zentralen Budget 2 Millionen EUR kriegt. Das kann es ja nicht sein.

Oder die WCs. Ja, es hat ja auch einen Sinn gehabt, einmal ursprünglich das sozusagen so aufzuteilen, aber momentan ist es so, dass wir 32 WCs mit Personal haben, und der Grenznutzen eines jeden WCs mit Personal für den Bezirk sind 73 000 EUR an Einnahmen. Wann immer ein WC schließt, das Personalbedarf hat, kriegen alle anderen gleich 3 000 EUR mehr. Das ist absurd, die WCs ohne Personal sind erheblich weniger. Da haben wir sozusagen einen Grenzbetrag, wenn einer schließt in einem anderen Bezirk, von 12 EUR und man kriegt ja nur 300 bis 400 EUR für ein WC ohne Personal. 

Das führt dazu, dass es einen großen Profiteur bei den WCs gibt. Sie dürfen raten, wer es ist. Ursula Stenzel verdient an den WCs. 150 000 EUR für die Einnahmen, die sozusagen über den Zurechnungsschlüssel dem 1. Bezirk auf Grund der WCs zufallen - weil die meisten WCs mit Personal sind im 1. Bezirk -, übersteigen die Kosten für die WCs um 150 000 Eur, Lex Ursula Stenzel, so wie die Arbeitsstätten. 

Das kann ja nicht der Sinn des Ganzen sein, aber so geht das weiter, auch mit den anderen Topfausgaben. Wann immer irgendwo etwas geschlossen wird, profitieren die anderen beim Topf, und das kann es ja nicht sein. 

In diesem Sinne muss man wahrscheinlich tatsächlich eine neue Aufgabenverteilung vornehmen, man muss sich gemeinsam mit den Bezirken überlegen, wie die Sachen tatsächlich zu finanzieren sind, aber man muss endlich einmal aufhören, einen Schlüssel, der vielleicht vor zehn Jahren oder vor fünfzehn Jahren, nein seit 1997, seit zehn Jahren also, de facto als adäquat erschienen ist, endlos weiterzuschreiben, obwohl ihn die Wirklichkeit schon lange überholt hat. 

Also, es braucht mehr Geld, das habe ich Ihnen vorgerechnet, denn wo sollen die Bezirke - die haben ja jährlich aus der Schulerhaltungspflicht 12 Millionen Eur mehr - denn sonst das hernehmen. Und ich sage, die Kindertagesheime sind noch nicht dabei, es sind auch noch nicht die Amtshäuser dabei und die Bezirke, obwohl das fast unzulässig ist, weil die Bezirke, die Rücklagen haben, haben ja keine Schulden. 

Obwohl es fast unzulässig ist, aber trotzdem haben die Bezirke in Summe 20 Millionen Schulden, wenn man es mit den Rücklagen gegenverrechnet, sonst sind es 40. Also, der Zinsendienst wird auch schon immer höher. Und in diesem Sinne ersuche ich Sie tatsächlich, dass es eine Adaptierung der Bezirksmittelverordnung gibt. Spätestens im Budgeterstellungsprozess 2009 sollte diese überarbeitete Bezirksmittelverordnung zum Tragen kommen. Für das Jahr 2008 stellt die Gemeinde Wien den Bezirken zur Erfüllung ihrer Aufgaben zusätzlich 20 Millionen Eur zur Verfügung, deren Aufteilung auf die einzelnen Bezirke sich nach der vereinbarten, bestehenden Bezirksmittelverordnung rechnet. 

Ich ersuche um Zustimmung, noch dazu, weil ich hoffe, dass wir im Gemeinderatsausschuss über diesen Antrag auf Zuweisung darüber noch eine ernsthafte Debatte führen können. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Abschließend nur eine kurze Bemerkung: Es ist ja tatsächlich so, dass auch die Sozialdemokratie erkannt hat, dass sich in Fragen Dezentralisierung und Finanzierung etwas verändern muss, denn es kann ja kein Zufall sein, dass gleichzeitig in ganz vielen, um nicht zu sagen, in allen Bezirken, die Sozialdemokratische Fraktion auf die Idee kommt, einen Antrag auf Evaluierung der Dezentralisierung und Bildung einer Arbeitsgruppe zu stellen. Ich hoffe, es ist auch von Ihnen ein Zeichen, dass Sie erkannt haben, dass es in der jetzigen Situation bei den jetzigen Zuständigkeiten der Bezirke mit den finanziellen Mitteln nicht mehr ausreicht, dass es aber durchaus zulässig ist, neben den finanziellen Mitteln auch die Kompetenzen der Bezirke zu erhöhen. 

Und ich freue mich schon, wenn es im Laufe des nächsten halben Jahres eine ernsthafte Diskussion über die Dezentralisierung gibt. Und es ist tatsächlich so, dass in vielen Fragen, die das direkte Umfeld der Menschen betreffen, die im Bezirk tätigen Politiker und Politikerinnen erheblich näher an der Bevölkerung sind als wir im Gemeinderat. Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dkfm Dr Aichinger.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ein Rechnungsabschluss ist natürlich auf der einen Seite immer ein Blick in die Vergangenheit. Ein Rechnungsabschluss ist natürlich – wie es die Frau Vizebürgermeister heute gesagt hat – eine Umsetzung des Budgets. Und wie schaut der Rechnungsabschluss aus heuer? Wir können feststellen, dass es hier ganz einfach nach dem Motto gegangen ist, eine Stadt zu verwalten statt zu gestalten. Das war das Hauptprinzip dieses Rechnungsabschlusses. 

Der Rechnungsabschluss, meine Damen und Herren, hat aber vielleicht oder hat sicherlich auch noch eine andere Dimension, er liegt nämlich an einer Schnittstelle der Amtsübergabe von VBgm Dr Sepp Rieder an Frau Mag Brauner. 

Hier wäre die Chance, Frau Vizebürgermeister, auch einen Kurswechsel durchzuführen und zu überlegen, wie können wir in Zukunft einige andere wenige und wichtige Akzente setzen, um diese Stadt, was wir heute schon gehört haben, ein bisschen weiter nach vorne und auf die Überholspur zu bringen und ganz einfach zu schauen, dass sie nicht im Ranking der Bundesländer immer weit hinten liegt.

Meine Damen und Herren, vielleicht einmal einen Blick nicht nur auf die Ausgaben. Ich darf heute auch einen Blick auf die Einnahmen der Bundeshauptstadt werfen, und da vielleicht ein ganz kurzer Ausflug zum Kollegen Fritz Strobl. 

Nun, selbstverständlich ist Wien Hauptstadt, und Wien wird immer eine Zentralfunktion haben und muss sie auch haben, daher würde ich das nicht so herausstreichen. Sie sollte immer daher an erste Stelle sein, aber sie ist nicht immer an erster Stelle. Dies nur ganz nebenbei.

Zu den Einnahmen, meine Damen und Herren: Auf Grund der wirtschaftlichen Lage, beziehungsweise auf Grund einer - das muss man auch dazu sagen - Bundesregierung Wolfgang Schüssel hatte ja die Bundeshauptstadt Wien voriges Jahr Mehreinnahmen um 410 Millionen Eur. 410 Millionen Eur, die sind natürlich auf verschiedene Positionen verteilt. Das sind die Positionen der eigenen Steuern, selbstverständlich die Kommunalsteuer, Vergnügungssteuer, Gebrauchsabgabe und Ähnliches auf Grund der guten Konjunkturlage, aber auch natürlich die Ertragsanteile des Bundes, wo es natürlich eine Erhöhung um 102 Millionen gibt. Warum? Weil ganz einfach auch hier eine sehr gute Wirtschaftspolitik und, meine Damen und Herren, auch eine gute Steuerpolitik gemacht worden ist. Und heute ist schon darüber gesprochen worden, dass in letzter Zeit sehr wenig über die Bundesregierung gesprochen wird, und dies jahrelang sozusagen hier eher auf die Seite geschoben wird. 

Und ich darf da ein Zitat bringen, meine Damen und Herren, des Bundeskanzlers Gusenbauer. Und zwar ein Zitat nicht in einer Zeitung, wo man vielleicht sagen kann, das ist schnell dahergesagt, sondern es ist die Beantwortung einer Anfrage im Parlament, und da hat er ganz einfach richtig gesagt, dass sich zum Beispiel die Steuerreform mit der Körperschaftssteuer und mit der Gruppenbesteuerung ganz einfach positiv auswirkt. Ich darf daher zitieren: „… und daher diese Gruppenbesteuerung nicht dazu führt, dass das Steuerniveau in Österreich sinkt, sondern ganz im Gegenteil, wir uns von den Gewinnen einen Teil des Wachstums hier natürlich nach Österreich hereinholen". So antwortet Gusenbauer in einer parlamentarischen Anfrage. Das heißt, eine vorausschauende Steuerpolitik, wie es die Bundesregierung unter Wolfgang Schüssel gemacht hat, war für den Wirtschaftsstandort sehr wichtig, und Wien hat natürlich davon profitiert. (Beifall bei der ÖVP) 

Ich spreche gar nicht davon, was er in Interviews in Deutschland gesagt hat, wie die Steuerpolitik zu bewerten ist, und dass die ganz einfach in Ordnung war. 

Ein wesentlicher Punkt, meine Damen und Herren, bei der Erhöhung der Einnahmen waren aber, wie nicht anders zu erwarten, natürlich die Gebühren. Sie sind um 56 Millionen Eur gestiegen, weil die meisten Gebühren am 1. März 2006 ganz einfach, wirklich in einer Blitz-Ho-Ruck-Aktion, massiv erhöht worden sind. Es sind die Abwassergebühren erhöht worden, die Müllgebühren. Wir wissen das alles ganz einfach. Hier wurden die Gebühren massiv erhöht und daher Mehreinnahmen. Und wir werden ja diese Woche noch ein Valorisierungsgesetz beschließen, aber auf die Auswirkungen dieses Gesetzes möchte ich ein bisschen später zu sprechen kommen. 

Meine Damen und Herren, aber wenn man 410 Millionen mehr einnimmt, dann muss man sich die Frage stellen, was macht die Stadtregierung damit, was macht ein guter Kaufmann damit, was wäre logisch. 

Da gibt es im Prinzip zwei Möglichkeiten. Auf der einen Seite könnte man Schulden zurückzahlen und auf der anderen Seite könnte man ganz einfach wirklich innovative, neue kreative Projekte setzen, die für die Zukunft gelten und die Zukunft für diesen Wirtschaftsstandort sind. 

Jetzt stimmt es, es wurden Schulden zurückbezahlt, nämlich 72 Millionen, meine Damen und Herren, das ist aber nicht sehr, sehr viel. Wenn man davon ausgeht, und die Berechnung, die uns die Frau Vizebürgermeister heute gesagt hat, die Pro-Kopf-Verschuldung, da muss man auch der Ehrlichkeit halber dazu sagen, das ist natürlich nur der Schuldenstand der Stadt und nicht von den Unternehmungen, die zur Stadt gehören. Ich gehe schon davon aus, dass diese Unternehmungen schon noch in den Einflussbereich der Stadt gehören, und ich gehe schon davon aus, dass Sie das dazurechnen und dass Sie es nicht weglegen wollen bei den Steuern. Denn dann schaut ganz einfach die Schuldenpolitik oder der Schuldenstand pro Kopf natürlich ganz anders aus, wenn ich alleine nur davon ausgehe, dass Wiener Wohnen auch 1,6 Milliarden EUR Schulden hat, meine Damen und Herren.

Was könnte man machen, und was ist passiert mit den Mehreinnahmen? Im Gegenteil, und das ist heute schon einige Male angeschnitten worden, ist die Wirtschaftsförderung im engen Sinne, meine Damen und Herren, ganz einfach gesunken. Das ist nachweisbar, der Ansatz 7822 ist gegenüber dem Voranschlag um 7 Millionen EUR gesunken, von 89 Millionen EUR auf 82 Millionen EUR. Aber, wenn man es vergleicht Rechnungsabschluss mit Rechnungsabschluss, wenn man auch da ehrlich ist, und nur 3 Jahre hernimmt und 2004, 2005 und 2006, dann sind um 31 Millionen EUR weniger in die direkte Wirtschaftsförderung, in die Wirtschaftsförderung engeren Sinnes geflossen, und wir haben heute sehr viele – nicht den Kopf schütteln, Kollege Strobl – wir haben schon sehr viele Zahlen heute gehört und wir haben auch gehört, wie sie zusammengezählt werden, und was alles zur Wirtschaftsförderung kommt. Man soll aber dabei bleiben: Auf diesen Ansätzen ist ganz einfach die Wirtschaftsförderung in zwei Jahren um 27 Prozent zurückgegangen. Das ist die Realität, das ist eindeutig hier nachweisbar. 

Warum oder was ist der Ausdruck dafür, dass wir ganz einfach beim Wirtschaftswachstum nach wie vor im österreichischen Bundesländervergleich mit 2,2 Prozent an letzter Stelle sind, und ich darf nur erwähnen, Niederösterreich, uns umgebend, wenn wir von der Ostregion sprechen, hat 3,8 Prozent, Oberösterreich 3,7 Prozent, was auch ein Ausdruck der Arbeitslosenzahlen ist, und auf das will ich mich gar nicht einlassen, denn auch das ist heute schon einige Male erwähnt worden von unserem Klubobmann Matthias Tschirf.

Meine Damen und Herren, Präsident Hundstorfer hat selbst gesagt, er wünsche sich oberösterreichische Verhältnisse für Österreich, weil dort gibt es bereits Vollbeschäftigung, weil die Arbeitslosenrate so gering ist. Und das wäre ganz wesentlich. (Beifall bei der ÖVP.)

Aber es ist nicht nur, meine Damen und Herren, ganz einfach die direkte Wirtschaftsförderung zurückgegangen, es stagnieren auch die Investitionen. Sie müssen es nur ein bisserl längerfristig anschauen. Wir hatten Investitionen der Stadt Wien im Jahre 2000 von 1,583 Mil-
liarden EUR und wir haben derzeit, 2007, 1,514 000 EUR. Das ist eindeutig weniger in sieben Jahren. Das heißt, wo sind die Steigerungen.

Dasselbe können wir auch bei den Bauinvestitionen sagen, auch da hatten wir im Jahre 2000 bereits 1,556 Milliarden EUR und sind jetzt bei 1,550 Mil-
liarden EUR. Das heißt, sieben Jahre lang überhaupt keine Entwicklung auf diesem Gebiet.

Wenn es bei den Förderungen, meine Damen und Herren, schon ein bisschen schwächer ausschaut, vielleicht ein Vorschlag: Gehen wir wieder einmal in die Steuerpolitik und ich darf Ihnen daher heute einen Antrag einbringen, wo eine Möglichkeit besteht - und die ist bereits in Diskussion - wir hatten sie auch in diesem Hause schon einige Male, aber jetzt dürfte vielleicht doch das Zeitfenster das richtige sein, nämlich die Abschaffung der Werbesteuer.

Frau Vizebürgermeisterin, setzten Sie sich ein dafür, dass das, was Bundeskanzler Gusenbauer und Vizekanzler Molterer gesagt haben, es wäre jetzt soweit, die Werbesteuer abzuschaffen, um ganz einfach in besonderem Maße dem Standort Wien, dem Medienstandort Wien zur Stärke zu verhelfen, denn wenn ich nicht direkt fördere, dann ist die einfachste Methode, ich entlaste diese Betriebe. Und das wäre in dem Fall ein sehr, sehr guter Antrag.

Ich darf daher, auch im Namen meines Kollegen Franz Ferdinand Wolf, einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für eine Entlastung und damit Stärkung des Medien- und Werbestandortes Wien aus. Insbesondere fordert der Gemeinderat daher in diesem Zusammenhang die Abschaffung der Werbeabgabe.

Bgm Dr Häupl möge sich diesbezüglich bei der Bundesregierung einsetzen, um diese in ihrem Vorhaben zu unterstützen. 

In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Noch einmal zurück zu den Einnahmen und Überschüssen, wo wir mehr Einnahmen erzielt haben, meine Damen und Herren. Da ist natürlich voriges Jahr die Gebührenseite ganz stark und massiv angehoben worden, beziehungsweise sind von daher dementsprechend auch die Einnahmen geflossen. 

Wir werden, wie gesagt, diese Woche im Landtag ein Valorisierungsgesetz beschließen, mit dem es sich die Mehrheitsfraktion sehr leicht machen möchte, um ganz einfach die Gebühren, die an und für sich spezifische Entgelte für Leistungen sind, dem Index anzupassen und zu erhöhen.

Es wird nicht gefragt, ob diese Gebühren auch tatsächlich, meine Damen und Herren, den richtigen Leistungen gegenüber stehen, sondern es wird hier ganz einfach eine Anhebung vorgenommen. Wir haben zwar jedes Jahr den Gebührenspiegel bei der Budgetdebatte im Herbst, hier gibt es aber große Differenzen insoweit, dass man zweierlei Berechnungen anstellen kann und ich darf es vielleicht nur an einem Beispiel - und das ist heute, glaube ich, auch schon einmal erwähnt worden – anführen: Bei der Wassergebühr gibt es nach dem Gebührenspiegel 2006 eine Deckung von 108 Prozent. Wenn man aber die Einnahmen den Ausgaben gegenüber stellt, sind es 162 Prozent. Wo ist die Differenz? Ich weiß, hier wird eingerechnet, Abschreibungen und Ähnliches. Und wir glauben daher, dass der Gemeinderat hier ganz einfach ein Recht darauf hat, genau zu erfahren, was zur Berechnung hereingerechnet und was nicht hereingerechnet wird. Sogar der Verfassungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis ganz einfach festgestellt, dass es einen inneren Zusammenhang zwischen Gebühren und der dementsprechenden Leistung gibt, wiewohl er auch dort in seinem Erkenntnis gesagt hat, bis zu 200 Prozent. Aber wir wollen ganz einfach, dass hier im Gemeinderat einmal im Jahr, am besten bei der Ausgabe des Gebührenspiegels, festgestellt wird, was wird eingerechnet, was ist notwendig, wie schaut es aus. 

Denn es kann ja nicht so sein, dass auch bei den einzelnen Leistungen, nehmen wir an, wenn wir technologische Entwicklungen haben, wenn wir einfach andere Maßnahmen haben, dass hier das automatisch weitergetragen wird.

Ich darf daher mit meinem Kollegen Robert Parzer folgenden Beschlussantrag einbringen:

„Die zuständige Stadträtin für Finanzen und Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke möge einmal im Kalenderjahr, am besten anlässlich der Erstellung des Gebührenspiegels, eine genaue und umfassende Aufschlüsselung der Einnahmen und der korrespondierenden Aufwendungen bei den kommunalen Gebühren, insbesondere den Wasser-, Abwasser- sowie bei den Müllgebühren erstellen und den Mitgliedern des Wiener Gemeinderates zur Verfügung stellen. 

Des Weiteren möge bei der Aufstellung die konkrete Verwendung der Einnahmen gemäß den Vorgaben des zitierten Verfassungserkenntnisses dokumentiert werden. 

In formeller Hinsicht verlangen wir die Zuweisung zum zuständigen Gemeinderatsausschuss.“

Meine Damen und Herren, mein Vorredner Margulies hat auch heute hier schon ein Thema angeschnitten, und es wurde einige Male schon erwähnt, nämlich die Bezirksmittel. Es wird von unserer Fraktion auch die Bezirksvorsteherin Reichard in diesem Fall ganz einfach einige Dinge klarstellen, wie es mit den Bezirken ausschaut. Die Bezirke sind anscheinend nicht das Liebkind der Stadtregierung oder der Sozialdemokratischen Fraktion, denn wenn man ehrlich ist, dann muss man dazusagen, derzeit ist das Bezirksbudget insgesamt 1,45 Prozent des Gesamtbudgets. Wenn uns das die Bezirke wert sind, wenn das ganz einfach hier eine adäquate Finanzierung der Bezirke ist - und auf die Details will ich gar nicht eingehen, das wird später kommen -, dann muss ich ganz einfach sagen, ist das wirklich nicht sehr großzügig, beziehungsweise nicht sehr gerecht. Und auch da haben sich die Zeiten geändert. Ich glaube, es gehört in diesem Fall ein neuer innerstädtischer Finanzausgleich verhandelt, und ich darf daher für unsere Fraktion zwei Beschluss- und Resolutionsanträge einbringen. Einen, der ganz einfach die Ausweitung der Bezirkskompetenzen und der Mitspracherechte betrifft, wobei Folgendes im Beschlussantrag drinnen steht: 

„Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien möge auf Basis einer Analyse die Kompetenz und Mitspracherechte der Bezirke ausweiten und für deren Wahrnehmung die erforderlichen finanziellen Mittel bereit stellen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Und der zweite Beschlussantrag, meine Damen und Herren, lautet:

„Die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke möge durch die Überarbeitung der Bezirksmittelverordnung die Zuwendung an die Bezirke aus dem Zentralbudget der Stadt Wien um 20 Prozent anheben. 

In formeller Hinsicht wird ebenfalls um die sofortige Abstimmung ersucht.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Abschließend, meine Damen und Herren, sollte man vielleicht dazu sagen, es ist jetzt, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, die Chance, andere, neue Akzente zu setzen. Nehmen Sie das Budget 2008 zum Anlass, um hier vor allem den Wirtschaftsstandort zu stärken, die Wirtschaftsförderung um mehrere Kompetenzen zu erweitern beziehungsweise ihr mehr Mittel zu geben. Das wäre sehr wichtig, damit hier ein Kurswechsel in dieser Stadt beginnt. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ekkamp. 

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Geschätzte Damen und Herren!

Ich habe natürlich in dieser Diskussion Verständnis für die Opposition, ich habe Verständnis für ihre andere Sichtweise, teilweise auch für ihre Kritik. Denn wenn man sich das Zahlenwerk des Rechnungsabschlusses 2006 ansieht, dann kann man sich natürlich schwer tun, und man muss einige Begründungen finden, weil man dagegen sein muss, dies insbesondere, wenn man die Statistiken falsch interpretiert oder Zahlen anders darstellt, als sie sind. Ob das jetzt bewusst ist oder unbewusst geschieht, das lasse ich dahingestellt. Dies insbesondere auch, wenn natürlich auch Prophezeiungen wie bei der Budgetdebatte, die wir immer ein halbes Jahr vorher oder eineinhalb Jahre vorher haben, gewisse Prophezeiungen nicht eintreten. Und das ist mir sehr eklatant geworden, als ein Kollege von der Volkspartei heute hier heraußen gesagt hat, er fordere schwarze Zahlen bei einem Rechnungsabschluss. Nun, bitte, was ist denn das? Dieses Budget, da sind ja schwarze Zahlen enthalten. 

Trotzdem, meine Damen und Herren, es bleibt dabei, Wien gehört zu den wenigen Millionenstädten in Europa, die den Einwohnern und Bürgerinnen ein optimales Angebot an kommunalen Dienstleistungen unter sozialen fairen Bedingungen bieten, und sich deshalb doch nicht exorbitant verschulden. Und ich glaube, das muss man einmal herausstreichen. 

Es sind auch heute schon mehrfach die Schulden angesprochen worden, und es sind da Vergleiche mit dem Bund gemacht worden, weil ich weiß, wir haben einmal ein so ein Nulldefizit gehabt. Das war anscheinend nur fixiert auf eine Stunde mit Zähler in der Himmelpfortgasse, nur noch so viele Stunden oder so viele Sekunden bis zum Nulldefizit, aber nachher bitte - und das kann man aus dem WIFO, aus der Quelle, entnehmen - nachher sind die Schulden gestiegen. 

In Wien haben wir wieder Schulden abgebaut, und ich darf nur erinnern, weil immer so Zeiträume genannt werden von 2000 bis 2006 571 Millionen EUR. Das sind Tatsachen, und wir halten derzeit bei einem Tiefstand von 1 473 Millionen. 

Das Maastricht-Ergebnis ist erfüllt, ich glaube, das gehört auch zu einem Stabilitätspakt dazu. Ich halte das auch für sinnvoll, dass die Beiträge der Länder von 0,75 Prozent des Bruttoinlandsproduktes jetzt auf 0,4 gesenkt worden sind. Es ist aber das Maastricht-Kriterium auch nicht die zentrale Herausforderung eines Budgets beziehungsweise eines Rechnungsabschlusses, meine Damen und Herren. 

Es sind auch die Pro-Kopf-Verschuldungen genannt worden. München 4 000 EUR, Mailand 3 006, der Bund sogar 17 000 und ein bisschen mehr. Wien mit 936 EUR kann sich durchaus sehen lassen. Wien liegt beim Städtevergleich von Europa natürlich auch im Spitzenfeld. Auch im Vergleich mit österreichischen Städten kann sich Wien durchaus zeigen. Graz und Linz doppelt so hoch wie in Wien, Krems und St Pölten vier Mal so hoch wie Wien. Und nach wie vor kann man darauf verweisen, dass Wien, um diesen sehr positiven Rechnungsabschluss zu erreichen, kein Familiensilber, wie zum Beispiel manche deutsche Städte, verkaufen muss. 

Und trotzdem sind wir auch ohne solche Maßnahmen, wie Verkauf von Familiensilber, voll handlungs- und gestaltungsfähig. Und unser Ziel, vernünftig zu wirtschaften und diese Stadt zu gestalten, und das ohne Qualitätsverlust, das haben wir in vollen Zügen erreicht, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist auch die Lebensqualität angesprochen worden. Ich glaube, wir fühlen uns alle hier sehr wohl in Wien und natürlich muss man sich ständig weiterentwickeln. 

Es sind auch die Wirtschaftsdaten und die Kaufkraft angesprochen worden, ich erinnere nur an die Mercer-Studie. Unter 215 untersuchten Städten liegen wir wieder mit Vancouver auf dem dritten Platz, 39 Bewertungs-
kriterien sind herangezogen worden. Und so eine gute Platzierung, meine Damen und Herren, kommt nicht von selbst, da steckt eine erfolgreiche Bilanz-, Bildungs-, Gesundheits- und Wirtschaftpolitik dahinter. 

Und da können wir als Wienerinnen und Wiener schon ein bisschen stolz darauf sein, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dass die Investitionen auf Rekordhöhe liegen, ist, glaube ich, schon mehrfach gesagt worden. Natürlich gibt es immer wieder Gruppierungen, die sich noch mehr wünschen, aber man muss sich natürlich auch danach richten, wie man die Einnahmen verteilt, sozial und gerecht, und natürlich auch, dass die Wirtschaft davon leben kann. Aber sie sind trotzdem ein wichtiger Impuls für die Wiener Wirtschaft und den Arbeitsmarkt und stärken natürlich auch den Konjunkturaufschwung. Und mit fast 3,7 Milliarden - die Frau Finanzstadträtin hat es schon gesagt, plus 34 Millionen - wurde mehr als ein Drittel der verausgabten Mittel nachfragewirksam eingesetzt. Ich rede nicht mehr von den anderen Zahlen 2,2 im Kernbereich, auch nicht von der Investitionsquote von 
14 Prozent. 

Ich glaube, wichtig ist, dass sich eine Stadt wie Wien im Vergleich mit anderen nicht zu scheuen braucht, auch nicht mit dem Bund. Das sage ich auch im heutigen Stadium noch, man braucht sich auch nicht zu scheuen vor der Investitionsquote des Bundes. 

Ich bin zwar jetzt ein wenig besser gestimmt, zum Beispiel im Infrastrukturbereich, dass es jetzt endlich mit konkreten Projekten weitergeht, mit konkreten Zeiträumen und mit Finanzierungsprogrammen. Das waren früher bei den Infrastrukturministern, eine Ministerin war auch dabei, immer nur Absichtserklärungen zu irgendeinem Zeitraum, aber das ist halt der Unterschied von heute zu den letzten Jahren. 

Bau- und Baunebengewerbe ist leicht kritisiert worden, trotzdem 1,6 Milliarden, und ich glaube, das ist sehr beschäftigungsintensiv. Und da komme ich schon zur Beschäftigung, meine Damen und Herren, weil immer so getan wird, Wien habe die höchste Arbeitslosigkeit, und da wird auch europaweit verglichen. Aber so schaut es ja doch nicht aus. Ich gebe aber zu, jede und jeder einzelne Arbeitslose ist zuviel, und wir müssen politisch alle Anstrengungen unternehmen, um diese zu senken, beziehungsweise in diesem Zeitraum - wir haben es ja alle schon miterlebt - diese nicht zu hoch werden zu lassen. 

Wir wissen aber auch und das weiß jede Rednerin und jeder Redner, dass die Konjunktur nicht allein von Österreich aus bestimmt wird und auch nicht von Wien, wir können nur mit einem vernünftigen und durchdachten politischen Investment- und Schulungsprogramm dem Trend ein wenig entgegenwirken. Investment kurbelt die Wirtschaft an, das habe ich schon erwähnt, Schulungen helfen den Menschen, den Anforderungen der Wirtschaft gerecht zu werden. Und wichtig ist auch für einen Standort - es ist ein Standortfaktor, ein Standortvorteil einer Stadt -, dass sie gut ausgebildetes Personal vorfindet. 

Und die Politik muss es wollen. Mit Kaputtsparen, wie wir es schon erlebt haben in den letzten sechs Jahren, wird der Wirtschaft und auch den Menschen nicht gedient sein, meine Damen und Herren. Und ich kann nur sagen und wiederholen, dass in Wien die Arbeitslosigkeit mit durchaus nennenswerten Zahlen in den letzten zwei Jahren, glaube ich, Monat für Monat zurückgegangen ist. Die geht nicht von selbst alleine zurück, da gibt es viele Beispiele. Die Beschäftigungszahl ist im letzten Jahr um 1,2 Prozent gestiegen, und wenn so Zahlen hier dargestellt werden von 10 Prozent - ich habe die Statistik mit, ich weiß, es sind 8 Prozent -, und wenn auch hier Zahlenspielerei betrieben wird und man pickt sich eine einzelne Stadt vielleicht heraus, die besser ist als Wien, dann mag das schon stimmen. Vielleicht gibt es noch eine zweite, eine dritte. 

Aber in der Bundesrepublik, meine sehr verehrten Damen und Herren, und ich habe mir die Zahlen auch angesehen, liegt die durchschnittliche Arbeitslosigkeit bei 8,4 Prozent und wir wissen aber alle, dass in dem urbanen Bereich die Arbeitslosigkeit höher ist als im regionalen Bereich außerhalb einer Stadt. 

Also kann ich mir nicht vorstellen, aber jetzt picke ich mir zwei Städte heraus, zum Beispiel Frankfurt und auch Stuttgart. Und in Frankfurt ist die Arbeitslosigkeit bei 10 Prozent und in Stuttgart bei 9,8 Prozent. Also, gar so wenig ist es ja dort auch nicht, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

Ich möchte aber schon erinnern - und ich glaube, Kollege Strobl hat es angedeutet -, dass in Wien von den über 800 000 Beschäftigten dieser Stadt über 220 000 NichtwienerInnen hier einen Arbeitsplatz finden. Im Gegensatz zu Niederösterreich, wo alles so dynamisch vor sich geht, im Gegensatz zu Niederösterreich, haben wir bei fast gleicher Bevölkerungszahl doch deutlich um zirka fast 300 000 Arbeitsplätze hier in Wien mehr zu bieten. 

Wien hat auch - das ist statistisch erwiesen - die geringste Frauenarbeitslosigkeit von allen Bundesländern. 

Ich bringe noch einen Zusammenhang mit ein: die Erwerbsquote; die ist heute auch schon dargestellt worden. Wenn es eine hohe Erwerbsquote gibt, dann gibt es natürlich auch des Öfteren eine höhere Arbeitslosigkeit. Aber Wien liegt nicht - wie behauptet worden ist - mit 61 Prozent an Erwerbsquote an hinterer Stelle, vielmehr zeigt die Tabelle, dass Wien mit 81 Prozent wieder einmal an der Spitze der Erwerbsquote liegt - da dürften irgendwie die Zahlen verdreht worden sein -, Niederösterreich mit 65 Prozent - ich vergesse jetzt die Zehntelpunkte, weil das nur ein Zehntel ist - und Oberösterreich mit 75 Prozent; der Durchschnitt in Österreich ist 73 Prozent. Selbst die Frauenerwerbsquote liegt im Österreich-Durchschnitt bei 64 Prozent und kann sich in Wien mit 80 Prozent durchaus sehen lassen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Was aber heute nicht erwähnt worden ist, meine sehr verehrten Damen und Herren - wahrscheinlich aus gutem Grund -, wenn man von der Arbeitslosigkeit redet, ist, dass wir über unsere Jugend reden. Das ist noch immer zu hoch, da ist alles zu hoch - bei der Jugendarbeitslosigkeit liegt Wien mit 12,4 Prozent hoch. Aber wissen Sie, wo Oberösterreich liegt? Keine Zahl von Harry Kopietz, sondern vom Arbeitsmarktservice Österreich: bei 20 Prozent! Wo liegt Niederösterreich? Bei 16 Prozent! Salzburg: 17,3 Prozent. Tirol: 17,5 Prozent, Vorarlberg: 18,1 Prozent. Also auch hier wieder ein Spitzenplatz! 

Ich gebe gerne zu, es ist noch immer zu hoch, und wir müssen noch viele Maßnahmen tätigen. Aber daher gibt es ja auch in Wien den Wiener Arbeitnehmer Förderungsfonds, mit 56 Millionen EUR dotiert; er bietet 
40 verschiedene Weiterbildungsprogramme an. Das ist einzigartig und eine erfolgreiche Einrichtung der Wienerinnen und Wiener, die den Menschen in dieser Stadt zugute kommt. 

Ich sage das deswegen, weil ich selbst schon erlebt habe: Wenn es Betriebszusammenlegungen gibt, Betriebsverlagerungen gibt, dann bleiben meistens Menschen übrig, da gehen Arbeitsplätze durch so genannte Rationalisierungen verloren. Wenn es dann heißt, es gibt auch eine Stiftung im Wiener Arbeitnehmer Förderungsfonds, die die Menschen in einem Zeitraum von bis zu vier Jahren wieder auf den weiteren Berufsweg vorbereitet - da kann jemand auch selbstständig werden - und ihnen die nötige Qualifikation für den weiteren Arbeitsweg gibt, und wenn es dann heißt, das gilt natürlich nur für die Wienerinnen und Wiener, und wenn in dem Betrieb Arbeitsplätze faktisch wegrationalisiert werden, und die sind nicht Wienerinnen und Wiener, dann haben diese Menschen ein Problem, wirklich ein Problem!

Ich kann mich an Gespräche mit niederösterreichischen Politikern erinnern, da hat es immer nur geheißen: Ja, wir machen etwas, wir machen irgendwelche Kurse, aber diese Stiftung, wo die Vermittlungsquote sehr hochprozentig ist - das heißt, über 80, 85, 90 Prozent finden wieder eine ähnlich adäquate Stelle -, gibt es eben für die KollegInnen aus Niederösterreich nicht. Das ist wieder der Unterschied zum Beispiel zwischen Wien - wie wir zu unseren Arbeitsnehmern stehen - und Niederösterreich. Das kommt ganz deutlich zum Tragen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Einen Punkt möchte ich vielleicht noch erwähnen - er gehört auch zur Weiterbildung -, weil die WAFF-Programme mit Lehrlingsfinder sehr erfolgreich sind. Der Bildungsbonus ist heute schon erwähnt worden, Lehrlingsstiftungen gibt es auch, und die Lehrlingsoffensive ist übrigens - das ist an die Kollegin von der GRÜNEN-Fraktion gerichtet - voriges Jahr mit 12,5 Millionen EUR beschlossen worden. Dass nichts getan wird, das stimmt also ganz einfach nicht!

Ich kann mich sehr gut anfreunden mit einem Lehrlingsfonds, wie er genannt wurde; in Wirklichkeit heißt er Berufsausbildungsfonds, den gibt es in Vorarlberg. Ich weise aber darauf hin, meine sehr verehrten Damen und Herren - so eine gute Einrichtung würde ich mir wünschen -, dass der nur branchenspezifisch besteht, und zwar nur in einer Branche, nämlich im Metallbereich, und da ist auch nicht das Gewerbe mit einbezogen, sondern nur die Industrie. Allzu groß ist die Metallindustrie in Vorarlberg nicht. 

Dazu gibt es auch keine Verordnung und kein Gesetz, das ist ein freiwilliger Zusammenschluss der Unternehmen. Die zahlen in einen Fonds ein, und je nach Qualitätsausbildung bekommt der eine mehr oder der andere weniger. Es ist eine gute Einrichtung, aber so, dass es ein Gesetz gibt, findet es ganz einfach nicht statt, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Über die Lehrstellen hat Kollege Strobl schon gesprochen, das brauche ich nicht zu wiederholen. Von den 16 000 oder 16 500 Lehrstellen sind 25 Prozent der jungen Leute nicht aus Wien. Wien bietet somit doch auch den Umlandgemeinden einen Lehrplatz. Wir setzen natürlich auch hier Maßstäbe im Interesse unserer Jugend, da sie unsere Zukunft ist. Wien ist durchaus, mit allen seinen Facetten, mit all seinen Programmen, als erstklassige Ausbildungs-Location zu sehen.

Einen Datensatz darf ich noch einblenden, der zur Lebensqualität zählt und auch die Kaufkraft ein wenig beleuchtet. Es ist heute schon gesagt worden, und ich glaube, von einem Kollegen von der Volkspartei sogar angezweifelt worden: Als die Frau Vizebürgermeisterin gesagt hat, unser Bruttoregionalprodukt beträgt zirka 70 Milliarden EUR, da hat er gemeint, dass Niederösterreich wesentlich zu den 70 Milliarden EUR beiträgt. Wenn man die Tabelle ansieht, dann kommt man zu dem Schluss: Da dürfte er wieder die Tabelle oder die Statistik schlecht gelesen haben.

Wien leistet wirklich über 70 Milliarden EUR faktisch zum Bruttoregionalprodukt, und Niederösterreich leistet zirka 40 Milliarden EUR. Wenn man sich wieder die Kopfquote anschaut, dann hat Wien eine Kopfquote von zirka 42 000 EUR Bruttoregionalprodukt und Niederösterreich nur 25 000 EUR. - So viel zu einem Vergleich und dazu, dass man sagt: In Wien steht alles still.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Kaufkraft habe ich noch zu erwähnen. Auch hier sind, glaube ich, etwas falsche Zahlen dargestellt worden. Österreichweit gehen wir von 100 Prozent aus; Wien liegt mit 113,3 Prozent wieder an der Spitze. Oberösterreich hat 97,6 Prozent, Kärnten ist Vorletzter mit 94,3 Prozent, nur Tirol ist mit 90 Prozent noch hinter Kärnten. Das stimmt mich eigentlich nachdenklich, dass die noch so weit hinter den Kärntnern liegen. Aber anscheinend hat der ehemalige Säulenheilige - jetzt ist er ein Fahnenflüchtiger der FPÖ, damals hat man sich in blindem Gehorsam unterworfen - auch eine so tolle Politik gemacht, dass er in seinen paar Jahren, die er jetzt dort Landeshauptmann ist, sogar hinter die Steiermark und hinter das Burgenland zurückgefallen ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ein letzter Punkt und ganz wichtiger Punkt ist die Betriebsansiedlung, sind die Betriebsgründungen. Wenn nämlich die Standortfaktoren stimmen, dann spielt auch die Politik eine zentrale Rolle, dann siedeln sich Betriebe in Wien an oder es werden neue gegründet. Wien - das kann ich sagen - ist Hauptstadt der Jungunternehmen, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich darf Ihnen jetzt ein Zitat vorlesen: „Wien ist Hauptstadt der Jungunternehmer. Ich bin hocherfreut über die so rege Gründertätigkeit in unserer Stadt. Besonders bemerkenswert ist, dass viele Jungunternehmer Österreichs, etwa ein Drittel, Wien als Standort wählen. Dies zeigt, Wien ist wirtschaftlich attraktiv und bietet gute Voraussetzungen, unternehmerisch aktiv zu werden. Mit 8 288 Unternehmensgründungen wurde im vergangenen Jahr der zweithöchste Stand seit Bestehen der Gründerstatistik verzeichnet."

Das hat nicht etwa Herr Bgm Dr Häupl gesagt, nicht etwa Frau Finanzstadträtin und VBgmin Renate Brauner. Sie hätten das sagen können, weil es ja stimmt; ich kann das nur unterstreichen. Gesagt hat das die Wirtschaftskammerpräsidentin aus Wien, Frau Brigitte Jank, und sie hat damit, meine sehr verehrten Damen und Herren, den Nagel auf den Kopf getroffen! Sie hat anscheinend einen anderen Betrachtungswinkel in dieser Situation, eine andere Sichtweise als die Volkspartei in Wien. - So viel zum Stillstand, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich denke aber, auch im Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, in dem ja alle Parteien, alle Fraktionen vertreten sind, gibt es ein Bündel von Fördermaßnahmen, die es leichter machen, den Weg als Jungunternehmer oder Jungunternehmerin einzuschlagen.

Oder: Wien ist Top-Standort für internationale Betriebe. Das kommt ja auch nicht von selbst, meine sehr verehrten Damen und Herren! 74 der ausländischen Unternehmen haben sich 2006 für Wien entschieden, das sind fast 50 Prozent der österreichweiten Ansiedlungen. Über 800 neue Jobs sind dadurch entstanden. Wien kann also durchaus nicht so schlecht sein, wie es manchmal dargestellt wird.

Auch die Forschungs- und Entwicklungsquote - sie ist heute, glaube ich, ebenfalls schon erwähnt worden - ist ein Faktor für Wien und mit 3,2 Prozent sehr, sehr hoch. Nicht nur, dass wir das Lissabon-Ziel von 3 Prozent schon überschritten haben, liegen wir weit über dem österreichweiten Durchschnitt, meine sehr verehrten Damen und Herren!

100 Millionen für Forschung und Entwicklung: Man sagt immer, das ist nicht viel. Ich bin sogar froh darüber, dass wir jetzt endlich den Spatenstich geschafft haben. Wo die Widerstände vier Jahre lang hergekommen sind, Kollege, das wissen wir alle; so einfach ist das nicht, weil ja auch das Bildungs- und Wissenschaftsministerium mitspielen muss. Ich gebe aber zu, Kollege Hahn, Herr Minister Hahn, hat einen anderen Zugang, als ihn seine Vorgängerin gehabt hat, sodass endlich in der Muthgasse auch der Spatenstich für das neue Biotech-Zentrum erfolgte. Wien kann also auch hier nicht so schlecht sein, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

Ich hätte noch eine tolle Sache für den Stillstand. Da gibt's ja auch so eine Aktion „Super Ideen für die Stadt", da fordert die Wiener Volkspartei - scheinbar sind die Ideen im Klub oder irgendwo ausgegangen - jetzt die Bürgerinnen und Bürger auf mitzutun: Schickt bitte Ideen ein, und beim Stadtfest werden die besten prämiert, 5 000 EUR gibt es dafür. An und für sich eine tolle Sache, zusammen ... (GR Mag Wolfgang Jung: ... macht nämlich Sinn!) 

Nein, ich will das gar nicht kritisieren. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: O ja!) Kritisieren will ich etwas anderes. Es ist eine tolle Sache, wenn man die Menschen einbindet. Nur, bitte, wenn jemand eine Idee oder einen Wunsch hat - der überlegt sich ja etwas in dem Grätzel, in dem er wohnt -, und er schickt das dorthin, dann bekommt er zweieinhalb Monate keine Antwort darauf. Das Stadtfest ist schon lange vorbei. Erst nach Urgenz Mitte Juni schreibt man ihm zurück: Ja, wir machen ohnehin eine Homepage und werden das irgendwann später bewerten. 

Ich glaube, das ist auch nicht der richtige Weg. Da kann man dann wirklich sagen, das bedeutet politischen Stillstand. (GR Harry Kopietz: Unprofessionell, würde ich sagen!) Ich glaube, das ist auch nicht der korrekte Weg. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, der Rechnungsabschluss zeigt, dass mit einem klugen und umsichtigen Finanzmanagement die Voraussetzungen für eine erfolgreiche Finanz- und Wirtschaftspolitik getätigt wurden. Die Wiener Stadtregierung wirtschaftet - das habe ich schon gesagt - ohne Defizit und ohne den Standort auszuhungern, ohne die Daseinsvorsorge einzuschränken und ohne wichtige Bereiche wie Gesundheit, Soziales und Bildung zu vernachlässigen. 

Die Wiener Stadtregierung vertraut nicht auf die Selbstheilungskräfte des Marktes, sondern ihre Politik orientiert sich an den Bedürfnissen der Menschen dieser Stadt. (GR Dr Herbert Madejski: Schlagworte!) Dieser Rechnungsabschluss zeigt eindrucksvoll die soziale und wirtschaftliche Verantwortung der Wiener Stadtregierung. Daher werden wir Sozialdemokraten auch zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Danke, Herr Ekkamp, dass Sie Verständnis für die Oppositionsfraktionen haben, damit sie ihre Kritik auch ausüben können. Auch ich habe natürlich einen anderen Betrachtungswinkel. Es ist heute der zweite Rechnungsabschluss, den ich miterlebe, und er unterscheidet sich nicht vom vorigen Rechnungsabschluss. (GR Franz Ekkamp: Besser! - GR Kurt Wagner: Der war schon gut!) Ich habe mir vorhin die ganze Zeit beim Bankerl hinten gedacht: Wahrscheinlich hat die SPÖ einen vorkonstruierten Raster im Computer, mit Beweihräucherung und Jubelmeldungen, nur die Zahlen sind ein bisschen verändert: Wir haben heuer einen kleinen Überschuss. Gott sei Dank, weil sich sonst überhaupt nichts verändern würde. 

Wofür ich kein Verständnis habe, ist, dass Sie meinen: Die Wienerinnen und Wiener sind alle so zufrieden. Sie sind alle so zufrieden - woher nehmen Sie das? (GRin Nurten Yilmaz: Wahlergebnisse! Das ist ein Anhaltspunkt!) Da denke ich mir, Sie haben überhaupt keinen Bezug mehr zu den Wählern oder Wählerinnen. Wenn Sie sich bei den Standeln zeigen, dann eben nur vor den Wahlen, und schon gar nicht als Frau Vizebürgermeisterin, die es von einem Termin zum anderen jagt, also überhaupt keinen Bezug mehr hat. 

Denn ich denke mir, dann gibt es das nicht, dass die Leute zu mir kommen, wenn ich an einem Standel stehe oder wir eine Landesversammlung oder sonst irgendetwas haben: Bitte, Ingrid, mach doch etwas; die 
U-Bahnen, die Intervalle sind ausgedehnt, überfüllte Straßenbahnen! (GR Harry Kopietz: Das sind immer die gleichen, Ihnen persönlich bekannten Menschen!) Woher zuzeln Sie sich das heraus? Das stelle ich einmal so in den Raum. 

Woher nehme ich das? (GR Harry Kopietz: Das frage ich mich auch die ganze Zeit!) Es ist Fakt, dass in meinem Bereich, im öffentlichen Verkehr, die Menschen unzufrieden sind und es an ebendieser Lebensqualität, weil sie tagtäglich mit den öffentlichen Verkehrsmitteln zu tun haben, fehlt. Da fehlt es wirklich sehr!

Es ist im Zeitalter des Medienspektakels leicht: Politik spielt sich eben nur noch in den Medien ab. Drei Stunden heute, und es ist alles schon in diversen Nachrichtenmagazinen verbraten. Wenn ich mir denke: 100 Jahre vorher hätten die Sozialdemokraten oder die ehrenamtlichen Personen trommeln gehen müssen; das wäre eine andere „Hack'n" gewesen, als hier drei Stunden schön zu reden, das hätte schon anders ausgeschaut. - Egal. 

Wir haben also einen Budgetüberschuss, das ist sehr erfreulich. Aber das ist ja auch in Zahlen gegossene Politik: Woher kommt der Überschuss? Der Überschuss muss ja irgendwo herkommen, da muss man irgendwo eingespart haben. Ich denke, bei den ÖV, also im öffentlichen Verkehr, ist sehr wohl eingespart worden. Es wird ausgepresst, es wird bei den Wiener Linien nicht mehr neu besetzt, es ist ausgegliedert. 

Es wird eine Politik gemacht, wo die Fahrgäste sich schlichten müssen; sie hat den einen Vorteil, dass man nicht mehr umfallen kann, aber sonst ist es meiner Meinung nach kein Vorteil. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: So wie die GRÜNEN in Oberösterreich, ja?) Gut, es wird uns vermiest, dass wir umsteigen, dass der Individualverkehr auf öffentliche Verkehrsmittel umsteigt. Es ist so, dass ich nun ein paar Anträge einbringe, die die Wiener Linien und die Stadt Wien nicht finanziell belasten würden, wenn wir auch diese einhalten würden. 

Der erste Antrag ist ein Beschluss- und Resolutionsantrag von uns GRÜNEN betreffend Zweckwidmung des Nettoertrags der Parkometerabgabe. Da heißt es ja, für welche Maßnahme der Parkometerverordnung die Parkometerabgabe verwendet werden darf. Die wird auch im September teurer, und da könnte man sie ja um eine Zweckwidmung bereichern. Dieser Paragraph lautet: Der Nettoertrag der Parkometerabgabe ist für Maßnahmen zu verwenden, die der Erleichterung des innerstädtischen Verkehrs dienen. Darunter sind vor allem Maßnahmen zu verstehen, die den Bau von Garagen fördern - das haben wir ohnehin schon zur Genüge -, die der Verbesserung von Einrichtungen der städtischen Verkehrsbetriebe dienen - und daran hapert es noch -, oder solche, die zu einer Funktionsaufteilung zwischen Individual- und Massenverkehr führen. Unter Nettoertrag der Parkometerabgabe ist der um die Kosten der Kontrolleinrichtungen verminderte Abgabenertrag zu verstehen. 

Nach unserer Rechnung wurde im Jahre 2004 aus den Geldern der Parkometerabgabe der Garagenbau mit rund 45 Millionen EUR gefördert - das sind zirka 87 Prozent, meine Damen und Herren -, in die Bevorrangung des öffentlichen Verkehrs flossen hingegen nur 5,4 Millionen EUR, das sind nur 11 Prozent von dieser Gesamtsumme. 

Wie ist das jetzt aufgeteilt? Ist das so, weil diese 87 Prozent für den Bau von Garagen an erster Stelle im Text stehen? Darum wollen wir GRÜNE einen Antrag stellen, dass die Verordnung des Wiener Gemeinderates, mit der für das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen die Entrichtung einer Abgabe vorgeschrieben wird - Parkometerabgabenverordnung - dahin gehend ergänzt werden soll, dass der Nettoertrag der Parkometerabgabe zumindest zu 70 Prozent für Maßnahmen, die der Verbesserung von Einrichtungen der städtischen Verkehrsbetriebe dienen, und zu mindestens 5 Prozent für die Förderung des Radverkehrs - Ausbau von Radabstellanlagen, Nachrüstung von Fahrradräumen in Altbauten und Ausweitung von Citybike-Stationen - verwendet wird. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. - Das ist der erste.

Der zweite Antrag von uns betrifft die Einführung einer Verkehrsanschlussabgabe. Da habe ich ein konkretes Beispiel dafür, zum Beispiel den Böhmischen Prater. Der Kaiser vom Laaer Berg, ist mir gerade gesagt worden - jeder weiß, wen ich meine, da brauche ich keinen Namen mehr dazuzusagen -, oder auch Herr Hursky wird die Situation sicher kennen: Der Böhmische Prater ist ein Erholungsgebiet für Wiener und Wienerinnen. - Herr Harwanegg ist das, der Kaiser vom Laaer Berg. (Heiterkeit bei den GRÜNEN und der SPÖ.)
Leider ist der öffentliche Verkehr in diesem Bereich ziemlich unattraktiv. Man kann mit dem 6er bis Absberggasse fahren, dann hat man zirka über einen Kilometer Fußmarsch bergauf zum Erholungsgebiet Böhmischer Prater. Oder man kann mit dem 68A bis Urselbrunnengasse fahren, aber die Intervalle des 68A sind wirklich verheerend; ich bitte, das zu überprüfen. Ich meine, laut Fahrplan, schwarz auf weiß, sieht das immer sehr gut aus, aber wie es in Wirklichkeit ausschaut - bitte, überzeugen Sie sich selber: Bis Urselbrunnengasse fahren, dann nicht ganz einen Kilometer bis zum Böhmischen Prater gehen, das ist wirklich sehr unattraktiv. 

Das Beste ist noch der 69A, da fahre ich bis Geiereckstraße. Aber das ist nur für Insider, weil das so ein Geheimweg ist: Da geht es über eine Bahnbrücke und unter die Tangente. Das wäre noch die günstigere öffentliche Verkehrsanbindung, aber es ist eben nur ein Geheimtipp.

Da wäre das wirklich treffend - weil jetzt die Firma Admiral ein ziemlich großes Spielcasino baut, das ja größer als das im Prater werden soll -, diese Einführung einer Verkehrsanschlussabgabe. Hinter dieser Firma Admiral versteckt sich die Firma Novomatic, und das sind ja keine Armen. Also trauen wir uns einfach, den öffentlichen Verkehr durch eine Verkehrsanschlussabgabe attraktiver machen zu wollen, ohne dass die Stadt Wien oder die Wiener Linien wirklich eine große Summe draufzahlen müssen.

Darum stellen wir den Antrag, die Frau amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerk wird ersucht, eine Verkehrsanschlussabgabe gemäß ÖPNRV-Gesetz 1999 für Betriebsansiedelungen von mehr als 10 000 m² einzuführen und damit die Finanzierung notwendiger öffentlicher Verkehrsanbindung durch den Verursacher mitfinanzieren zu lassen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. - Danke.

Weil jetzt nur ein U-Bahn-Denken herrscht - im Moment ist öffentlicher Verkehr gleich U-Bahn, der Oberflächenverkehr wird vergessen, er wird nicht attraktiver gemacht -, will ich das Verkehrskonzept Masterplan 2003 in Erinnerung rufen. Da heißt es auf Seite 104: Sollen die WienerInnen 40 Prozent ihrer Wege mit öffentlichen Verkehrsmitteln zurücklegen, reicht ein attraktives 
U-Bahn-Netz nicht aus. - Das steht ja schon im Masterplan drin, nur zur Erinnerung. 

Vielmehr muss jener öffentliche Verkehr, der die Erschließung in der Fläche sicherstellt und Zubringerfunktion für das U-Bahn- und S-Bahn-Netz hat, in hoher Bedienungsqualität verfügbar sein. Dem steht die gängige Praxis der Wiener Linien - oder eben auch der Stadt Wien - im Zuge von U-Bahn-Verlängerungen gegenüber. Straßenbahnen und Busse, die zum Teil eine gewisse Parallelführung mit der U-Bahn aufweisen, werden stillgelegt. Daher unser Beschlussantrag:

„Die zuständige Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, sich im Rahmen ihrer laut Geschäftseinteilung des Magistrats der Stadt Wien ihr zukommenden Zuständigkeit für Beteiligungen der Stadt Wien dafür einzusetzen, dass es in Zukunft im Zuge von U-Bahn-Verlängerungen nicht mehr zu Einstellungen oder Kürzungen von begleitenden öffentlichen Verkehrsoberflächenlinien kommt.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ - Danke.

Donauinselfest - Herr Kopietz ist weg. (GR Dr Herbert Madejski: Der tut zusammenräumen!) Ja, zusammenräumen! (GR Harry Kopietz, hinter den Sitzreihen: Ich höre Ihnen zu!) Er ist eh da.

In einer Presseaussendung vom 13. Juni dieses Jahres betonten Sie, Herr Kopietz, dass beim Donauinselfest auf Sicherheit und Umweltverträglichkeit großer Wert gelegt werden wird - auch von uns natürlich - und deshalb eine verbilligte Anreisemöglichkeit für Menschen aus den Bundesländern angeboten wird. BesitzerInnen einer Vorteils-Card können mit einem ÖBB-Event-Ticket pünktlich zum Donauinselfest gelangen. 

Das ist super und toll, das haben sicher viele wahrgenommen. Nur, es ist so, dass die Station Strandbäder schon seit Jahren geschlossen ist. Was bleibt? Die müssen dann wieder in die U-Bahn umsteigen, das ist ja völlig - ich will mich jetzt gar nicht darüber äußern. Es gibt in dieser Stadt im Moment nur U-Bahn, U-Bahn, 
U-Bahn! Wenn eine Alternative bestehen würde - und die hat man ja mit der S-Bahn-Station Strandbäder -, warum öffnet man die nicht zu Wochenenden oder eben zu Events oder überhaupt? Auch für Erholungssuchende ist sie ja sehr attraktiv. Daher stellen wir den Beschlussantrag:

„Die Frau Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, mit der ÖBB Verhandlungen aufzunehmen, um die Wiederinbetriebnahme der S-Bahn-Station Strandbäder zu erreichen.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung an den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.“ - Danke schön.

Mein letzter Antrag: Es wird ja im Zuge der Sparmaßnahmen der Wiener Linien an Personal gespart, es wird Fremdpersonal eingesetzt. Es gibt viele Beschwerden, aber die kennen Sie alle nicht, und Sie sehen sie auch selber nicht: Die U-Bahn-Züge, die Straßenbahnzüge, auch die Busse sind immer mehr verschmutzt. Was macht man dagegen? Nichts. (GR Harry Kopietz: Reinigen!) Es gibt Durchsagen, wir sollen die Zeitungen hinaustragen, den Mist hinaustragen - es hilft nichts. Es hilft einfach nichts!

Witzigerweise waren in Helsinki auch einige Geschäftsführer von den Wiener Linien dabei. Mit einer habe ich darüber gesprochen: Wie schaut es aus, wenn man einfach einen Mistkübel in ein öffentliches Verkehrsmittel hineingibt? Da meint diese wirklich: Na ja, der wirft dann auch eine Wurstsemmel hinein. - Na, was sonst?! Sollen wir die Wurstsemmel lieber auf dem Boden finden? (GR Harry Kopietz: Das ist Essen! Keine Speise wegwerfen!) In einer schnelllebigen Zeit wie dieser gibt es eben keine Zugsbegleiter mehr, jeder pampft geschwind etwas hinein, hat diese Gratis-Zeitungen. (GR Harry Kopietz: Das sagt eine Vertreterin der GRÜNEN! Ich bin entsetzt! Das war ein Fauxpas, Frau Kollegin!) Sie sind auf dem Boden, dann sieht man die Zeitungen, wirft auch noch die Wurstsemmel und den Eisbecher dazu. Probieren wir es doch einmal mit Mistkübeln, mit Abfallbehältern! Deshalb stellen wir GRÜNE den Beschlussantrag:

„Die Frau Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, mit den Wiener Linien Verhandlungen aufzunehmen, um Straßenbahnzüge und U-Bahn-Garnituren der Wiener Linien mit geschlossenen und tramsicheren Abfallbehältern nachzurüsten.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung.“

Zum Abschluss, meine Damen und Herren von den Sozialdemokraten: Wenn Sie es wirklich wollen, es wirklich ernst meinen und das Ziel haben, dass sich die Wienerinnen und Wiener in ihrer Stadt wohl fühlen, dann investieren Sie in den öffentlichen Verkehr! Denn das heißt Lebensqualität und so weiter und so fort. Es gibt wirklich eine große Unzufriedenheit, auch wenn Sie es nicht wahrnehmen wollen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Nächster Redner ist Herr Mag Neuhuber. - Bitte.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Ich werde mich heute in aller gebotenen Kürze ein wenig mit einem Bereich des Wiener Budgets, wenn Sie so wollen, mit einem Teil des Anlagevermögens, nämlich den Liegenschaften und dazugehörigen Transaktionen des letzten Jahres beschäftigen. Das ist vor allem deshalb für mich ein interessanter Bereich, weil es da für uns alle keine Ausrede gibt, dass da jetzt Europa schuld ist, die Konjunktur weltweit, die Bundesregierung oder sonst etwas. Derartige Liegenschaftstransaktionen sind einzig und allein in unserem Vermögen oder Unvermögen zu finden.

Es wird um drei Dinge gehen, die ich kurz streife: Erstens noch einmal die Liegenschaftstransaktion Prater-Stadion, Krieau und andere; zweitens Rothneusiedl; drittens der Verkauf oder vorerst einmal die Verschiebung des Objektes des ehemaligen KAV-Gebäudes am Schottenring 20-26.

Über das Prater-Stadion, Einkaufszentrum Krieau, Messe haben wir hier schon einige Male debattiert. Ich habe an dieser Stelle ziemlich wortidentisch schon einmal gesagt, dilettantischer und nachteiliger für die Stadt Wien wäre es kaum möglich gewesen, das anzugehen, diesen Verkauf von über 107 000 m² Grundflächen an die Holding und in der Folge Privatisierung oder Joint Ventures mit dritten Firmen. 

Der Kontrollamtsbericht, der im März dieses Jahres herausgekommen ist, hat mir weitestgehend recht gegeben. Weil es heute in der Budgetdebatte am Abend wahrscheinlich noch sehr spät wird, erspare ich es Ihnen, dass ich Ihnen jetzt einige Zitate vorlese, die wirklich interessant gewesen sind. Es gibt nämlich einen Standardsatz, der sich wie ein roter Leitfaden durch diesen Kontrollamtsbericht zieht, und der heißt da: Es ist dies und jenes für das Kontrollamt nicht nachvollziehbar. 

Ich hätte mir die Mühe gemacht, Ihnen das alles herauszusuchen und vorzulesen, und sage Ihnen jetzt als pars pro toto nur zwei Sätze daraus. Was nämlich die Kaufpreisfindung betrifft - wohl doch ein elementarer Teil dieses Rechtsgeschäftes -, sagt das Kontrollamt: Aus der Sicht des Kontrollamts war diese Argumentation - nämlich bezogen auf die Kaufpreisfindung - aus wirtschaftlichen Überlegungen nicht nachvollziehbar, da gerade in diesem Bereich vermehrt auf die sich bietenden Ertragspotenziale Rücksicht hätte genommen werden sollen. 

Was ist nämlich passiert? Auch da noch einmal eine kurze Rekapitulation: Man hat mit einem sehr kurzen Gutachten - von dem auch das Kontrollamt wieder sagt, die Kürze des Gutachtens war nicht nachvollziehbar, und fragt, wieso das nicht ausführlicher war - eben den Preis bestimmt, hat 107 000 m² an die Holding und an weitere Gesellschaften verkauft. Die Fälligkeit des Kaufpreises wurde gestundet; das wird überhaupt erst bezahlt werden, wenn dort in einigen Jahren die Betriebsanlagengenehmigungen erfolgt sind. 

Wir haben als Stadt Wien heute also noch nicht einmal etwas davon gehabt, nämlich keine Groschen und keinen Euro. Die Verzinsung des Kaufpreises war nicht gegeben, hingegen sehr wohl eine Verzinsung der Freimachkosten für die Developer - also ein sehr unausgewogenes Verhältnis von Rechten und Pflichten zwischen Stadt Wien und dem Liegenschaftserwerber.

Gerade bei dem Einkaufszentrum, über dessen Sinnhaftigkeit ich vor allem mit dem Kollegen Hora hier schon einige Male debattiert habe, hat man einen Fix-Kaufpreis eingerichtet, nämlich von 4,8 Millionen EUR. Auch das ist gestundet worden und wird erst in einigen Jahren zu bezahlen sein. Aber bleiben wir ganz kurz noch bei diesen EKZ, da ist nämlich etwas Interessantes im Geschäftsbericht der Wien Holding zu finden. 

Über die Größe dieses EKZ gab es öfters Debatten, weil an sich im städtebaulichen Leitbild für diese Gegend überhaupt nur von 8 000 m² an Einkaufsfläche für diesen Standort die Rede war. Es ist hier - inklusive StR Schicker - immer nach oben lizitiert worden, dann ist es wieder ein bisschen zurückgenommen worden. Im Kaufvertrag für diese Liegenschaft war letzten Endes von 27 000 m² an Verkaufsfläche die Rede, und die Wien Holding schreibt auf Seite 30 ihres Geschäftsberichtes 2006 - wer es nicht glaubt, möge bitte nachlesen - von einer Mietfläche von 35 000 m². Dieses Einkaufszentrum ist also in Wirklichkeit noch einmal größer geworden, und das entspricht einem Quadratmeterpreis - bitte, man höre, staune und lausche - von 137 EUR pro Quadratmeter Mietfläche. 

Jetzt wissen wir selber, dass die Grenzen selbst für den kommunalen Wohnbau oder für die Förderungswürdigkeit bei etwa 300 EUR liegen - Wohnbau, ja, aber nicht hochwertige Einkaufsflächen, die in diesem Center um wahrscheinlich, schätze ich einmal, 12 bis 15 EUR pro Quadratmeter vermietet sind. Also daran können Sie ermessen, dass wir ein Vielfaches des Kaufpreises an Mehrerlös hätten erzielen können, wenn diese Liegenschaftstransaktion transparent und intelligent über die Bühne gezogen worden wäre - was sie aber leider nicht ist. 

Selbiges gilt auch für die Büroflächen an diesem Standort. Sie wissen, die OMV baut dort ihr Headquarter, oder sagen wir so: Ein Immobilienentwickler baut für die OMV ein Headquarter und vermietet es an diese. Wir reden also von ungefähr 51 000 m² an Büroflächen, wobei wir noch nicht wissen, was dort wirklich noch alles hinkommt - da ist ja einiges in Schwebe, weil es noch Reserven gibt -, alles eben jetzt zu diesen 300 EUR pro Quadratmeter, die im Kaufvertrag für die anderen Flächen außer dem EKZ festgeschrieben wurden. Ich kann Ihnen aus meiner Praxis als Immobilienfachmann sagen, dass meiner Schätzung nach etwa das Zwei- bis Dreifache an Kaufpreis pro Quadratmeter für die Büros locker drinnen gewesen wäre. 

Was bedeutet das? Das bedeutet, dass wir bei dieser Liegenschaftstransaktion wirklich Dutzende Millionen an Euro der Stadt Wien haben liegen lassen. Mich würde, inzwischen kann ich fast sagen, schon seit Jahren, interessieren, warum das eigentlich so war. 

Jetzt haben wir es schwarz auf weiß: Das ist nicht der böse Neuhuber, der Ihnen das wieder einmal sagt, sondern Sie haben es schwarz auf weiß im Kontrollamtsbericht. Den empfehle ich übrigens, wenn es im Urlaub langweilig wird; er ersetzt durchaus einen guten Thriller, ich kann ihn Ihnen als Strandlektüre ans Herz legen. Jetzt bin es also nicht ich allein, wir haben es auch im Kontrollamtsbericht.

Was würde man denn eigentlich meinen, wenn wir die Kontrolle in dieser Stadt und das Kontrollamt einigermaßen ernst nehmen? Dann würden wir doch meinen, dass man es in Zukunft besser macht. Gut, Fehler passieren; es war dies zugegebenermaßen - das wäre hier noch als kleine Entschuldigung zu sagen - eines der ersten PPP-Modelle in diesem Bereich, vielleicht hat man da noch einen Fehler gemacht. Da würde man doch meinen: In Zukunft machen wir es besser, und es muss auch irgendwelche Konsequenzen geben. Also ich habe nach dem allen bisher von Konsequenzen nichts gehört, und zum Thema „Besser werden" - deshalb hab ich das Ganze jetzt noch einmal elaboriert - hätten wir eben gehofft, dass man es in Zukunft bei Verkäufen anders macht. 

Na, und was ist in Rothneusiedl? Das Ganze wieder in blassrosa, nichts anderes! Wer diesen Akt gelesen hat - immerhin geht es um eines der größten Stadtentwicklungsgebiete, die Wien zu bieten hat - oder sich daran erinnern kann: Ungefähr vier Seiten haben die Option für die MAGNA betroffen. Wieder sind die Rechte und Pflichten wechselseitig nicht beschrieben, wieder ist das meiste zum Nachteil der Stadt, wieder ist nicht ganz klar, wer am Schluss der Bauherr sein wird, wieder ist nicht klar, was der Bauherr, der Developer dort eigentlich machen kann. Er kann in Wirklichkeit sogar ein Einkaufszentrum ohne ein Stadion bauen, weil nämlich von dem allen in diesem Optionsvertrag eigentlich nicht die Rede ist. 

Vier Seiten für eines der wichtigsten Stadtentwicklungsgebiete Wiens! Ich kann Ihnen sagen, dass in der Privatwirtschaft, wenn zwischen zwei Parteien ein derartiger Optionsvertrag auf achteinhalb Jahre zum Optionsgeld zero, null - was an sich schon in der Privatwirtschaft ohnehin nicht möglich wäre; wenn es das gäbe, dann hätte dieser Vertrag wahrscheinlich 40, 50, 60 Seiten, und es würden die Rechte und Pflichten der beiden Parteien genau geregelt werden. 

Es geht also genau in derselben Tonart weiter, und der Wiener Gemeinderat wird - was das Kontrollamt nämlich auch bekrittelt hat beim Deal um das Prater-Stadion - nicht ausreichend darüber informiert. Wir wissen eigentlich nicht, was dort genau passieren soll. 

Jetzt könnte man hier wieder zur Entschuldigung - Sie sehen, ich versuche sogar, Entschuldigungen für Sie zu finden - sagen: Okay, da geht es um einen bekannten Fußballklub, das ist ein Herzensanliegen des Herrn Bürgermeisters. Gut, also Schwamm drüber - war noch ein zweites Mal danebeng'haut, aber beim dritten Mal, beim nächsten Mal, muss es endlich funktionieren!

Dann kommt der Akt Palais Schottenring 20-26: Ausgliedern, quasi Weitergabe an die Wiener Holding. Was ist die Folge? Es ist der Kontrolle des Gemeinderates entzogen, das ist einmal das Erste. 

Das Zweite: Wieder steht im Akt nichts darüber drin, was dort eigentlich passieren soll, außer der lapidaren Feststellung, die Wiener Holding möge es privatisieren, möge es verkaufen. Wozu haben wir denn die MA 69, meine Damen und Herren? Wer macht denn sonst die Verkäufe und die Ausschreibungen von Liegenschaften? Alle zwei Wochen finden Sie in den großen österreichischen Tageszeitungen solche Inserate mit Ausschreibungen über Häuser, über Liegenschaften, die zum Verkauf sind. Da geht es um ein prominentes, großes Gebäude, um ein wichtiges Gebäude am Ring - komisch, auf einmal wird es wieder an die Wiener Holding weitergegeben! Und das, wie ich schon gesagt habe, mit einem Minimalakt. 

So, jetzt suche ich wieder eine Entschuldigung für Sie! (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Ich bin heute wirklich gut aufgelegt und sage: Gut, die Sozialdemokratie wird einen Grund gehabt haben, Herr Oxonitsch. Vielleicht ist die Wiener Holding so gut, dass die das in Zukunft machen soll. Man hat gesagt, okay, die 69er hat bisher Mist gebaut, das hat das Kontrollamt festgestellt, lassen wir die lieber nicht mehr werken - obwohl damals ja auch die Wiener Holding an dieser Privatisierung Prater-Stadion mit beteiligt war. Aber es könnte ja sein, dass die Holding so gut ist. Jubelmeldungen dazu hat es ja von Ihnen, Frau Vizebürgermeisterin, in den letzten Tagen durchaus gegeben. 

Die Holding macht - um das kurz zu beleuchten - in mehreren Sparten einen Konzernumsatz von ungefähr 310 Millionen EUR, bei einem - unechten, sage ich einmal, oder geschummelten - Gewinn von 1,6 Millionen, denn ohne die Auflösung von Rücklagen hätte das ohnehin nicht funktioniert. Man ist in der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit an sich im Minus. 1,6 Millionen - wenn wir es einmal gelten lassen, weil es eben bilanztechnisch möglich ist in Österreich, nach unserer Gesetzgebung -, 1,6 Millionen Gewinn bei einem Umsatz von 310 Millionen.

Das sind gerade einmal 0,5 Prozent Umsatzrendite - und das für einen Mischkonzern, der 40 Prozent seines Gesamtumsatzes im Immobilienbereich macht, wobei der Immobilienbereich, das Immobilienwesen in Österreich, in Europa sowie auch weltweit momentan eine der am stärksten boomenden und bestgehenden Branchen überhaupt ist! Wenn ich das herausrechnen würde, dass sie dort im Immobilienbereich ungefähr 140 Millionen Umsatz haben - das ist schon ein ganz ordentlicher, mittlerer Konzern -, dann vergleichen Sie das, meine Damen und Herren, einmal mit anderen Immobilienkonzernen, die 140 Millionen Umsatz haben, welche Umsatzrendite und welchen Gewinn die machen: ein Vielfaches der Wiener Holding!

Jetzt frage ich mich: Warum wird diese Ausgliederung an die Wiener Holding, die offensichtlich doch nicht so gut wirtschaften kann, wie man es uns darzulegen versucht, warum wird das an die übergeben? Nicht, dass man etwas besser machen sollte und könnte. Ich bin sogar sehr dafür und rege das an, dass man sich über eine Neugestaltung und Neustrukturierung des Liegenschaftswesens in der Stadt Wien Gedanken macht. 

Seitenweise ist hier angeführt, welche Firmen oder welche Beteiligungen im Immobilienbereich die Holding überall hat, weil es wirklich eine ganze Menge ist. Wenn man dann noch weitere Privatisierungsteile oder Verkaufsteile von der MA 69 aus dem laufenden Geschäft dazunimmt, dann würde es das wirklich hergeben, dass man im Sinne dessen, wie es auch der Bund mit der Bundesimmobiliengesellschaft gemacht hat, eine eigene, aber auch mit entsprechender Kompetenz ausgestattete Ausgliederung durchführt. So, meine Damen und Herren, werden wir jedenfalls keinen Erfolg haben, und so wird es nicht funktionieren.

Aber das kommt eben heraus, wenn man Immobilienwesen oder Wirtschaft allgemein nur als notwendiges Übel sieht und wenn es einem kein Anliegen ist, das spürt man an vielen Ecken und Enden in diesem Budget, ganz besonders an diesen Transaktionen. Das ist ein weiterer Punkt für uns, dass wir dem Budget mit Sicherheit nicht zustimmen werden. Bitte versuchen Sie wenigstens, dass Sie es ein bisschen besser machen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Stürzenbecher. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich kann jetzt nicht auf alle Vorredner eingehen, weil wir jetzt schon die 15-Minuten-Begrenzung haben. Zum Kollegen Stark, weil er da ist, möchte ich aber schon sagen, dass Ihre Sorgen um die KMUs zwar ehrenwert sind, jedoch möchte ich Ihnen schon in Erinnerung rufen, dass die schwarz-blaue Bundesregierung, an der Sie damals ja beteiligt waren, mit Ihrer Steuerreform doch dahin gehend gewirkt hat, dass für die KMUs überhaupt keine Vorteile gekommen sind und für Großkonzerne und internationale Konzerne sehr viele Vorteile. Also das haben Sie mitzuverantworten, falls hier schlechte Rahmenbedingungen gegeben sind. Das muss auch einmal gesagt werden.

Sonst, was Wien betrifft, kann man sagen - und das hat teilweise schon Kollege Ekkamp ausgeführt -, Wien erfüllt natürlich alle Aufgaben, die Rahmenbedingungen für KMUs zu verbessern. Jedes vierte Unternehmen in Österreich wird deshalb auch in Wien gegründet. Die Frau Vizebürgermeisterin ist Präsidentin des WWFF, und hier gibt es ein sehr breit gefächertes Förderangebot über ZIT, über departure, und hier, glaube ich, versucht man doch, so weit es eben geht, die Rahmenbedingungen vor allem für Kleinbetriebe zu verbessern und ihnen nicht nur das Überleben, sondern auch ein wirklich erfolgreiches Wirtschaften zu ermöglichen. Gerade die Klein- und Mittelbetriebe sind ja das Rückgrat unserer Wiener Wirtschaft. 

Ich will jetzt nicht alles aufzählen, aber die KMU-Förderung für produzierende Betriebe sei erwähnt. Erwähnt sei die Internationalisierungsförderung über die Nahversorgungsaktion bis zu Infrastruktureinrichtungen. Was alles für Jungunternehmer gemacht wird, hat schon Ekkamp gesagt. Aber es gibt auch den Gründungsbonus, mit dieser Förderung unterstützt der WWFF gemeinsam mit AWS und WKÖ die Eigenkapitalbildung für Unternehmungsgründungen und ‑übernahmen. Der Gründungsbonus richtet sich an Personen, die vorhaben, in frühestens einem Jahr ein kleines Unternehmen zu gründen, und erstmals wirtschaftlich selbstständig tätig sind. 

Ich könnte jetzt eine Fülle aufzählen, was die Stadt Wien nicht alles für KMUs leistet! Ich finde, das ist wirklich vorbildhaft und gehört hier gewürdigt. (Beifall bei der SPÖ.)
Zum Kollegen Neuhuber - er ist nicht mehr da -, insbesondere zu dem, was er zu Rothneusiedl ausgeführt hat: Das haben wir eigentlich lang und breit anlässlich des Optionsvertrages im Gemeinderat abgehandelt, und die ganz, ganz große Mehrheit des Gemeinderates hat diesem Optionsvertrag, der von der MA 69 sehr gewissenhaft und professionell verfasst worden ist, dann eben zugestimmt. Ich will hier jetzt keine spezielle Rothneusiedl-Debatte machen, sondern komme lieber wieder zum Rechnungsabschluss und insbesondere auch zu einem ganz wichtigen Kernbereich des Rechnungsabschlusses, nämlich dem Bildungsbereich.

Die Bildung ist nicht nur Voraussetzung für Chancengleichheit - das ist ganz besonders wichtig -, sondern auch ein Standortfaktor. Dass Wien im Jahr 2006 wirklich 957 Millionen EUR in die Schulen und Bildungseinrichtungen investiert hat und zusätzlich 342 000 EUR in die Kindergärten und Kinderbetreuung, ist auch eine ganz, ganz tolle Sache. 957 Millionen EUR sind - für die, die noch alt rechnen - 13 Milliarden ATS! 

Es muss bei der Gelegenheit natürlich gesagt werden, dass Wien seine Aufgabe erfüllt. Wir hoffen, dass der Bund das auch macht. Die Unterrichtsministerin ist außerordentlich engagiert und hat auch die richtigen Ziele und Schwerpunkte gesetzt. Leider betätigt sich die ÖVP auch dort als Blockierer und verhindert, dass endlich auch in Österreich möglich ist, was in anderen Ländern, bildungspolitisch erfolgreichen Ländern, selbstverständlich ist: die gemeinsame Schule aller 6- bis 
14-Jährigen. Wir wollen eine Schule der Vielfalt mit geeigneter innerer Differenzierung; die ÖVP auf Bundesebene verhindert das derzeit noch. Ich hoffe aber, dass es Fortschritte geben wird. Genauso brauchen wir ein verpflichtendes Vorschuljahr, das naturgemäß der Bund finanzieren müsste.

Ein weiterer wichtiger Punkt im Rechnungsabschluss, auch aus wirtschaftlicher Betrachtung, ist das Kulturbudget. Es ist so, dass natürlich Kultur viel mehr als nur ein Wirtschaftsfaktor ist. Sie ist wichtig für die Lebensqualität, für die Kreativität der Menschen, überhaupt für das Geistige. Aber darüber hinaus ist unser ausgeweitetes Kulturbudget - weil wir jetzt Finanzen und Wirtschaft diskutieren - natürlich auch ein sehr, sehr positiver Wirtschaftsfaktor. 

Im Gegensatz zu vielen deutschen Städten, reichen deutschen Städten von der Geschichte her, die ihr Kulturbudget immer mehr gestrichen haben, hat Wien das Kulturbudget wieder ausgeweitet. Das führt unter anderem auch dazu und ist ein Faktor, dass immer mehr Touristen nach Wien kommen. Wir haben mehr als 8 Millionen Nächtigungen pro Jahr, und es sind im letzten Jahr noch mehr geworden.

Besonders auch der Kongresstourismus ist außerordentlich erfolgreich. Wir haben ja doch manchmal die Gelegenheit, in Vertretung des Bürgermeisters internationale Gäste zu empfangen beziehungsweise mit diesen internationalen Gästen zu sprechen, die zu Kongressen hierher kommen; und die sagen, die Rahmenbedingungen dafür, dass man Wien als Kongressstadt ausgewählt hat, sind insgesamt außerordentlich positiv. Aber ein Faktor, der immer erwähnt wird, ist natürlich das reichhaltige kulturelle Angebot. Also das macht sich - neben allem anderen, was wichtig ist - auch wirtschaftlich bezahlt. Ich glaube, darauf können wir auch stolz sein, dass wir in der Kultur wirklich die Vorzeigestadt in Europa sind. (Beifall bei der SPÖ.)
Als einen Kernpunkt meiner Ausführungen - und das gehört ganz genau zum Ressort der Frau Vizebürgermeisterin - möchte ich noch die Daseinsvorsorge genauer beleuchten, weil das ein Thema ist, das wirklich eine der ganz großen Herausforderungen für die Kommunalpolitik in Europa, in Österreich und in unserer Stadt darstellt. Es ist die Sicherung der Daseinsvorsorge, der öffentlichen Dienstleistungen, von allgemeinem Interesse und wirklich ein Kernpunkt unserer Tätigkeit. Ich glaube, wir haben hier in den letzten Jahren die richtigen Schritte gesetzt. 

Der extreme Liberalisierungswahn, der teilweise in Europa da war, kehrt sich ja teilweise schon wieder ins Gegenteil um. Klubobmann Oxonitsch hat am Vormittag einen Artikel im, glaube ich, vorletzten „Spiegel" erwähnt, in der deutschen Zeitschrift, worin sehr deutlich dargelegt wurde, dass es in deutschen Städten, die privatisiert haben, damit sie ein bisschen Geld hereinbekommen, aber damit so viele Verschlechterungen für die Versorgung der Menschen hervorgerufen haben, jetzt wieder eine Rekommunalisierung gibt. Aber natürlich ist das irrsinnig schwer! Dann, wenn man einmal alles schon abverkauft hat, wenn schon alles den Privaten gehört, wieder zu rekommunalisieren, ist außerordentlich schwierig. 

Wir haben den gegenteiligen Weg gewählt. Der öffentliche Nahverkehr, die Versorgung mit Trinkwasser, die Abwasser- und Müllbeseitigung, die Versorgung mit Strom und Gas und andere Leistungen der Daseinsvorsorge funktionieren in Wien ganz ausgezeichnet. Wir haben im Oktober letzten Jahres in dieser Organisation NILS - das ist ein internationales Netzwerk von gewählten Vertretern, die für die öffentlichen Betriebe eintreten, auch die Stadt Wien ist Mitglied bei dieser Organisation - eine Konferenz gehabt, und da konnten sich alle davon überzeugen - auch die, die vielleicht nicht von Haus aus dafür sind -, dass das Eigentum an Stadtwerken und so weiter gegeben sein soll und dass in Wien von allen Städten ebendiese öffentlichen Dienstleistungen am besten funktionieren. 

Das ist natürlich auch der beste Beweis und das beste Argument dafür, dass wir diese Strukturen aufrechterhalten wollen. Das liegt an vielen Faktoren: Das liegt an den engagierten und motivierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, das liegt am Management, das nach fachlichen Kriterien bestellt wird, das liegt aber auch an den politischen Rahmenbedingungen, die im Wesentlichen die Sozialdemokratie in dieser Stadt geschaffen hat, und zwar im Gegensatz zu jenen Vorschlägen, die die ÖVP und teilweise auch die FPÖ immer gebracht haben.

Wir haben - die Frau Vizebürgermeisterin hat es am Vormittag ausgeführt - die Leistungen im Bereich der Daseinsvorsorge weiter ausgeweitet und schaffen damit Rahmenbedingungen. Dazu gehört aber auch, dass wir die Verfügungsgewalt und das Eigentum über diese wesentlichen Betriebe der Stadt, die die Daseinsvorsorge sichern, weiter behalten werden. Das ist ganz sicher, denn durch das Eigentum an diesen Betrieben sichern wir im Interesse der Menschen die Versorgung! (Beifall bei der SPÖ.)
Die Risiken der übertriebenen Liberalisierung, wie sie von den Apologeten des Neoliberalismus europaweit erfolgt - und auch in Österreich hat sich ja in der vorigen Bundesregierung manches breit gemacht, der vorige Finanzminister -, die Risiken einer übertriebenen Liberalisierung werden immer mehr bekannt und sind jetzt praktisch auch schon empirisch belegbar. Leider ist es für die Betroffenen, für die vielen Millionen, die in diesen Städten negativ betroffen sind, ja schlimm, aber man kann empirisch belegen, dass diese übertriebene Liberalisierung Folgendes herbeiführt: Den Anstieg der Preise bei sinkender Qualität, ein Sinken der Löhne bei verschlechterten Arbeitsbedingungen, den Abbau von Sozialleistungen, eine geringere Investitionsbereitschaft, eine Zugangsselektion zu den öffentlichen Dienstleistungen, keine flächendeckende Versorgung und eine Aushöhlung der kommunalen Selbstverwaltung. Die kommunale Selbstverwaltung ist ein wesentlicher Pfeiler unserer Demokratie, und die würde komplett ausgehöhlt werden, wenn wir die Daseinsvorsorge nicht in dem Sinn, wie wir es machen, sichern könnten. 

Man muss hier auch manchen extremen Liberalisierungsbestrebungen der EU-Kommission oder von Vertretern der EU-Kommission immer wieder entgegentreten; im Interesse der Menschen unseres Landes müssen wir das machen. Wir waren ja in einer Delegation Ende Oktober in Brüssel und haben dort beispielsweise mit Vertretern der EU-Kommission diskutiert, die damals dieses unglückselige Ownership Unbundling propagiert haben. 

Das ist eine erzwungene Eigentumsentflechtung auf dem Energiesektor, sodass Erzeugung und Vertrieb nicht nur praktisch rechtlich getrennt werden in verschiedenen Gesellschaften, sondern auch vom Eigentümer her getrennt werden müssten. Es müssten also dann bei Strom und Gas Erzeugung und Vertrieb verschiedenen Eigentümern gehören. Im Extremfall würde das darauf hinauslaufen, dass mehr oder weniger sogar eine Zwangsenteignung erfolgen würde. Wenn man zwangsweise abverkaufen müsste und das dann ja irrsinnig viele in Europa machen müssten, hätte das nur negative Folgewirkungen.

Es war erfreulich, dass nach meiner Stellungnahme dort auch Kollege Tschirf und dann, glaube ich, auch StR Herzog und Kollegin Vana von den GRÜNEN sich gegen diese Bestrebungen ausgesprochen haben. Ich will nicht sagen, dass unser Auftreten da ausschlaggebend war, aber Faktum ist, dass inzwischen vorläufig dieses gefährliche Projekt der EU-Kommission wieder vom Tisch ist. Aber ich glaube, man muss weiter wachsam sein, weil das eben unsere Verfügungsfähigkeit und die Gestaltungsspielräume für die Kommune äußerst schwächen würde. 

Ich habe jetzt nicht mehr Zeit, noch zur Inhouse-Vergabe genauer Ausführungen zu treffen; da werden ja auch durch EU-Vorgaben manchmal Rechtsunsicherheit und schlechte Rahmenbedingungen geschaffen. 

Ein Wort noch zu den GRÜNEN, die manchmal sagen, wir hätten ausgegliedert und weiß Gott was, wobei die Ausgliederung 1999 ja sachlich gut verlaufen ist. Im Gegensatz dazu privatisieren die GRÜNEN mit den Schwarzen in Oberösterreich zum Teil - zu 40 Prozent, soviel ich weiß - die Energie AG. Ich habe in der Zeitung gelesen, dass die GRÜNEN daran mitwirken, dass das Wasser, die Wasserversorgung, verkauft wird, privatisiert wird. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Gekauft, nicht verkauft!) Das ist ein wirklicher Sündenfall der GRÜNEN in Oberösterreich, dass die Energie AG ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Die Wasserversorgung wird gekauft! Die SPÖ hat ...! Wir kaufen sie zurück!) 

Ich will jetzt nicht die oberösterreichischen Verhältnisse zu sehr im Wiener Gemeinderat diskutieren, aber die GRÜNEN erweisen sich dort, wo sie an der Regierung sind, als konservativ und nicht im öffentlichen Interesse handelnd, sondern verkaufen teilweise die Energie AG. Wobei gerade Wasser als begrenzte Ressource unbedingt ein natürliches Monopol der Allgemeinheit bleiben muss. Hochwertige und nachhaltige Wasserversorgung muss im Vordergrund stehen und nicht die Profitgier. 

Abschließend sei gesagt: Der Rechnungsabschluss 2006 belegt mit klaren Fakten und Zahlen, dass in Wien eine Politik betrieben wird, die die Lebensverhältnisse der Menschen in allen Bereichen weiter verbessert. Diese gute Politik wird auch in die Zukunft von uns fortgeschrieben werden, und deshalb können wir dem Rechnungsabschluss mit gutem Gewissen zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dipl-Ing Margulies: eine tatsächliche Berichtung. - Bitte.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Lieber Kurt Stürzenbecher!

Ich muss nur eine Sache nicht so stehen lassen. Ich bin kein Fan von Privatisierungen, weder in Wien noch in Oberösterreich. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Aber dort wird privatisiert!) Nur, was nicht stimmt und was ich tatsächlich berichtigen will, ist: Die SPÖ-ÖVP-Regierung hat das Wasser verkauft, und mit dem Deal mit der 
Energie AG kauft jetzt das Land Oberösterreich die Wasserrechte zurück. Das ist ein großer Unterschied. Nicht: Das Wasser wird verkauft, sondern: Das Wasser wird zurückgekauft! - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Bezirksvorsteherin Reichard hat sich zum Wort gemeldet. Ich bitte sie zum Rednerpult.

Bezirksvorsteherin Susanne Reichard: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Ich weiß, dass es in diesem Haus manchmal mit Unverständnis zur Kenntnis genommen wird, wenn sich ein Bezirksvorsteher zum Wort meldet. Offensichtlich ist schuld daran, dass es selten jemand außer mir so tut. Ich weiß auch, dass bei manchen der Kollegen hier im Haus mein lautes Organ bereits zur Diskussion gestanden ist und hier Kopfschütteln herrscht, warum sich gerade ein kleiner Bezirk zum Wort meldet. Ich werde es trotzdem tun, denn ich sehe es auch als meine Aufgabe und Verantwortung, hier als Bezirksvorsteherin eines Wiener Gemeindebezirkes darauf hinzuweisen, wie Sie in dieser Stadtregierung mit den Bezirken umgehen, wie Sie damit mit der Bürgernähe und den Menschen in dieser Stadt umgehen. (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn heute - und es ist jetzt schon einige Stunden her - in der Früh von der Frau Vizebürgermeisterin gesagt wurde, dieses Budget sei die in Zahlen gegossene Politik der Stadt, dann kann ich nur sagen: Genau das ist das Problem, Frau Vizebürgermeisterin! Denn wenn Sie es genau lesen, dann heißt das nämlich für die Bezirke, dass die Bezirke schon lange ausgehungert wurden und dass die Bezirke heillos verschuldet sind. Von 23 Wiener Gemeindebezirken gibt es nur mehr 3 Bezirke, die schwarze Zahlen schreiben, 20 Bezirke sind bereits verschuldet. Das ist die Realität, die wir vor Augen haben. 

Es sind immer wieder die gleichen drei Kritikpunkte, die wir hier seit Jahren anbringen. Die Bezirksbudgets sind einfach seit Jahren, seit Einführung der Dezentralisierung vor 20 Jahren, nicht erhöht worden, sie sind nicht valorisiert worden. Währenddessen sind die Kosten gestiegen, die Auflagen und rechtlichen Verantwortungen sind größer geworden, und es sind die Schulen, es sind die öffentlichen Gebäude, es sind die Kindergärten, die einfach nicht mehr finanzierbar sind. Es sind die Straßen, die Erdkabel, die Ampeln, es sind die denkmalgeschützten Gebäude, von mir aus auch die Höhenstraße – all das ist nicht mehr zu finanzieren von den Bezirken. Wie gesagt, 3 von 23 Bezirken, die nicht verschuldet sind. 

Die Höhe der Bezirksbudgets ist nicht gestiegen, sie ist nicht valorisiert worden, sie ist dramatisch gesunken. In den Jahren 2001 bis 2006 sind die Bezirksbudgets um mehr als 6 Prozent gesunken. Im selben Zeitraum sind die Kosten enorm gestiegen. Allein die Bauindizes sind um fast 20 Prozent, wenn nicht darüber, gestiegen. Dem wurde nie Rechnung getragen, eine Valorisierung ist nie erfolgt. 

Wo bleibt die Valorisierung in dieser Stadt für die Bezirke? Valorisierung wird von Ihnen immer gerne in den Mund genommen, wenn es um Tariferhöhungen geht, Valorisierung ist in dieser Stadt mittlerweile ein Synonym für Abzocken geworden, für nichts anderes. Tariferhöhungen, wo man hinschaut: das Parkpickerl mit fast 30 Prozent Erhöhung, die Parkscheine 50 Prozent Erhöhung, öffentliche Verkehrsmittel im Durchschnitt um 10 Prozent erhöht, die Bäder bis zu 29 Prozent, Müll, Gas, Abwasser, Strom – alles wurde in dieser Stadt valorisiert. 

Jetzt wird am Donnerstag ein Valorisierungsgesetz zur Abstimmung vorliegen, ein Valorisierungsgesetz, das man so sicherlich nicht annehmen, dem man so sicherlich nicht zustimmen kann, und die ÖVP-Wien wird diesem Valorisierungsgesetz im Landtag am Donnerstag auch sicherlich nicht zustimmen. Dieses Valorisierungsgesetz brauchen wir nicht, was wir brauchen, ist endlich ein Valorisierungsgesetz für die Bezirke und für die Bezirksbudgets. (Beifall bei der ÖVP.) 

23 Bezirke, 20 davon verschuldet, und der Hauptanteil dieser Verschuldung entfällt sicherlich auf die Schulen, auf die Schulsanierungen. Ihre Antwort darauf: 570, 600 Millionen, wovon wieder 60 Prozent die Bezirke zu zahlen haben. Dieses Zwangspaket, dieses Schulmogelpaket wird nämlich das sein, womit Sie alle Bezirke endgültig in die Schuldenfalle treiben werden, denn es ist einfach nicht machbar, sich für 10 Jahre in Höhe von Millionen zu binden. Das ist unmöglich, das würde für den 4. Bezirk allein beim Bezirksbudget von 2,8 Millionen EUR eine Summe von 6,5 Millionen bedeuten, wobei die Zahlen eigentlich nicht wirklich stimmen können, weil ich allein für eine Schulsanierung schon eine Schätzung von 7,5 Millionen habe. Die Bezirke werden damit in die Schuldenfalle getrieben.

Wenn der Kollege Lacina heute über die Zeitung mitteilen lässt, die Bezirke werden schon noch alle dem Paket zustimmen, kann ich nur sagen, ich frage mich, ob er wirklich so davon überzeugt ist, denn es gibt bis dato nur eine Bindung auf 10 Jahre, es gibt kein Ausstiegsszenario, und es wurde absolut nicht bedacht, dass die Bezirke auch andere Kosten noch zu tragen haben – Kindergärten, Ampeln, Straßen und so weiter. Das heißt, wenn ich hier zustimme, gebe ich jegliche politische Verantwortung ab. In der Wirtschaft würde man das einfach nur als fahrlässige Krida bezeichnen und nicht anders. Dem kann man nicht zustimmen. 

Für mich gibt es eigentlich nur drei Gründe, wie so ein Sanierungspaketchen zustande kommen kann oder exekutiert werden kann. Das kann nämlich nur so umgesetzt werden, wenn entweder die Beamten, die das umsetzen sollen, nicht wissen, wo der politische Wille ist und wie dieser ausschaut, oder wenn die politischen Mandatare nicht fähig sind, ihren Beamten beizubringen und zu sagen, was ihr politischer Wille ist, oder es ist einfach Ihr Wille, die Bezirke hier wirklich in die Schuldenfalle zu treiben, ganz bewusst zu treiben, um dann sagen zu können, wir haben es ohnedies immer schon gewusst, Dezentralisierung wollen wir eigentlich nicht, die Bezirke sind ja ohnedies unfähig zu wirtschaften, wie man sehen kann. Das ist einfach nichts anderes als politische Erpressung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich glaube, es gibt eine einzige Lösung, um diesem Problem wirklich Herr zu werden: Das ist, sich an den Verhandlungstisch zu setzen, einfach einmal die Bezirksbudgets neu zu verhandeln, alle vier Jahre einen Finanzausgleich auf Wiener Ebene zwischen Land und Bezirken zu machen und den gesamten Bereich der Dezentralisierung mit allen Kompetenzen und Rechten neu zu verhandeln. Das wird die einzige Möglichkeit sein, und ich hoffe, dass Sie eines Tages so weit sind, denn es sind 23 Bezirke, die es betrifft, und nicht nur 5 ÖVP-Bezirke.

Wir stehen zur Dezentralisierung, wir sagen Ja zur Dezentralisierung, denn die Dezentralisierung ist die einfachste Möglichkeit, die Bezirke zu verwalten, sie ist am bürgernächsten, sie ist am effizientesten, sie ist am kostengünstigsten. Wir sagen Ja zu der Verantwortung, die wir damit übernehmen, aber wir brauchen auch die entsprechenden Geldmittel, um das, was in der Stadtverfassung festgeschrieben ist an Rechten und Pflichten, auch ausführen zu können. Dazu brauchen wir die entsprechende Höhe der Bezirksbudgets, und wir brauchen einen Rechtsanspruch auf diese Bezirksbudgets und keine sozialistischen Almosen. (Beifall bei der ÖVP.) 

23 Bezirke, davon 3 nicht verschuldet, alle anderen schon, davon 5 ÖVP-Bezirke, und ich frage mich, warum sprechen nur die 5 ÖVP-Bezirke und 16 andere schweigen. Sie schweigen aber nur nach außen, denn wenn man dann intern redet, dann hört man hinter vorgehaltener Hand: Na ja, du kannst reden, wir dürfen nicht. So schaut die Realität in dieser Stadt aus. 

Ich darf nicht nur reden, ich werde auch reden, und ich sehe es als meine Verantwortung an, darauf hinzuweisen. Ich fordere und die ÖVP-Wien fordert, dass die Bezirksbudgets erhöht und valorisiert werden, dass wir alle vier Jahre einen Wiener Finanzausgleich zustandebringen und vor allem, dass die Dezentralisierung neu verhandelt wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir werden weiter auf die Missstände in dieser Stadt hinweisen, und ich sehe es auch als eine der Verantwortungen als Bezirksvorsteherin in dieser Stadt, auf diese Missstände hinzuweisen, die die SPÖ-Regierung in dieser Stadt verursacht. Ich sehe es als meine Aufgabe, auch auf die vielen roten Wunden hinzuweisen, die tagtäglich in dieser Stadt und in diesem Fall in den Bezirken passieren. Es ist unsere Aufgabe als politische Opposition, dies zu tun, und es ist auch unser politisches Ziel als Opposition in dieser Stadt, dafür zu sorgen, dass diese Stadt wieder sozialer wird, dass sie bürgernäher wird und vor allem auch wirtschaftlich gut verwaltet wird, denn das alles ist im Moment nicht der Fall. 

Es ist auch mein persönliches Ziel, daran mitzuarbeiten – auch wenn das jetzt ein Projekt für viele Jahre sein sollte –, dass es endlich wieder so ist, dass dieses Rothaus zu einem Rathaus wird für unsere Menschen in dieser Stadt, damit die Menschen in dieser Stadt sich auch wieder wohlfühlen können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gelangt die Frau Amtsf StRin VBgmin Mag Brauner. Bitte schön.

VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Zuerst herzlichen Dank für die Diskussion. Wenn ich auch in vielen Fragen nicht der Meinung bin, die hier vor mir geäußert wurde, so halte ich es doch für wichtig und gut, dass wir hier unseren Rechnungsabschluss so ausführlich diskutieren, gerade weil es stimmt – und das haben mir ja auch einige Redner bestätigt –, dieser Rechnungsabschluss ist, genauso wie das Budget, in Zahlen gegossene Politik.

Ich kann natürlich nicht auf alle Themen eingehen, das würde die Zeit nicht erlauben, wir sind ohnehin sehr spät dran, daher das Allerwichtigste in aller Kürze.

Wirtschaftsentwicklung und Arbeitsmarkt. Vorweg geschickt sei: Jeder Arbeitslose, jede Arbeitslose ist einer/eine zu viel, deswegen habe ich in meiner Einleitungsrede ja auch betont, dass wir nicht nachlassen bei unseren Bemühungen, dass wir nicht nachlassen auch mit dem Geld, das wir in die Hand nehmen, um Arbeitslosigkeit überhaupt zu verhindern, aber das ändert trotzdem nichts daran, dass Wien das erste Bundesland war, das die Trendwende in der Arbeitsmarktsituation erreicht hat – gegen den Bundestrend. Denn wir wissen alle, wann die Arbeitslosigkeit so stark gestiegen ist, dass es eines der Merkmale der schwarz-blauen Bundesregierung war, dass sie die höchste Arbeitslosigkeit, die es je gegeben hat, hervorgerufen hat. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das glauben Sie nicht einmal selbst!) Wien war die erste Stadt, die diesen positiven Trend bedienen konnte, und der wird auch fortgesetzt. (Beifall bei der SPÖ. – (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Unglaublich!) 

Frau Cortolezis, Sie können ruhig lachen. Frau Schlager – da tue ich mir leichter –, ich würde vorschlagen, dass Sie erst dann lachen, wenn Sie sich die Zahlen angehört haben. Für Sie habe ich einige Informationen, und es würde Ihnen gut tun, sich diese anzuhören. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sie könnten auch noch etwas lernen!) Ich kann Ihnen das, was ich gesagt habe, auch beweisen. Wien hat schon 2005 einen Rückgang an Arbeitslosigkeit gehabt, 2006 detto. Auch die absoluten Zahlen sind gestiegen von 756 000 Arbeitsplätzen auf 763 000, wenn wir nur die klassisch Unselbstständigen nehmen, wenn wir alle Beschäftigungsverhältnisse nehmen von 910 000 auf 920 000. Damit liegen wir auch weit über dem Niveau, das Sie angesprochen haben.

Das heißt, abgesehen von dem Argument, das meine Kollegen ohnehin schon gebracht haben, dass Wien natürlich in einer ganz außergewöhnlichen Situation ist, weil es im Gegensatz zu anderen Bundesländern sozusagen Nettoarbeitsplatzlieferant ist, indem von den 900 000 Arbeitsplätzen 200 000 Arbeitsplätze – nicht 20 000, 30 000, 40 000, sondern 200 000 – von Menschen in Anspruch genommen werden, die nicht in Wien leben (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Aber es pendeln auch welche aus!), was man natürlich immer, wenn man ernsthaft diskutieren möchte, auch entsprechend berücksichtigen muss. (Beifall bei der SPÖ.)

Bei allem Verständnis für die Opposition, dass Sie natürlich Kritikpunkte suchen – ich habe am Beginn der Debatte ja schon geglaubt, es gibt gar keine; da nur über den Bund und über die EU diskutiert wurde, dachte ich mir schon, es ist überhaupt nichts zu finden, dann sind glücklicherweise einige Argumente gekommen, und das verstehe ich natürlich auch –, wäre es trotzdem schön, wenn die Argumente sich ein bisschen mit dem treffen würden oder auf das Bezug nehmen würden, was ich gesagt habe. 

Es ist gesagt worden, Wien setzt in der Wirtschaftspolitik keine Schwerpunkte und es sei zur Frage der wirtschaftlichen Situation nichts gesagt worden. Nun, ich habe sehr deutlich Stellung genommen zu der größten Herausforderung, vor der wir stehen, nämlich dem Strukturwandel unserer Wiener Wirtschaft: weg von einer traditionellen Produktionsgesellschaft hin zu einer innovationsorientierten, wissensorientierten Dienstleistungsgesellschaft. Hier müssen wir Antworten geben und hier geben wir Antworten, ohne die traditionellen Bereiche zu vernachlässigen. Denn es wäre ein schwerer Fehler, traditionelle Betriebe zu vernachlässigen. 

Wir setzen natürlich neue Schwerpunkte. Ich habe sogar mit der BOKU ein Beispiel für den gesamten Biotechnologieschwerpunkt erwähnt, und Sie wissen alle, dass wir am Medienstandort Wien unglaublich viel machen. Allein wenn ich mir anschaue, was sich jetzt im Media Quarter St Marx abspielt, wo wir die Fläche, die wir dort jungen, innovativen Unternehmern und Unternehmerinnen anbieten, von 2 000 auf 20 000 m² verzehnfachen. Die Geschichte von „departure“, der Tochter des Wirtschaftsförderungsfonds, die sich speziell mit kreativen Industrien befasst, ist eine Erfolgsstory, die mittlerweile in ganz Europa zur Kenntnis genommen wird und wo man zu uns kommt, um dieses Beispiel nachzumachen. 

Den Vorwurf, es wären die Investitionen zurückgegangen bei einem Plus von 90 Millionen – das ist keine politische Frage, sondern eine mathematische –, kann ich überhaupt nicht nachvollziehen. 

Das gilt genauso für die Argumentation der Frau Cortolezis-Schlager. Ich muss sagen, mir fällt gar kein deutscher Ausdruck ein, mir fällt nur das englische „strange" ein, für das, was sie hier argumentiert hat im Zusammenhang mit Wirtschaftspolitik. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Strange heißt seltsam!) Na, es ist mehr als seltsam. Ihre Argumentation, Frau Kollegin, war mehr als seltsam. Ich hoffe, Sie verstehen mehr von der Bildung als von der Ökonomie. Bei dem, was Sie hier gesagt haben, war das allerdings nicht zu erkennen, denn im Bildungsbereich bei einem Plus von 57 Millionen zu behaupten, auch hier wäre ein Rückgang zu verzeichnen, zeigt nicht, dass sie sich mit der Bildungsfrage ernsthaft befasst haben. 

Aber der Vergleich des Wirtschaftswachstums von Österreich und der Region mit den ehemaligen kommunistischen Staaten, von denen wir wissen, dass sie einen Riesennachholbedarf haben, dieser Vergleich ist nicht nur unfair, er ist unqualifiziert und beweist bestenfalls Ahnungslosigkeit, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ. – StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ihre Arbeitslosigkeit ist die höchste in ganz Österreich in Prozentpunkten!) 

Und das zweite ebenfalls als mehr als seltsam zu bezeichnende Argument, die Stadt Wien möge sich nicht brüsten, die Einnahmen kämen doch vom Bund, also dieses Argument ist überhaupt auch ein, wie gesagt, mehr als seltsames. Wollen wir uns doch einmal genauer anschauen, wie es wirklich ist. Da bedarf es natürlich schon ein bisschen ökonomischen Sachverstandes, aber nicht viel. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Den haben Sie nicht! Ihnen fehlt er leider!) Man muss nur die Statistik hernehmen und sich das örtliche Aufkommen an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben anschauen. Also die Gelder, die im Zuge des Finanzausgleichs verhandelt werden, nennen wir gemeinschaftliche Bundesabgaben. Diese gemeinschaftlichen Bundesabgaben werden dann auf die Bundesländer, den Bund, die Kommunen verteilt. 

Schauen wir doch mal an, woher die wirklich kommen und wer die aufbringt. Ich habe mir die Prozentsätze ausgerechnet. Ich hatte ja lange Zeit, während ich hier saß, und habe mir nicht nur die absoluten Zahlen – mit denen will ich Sie jetzt nicht langweilen, weil es schon so spät ist –, sondern auch die Prozentsätze ausgerechnet. 

Es kommen von diesen Geldern, von denen hier gesprochen wurde, dass sie nach Wien fließen, 3,6 Prozent aus Vorarlberg, 5,4 Prozent aus Tirol, 3,8 Prozent aus Kärnten, 7,1 Prozent aus der Steiermark, 7,6 Prozent aus Salzburg, 12,4 Prozent aus Oberösterreich, 0,8 Prozent aus dem Burgenland. Von dem so hoch gelobten Niederösterreich, mit dem wir im Übrigen eine sehr gute Beziehung haben, denn ich glaube, dass wir in der Ostregion nicht gegeneinander, sondern miteinander arbeiten müssen, von diesem so hoch gelobten, wirtschaftlich so potenten Niederösterreich kommen 11,6 Prozent und von Wien, sehr geehrte Damen und Herren, 47,5 Prozent! Ich glaube, mehr braucht man dazu nicht mehr zu sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und bitte machen Sie die Arbeit des Wirtschaftsförderungsfonds nicht so schlecht, Sie machen damit auch die Arbeit Ihrer eigenen Kollegen schlecht. Denn das, was wir dort machen – und auch das habe ich mich bemüht, zu Beginn bei meinen Einleitungsstatements zu sagen –, machen wir miteinander, und ich bin dankbar dafür und werde alles dazu beitragen, dass es dieses Miteinander weiterhin gibt – auch über Parteigrenzen hinweg. Es sind alle Beschlüsse in diesem Gremium einstimmig. Wir bemühen uns sehr, auch entsprechende Informationen zu geben, damit alle mitgehen können. Also bitte, machen Sie die Arbeit des Wirtschaftsförderungsfonds nicht so schlecht, noch dazu, wo die Tatsachen für die Wirtschaftsförderung in Wien sprechen. 

Einige Beispiele sind schon genannt worden: Die 300 Headquarters, die wir in Wien haben, im Jahr 2006 waren es 74 neue Unternehmungen, die sich in Wien angesiedelt haben, und auch im Jahr 2007 – das ist jetzt nicht unser Thema, aber nur, weil gemeint wurde, wir sollten auch in die Zukunft schauen – gibt es entsprechende Betriebsansiedlungen. Die letzte, an der ich persönlich die Freude hatte teilzunehmen, erfolgte von Terra Maschinen, einer österreichischen Gesellschaft mit sehr großer internationaler Vernetzung, die im Übrigen von Niederösterreich nach Wien übersiedelt ist. 

Auch die Unternehmensneugründungen sind in Wien auf absolut hohem Niveau. Ich erspare es mir jetzt, Ihnen die Statistiken vorzulesen, ich stelle sie Ihnen aber sehr, sehr gerne zur Verfügung. 

Und natürlich, sehr geehrte Damen und Herren – da stimme ich all jenen zu, die auch die Klein- und Mittelbetriebe angesprochen haben –, ja, die KMUs sind das Rückgrat der Wiener Wirtschaft. Dessen sind wir uns sehr bewusst und darum bemühen wir uns auch. Es ist ein absoluter Auftrag an den Wirtschaftsförderungsfonds, diese KMUs prioritär zu unterstützen. Wir haben vor Kurzem einen eigenen Call für KMUs im Produktionsbereich präsentiert, weil wir diesen Schwerpunkt auf die KMUs legen – ja, sogar auf die Kleinstunternehmungen, für die es eigene Schwerpunkte gibt – und gleichzeitig eben auch auf den Produktionsbereich, weil wir diese traditionelle Seite nicht vernachlässigen wollen. 

Es gibt auch eine neue Beteiligungsinitiative. Das geht in Richtung der Frage, wie man dem seitens der Banken aufgezeigten Problem gegensteuern kann. Hier gibt es Initiativen, hier gibt es auch Bemühungen, entsprechend Aktivitäten zu setzen. Und dass die auch erfolgreich sind, zeigt sich dadurch, dass auch die Betriebsinsolvenzen um über 6 Prozent zurückgegangen sind. Aber hier gilt dasselbe wie beim Thema Arbeitslosigkeit: Nicht nur jeder Arbeitslose ist einer zu viel, sondern jeder Konkurs ist einer zu viel. Und natürlich gibt es hier einen inhaltlichen Zusammenhang. Wir werden daher bei diesen Bemühungen sicher nicht nachlassen.

Auch ein wenig Zusatzinformationen zu der Diskussion um den Schuldenstand. Natürlich kann man leicht eine Zahl herausnehmen und sagen – weil ich vorhin den Vergleich mit den Bund gebracht habe –, im Bund hat es sozusagen in den vergangenen Jahren überhaupt keine Schuldenpolitik gegeben, es ist der Zinsendienst zurückgegangen. Na ja, dass man weniger zurückzahlt, heißt an sich noch nicht viel, das passiert öfter. Die Frage ist: Wie hat sich denn der Schuldenstand entwickelt in den vergangenen Jahren? Und ganz konkret, weil wir hier darüber diskutiert haben: Wie hat denn die Regierung Schüssel hier agiert? Und da gibt es Zahlen und Fakten, sehr geehrte Damen und Herren, und wenn man sich ein bisschen mit der Materie auseinandersetzt, muss man die nur einfach lesen, und die sind eindeutig. 

Im Jahr 2000 – und das ist meines Wissens nach der Antritt der Regierung Schüssel gewesen – gab es Finanzschulden von 120,705 Milliarden und beim Abtritt, bei der Abwahl im Jahr 2006 gab es – als Wiener Finanzstadträtin kommt einem das Wort gar nicht über die Lippen, da kriegt man das Gruseln – 145,265 Milliarden. Also das sind um 25 Milliarden mehr, die es in dieser Regierung Schüssel gegeben hat. 

Das sind ganz offizielle Zahlen, sehr geehrte Damen und Herren, und wenn man sich das anschaut und wenn man hier argumentiert, sollte man es bitte seriös tun. 

Ich kann Ihnen noch ergänzend mitteilen, was es pro Kopf bedeutet: Im Jahr 2003 16 640 EUR Verschuldung pro Kopf, jetzt, 2006, 17 560 EUR. Nicht, dass ich mich darüber freue, ganz und gar nicht, im Gegenteil. Wien trägt einen großen Teil dazu bei, die Budgetsituation des Bundes überhaupt zu stabilisieren, indem wir Maastricht erfüllen, übererfüllen, indem wir unsere Stabilitätsvereinbarungen immer eingehalten haben. Wir versuchen zu helfen, wo es geht, denn es geht um unser Österreich, es geht um unser Land. Aber wenn man schon argumentiert, soll man sich ein bisschen damit auseinandersetzen und ein bisschen wissen, wovon man spricht, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ. – StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Es wäre gut, wenn Sie das tun würden!)
Und noch ein Vergleich ist hier genannt worden: Wir sollen uns doch ein Beispiel an Oberösterreich nehmen, an der schwarz-grünen Landesregierung, denn die würden ohne Schulden agieren. Ja, das ist richtig, sehr geehrte Damen und Herren, aber – und ich zitiere jetzt nicht die SPÖ-Oberösterreich, da könnte man sagen, die ist in Opposition, die kritisiert so, wie die Opposition logischerweise uns kritisiert – ich zitiere den Landesrechnungshof aus Oberösterreich, der sagt: Jawohl, es ist die Vorgabe der Schuldenfreiheit eingehalten worden, wenngleich dies nur durch die Entnahme von 231 Millionen EUR aus Rücklagen gelungen ist, und die Rücklagen des Landes sind von knapp 1,2 Mil-
liarden EUR auf jetzt 217 Millionen EUR zum Rechnungsabschluss 2006 geschrumpft. 

Gleichzeitig sagt der Landesrechnungshof, im Jahr 2007 muss das Land entweder Schulden machen oder die Rücklagen aus Vermögensveräußerungen wieder aufbauen, das heißt, das Familiensilber verkaufen. Über den ersten Schritt haben wir schon gehört. Es ist geplant seitens der schwarz-grünen Bundesregierung (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Nein, nein, eine schwarz-grüne Bundesregierung haben wir noch nicht!), 40 Prozent des Landesanteiles an der Energie AG an die Börse zu bringen. 

Jetzt unabhängig davon, sehr geehrte Damen und Herren, wie man zu diesem Börsegang steht – das will ich jetzt inhaltlich gar nicht diskutieren, da kann man sicher unterschiedlicher Meinung sein und da soll man auch ernsthaft diskutieren –: Mit der Auflösung aller Rücklagen, dem Verkauf der Vermögenswerte kann man leicht schuldenfrei sein, aber ein zukunftsorientierter, verantwortungsvoller Weg, der politisches Gestalten ermöglicht, ist es jedenfalls nicht und deswegen kein Vorbild für Wien, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Und ein letztes Wort zu den wirtschaftlichen Daten. Es wurde erwähnt, die Abgabenquote im Bund ist so gesunken, und es ist so gut, dass die Abgabenquote jetzt niedriger ist. Ja, das stimmt, aber auch hier muss man sich halt die Sachen ein bisschen genauer anschauen und ein bisschen genauer hinschauen, denn die Abgabenquote setzt sich, wie wir wissen, aus verschiedenen Teilen zusammen: aus Abgaben auf Arbeit, aus Abgaben auf Kapital und Unternehmungen und aus Abgaben auf Konsum. 

Und da gibt es keine einheitliche Entwicklung, sehr geehrte Damen und Herren. Da ist die Abgabenquote nicht generell gesunken, gesunken sind ausschließlich die Abgaben auf Kapital und Unternehmen und gestiegen sind die Abgaben auf Konsum, also die Massensteuern, und die Abgaben auf Arbeit, also für die vielen, vielen, vielen Menschen, die in diesem Land einer Arbeit nachgehen und daraus ihr Einkommen beziehen. Da sind die Abgaben gestiegen, für die Unternehmen und für das Kapital hingegen sind sie gesunken. 

Das heißt, die große Masse ist belastet worden zu Gunsten einiger weniger, und das ist wirtschaftspolitisch schlecht, arbeitsmarktpolitisch schlecht, schlecht für die Menschen in dieser Stadt und ganz sicher kein Vorbild für Wien, sehr verehrte Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Ein letztes Wort zur Werbeabgabe. Ich bin gefragt worden, wie ich dazu stehe. Meine Position ist klar, ich habe das schon öfter gesagt, ich bin sehr wohl dafür, dass man bei der Werbeabgabe Änderungen vornimmt, aber es ist nicht möglich, ohne dass die Einnahmen, die damit den Ländern entgehen, ersetzt werden. Man kann nicht immer mehr und mehr Aufgaben übernehmen, ohne gleichzeitig auch die entsprechende finanzielle Ausstattung zu bekommen. Wenn weniger Gelder da sind, können nicht mehr Aufgaben übernommen werden.
Grundsätzlich bin ich da sehr dafür. Es hat ja auch schon Besprechungen gegeben vor längerer Zeit, vor meiner Zeit, dass der Entfall der Werbeabgabe anderwärtig ersetzt wird. Aus dem ist leider nichts geworden. Wir sind gerne bereit – und das wird sicher ein Thema im Zuge der Finanzausgleichsverhandlungen sein –, hier einen neuen Anlauf zu nehmen.
Zum Abschluss, sehr geehrte Damen und Herren, nur einige ganz kurze Bemerkungen zu einzelnen Punkten, die angesprochen wurden. Es wurde sehr oft über den Bund diskutiert, immer dann, wenn es sozusagen hineingepasst hat, wenn auch leider oft nicht mit Zahlen, die beim genauen Hinsehen auch wirklich standhalten. Nicht angesprochen wurde der Bund im Zusammenhang mit dem Valorisierungsgesetz, das wir in wenigen Tagen beschließen werden. Der hat das nämlich schon. Der Bund macht diese Valorisierung, und im Gegensatz zu Wien macht er es auch auf seine eigenen Abgaben, also auf die Abgaben, die er dafür kassiert, dass er Tätigkeiten für den Bürger macht. Das tun wir nicht. Das heißt, wir valorisieren weniger als der Bund. Ansonsten machen wir beide etwas, was vernünftig ist, und ich denke, wenn man schon immer Vergleiche mit dem Bund anstellt, dann sollte man es auch in diesem Fall tun, denn hier gehen der Bund und die Stadt Wien einen sehr ähnlichen Weg, mit der Ausnahme, wie gesagt, dass wir unsere eigenen Leistungen nicht valorisieren, weil wir das Service dem Bürger gegenüber hochhalten wollen.
Zur Pflege bedanke ich mich bei all denen, die meinen Vorschlag unterstützen, dass wir hier generell ein neues Finanzierungssystem verlangen müssen, denn jetzt – und ich wiederhole es, weil es so wichtig ist – kommen die Zuschüsse zur Pflege in einer Größenordnung von Millionen und Abermillionen aus der Sozialhilfe, natürlich auch mit den Kriterien der Sozialhilfe. Wenn man von dem wegkommen möchte, muss man eine neue Finanzierung finden, und ich lade alle ein, dass wir uns gemeinsam dafür einsetzen.

Eine kleine Bemerkung nur. Die skandinavischen Modelle sind für mich kein Vorbild. Wir haben uns bei der letzten Ausschussreise in meinem alten Ressort diese Modelle in Skandinavien angeschaut. Das sind Modelle von Pflegeeinrichtungen, in denen es keine Ärzte gibt und wo uns die betreuenden Personen dort selbst gesagt haben, dass die Rettung ununterbrochen fährt. Und das will ich ganz sicher nicht, dass die alten Leute wegen jeder kleinen Grippe, jeder Verkühlung, die halt bei einem Menschen im Alter von 85, 90, 95, 100 Jahren – denn so alt sind die Menschen in unseren Pflegeeinrichtungen – schon ein Risiko ist, ununterbrochen hin- und hertransportiert werden. Wenn wir wissen, was für eine Belastung ein Ortswechsel für alte Menschen ist, so wollen wir das sicher nicht. Ich denke, da ist unser Modell jedenfalls ein besseres, und wir bekennen uns dazu. 

Ein kleiner Sidestep, weil im Zusammenhang mit dem Gesundheitswesen die Frage der KAV-Zentrale erwähnt wurde. Die Antwort ist ganz einfach. Der Krankenanstaltenverbund ist kein Immobilienmakler, deswegen haben sich die Kollegen und Kolleginnen dort jene Einrichtung der Stadt ausgesucht, die sehr wohl mit Immobilien sehr viele und sehr positive Erfahrungen hat, das ist die Holding. Und deswegen wird die Holding im Auftrag des KAV – da gibt es entsprechende glasklare Vereinbarungen – dort, wo Immobilien zur Verwertung und Entwicklung anstehen, dieses auch tun. 

Es wurde die Qualität der Holding in Frage gestellt und gefragt, warum die Holding, obwohl sie doch mit Immobilien handelt oder Immobilien entwickelt, so einen geringen Gewinn ausweist, andere hätten einen viel größeren. Diese Frage kann doch wohl nicht wirklich ernst gestellt worden sein, aber ich sage es Ihnen: Weil andere Immobilienkonzerne üblicherweise keine Theater zu erhalten haben, keine Opernhäuser zu erhalten haben, keine Stadthalle zu erhalten haben. Die Immobilien sind nur ein Teil der Wiener Holding, viele, viele andere Dinge sind auch dabei. Diese kosten oft sehr viel Geld, und wir sind froh, dass sie so gut von der Holding gemanagt werden.
Zu den Bezirken. Die Bezirke haben selbstverständlich – weil hier immer über die Valorisierung geredet wurde – ein dynamisches Element, sehr geehrte Damen und Herren, denn die Gelder, die an die Bezirke gehen, hängen von den Einnahmen ab, genauso wie das Gesamtbudget der Stadt. Auch das Gesamtbudget der Stadt kann sich nur so entwickeln, wie sich die Einnahmen entwickeln, und sehr wohl gibt es Steigerungen – ich sagte es in meiner Einleitung – von plus 4,3 Prozent, das sind 6 Millionen EUR. 

Und zu sagen, man hätte den Bezirken die Schulsanierung aufoktroyiert, wenn man für einen Bereich, für den die Bezirke zuständig sind, Hunderte von Millionen zur Verfügung stellt, zu sagen, das wäre ruinös für die Bezirke, noch dazu, wo wir klargemacht haben, dass die Vorgriffe in diesem Zusammenhang zinsenfrei sein werden, das halte ich für eine etwas gewagte These. 

Ich bin gerne bereit – vielleicht wird die Diskussion dann ein wenig versachlicht –, diese Evaluierung zu unterstützen, das ist auch von der Sozialdemokratischen Fraktion schon mehrfach beantragt worden, und das wird auch passieren, nur eines sage ich auch klar: Das ändert nichts daran, dass es einen Zusammenhang gibt zwischen dem, was eingenommen wird, und dem, was ausgegeben werden kann. Das gilt ja bitte auch für die Stadt Wien, da ist ja null Unterschied. Auch wir müssen mit dem, was es an Einnahmen gibt, auskommen, aber das ändert nichts daran, dass man, wenn man Rechte übernommen hat, auch Verpflichtungen mit übernommen hat. 

Offensichtlich ist das Schulsanierungspaket aber doch nicht für alle Bezirke so schlecht, wie es hier dargestellt wurde, es gibt offensichtlich doch Unterschiede in der Art, wie die Bezirke mit ihren Finanzen umgehen können, denn die Bezirke 1, 2, 5, 6, 13, 15, 16 und 20 haben alle schon dieses Paket beschlossen, und wie man sieht, ist dieses Angebot über Parteigrenzen hinweg angenommen worden. Und ich glaube, das ist gut so.
Danke dafür, dass der Mobilpass so positiv aufgenommen wird. Ich kann beruhigen, es gibt kein Demokratiedefizit, auch in diesem Bereich nicht. Es gibt selbstverständlich – und das ist bekannt – einen Finanzierungsvertrag mit den Wiener Linien, und dieser Finanzierungsvertrag wird im Budget beschlossen. Das heißt, es gibt hier sehr wohl entsprechende Beschlussfassungen. 

Abgesehen von Einzelbeschwerden, die wir alle kennen – wir alle kennen Menschen, die mit ihren Sorgen zu uns kommen, und das ist gut so, dafür sind wir da –, kann man daraus nicht generell auf eine große Unzufriedenheit mit den Wiener Linien schließen. Ich denke, das ist nicht zulässig. Die steigenden Fahrgastzahlen beweisen das Gegenteil, und alle unsere Untersuchungen und Umfragen, die wir selbstverständlich extern machen lassen, beweisen ebenfalls das Gegenteil. Also, ich denke, hier sollen wir die Wiener Linien nicht schlechtmachen, sondern, im Gegenteil, für ihre gute Arbeit loben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Lassen Sie mich zum Abschluss noch eine etwas heitere Bemerkung machen, weil es schon so spät ist. Es ist unser Klubvorsitzender Oxonitsch von der ÖVP aufgefordert worden, er soll doch lesen lernen. Das kann ich nur zurückgeben und sagen, lernt einmal schreiben, denn wenn ich mir das letzte Plakat der ÖVP anschaue, wo man vorgibt, sich für eine bessere Schule einzusetzen, und dann Klubobmann mit einem „n" schreibt. (GR Dr Matthias Tschirf: Das wurde ausgebessert!) Vielleicht ist es ein Klubobman so wie Superman. Vielleicht erhofft man sich davon ein bisschen eine Imageänderung. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist schon vor zwei Tagen ausgebessert worden!) Kann passieren. Ich nehme es sozusagen als ein Zeichen der Bereitschaft, über eine bessere Qualität ... (GR Dr Matthias Tschirf: Ich glaube nicht, dass es daran liegen kann!) Ich habe gesagt, das ist eine heitere Bemerkung, nehmt es bitte auch so. Ich nehme diese unkonventionelle Schreibweise als ein Zeichen dafür, über eine bessere Schule miteinander zu reden, denn ich glaube, das ist in unser aller Interesse.

Wirklich allerletzter Satz: Danke an alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, vor allem Danke an jene, die bei diesem Wahnsinn vor drei Tagen rund um die Uhr gearbeitet haben. Es waren nicht nur die Feuerwerker, obwohl die ganz besondere Belastung hatten, weil Sie ja wissen, dass der Kran auf unsere Feuerwehrzentrale gefallen ist. Wir haben, so tragisch der Tod des Kranführers ist, unglaublich viel Glück gehabt, dass nicht auch noch Passanten und Feuerwehrleute ums Leben gekommen sind. So viel Glück an einem Platz – ich habe mir das noch in der Nacht angeschaut – gibt es überhaupt gar nicht. 

Aber nicht nur an die Feuerwehr ein herzliches Dankeschön, sondern auch an die Wiener Rettung und an alle anderen, an die Mitarbeiter der Energiewerke, der Wasserwerke, die rund um die Uhr unterwegs waren, die zum Teil aus den Bundesländern, wo manche wohnen, in der Nacht hereingekommen sind, um Wien sozusagen aufräumen zu helfen. Es haben alle super zusammengehalten, und das zeigt, was für tolle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen wir haben. Ein ganz, ganz, ganz großes Dankeschön an sie alle. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön, Frau Vizebürgermeisterin! Zur Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport. Zu Wort ist Herr GR Mag Gudenus gemeldet.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Gemeinderat!

Rechnungsabschluss 2006. Ich persönlich freue mich immer sehr auf solche Rechnungsabschluss- oder Budgetdebatten, weil man immer mit einer Vorfreude herkommt, welch schönes Märchen man doch zu hören bekommen wird. Es sind ja wirklich nette Geschichten und Märchen, die wir heute hier schon gehört haben. Es erinnert immer so an das Märchen „Des Kaisers neue Kleider". Man kann sich ja sehr viel einbilden und einreden, aber das heißt noch lange nicht, dass es in Wirklichkeit so ist. Es ist alles wunderschön, alles wunderbar in Wien, Wien ist der makelloseste Ort auf Erden. Man vergisst manchmal während der Rechnungsabschlussdebatte, wie böse die Welt doch rundherum ist. Und das ist ja recht schön. Da kann man abschalten, da kann man sich zurücklehnen und zuhören, aber das Ganze geht etwas an der Realität vorbei. 

Wir haben heute gehört, Bildung schützt vor Arbeitslosigkeit. Das stimmt schon, nur, warum wird das im roten Wien nicht beherzigt? Sie bilden sich da was ein nach dem Grundsatz, Einbildung ist auch eine Bildung, aber das ist dann doch nicht der Fall. 

Ich wiederhole es wie schon bei vielen Debatten: Die Jugend in Wien wird links liegengelassen, und zwar im wahrsten Sinne des Wortes: ein krankes Bildungssystem, einstürzende Schulbauten, hohe Jugendarbeitslosigkeit, keine Lehrstellen, eine völlig falsche Förderungspolitik mit falschen Prioritäten. Und auch absurde Ideen wie zum Beispiel die Homopflegeeltern, über die hier auch schon öfter diskutiert wurde. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Was für Eltern?) Homopflegeeltern, homosexuelle Pflegeeltern. 

Die SPÖ-Wien probiert es dann immer, mit autogenem Training sich selbst solange einzureden, dass es gut ist, bis sie es auch selber glaubt. Das ist auch eine Möglichkeit, und dauerndes Wiederholen macht das Ganze noch wahrscheinlicher. Anscheinend funktioniert es sogar. Sie glauben ja wirklich, dass Sie gut sind, aber nur weil Sie es glauben, heißt es noch lange nicht, dass es so ist, denn zwischen Sein und Schein liegt eben noch ein gewaltiger Unterschied. 

Sie bemühen so gerne den internationalen Vergleich. Wien liegt im Spitzenfeld, wird immer gesagt – auch ein Bestandteil des autogenen Trainings vielleicht –, aber die Zahlen und Fakten sagen da etwas anderes. Es gibt eine Studie von Ferry – das ist eine der führenden Rating-Agenturen für die Bewertung von Anlagemärkten und auch eines der führenden Institute für Wirtschaftsforschung und ‑prognose –, und die Wertung ist so abgelaufen: Jeweils 30 Prozent für Wirtschaftswachstum und Kaufkraft, jeweils 20 Prozent für Arbeitsmarkt und Bevölkerung. Auf diese Liste der Boom-Cities, also der Städte mit Wachstums- und Entwicklungspotenzial ist Dublin zum Beispiel auf Platz 1, Luxemburg auf Platz 2, Warschau auf Platz 5, Budapest auf Platz 7, Prag auf Platz 8, Paris auf Platz 30 zum Beispiel und Wien eben nur auf Platz 35. Andere Studien sind uns bekannt, etwa die PISA-Studie, wo Österreich weit abgesunken ist, vor allem wegen Wien, wegen der Ballungszentren. 

Man sieht also, dass sich Wien lange nicht so einer rosigen Entwicklung erfreut, wie wir es glauben. Unserer nächsten Generation wird es lange nicht mehr so gut gehen, wie es uns einmal gegangen ist. Im Gegenteil. Die Situation spitzt sich zu, vor allem im Bildungsbereich, vor allem im Schulbereich. Es gibt gewaltige Mankos im Lesen, Schreiben und Rechnen, also in den Grundfertigkeiten, die jeder Mensch beherrschen sollte, um auch reüssieren zu können im Leben oder auf dem Arbeitsmarkt. Von den Sprachdefiziten ganz zu schweigen. 50 Prozent der Schüler sind der deutschen Sprache nicht mächtig. In manchen Klassen in einigen Bezirksteilen in Wien sind es bis zu 90 Prozent. 

Und die Folgen der Überfremdung sind ganz klar: Die Gewalt an den Schulen steigt. Schutzgelderpressungen, Schlägereien, Einschüchterungen stehen an den Schulen schon auf der Tagesordnung. Man hört oftmals auch von Polizeieinsätzen, nur liest man komischerweise sehr selten davon. Man hört das immer nur so über fünf Ecken, aber es wird immer wieder abgestritten. Die Lehrer sind mittlerweile machtlos und wehrlos, und der Kampf der Kulturen wird in den Klassenzimmern täglich ausgefochten. 

Es ist ja völlig absurd. Da gibt es von einigen Medien Aktionen gegen Rassismus und Gewalt von Rechts in den Schulen. Das ist eine völlige Verdrehung der Tatsachen. Es findet schon Rassismus statt, es findet auch Gewalt statt, aber dieser Rassismus und diese Gewalt finden vor allem statt seitens der Migrantenkinder gegen unsere österreichischen Kinder, und dagegen treten wir Freiheitliche auf. (Beifall bei der FPÖ.)
Soweit ist es eben schon gekommen, dass die österreichischen Kinder in der Minderheit sind und sich an die Wand drängen lassen müssen. Sie müssen von der Schule abgeholt werden, sie müssen hingebracht werden, oder sie trauen sich gar nicht mehr in die Schule, weil sie Gewalt befürchten. Aber das erkennen natürlich Leute, die auf dem linken Auge blind sind, nicht. 

Wir Freiheitliche werden dieses Thema in Zukunft auf jeden Fall noch mehr bearbeiten und werden die Situation beobachten, eben auch die Tatsache, dass eine Verrohung und eine starke Amerikanisierung in den Schulklassen stattfindet. Das wissen die Schüler, das wissen die Eltern. Die Lehrer wissen es, sie dürfen es aber nicht sagen, denn es gibt diesen bekannten Maulkorberlass, und man muss Repressionen fürchten im roten Wien. Die Politiker wissen es auch. Die schweigen dazu. Das Problem wird totgeschwiegen, und auf der Strecke bleiben im Endeffekt die Kinder und Schüler in Wien.

Und natürlich gibt es ein Thema, das heute sicherlich auch angesprochen werden muss, das Thema der Gesamtschule. Sie werden nicht müde, weiter die Gesamtschule zu fordern, wobei mittlerweile schon jeder Mensch weiß, dass die Gesamtschule ein völlig irriges Projekt ist. Um jeden Preis soll diese Gesamtschule, diese Eintopfschule eingeführt werden. Es ist Ihnen vollkommen egal, dass in Deutschland in Bundesländern, in denen die Gesamtschule existiert, die PISA-Studie viel schlechter ausgefallen ist. Es ist Ihnen auch vollkommen egal, dass in den meisten Ländern, die Gesamtschule haben, das PISA-Ergebnis schlechter ausgefallen ist als das österreichische. Das ist Ihnen vollkommen egal. Es ist Ihnen auch egal, dass Frau Eva Scholik, Vorsitzende der Gewerkschaft der AHS-Lehrer, gesagt hat: „Ich bin erstaunt, wie StRin Laska so etwas ankündigen kann. Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Lehrer dem zustimmen.“ 

Es ist Ihnen anscheinend auch egal, dass der Großteil der Bevölkerung – das sagen viele Umfragen – gegen die Gesamtschule ist, weil Sie sich eben einfach mit diesem linkslinken Projekt verwirklichen wollen, aber die Schüler auf der Strecke bleiben werden. 

Dass eine Flucht in die Privatschulen stattfindet, scheint Ihnen auch vollkommen egal zu sein. Diese Flucht findet schon jetzt statt, wird aber bei Einführung der Gesamtschule natürlich verstärkt stattfinden.

Wir lehnen die Gesamtschule, wir lehnen dieses irrige Projekt der Gesamtschule ab. Wir Freiheitliche sind im Gegenteil für die Beibehaltung der Unterstufe der AHS, wir sind für die Beibehaltung der Hauptschule, wir sind für ein differenziertes Schulsystem, wir sind für die Förderung von Lernschwachen, aber auch für die Förderung von Talenten. Und ganz zentral: Wir sind für die Forderung von Leistungen und nicht für die Nivellierung nach unten.

Wir lassen uns sicherlich nicht von all diesen Ideen irritieren und werden auf jeden Fall als Freiheitliche weiter mit der Bevölkerung gemeinsam gegen dieses Projekt der Gesamtschule kämpfen.

Ein weiteres Thema – Sie wissen, mein Lieblingsthema –, das Thema Sprachdefizite, ein großes Manko in den Wiener Pflichtschulen. Deswegen hat die FPÖ eine Antwort gefunden, die wir vor einigen Wochen veröffentlicht haben, nämlich das Wiener Schulmodell, eine Antwort auf die Sprachdefizite in der Volksschule, weil es ja oftmals passiert, dass Schüler, die der deutschen Sprache nicht wirklich mächtig sind, Schüler mit Migrantenhintergrund, wie es so schön heißt, mitgeschleift werden, und im Endeffekt die ganze Klasse darunter leiden muss. Das Ergebnis ist klar: Es kommen viele Schüler mit 14 Jahren aus der Schule und sind noch immer sehr schlecht ausgebildet. 

Deswegen fordern wir ein verpflichtendes Integrationsjahr mit intensivem Deutschunterricht, damit die ausländischen Schüler auf den Unterricht, der natürlich in deutscher Sprache im Regelunterricht erfolgt, vorbereitet sind. Erst nach Erwerb ausreichender Sprachkenntnisse dürfen diese Schüler an dem Regelunterricht teilnehmen. 

Wir sind der Meinung, dass dies allen nützt. Das nützt nämlich denjenigen, die Deutsch als Muttersprache haben, weil der Unterricht weitergeht und wieder Deutsch gesprochen werden kann im Unterricht und in der Pause, es gibt keine Verständigungsprobleme mehr, es nützt aber auch vor allem denjenigen, die erst Deutsch lernen müssen, weil die gezielt in einem Jahr geschult werden und dann auch alle Möglichkeiten haben. Wir reden immer von echter Chancengleichheit. Ich glaube, das ist genau ein richtiges Beispiel für echte Chancengleichheit, die immer eingefordert wird. 

Ich stelle daher folgenden Beschlussantrag. Die Gemeinderäte der FPÖ fordern im folgenden Beschlussantrag: 

„Parallel zu Regelklassen soll es jeweils eine Integrationsklasse geben, in der die Kinder mit mangelnden Deutschkenntnisse dieses Defizit beheben, um danach am Regelunterricht teilnehmen zu können. Der Umstieg in die 1. Schulstufe des Regelunterrichts sollte nach einem Jahr möglich sein, bei besonders begabten Kindern auch schon fließend während des Schuljahres.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der FPÖ.)
Das ist unser Wiener Schulmodell. Wir lehnen aber zum Beispiel ein verpflichtendes Vorschuljahr für alle Schüler ab, weil damit im Endeffekt die Probleme, die vorhanden sind, nur ein Jahr nach vorne verlagert und nicht gelöst werden. Das wird von uns entschieden abgelehnt. 

Es gibt recht gute Beispiele, wie zum Beispiel in Neunkirchen. Das wurde von der Frau Brandsteidl natürlich sofort abgelehnt. Wie kann es auch anders sein? Es gibt zum Beispiel auch in Hessen in Deutschland ein paar recht gute Ideen, wo man sich zumindest einiges abschauen kann oder das diskutieren kann, aber die Verantwortlichen hier im roten Wien sind ja diesen Lösungsvorschlägen nicht zugänglich und nicht bereit, sich darüber Gedanken zu machen, wie man es besser machen könnte. 

Festzustellen ist: Die Schul- und Bildungspolitik in Wien ist gescheitert. Es gibt nicht den Willen, ernsthafte Lösungen zu finden. Es herrscht eine Ideen- und eine Konzeptlosigkeit, und dieses Problem hat auch einen Namen, nämlich Brandsteidl. Eigentlich fordern wir als Freiheitliche: Frau Brandsteidl sollte zurücktreten. (Beifall bei der FPÖ.)
Ein weiteres Symptom, wie wichtig Bildung in Wien ist, sind die desolaten Schulbauten. Das wird auch sehr viel schöngeredet. Alles ist so super, es gibt wieder mehr Geld für die Schulen, für die Bezirke. Da wurde auch sehr viele Jahre vieles vertuscht. Das Ganze ist erst dann bekannt geworden, nachdem im wahrsten Sinn des Wortes die Schuldecke den Schülern fast auf den Kopf gefallen ist. 

Es findet in diesem Zusammenhang – das wurde heute schon öfter erwähnt – eine Aushungerung der Bezirke statt. Das ist zu kritisieren. Im Jahre 2005 war der Tiefpunkt der Schulsanierungen in Wien, da wurden nur noch 8,6 Millionen EUR für die Schulsanierung in den Bezirken ausgegeben – ein Vergleich: 2002 waren es noch 27,6 Millionen EUR –, und das Ergebnis dieses Rückganges sind eben diese einstürzenden Schulbauten, die jetzt langsam saniert werden. Es ist eigentlich eine Schande für Wien, dass es überhaupt so weit kommen konnte. 

Es gibt jetzt zwei Notprogramme, trotzdem gibt es, verglichen mit 2002, noch immer ein Minus von 14,6 Millionen EUR für die Bezirke. 570 Millionen EUR zur Substanzsicherung sind natürlich sehr schön, aber sie kommen erstens zu spät in den vielen Bereichen, zweitens ist die Aushungerung der Bezirke vorhanden, denn die müssen 60 Prozent durch Eigenfinanzierungsanteil beisteuern, und das können sich die meisten Bezirke natürlich nicht leisten, weil 14 Bezirke in Wien oder mehr verschuldet sind. 

Das ist eben echte rote Misswirtschaft, und allein das ist ein Grund, dem Rechnungsabschluss nicht zustimmen zu müssen. (Beifall bei der FPÖ.)
Nochmals zurück zum Thema Kampf der Kulturen in den Schulen, ein sehr wichtiges Thema, das wir heuer schon mehrmals angesprochen haben. Eine Studie der Österreichischen Akademie der Wissenschaften hat ergeben, dass in Österreich die muslimische Bevölkerung am raschesten wächst. Moslems werden zur Jahrhundertmitte ein Viertel der Bevölkerung ausmachen. Laut Studie werden zur Jahrhundertmitte Moslems die größte Gruppe unter den 14-Jährigen stellen, sprich, den Schulpflichtigen. Also jeder zweite Pflichtschüler wird dann islamischen Glaubens sein. Das sind so Aussichten laut Akademie der Wissenschaften. 

Es wird immer behauptet, dass der Islam europäischer wird, dass er sich anpasst, dass er sich öffnet, aber wir können hier nur eines feststellen: Dass eine Islamisierung der Heimat stattfindet und nicht eine Europäisierung des Islam. Die Politik in Wien fördert genau dieses Klima, die Politik fördert die Islamisierung in Wien; die Politik der Stadtregierung, aber auch die Politik der GRÜNEN. Man glaubt manchmal, die Parteifarbe Grün ist nicht wegen des Umweltschutzes gewählt, sondern deswegen, weil es die Farbe des Islam ist. Dieses Eindruckes kann man sich nicht erwehren. Ihre Politik lässt diesen Schluss auch zu.

Sie fördern durch Ihre Politik in Wirklichkeit so Schauerlichkeiten wie Zwangsehen – wie es damals im Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft stand; heuer steht es nicht mehr drinnen –, Sie fördern zum Beispiel die Unterdrückung der Frau, Sie fördern mit Ihrer Politik auch die Untergrabung der Verfassung und der Grundrechte durch eine Förderung der islamischen Bewegung in Österreich. Das wird von uns Freiheitlichen natürlich auch abgelehnt. (Beifall bei der FPÖ.)
Ein wichtiges Thema: Lehrlinge in Wien. Da wird ja auch sehr viel erzählt, sehr viele Märchen haben wir da heute schon gehört. Tatsache ist, dass die Lehrlinge im Stich gelassen werden im roten Wien. Tatsache ist, dass eine Imagepolitur für den Lehrberuf notwendig ist, dass die Politik sich viel mehr einsetzen muss für die Lehrlinge, für den Lehrberuf. Das ist auch ein Auftrag an uns alle. Tatsache ist aber auch, dass in Wien nur rund 16 000 Lehrlinge vorhanden sind, aber in viel kleineren Bundesländern wie Tirol 13 000, Niederösterreich 18 000 und Steiermark auch 18 000. Diese Zahlen sprechen eine ganz klare Sprache. Man sieht eben, dass die Lehrlingspolitik in Wien völlig fehlgeschlagen ist. 

Wir hatten im Jahre 1980 noch 31 000 Lehrlinge, jetzt sind es nur noch 16 000 Lehrlinge. Aber ganz klar festzustellen ist, dass nur ein gut ausgebildeter Lehrling ein unverzichtbarer Faktor für die Wirtschaft und Gesellschaft ist. Es ist eben Aufgabe der Politik, hier auch Hand anzulegen. 

Wir haben bei einer der vergangenen Sitzungen Anträge zur Aufwertung des Lehrberufes eingebracht: Gratisöffis für Lehrlinge oder die Integration der Führerscheinausbildung für die Lehrlinge in die Lehrlingsausbildung. Diese Anträge wurden aber abgelehnt. Und genau das ist eben auch die Politik hier in Wien, denn man wehrt sich anscheinend gegen eine Besserstellung der Lehrlinge. Wien ist und bleibt Schlusslicht leider auch im Lehrlingsbereich.

In Oberösterreich zum Beispiel gab es allein 3 000 neue Lehrstellen auf Grund eines Stufenmodells mit mehreren Abschnittslehren. Anscheinend haben andere Bundesländer mehr Phantasie als sie hier vorhanden ist. Mittlerweile gibt es in Oberösterreich mehr offene Lehrstellen als Lehrstellensuchende. In Wien schaut es so aus, dass auf eine offene Lehrstelle fünf Lehrstellensuchende entfallen. Man sieht eben, Wien ist auch hier Schlusslicht.

Abschließend noch kurz ein Gedanke zur Förderungspolitik. Wir haben Förderungen diskutiert, zum Beispiel an die Arena oder an das Amerlinghaus. Das waren sehr interessante Akte, und man hat gesehen, dass im Amerlinghaus mehrere Linksparteien ansässig sind, wie die Antifaschistische Linke oder die Partei „Die Linke" oder die SLP, die Sozialistische Linkspartei oder der Sozialistische Widerstand International. Ich will jetzt nicht von Sado-Maso-Vereinen reden, sondern ich bleibe bei diesen Linksparteien. Das sind eben genau die Berufsdemonstranten, die im schwarzen Block dann vorhanden sind und auch gewaltbereit sind, antidemokratisch und intolerant, aber trotzdem werden sie zumindest indirekt mit unseren Steuergeldern gefördert. 

Wir haben vor zwei Wochen den G8-Gipfel in Deutschland miterlebt. Wir sehen ja fast tagtäglich, wie gewaltbereit die linke Szene sein kann, und nicht nur gewaltbereit, es gibt ja konkret Gewalt, Randale, Verletzungen und Straßenkämpfe. Man hat das in Deutschland gesehen, und man sieht eben auch und muss auch hier feststellen, dass die Gewalt von Links kommt. Die Gewalt kommt von Links, und es ist eigentlich wirklich schade, dass hier im roten Wien zumindest indirekt solche Parteien gefördert werden, die so ein Klima erzeugen. Man sieht es vor allem an diesen Parteien, dass Gewalt und Chaos von Links kommen. Wir als Freiheitliche lehnen auf jeden Fall jede direkte oder indirekte Förderung an solche Vereine ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir fordern stattdessen mehr Transparenz im Subventionssumpf, das heißt, eine Objektivität und Transparenz in der Förderpolitik. Wir fordern eben einen Subventionsbericht – den gibt es in vielen Bundesländern, den gibt es im Bund, auf Bundesebene –, damit eben die Opposition auch eine Kontrolle hat in diesem Fördersumpf. Woanders ist das schon längst verwirklicht, in Wien noch nicht möglich. Wir fordern eine genaue Auflistung der Vereine und der jeweiligen Fördersummen mit Angabe des Zwecks der Vereinstätigkeit und mit Beschreibung des Projekts, das gefördert werden soll. Aber anscheinend ist das im roten Wien nicht möglich, anscheinend gibt es hier einiges zu verbergen. 

Abschließend noch ein paar Absurditäten des Jahres 2006, wo Sie auch gezeigt haben, dass Wien anders ist, die so genannten Schildbürgerstreiche. Die Liste hat keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Es hat einmal angefangen mit dem Nikolo-Verbot, ging dann weiter zu den Homopflegeeltern, die auch öffentlich beworben werden. Dann war eine kurze Aktion „Beschilderung und Zeichen auch weiblich" – das wurde wieder zurückgezogen –, Förderung von Sado-Maso-Vereinen und das berühmte Schul-ABC der Frau Brandsteidl. Das sind nur einige Schildbürgerstreiche des letzten Jahres im roten Wien, die Liste hat aber keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Prioritätensetzung bei der Gebarung und den Zuwendungen geht in eine völlig falsche Richtung. Die Jugend hat nichts von weltfremden Projekten und auch nichts von der Förderung von Randgruppen. Die Jugend kommt im roten Wien einfach zu kurz. Es kommt auch die Bildung zu kurz und sie wird durch viele Projekte wie zum Beispiel geplant die Gesamtschule zugrunde gerichtet. 

Wir lehnen den Rechnungsabschluss 2006 ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich habe immer das große Vergnügen, nach dem Herrn Abg Gudenus zu sprechen, und beim ersten Satz ... (GR Kurth-Bodo Blind: Sie können sich auch gleich wieder niedersetzen!) Großes Vergnügen habe ich gesagt. Regen Sie sich nicht auf! Nach dem ersten Satz denke ich mir immer, meine Güte, der Mensch, so jung, er tut mir leid. Nach dem zweiten Satz tun Sie mir dann nicht mehr leid, denn diese Form der Sündenbockpolitik, wie Sie sie betreiben, das ist ungustiös. (Beifall bei den GRÜNEN und von GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi.) Auf der einen Seite alle ausländischen Kinder zu nehmen, und die repräsentieren alles Schlechte, was Ihnen im Laufe von 20 Minuten einfällt (GR Kurth-Bodo Blind: Deutsch lernen müssen sie! Da gibt es nichts!), und auf der anderen Seite die österreichischen Kinder, die wirklich alles Gute und Redliche repräsentieren. Das ist ungustiös! (GR Kurth-Bodo Blind: Nein, das sind ja auch Österreicher!)
Und wenn ich mir Ihren Antrag durchlese, in dem da gleich zu Beginn steht: In den Wiener Pflichtschulen ist schon heute eine Situation eingetreten, wonach bei den VolksschülerInnen 46 Prozent und bei den Hauptschülern 54 Prozent so genannter Kinder mit Migrationshintergrund die Schulen besuchen. (Zwischenruf von GR Mag Dietbert Kowarik.) Ja und? Wo ist das Problem? Das ist doch kein Problem. (GR Kurth-Bodo Blind: Dann fragen Sie einmal nach im Gemeindebau, wo das Problem ist!) Sie sprechen von einer Situation, die offensichtlich eine ganz schlimme ist, nur weil diese Kinder die Schulen besuchen. Ja, wo sollen Sie denn sonst sein außer in den Schulen? (GR Kurth-Bodo Blind: Zu Hause!) Zu Hause sollen sie kein? Man glaubt es nicht, man fasst es nicht. (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Welches Zuhause? – GR Kurth-Bodo Blind: Ich weiß nicht, wo die zu Hause sind! – GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Die sind hier zu Hause!)

Diese Kinder gehen in die Schule, und das ist kein Problem. Einige dieser Kinder haben dann ein Problem, wenn sie so wenig deutsch sprechen, dass sie in ihrer Schullaufbahn behindert werden. Dann haben diese Kinder ein Problem, und Sie haben als Abgeordneter die Aufgabe, dieses Problem zu lösen. (Beifall bei den GRÜNEN und von GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi.) Aber Sie haben noch nie auch nur den geringsten Vorschlag gemacht, der in diese Richtung geht, und jetzt sagen Sie auch noch, die sollen zu Hause bleiben. Na, das schlägt ja dem Fass den Boden aus. 

Meine Damen und Herren! Es zahlt sich ja nicht aus, dass ich mich länger über Sie aufrege. Ich werde daher aus reiner Psychohygiene nicht weiter darauf eingehen. Ich möchte Ihnen sagen, was heute im Zentrum dessen steht, was die Grünen zum Thema Schule sagen wollen. 

Einleitend einmal: Es gibt in Wien benachteiligte Kinder, die in der Schule weniger Chancen auf Weiterkommen haben als andere und die Wiener Grünen wollen, dass diese Benachteiligung beseitigt wird. Die Wiener Grünen erwarten von diesem Gemeinderat, dass Maßnahmen beschlossen werden, die dazu geeignet sind, diese Benachteiligung zu beseitigen. Die Wiener Grünen wollen mit einem Wort, dass Chancengerechtigkeit hergestellt wird. Und wir wollen nicht, dass wir bis zum Sankt Nimmerleinstag darauf warten, dass diese Gesamtschule, die dringend notwendig wäre, eingeführt wird, sondern wir wollen, dass jetzt etwas geschieht. 

Und deswegen jetzt einmal ein paar Worte zu diesen Kindern, die von Benachteiligung betroffen sind. 

Erstens einmal: Es ist ungefähr jedes vierte Kind in Wien, das benachteiligt ist. Ein Hauptgrund für die Benachteiligung ist, dass die Eltern wenig verdienen. Man hat festgestellt und nachgewiesen, dass nur 10 Prozent der Kinder, deren Eltern weniger verdienen als 1 500 EUR monatlich, eine AHS besuchen. Das geringe Einkommen der Eltern ist maßgeblich für die Benachteiligung. Und ich denke, das kann in dieser Stadt niemand wollen. – Das war der erste Punkt, dass sie wenig verdienen. 

Der zweite Punkt: die niedrigen Bildungsabschlüsse der Eltern. Kinder, deren Eltern niedrige Bildungsabschlüsse haben, landen in der Regel in der Hauptschule. Und wenn wir uns das jetzt anschauen, die, die wenig verdienen, und die, die niedrige Bildungsabschlüsse haben, so sind das Kinder aus österreichischen Haushalten oder Kinder, deren Muttersprache Deutsch ist, genauso wie Kinder mit Migrationshintergrund. Die braucht man überhaupt nicht auseinanderzudividieren. Außerdem gibt es noch eine Gruppe, bei der erschwerend hinzukommt, dass die Kinder die deutsche Sprache nicht ausreichend verstehen und sprechen können.

Jetzt sage ich noch etwas, und dazu hat mich Herr GR Madejski sozusagen inspiriert: All das sind unsere Kinder! Alle sind unsere Kinder! (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Sagen Sie nicht Nein! Ich sage Ja! Die Kinder, deren Eltern wenig verdienen, sind unsere Kinder. Die Kinder, deren Eltern niedrige Bildungsabschlüsse haben, sind unsere Kinder. Und die Kinder, die Deutsch nicht gut verstehen können, sind unsere Kinder. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Kurth‑Bodo Blind: Ohne Deutsch geht das nicht! – GR Dr Herbert Madejski: Wir hören das seit zehn Jahren! Was hat sich verbessert, seitdem Sie reden?) Es wäre wirklich fein, wenn sich die Dinge deswegen verbesserten, weil ich Gescheites spreche! Dann wäre es nämlich in Wien wesentlich besser, als es heute der Fall ist! 

Jetzt möchte ich noch eine Frage in den Raum stellen: Wer muss eigentlich Interesse daran haben, dass all diese benachteiligten Kinder Chancengerechtigkeit erfahren? – Das möchte ich jetzt noch aufzählen, weil ich das für wichtig halte und weil ich mir denke, dass sich da vielleicht auch der eine oder andere oder die eine oder andere Freiheitliche irgendwo einordnen könnte: Interesse müssen daran alle Menschen in Wien haben, denen Menschenrechte und Kinderrechte irgendwie wichtig sind. Ich weiß: Das sind die, die Sie immer süffisant und zynisch als „Gutmenschen“ bezeichnen! Ich hoffe aber, dass es in Wien viele Gutmenschen gibt, die an Menschenrechten und Kinderrechten Interesse haben, die es ernst meinen und wollen, dass all diese Kinder einen möglichst hohen Schulabschluss machen! 

Zweiter Punkt: Alle Menschen in Wien, die an einer florierenden Wirtschaft interessiert sind, sollten ebenfalls großes Interesse daran haben, dass alle Kinder möglichst hohe Schulabschlüsse machen und so gut gebildet sind, wie es nur irgendwie möglich ist. Die GRÜNEN sprechen nicht von „Humankapital“ und „bestmöglich nutzen“ et cetera. Aber auch diejenigen, die auf dieser Seite stehen und so denken, sollten eigentlich sagen: Wir können nicht auf jedes vierte Wiener Kind verzichten! Wir müssen alle fördern! Wo bleibt denn da Ihre hohe Wirtschaftskompetenz? (Zwischenruf von GR Mag Johann Gudenus, MAIS.) Ich weiß! Was ich sage, ist immer aufregend! Das freut mich sehr!

Dritter Punkt: Alle, die an einem friedlichen Zusammenleben in Wien Interesse haben, müssen daran interessiert sein, dass Menschen und vor allem Kinder und Jugendliche sich nicht an den Rand gedrängt fühlen, sondern dass alle Bildungschancen und Zukunftschancen sehen.

Wissen Sie nämlich, was geschieht, wenn das nicht der Fall ist? – Das führt dann tatsächlich zu all den Erscheinungen rund um Vandalismus, Gewalt, Alkoholmissbrauch, Kriminalität und so weiter, und diese Phänomene nehmen zu. Wollen Sie das wirklich? Wenn Sie wollen, dass jedes vierte Wiener Kind keine Bildungschancen sieht und keine Zukunftsperspektiven entwickelt, dann sagen Sie es laut! Sie treiben nämlich diese Menschen genau in die Richtung, die wir alle nicht wollen können! Das verursacht hohe Folgekosten, und daher sollten sich auch alle Menschen, die keine hohen Folgekosten bezahlen wollen, da einreihen und dafür sorgen, dass alle eine gute Ausbildung erhalten.

Nächster Punkt: Es gab eine Diskussion darum, ob es ein Vorschuljahr beziehungsweise ein letztes Kindergartenjahr geben soll, und dabei ging es um die fünf‑ bis sechsjährigen Kinder. Alle Unterlagen, Statistiken und Zahlen, die uns zur Verfügung stehen, zeigen aber, dass das letzte Jahr zu spät greift. Ich glaube, dass die Diskussion durchaus von beiden Seiten gut gemeint war, sie greift aber, wie gesagt, eindeutig zu kurz. Im Hinblick darauf ist eine Maßnahme notwendig, welche die hohe Bildungsfähigkeit der drei‑ bis sechsjährigen Kinder voll fördert und nutzt. Aus allen Unterlagen, die uns von der Reformpädagogik zur Verfügung gestellt werden, geht eindeutig die hohe Bildungsfähigkeit der Kinder in diesem Alter hervor.

Auf diesem Grund bringen wir heute einen Beschlussantrag ein, der bei den GRÜNEN gar nicht so leicht ausdiskutiert werden konnte, und zwar aus einem Grund, den ich noch erwähnen werde. – Wir wollen, dass es in Wien für jedes Kind – ich wiederhole: für jedes Kind, damit auch Sie es verstehen! – einen kostenlosen Kindergarten‑ oder Kindergruppenplatz geben soll, und zwar zunächst, aber nur bezogen auf die Bildungsfähigkeit, ab dem Alter von drei Jahren. Dieses Angebot soll qualitativ besser sein, als es jetzt der Fall ist.

Das ist von unserer Seite keinerlei Kritik an den tätigen KindergartenpädagogInnen, sondern wir sagen einfach, dass es zu wenig KindergartenpädagogInnen gibt und die Höchstzahl der Gruppen zu groß ist. Mit einem Wort: Der Betreuungsschlüssel ist nicht adäquat.

Wir wollen, dass die Eltern ein freies Wahlrecht zwischen allen Angeboten haben, was auch bedingt, dass private Einrichtungen genauso gefördert werden wie Einrichtungen der Stadt Wien. Der kostenlose Kindergarten muss von der Stadt Wien – und jetzt kommt der springende Punkt – aktiv beworben werden, und das ist das, was nie gelingt. Wir wollen, dass sich die Situation umkehrt. Jetzt ist es das Problem der Eltern, einen guten Kindergartenplatz zu finden. Wir wollen aber, dass faktisch die Stadt Wien den Leuten einen guten Kindergartenplatz anbietet.

Wir hätten gerne, dass bereits bei der Geburt des Kindes das erste Angebot der Stadt Wien kommt, dass den Leuten bereits bei der Geburt des Kindes gesagt wird: Wien hat ein tolles Kindergartennetz, wir laden Sie ein, Ihre Kinder spätestens mit drei Jahren in diesen Kindergarten zu geben! Und alle Menschen sollen auch erfahren, wozu das gut sein soll und welchen Wert das für das Kind und dessen weitere Schullaufbahn hat. Dem können dann ein Brief und noch ein Brief folgen, und zwar selbstverständlich in der Muttersprache der Menschen, sodass diese tatsächlich wissen, dass diese Stadt für das Kind, wenn es drei Jahre alt wird, einen kostenlosen Platz hat und dazu einlädt. Dann werden auch alle dreijährigen Kinder tatsächlich in einem Kinderbetreuungsangebot sein. Wir wollen eine Werbekampagne, mit der sichergestellt wird, dass sich im Speziellen sozioökonomisch benachteiligte Familien angesprochen fühlen und darüber Bescheid wissen, welchen Vorteil das für ihr Kind hat. Unser Ziel ist es jedenfalls, dass spätestens alle Dreijährigen tatsächlich in einem Kindergarten sind. 

Es gab auch bei uns die Überlegung, das verpflichtend zu gestalten. Wir glauben aber im Endeffekt, dass der erste Schritt eine nachhaltige Einladung sein soll. Erst soll man schauen, ob das funktioniert und die Einladung tatsächlich bewirkt, dass diese Kinder in den Kindergarten gehen, und erst dann soll man über weitere Schritte nachdenken. – In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses soeben eingebrachten Antrages.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Chancengerechtigkeit kann über verschiedene Wege hergestellt werden. Das funktioniert am Beginn der Bildungslaufbahn über den Kindergarten, das funktioniert aber auch über andere Maßnahmen. Ich nenne zunächst jene, welche die Stadt Wien im eigenen Bereich leisten und durchführen kann, und danach erst möchte ich ein paar Worte zur Gesamtschule sagen.

Genauso wie der Kindergarten kann auch die ganztägige Schule viel leisten, um Chancengerechtigkeit herzustellen, und zwar ganz einfach deswegen, weil in der ganztägigen Schule individuelle Fördermaßnahmen gesetzt werden können und auch jenen Kindern individuelle Nachhilfe gegeben werden kann, deren Eltern sich eine außerschulische Nachhilfe privat nicht leisten können. Auch diese Maßnahme wirkt sich vor allem zu Gunsten jener Kinder aus, deren Eltern wenig verdienen.

Wir haben im Wiener Schulgesetz, als wir die Novelle betreffend ganztägige Schule beschlossen haben, festgeschrieben, wer vorrangig Platz in den ganztägigen Schulen haben soll. Zu beachten sind dabei jene Kinder, die das im Speziellen brauchen. Aber in der Regel ist vielfach nur dann ein Platz vorhanden – und danach wird bei der Einschreibung auch gefragt –, wenn beide Elternteile voll berufstätig sind. – Auch im Hinblick darauf ein Appell der Wiener GRÜNEN: Stellen Sie Chancengerechtigkeit her, indem Sie mehr ganztägige Schulplätze auch an Kinder vergeben, die sozioökonomisch benachteiligt sind! Das muss man doch auch irgendwie statistisch erfassen können, da muss man ein bisschen umverteilen, und da muss man gerechter sein, als das derzeit der Fall ist!

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Chancengerechtigkeit kann und muss aber auch über Maßnahmen des Bundes hergestellt werden, und da geht es natürlich im Speziellen um die Gesamtschule. Wir haben jetzt schon oft über die Gesamtschule gesprochen, und es gibt hartnäckige Gegner und Gegnerinnen der Gesamtschule und hartnäckige Verfechter und Verfechterinnen der Gesamtschule. – Ich frage mich: Wie ist dieser Gegensatz zu überwinden? Wie kann es schlussendlich dazu kommen, dass die benachteiligten Kinder tatsächlich Chancengerechtigkeit auch über eine Gesamtschule erhalten können? Wie kann man vor allem die ÖVP davon überzeugen, dass die Gesamtschule Benachteiligungen reduzieren kann, ohne eine Niveausenkung herbeizuführen? (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist ein Ding der Unmöglichkeit!) Mit welchen Überlegungen kann man Sie überzeugen? Es gibt auch Menschen in der ÖVP, die bereits überzeugt sind und das auch öffentlich äußern. (GR Kurth‑Bodo Blind: Jeder darf seine Privatmeinung haben!) Ja! Jeder darf seine Privatmeinung haben! Das stimmt schon! Und es ist auch klar, dass hier Überzeugungsarbeit geleistet werden muss.

Ich sage Ihnen aber auch, welchen Verdacht ich habe: Ich habe den Verdacht, dass viele von Ihnen tatsächlich davon ausgehen, dass das das Niveau insgesamt senken würde. Ich denke mir, dass es doch möglich sein müsste, an Hand von Studien auf Basis der PISA-Ergebnisse zu beweisen, dass das in guten Gesamtschulen nicht der Fall ist. Ich weiß, dass eine Gesamtschule gut, weniger gut oder auch schlecht sein kann. Das ist Tatsache. Was aber hindert Österreich daran, die beste Gesamtschule der Welt zu machen? – Niemand! Wir brauchen das nur zu tun! Wir müssen die Kriterien für eine gute Gesamtschule bestimmen. Wir müssten festlegen, wie eine gute Gesamtschule aussehen soll. Und dabei sind etwa die Modelle Finnland, aber auch Kanada durchaus hilfreich.

Ich und meine Partei würden gerne dazu beitragen, größere Teile der ÖVP in diesem Sinn zu überzeugen, denn der Streit führt zu nichts und muss beendet werden. Da muss Überzeugungsarbeit geleistet werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es gäbe zum Thema Schule noch sehr viel zu sagen, etwa zu den Schulbauten, die sich zu einem großen Teil in einem fürchterlichen Gesamtzustand befinden, zum Platzmangel in den ganztägigen Schulen, wo die Kinder sich nicht wohlfühlen, weil sie zu wenig Platz haben, um sich bewegen zu können, und die daher keine Lebensorte sein können. Zu all dem müsste man eigentlich noch viel sagen.

Aber auch zu dem offenen Appell des Betriebsrates der Wiener Kinder- und Jugendbetreuung müsste man viel sagen. Sie kennen die Problematik, ich brauche sie Ihnen jetzt nicht näher zu bringen. Aber selbstverständlich muss auch bei der Kinder- und Jugendbetreuung der Einsatz so erfolgen, dass es für die Schulen und für die Kinder Sinn macht. Teure Schulen sind auch wichtig. Aber insgesamt muss es für die Schulen und für die Kinder Sinn machen. Ich hoffe, dass wir darüber ein anderes Mal noch reden werden.

Abschließend möchte ich noch einmal ganz knapp zusammenfassen, was die GRÜNEN wollen: Wir wollen, dass diese Stadt gegen die Benachteiligung von Kindern kämpft, und jedes vierte Kind ist benachteiligt. Wir wollen Chancengerechtigkeit, und daher fordern wir den Gemeinderat auf, diese Chancengerechtigkeit herzustellen, und ganz im Speziellen fordern wir dazu die SPÖ auf! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gelangt Herr GR Dr Aigner. 

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren! 

Wenn man hier im Haus die absolute Mehrheit hat, dann kann man sich nach einem Debattenbeitrag wie jenem meiner Vorrednerin beruhigt und bequem zurücklehnen. Denn wenn sich die Opposition so lahm legt, dass sich eine formelle Oppositionspartei zu zwei Dritteln mit der zweiten Oppositionspartei beschäftigt, sich dann mit den parteiinternen Zuständen der dritten Oppositionspartei befasst und den Rechnungsabschluss nur ein bisschen en passant streift, dann ist das natürlich für die Mehrheit bequem. Das ist halt offenkundig Ihre Auffassung von Oppositionsarbeit!

Uns liegt heute der Rechnungsabschluss vor, und es ist schon gesagt worden, dass es sich hiebei um die in Zahlen gegossene Politik handelt. – Man könnte es aber auch anders sagen: Es ist der in Zahlen gegossene Stillstand! Das steht heute auf der Tagesordnung, und damit möchte ich mich anhand der vorliegenden Geschäftsgruppe beschäftigen.

Bleiben wir gleich beim Thema Schule: Meine Damen und Herren! Wir haben jahrelang auf den Zustand der Wiener Pflichtschulen hingewiesen. Das sind die tatsächlichen Wiener Hausaufgaben, die zu erledigen sind! 

In der Gesamtschuldebatte drückt sich für mich einerseits die Sehnsucht der Linken beziehungsweise der Altachtundsechziger aus, doch noch an ihr Ziel zu gelangen, auch wenn viele internationale Studien die Erfolglosigkeit dieses Modells bereits bewiesen haben. Auf der anderen Seite ist das Ganze in Wien eine riesige Nebelgranate, denn man hebt das auf eine ganz andere Ebene. Man führt eine Schulorganisationsdebatte und glaubt, damit einer Diskussion über die Zustände im eigenen Verantwortungsbereich zu entgehen.
Es ist jedoch unsere Aufgabe, die Verantwortung dort zu tragen, wo wir sie laut Bundesverfassung und laut Stadtverfassung zu tragen haben. Daraus folgt, dass wir hier im Rathaus für den Wiener Pflichtschulbereich zuständig sind, und daher appelliere ich an Sie: Lassen wir die Verantwortung hier, und reden wir nicht ständig von Organisationsmaßnahmen, die der Bundesgesetzgeber zu treffen hat! (Beifall bei der ÖVP.)
Die Schulkarriere beginnt nicht erst im Alter von 10 Jahren und endet nicht im Alter von 14 Jahren, sondern sie fängt bereits in der Volksschule an. Daher müsste man einmal da ansetzen. Und wenn man sieht, dass sehr viele Kinder – und es werden immer mehr Kinder mit Migrationshintergrund – dem Unterricht nicht folgen können, dann muss man hier einmal Chancengerechtigkeit herstellen, dann darf man die Augen nicht davor verschließen, dass das Mindestmaß an Schulerfolg nur dann gewährleistet ist, wenn die Unterrichtssprache beherrscht wird. Und das fängt bereits früher an, nämlich schon bei der Schuleinschreibung. Wie lange hat es gedauert, bis Wien die Schuleinschreibung vorzieht! Wie sehr haben Sie sich gesträubt, auch die Sprachkenntnisse auszutesten! Warum verwirklichen Sie nicht endlich das Gratiskindergartenjahr, um gerade jenen, die es brauchen, zu ermöglichen, dass der Kindergarten als erste Bildungseinrichtung besucht wird? Das wären eigentlich die wichtigen Punkte!

Wenn Sie sich so gegen Leistung und Differenzierung wehren, dann muss man ansprechen, ob nicht schon die nicht differenzierende Volksschule Probleme mit sich bringt: Erstens ist nämlich hier ein einheitliches Niveau in keinster Weise gewährleistet, und es werden bereits hier die Chancen für die spätere Schulkarriere geschmälert beziehungsweise minimiert. Und das wird nicht besser, wenn man einfach das Taferl austauscht und dann einen Eintopf daraus macht, meine Damen und Herren gerade von den GRÜNEN! Wir haben Ihre Auffassung heute schon mitbekommen: Eigentum ist Diebstahl! Leistung ist etwas Unanständiges! – Ein bisschen kommt das auch bei der SPÖ durch, wenn auch nicht ganz so links wie bei Ihnen: Sie reden von Vermögenssteuer und davon, dass etwas auf Sparbüchern liegt. Dass das vielleicht auch einmal von jemandem erarbeitet werden muss, wird jedoch ausgeblendet, und es wird negiert, dass das Leistungsprinzip doch ein vorherrschendes Gestaltungsinstrument im tatsächlichen Leben ist.

Wir haben einmal gelernt: Nicht für die Schule, für das Leben lernen wir. – Ich frage mich: Auf welches Leben wollen Sie unsere Schüler vorbereiten? Auf eine illusionäre, utopische Wirklichkeit, die dann nicht eintritt? Ich sage Ihnen ehrlich: Mit den Inflationszeugnissen, diesen Lauter‑Einser‑Zeugnissen, die dann ausgegeben werden – es gibt dann ja vielleicht auch keine Noten mehr –, tun Sie den Kindern beileibe nichts Gutes, denn spätestens beim ersten Assessment werden sie sehen, wie hart die Konfrontation mit der Realität ist! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Wir sind der festen Überzeugung, dass die gegenwärtige Schulorganisation mehr als genügend Möglichkeiten bietet, die Kinder gut auf das Leben vorzubereiten. Die Hauptschule ist nicht notwendigerweise schlecht, sondern die Hauptschule ist in Wien schlecht, und der Skandal dabei ist, dass sie von Ihnen bewusst schlechtgeredet wird. Wir haben mit Ihnen das Projekt der Kooperativen Mittelschule ausgearbeitet, und Sie haben es ins Leere laufen lassen. Der ursprüngliche Gedanke dabei war, dass ein Gymnasium mit einer Hauptschule oder mit mehreren Hauptschulen kooperiert, dass man Schwerpunkte bildet, dass Profile erstellt werden und dass es einen Lehreraustausch gibt. Was aber machen Sie? – Sie schicken einen AHS-Turnprofessor in die Nachmittagsbetreuung! Das Ganze wird formal sozusagen mit einem Mascherl versehen, und das soll die Kooperation zwischen einem Gymnasium und einer Hauptschule sein!

Sie haben die innere Differenzierung in den Hauptschulen ins Leere laufen lassen, und jetzt glauben Sie, dass wir Ihnen glauben, dass Sie etwas für Leistung und für Bildungsstandards übrig haben! In Abwandlung des Ausspruchs eines ehemaligen Finanzministers Ihrer Partei müsste ich jetzt sagen: Lieber lasse ich meinen Hund auf meine Wurst aufpassen, als die SPÖ auf Leistungs- und Bildungsstandards! (Beifall bei der ÖVP.)
Werten Sie die Hauptschulen in Wien nicht ab! Sie sind keine Bildungssackgasse! Die Bundesländer zeigen sehr schön vor, dass die Hauptschule in keinster Weise eine Bildungssackgasse ist. Werten Sie die Lehre nicht ab! Verleiten Sie die Menschen nicht zu dem Glauben, dass man nur mit einer Matura oder mit einem Studium etwas wert ist! In der aktuellen wirtschaftspolitischen Debatte sieht man nämlich, dass Facharbeiter fehlen und dass es in manchen Bereichen für Akademiker gar nicht so leicht ist, einen Posten zu erlangen. „Hauptschulen aufwerten, nicht abwerten!“ müsste eigentlich der Slogan sein. Dafür sollten Sie arbeiten! Aber das passt wahrscheinlich nicht in Ihr ideologisches Konzept!
Frau Kollegin Jerusalem! Es geht gar nicht darum, die ÖVP zu überzeugen. Wir haben unsere Überzeugungen. Sie müssen Eltern, Lehrer und vor allem die Schüler überzeugen. Schauen Sie es sich doch an: Die Abstimmung mit den Füßen findet ja jetzt schon statt! Die Anmeldungen für Privatschulen gehen in die Höhe, die Wartelisten werden immer länger, weil man Angst um das Bildungssystem hat. Diese Angst soll aber nicht geschürt werden, sondern die Angst soll den Eltern genommen werden. Sonst ist es der nächste Schritt, dass man einen Bildungsscheck verlangt, und dann kann jeder bei verschiedenen Anbietern die beste Bildung einkaufen, die er zu bekommen glaubt. Das wäre dann wirklich das Ende eines leistungsfähigen öffentlichen Schulsystems, zu dem auch wir uns bekennen! Wir wollen nämlich nicht, dass die Privaten sozusagen den Zulauf haben. Sie aber treiben die Menschen letztlich in die Privatschulen, denn in einem öffentlichen Bildungseintopf fühlt sich niemand wohl. Seien Sie doch zu sich selbst ehrlich! Wo schicken Sie denn Ihre Kinder hin? (GR Christian Oxonitsch: Volksschule Herbststraße!) Es ist schon seit vielen Jahren bekannt, dass gerade Sie die Söhne und Töchter in Eliteschulen schicken! 
Meine Damen und Herren! Es gibt durchaus auch erfreuliche Schritte: Nach vielen Jahren ist es gelungen, die SPÖ von der Notwendigkeit zu überzeugen, dass die Sanierung der Schulgebäude eine vordringliche Aufgabe ist. Die Problematik, dass sich die Stadt an den Bezirken abputzt, ist an dieser Stelle schon mehrfach angesprochen worden. Prinzipiell ist das aber ein guter Weg, und darum haben wir auch zugestimmt. Es ist nur traurig, dass in so vielen Schulen den Kindern die Decke auf den Kopf fallen musste, bevor Sie sich eingestanden haben, dass es mit den baulichen Gegebenheiten nicht zum Besten bestellt ist!
Meine Damen und Herren! Der Wiener Schulentwicklungsplan ist immer noch ausständig. Wir haben diesen schon sehr oft gefordert und meinen, dass man es sich nicht so einfach machen kann wie im Bezirk Landstraße, wo es in einer Anfragebeantwortung geheißen hat: Die Demographie lässt sich nicht vorhersagen, deswegen ist es nicht möglich, einen Schulentwicklungsplan zu machen. – Wir sind der Überzeugung, dass wir einen vernetzten Schulentwicklungsplan zwischen dem Pflichtschulbereich und dem Bundesschulbereich brauchen, und in diesem Sinne bringen meine Kolleginnen Anger-Koch, Monika Riha und ich einen Resolutionsantrag ein, und wir beantragen die sofortige Abstimmung betreffend die Erstellung eines Schulentwicklungsplanes für Wien. (Beifall bei der ÖVP.)
Reden wir nun von den Arbeitsbedingungen an den Pflichtschulen: Selbstverständlich muss man dem pädagogischen Personal auch die entsprechenden Rahmenbedingungen zur Verfügung stellen, und es ist eigentlich skandalös, dass in einer so gut und in manchen Bereichen fast überbürokratisch verwalteten Stadt wie Wien gerade die Pflichtschulen kein Verwaltungspersonal haben. Während auf Bundesebene hoch qualifizierte Polizeibeamte von Verwaltungstätigkeiten entlastet wurden, sind Pädagoginnen und Pädagogen nach wie vor mit immer komplizierter werdenden Formalitäten belastet. Daher fordern wir eine adäquate büromäßige Ausstattung auch für die Wiener Pflichtschulen, etwa ein Direktionssekretariat, das unter Umständen auch von mehreren Schulen gemeinsam benützt werden kann. Wichtig ist jedenfalls: Lehrer und Direktoren gehören in die Klassen und nicht an den Schreibtisch, um irgendwelche Listen auszufüllen. (Beifall bei der ÖVP.) 

In diesem Sinne bringe ich den Antrag Anger-Koch und Aigner ein, die Pflichtschulen mit den entsprechenden administrativen Ressourcen auszustatten.
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Schulerfolg ist, wie gesagt, auch von den Sprachkenntnissen abhängig. Wir haben mehrfach auch schon die Forderung in den Raum gestellt, dass nach einem ausführlichen Aufnahmegespräch, bei dem die Sprachkompetenz festgestellt werden kann, nicht mehr als in etwa ein Drittel von Schülern in einer Klasse in der Pflichtschule sitzen soll, die der deutschen Sprache nicht ausreichend mächtig sind. Das ist ganz wesentlich, denn sonst haben die einen vom Unterricht nichts, und die anderen können ihm nicht folgen. Die Sprache ist ein ganz wichtiger Kompetenzschlüssel.

Deswegen bringen meine Kolleginnen Anger‑Koch, Mag Ekici und meine Wenigkeit einen Beschlussantrag ein, dass dafür Sorge getragen wird, dass ab dem kommenden Schuljahr bei den Anmeldungen dafür Sorge getragen wird, dass nicht mehr als 30 Prozent der SchülerInnen in einer Klasse die deutsche Sprache nicht ausreichend beherrschen. – Auch in dieser Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Wir werden uns jeweils im Gemeinderat oder im Landtag anschauen, in welcher Weise in Wien die Klassenschülerhöchstzahl von 25 in den ersten Jahrgängen von Volks- und Hauptschulen eingehalten worden ist, weil die Klassenschülerzahlen natürlich auch ein ganz wesentliches Element sind, den Schulerfolg sicherzustellen. 

Ich komme in puncto Schule nun bald zum Abschluss. – Das Musikschulwesen ist ebenfalls eine ganz wichtige Angelegenheit, aber auch hier liegt einiges im Argen. Ein Musikschulkonzept ist immer noch ausständig. Wir haben sehr viel Geld für die Feier des Mozartjahrs aufgewendet. Das ist wichtig. Mozart sitzt ja hier zu Füßen der Kaiserin Maria Theresia. Es ist aber auch wichtig, dass die Nachwuchs-Mozarts entsprechend ausgebildet werden, und daher brauchen wir mehr Musikschulplätze! Es ist doch schön, wenn sich viele Kinder für Musikschulen interessieren! Jemand, der ein Instrument lernt, braucht dann wahrscheinlich im Freizeitbereich keinen Sozialarbeiter, keinen Mediator und keinen Konfliktschlichter, denn diesem Menschen ist die Friedfertigkeit in die Wiege gelegt. Und auch hier ist Wien einiges schuldig geblieben. Es ist wirklich traurig, dass man solche Anträge immer wieder stellen muss! Und sie werden natürlich auch immer wieder abgelehnt.

Nichtsdestotrotz ist es uns, unserem Mediensprecher Franz Ferdinand Wolf und meiner Wenigkeit, wichtig, in einem Beschlussantrag ein bedarfsgerechtes Netz an Musikschulen und zugehörigen Außenstellen in den Bezirken in den nächsten Jahren zu fordern. – Auch diesbezüglich fordern wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Sie werden sich in ein paar Tagen im Landtag eine Valorisierungsautomatik genehmigen, sozusagen eine pragmatisierte Gebührenlawine. – Im Bereich der außerschulischen Jugendarbeit und des Sportes leisten viele Vereine und Organisationen wichtige gemeinnützige Arbeit, und wir verlangen für diese ebenfalls eine Automatik, nämlich eine Subventionsautomatik, damit den Vereinen die Kosten, die von der Stadt Wien, also vom Subventionsgeber, ausgelöst werden, auch ersetzt werden. Denn es kann nicht sein, dass sich die Stadt, ohne dann noch extra Beschlüsse zu brauchen, eine Automatik zugesteht, die Subventionsempfänger aber Jahr für Jahr kommen lässt. Und oft werden die Subventionen auch einige Jahre eingefroren. Wir werden dieses Gesetz zu verhindern versuchen, aber die Mehrheitsverhältnisse werden es uns nicht erlauben. Es wird in Kraft treten. Analog dazu verlangen wir allerdings für den Bereich der Kinder- und Jugendarbeit und für den Bereich des Sportes ebenfalls eine Valorisierungsautomatik.

Zu guter Letzt: Keiner Valorisierungsautomatik bedarf ein Bereich, der Ihnen offenkundig besonders wichtig ist, nämlich der Bereich der stadteigenen Propaganda. Wenn man sich die Summen anschaut, die Sie für Werbeinserate, Plakate und sonstige Kampagnen ausgeben, dann sieht man, dass Sie da sehr großzügig sind! Da wird auch für den Bürger offenkundig, wofür er immer mehr Gebühren abliefern muss! Es gibt dann aber sicherlich auch Kampagnen, die Gebührenerhöhungen als notwendig darstellen. Das ist ein Kreislauf im SPÖ-Nahebereich.

Wir haben vor ein paar Jahren hier den Verlag Bohmann ausführlich diskutiert. Jetzt lese ich, dass der Verlagsleiter selbigen Namens in den Presserat aufgenommen wird. – Da sieht man, wie das rote Netzwerk über Wien hinaus in den Bund greift. Wir sehen das auch am Chefredakteur der „Wiener Zeitung“: Allen Unabhängigkeitstendenzen zum Trotz weitet die rote Krake sozusagen ihren Machtbereich aus. Hier sind Sie großzügig! Stecken Sie das Geld, das Sie hier für Eigenpropaganda ausgeben, doch lieber in die Bereiche, für die Sie Propaganda machen! Machen Sie keine Kampagne über die Schulsanierungen, sondern sanieren Sie die Schulen und die Sportplätze! Geben Sie das Geld dort aus, wo es direkt bei den Betroffenen landet! Dann können Sie sicher sein, dass Sie nicht allzu viel Propaganda brauchen. Es ist offenkundig ein Zeichen schlechten Gewissens, wenn man eigene Versäumnisse mit diversen Drucksorten und Propagandalawinen kaschieren möchte. 

Meine Damen und Herren! Es gäbe zum Zahlenwerk noch viel zu sagen. Die Nachrednerinnen meiner Fraktion werden noch auf gewisse Hotspots hinweisen.

Meine Damen und Herren! Sie werden Verständnis dafür haben, dass wir diesem Rechnungsabschluss nicht zustimmen werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag (FH) Wehsely. 

GRin Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Stadträtin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Ich muss mich jetzt ein bisschen auf die Situation hier einstellen, denn nachdem ich einigen VorrednerInnen zugehört habe, wähne ich mich in einer anderen Stadt als in Wien. Ich weiß wirklich nicht genau, wovon Sie sprechen! Mir kommen Ihre Reden gewissermaßen so vor wie des Kaisers neuer Kleider: Wovon sprechen Sie? Wo sind Sie zu Hause? – Aber es ist eigentlich wurscht. Ich muss eh nicht ganz genau wissen, wo Sie zu Hause sind!

Ich habe mir vorgenommen, hier über einen kleinen Ausschnitt unserer Geschäftsgruppe zu reden, denn in maximal 25 Minuten – und ich werde in aller Interesse versuchen, dieses Limit zu unterschreiten – geht sich definitiv nicht alles aus.

Zunächst möchte ich ganz herzlich alle Kolleginnen und Kollegen begrüßen, die uns hier via Internet folgen. Es ist sehr schön, dass ihr dabei seid! Ganz herzlich möchte ich mich auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus den Magistratsabteilungen bedanken, die hier sind, zuhören und uns unterstützen. Herzlichen Dank für eure Arbeit und eure Anwesenheit! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich werde aus unserer Geschäftsgruppe den Ausschnitt Jugend und Bildung – „Jugendbildung findet Stadt“ – wählen. Schon zu Beginn meiner Rede möchte ich auf die Jugendarbeit im Sinne von Mitbestimmung und auf die hervorragende Vernetzung, die in unserer Stadt und insbesondere im Ressort von Grete Laska stattfindet, aufmerksam machen. Es ist mir wichtig, das zu erwähnen, denn wir können für Kinder und Jugendliche am meisten erreichen, wenn die Geschäftsgruppe Jugend und Bildung die Themen auch als Querschnittsmaterie behandelt und sehr gut mit den anderen Geschäftsgruppen kooperiert, zusammenarbeitet und sich vernetzt. Auf diese Weise gibt es ein gutes Weiterkommen für die Kinder und Jugendlichen in dieser Stadt.

Wien hat ein dichtes Netz für Kinder und Jugendliche gewoben, und zwar insbesondere betreffend Prävention und die Unterstützung von Kindern und Jugendlichen in ihrer Selbstfindung und ihrem Selbstwertgefühl. Es ist wichtig, dass sie sich respektiert und anerkannt fühlen, wenn sie aufwachsen. Deswegen sind beispielsweise so viele Jugendliche zu den Wahlen hier in Wien gegangen, als das Wahlalter erstmals auf 16 herabgesetzt war. Sie interessieren sich dafür, weil sie eingebunden sind. Partizipation wird gelebt, und wir fordern die jungen Menschen auf, laden sie ein und freuen uns darüber, wenn sie, ob in der Schule oder anderswo, mitmachen, sich artikulieren und ihre Wünsche und Bedürfnisse äußern. 

Zur ganz wichtigen Bildungseinrichtung Kindergarten: Wir waren das erste Bundesland, das einen eigenen Bildungsplan entwickelt hat. Ich weiß nicht, ob das heute schon Erwähnung gefunden hat. Es wurde schon sehr viel erwähnt, nicht gesagt wurde bisher aber, dass wir das erste Bundesland waren, das einen Bildungsplan extra für die Kindergärten erarbeitet hat. Das ist ein Meilenstein und sicherlich auch ein Vorbild für Österreich! Ich hoffe, dieses Vorbild wird nachgeahmt und bildet die Grundlage der pädagogischen Arbeit! Außerdem ist es sicherlich gescheit, wenn man dieses Modell nicht nur in den städtischen Kindergärten als pädagogische Grundlage heranzieht, gewissermaßen als Richtschnur, an der man sich entlang hanteln kann. Daher sind nicht nur die städtischen Kindergärten, sondern alle eingeladen, das als Grundlage ihrer pädagogischen Arbeit zu nehmen. Darüber würden wir uns sehr freuen! Das kann ein Thema bleiben. (Beifall bei der SPÖ.)
Ein bisschen möchte ich natürlich auch auf die vielen Anträge eingehen, die gerade zu unserer Geschäftsgruppe gekommen sind. Das ist an sich schön, denn es deutet zumindest ein bisschen darauf hin, dass Sie sich auch für Kinder und Jugendliche interessieren. Dass es auch ein ganz anderes Menschenbild betreffend Kinder und Jugendliche gibt als unseres, nehmen wir natürlich zur Kenntnis. Und das drückt sich auch sehr stark in Ihren Anträgen aus. 

Zu den Betreuungseinrichtungen für Kinder im Alter von einem Jahr bis drei Jahre kann ich nur sagen: Liebe ÖVP! In eurem Antrag wird einmal von Betreuungseinrichtungen für Kinder im Alter von einem Jahr bis drei Jahren, dann wieder von null bis drei Jahren und schließlich von eineinhalb bis drei Jahren gesprochen. – Jetzt weiß ich wirklich nicht genau, welches Alter da konkret gemeint ist! Ich kann nur soviel dazu sagen: Für das Alter von eineinhalb bis drei Jahre haben wir einen Deckungsgrad von 51,3 Prozent. Wo ihr die 22,1 Prozent, die angeblich aus der Statistik Austria stammen, hernehmt, weiß ich nicht! Vielleicht betrifft das Österreich. Es kann aber nicht Wien sein! Auch die Zahlen der MA 10 sprechen nämlich dagegen.

Den Ausbau auf 40 Prozent bis 2010 hätten wir jetzt schon. Und wir haben auch nicht vor, das zurückzuschrauben. Ganz im Gegenteil! Die 40 Prozent sind aber auch für die Ein‑ bis Dreijährigen schon knapp erreicht. Aber besser werden kann man natürlich immer noch, und es ist sowieso klar, dass wir uns da jede nur erdenkliche Mühe geben.

Bei den Kindergärten sind wir ganz besonders gut unterwegs. Für die Drei‑ bis Sechsjährigen haben wir überhaupt einen Deckungsgrad von 93 Prozent. Mehr als ein Drittel besuchen auf Grund der finanziellen Verhältnisse der Eltern den Kindergarten gratis, und mehr als ein Drittel zahlt nur gestaffelt. Nur weniger als ein Drittel zahlt den vollen Betrag, und die können es sich wahrlich leisten!

Nach meinem Dafürhalten haben wir dieses Gratiskindergartenjahr vor der Schule faktisch erreicht. Ich weiß nicht, wie man die 7 Prozent – auf Wienerisch gesagt – dort noch „hinzah’n“ soll! Wir können weiter überlegen, aber wir haben, wie gesagt, einen Deckungsgrad von 93 Prozent für die Drei‑ bis Sechsjährigen inklusive hochwertigster Pädagogik. Die Ausstattung ist hervorragend, es gibt Bioessen und vieles andere mehr. Ich glaube, das spricht für sich! Wir haben wirklich eine ganz hervorragende Einrichtung für unsere Allerkleinsten! (Beifall bei der SPÖ.)

Lassen Sie mich noch ganz konkret dazu sagen. Das betrifft wohlgemerkt alle Wiener Kinder. Wir unterscheiden nicht zwischen diesen und jenen und noch anderen. Für uns sind alle unsere Wiener Kinder. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich komme nun zur neuen Mittelschule, zur Schule der Vielfalt. Auch darüber haben wir jetzt schon wochenlang diskutiert. Die ExpertInnengruppe ist schon längst dabei, Antworten auf all die Fragen zu finden, die wir haben, die die Eltern haben, die die PädagogInnen und vor allem auch die SchülerInnen haben. Diese Antworten brauchen wir als Basis, um zu einer guten neuen Mittelschule, zu einer Schule der Vielfalt, zu kommen. Ich weiß nicht, wo da das wahnsinnige Schreckgespenst ist! (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Der Achtundsechzigertraum? – Das kann kein Traum von mir sein, denn ich bin 1972 geboren! Trotzdem finde ich diese Idee hervorragend! (Beifall bei der SPÖ.)
Das, was wir uns unter einer gemeinsamen Schule der Vielfalt vorstellen, ist ein schöner Ort für Kinder und Jugendliche, wo sie individuell unterstützt und gefördert, aber natürlich auch gefordert werden. Daher verstehe ich nicht, wo diese interpretierte Leistungsfeindlichkeit bei SPÖ herkommt! Ich weiß es nicht, aber Sie werden es schon wissen! Wir wollen, dass die Schule ein Ort der Freundschaft und der Freude ist, wo man voneinander und miteinander lernt. Die Kinder sollen von den Lehrern lernen, die Lehrer und Lehrerinnen aber auch von den Kindern und Jugendlichen. Das gehört auch dazu. Es sind nämlich nicht immer die Erwachsenen die Gescheiteren, das muss man auch einmal ganz laut hier sagen, und ich bin froh, dass wir das hier in dieser Stadt so sehen, dass man Jugendliche ernst nimmt und auf gleicher Augenhöhe sieht und respektiert. – Das ist die Schule, die wir uns vorstellen, und ich hoffe, dass wir gemeinsam dahin kommen! 

Natürlich sind alle ganz herzlich eingeladen, das gemeinsam mit uns zu machen. Uns geht es um eine gemeinsame Schule für alle Wiener Kinder, aber auch um eine gemeinsame Schule für alle Kinder in ganz Österreich. Das ist auch ganz wichtig. Die gemeinsame Schule, die wir wollen, betrifft nicht nur Wien, sondern ganz Österreich. Das soll ein Fortschritt für ganz Österreich sein! (Beifall bei der SPÖ.)
Das große Schulpaket wurde auch schon mehrfach erwähnt. Und auch von der Knebelung und Geißelung der Bezirke war die Rede. – Lieber Dr Aigner! Wir kommen aus demselben Bezirk, und ich erinnere mich nicht daran, dass dort eine Schule eingestürzt oder einem Kind irgendetwas auf den Kopf gefallen wäre! Ich weiß nicht, welche Schule du dir angeschaut hast, wo so etwas passiert wäre!

Es ist dies ein großes Schulpaket. Es wird viel investiert, und die Schulerhaltung ist in der Dezentralisierung enthalten. Die Bezirke haben sich gut darum gekümmert, manche besser, manche weniger gut. Jetzt werden wir das gemeinsam bestreiten. Ich glaube, ein Investitionspaket von 600 Millionen EUR für die Sanierung, damit die Schulen von außen und die Klassen so schön sind, wie die Pädagogik hochwertig ist, können und wollen wir uns auf jeden Fall gemeinsam leisten! (Beifall bei der SPÖ.)
2006 war das Jahr der Gewaltprävention in den Wiener Schulen. Es wurde unglaublich viel geleistet. Es gibt stoßweise Projekte, Ideen und interessante Geschichten, die sich in den Schulen ereignet haben. All das ist gemeinsam mit den Schülerinnen und Schülern vonstatten gegangen, und ich kann es nicht oft genug sagen: Wenn man es nicht gemeinsam mit den Kindern und Jugendlichen macht, dann braucht man es gar nicht zu machen! Das ist unser Leitmotiv, das wir unterstützen: Projekte gemeinsam mit Kindern und Jugendlichen ausarbeiten und umsetzen. Ich nenne jetzt als Beispiel die Pear-Mediations-Projekte, welche die Jugendlichen selbst gemacht haben. Zig Jugendliche haben daran mitgearbeitet: Sie haben gelernt, selbst Konflikte zu schlichten, sich einzubringen, die Sache auszudiskutieren und zu kalmieren und auf jeden Fall selbst Verantwortung zu ergreifen. – Ich meine, es ist ganz wichtig, dass die Jugendlichen das lernen! (Beifall bei der SPÖ.)
Es geht also um eine gemeinsame neue Mittelschule der Vielfalt für alle Kinder und Jugendlichen, und das in ganz Österreich.

Ganz kurz noch zu den Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen Rahmenbedingungen in Wien betreffend die Schulen: Es wäre natürlich angebracht, dass man diesbezüglich wirklich eine inhaltliche Debatte führt. Aber ich sehe schon, dass dafür hier nicht wirklich der richtige Ort ist.

Grundsätzlich wissen Sie, glaube ich, genau so gut wie ich, dass wir das Modell der PsychogogInnen und BegleitlehrerInnen an unseren Wiener Schulen haben. Dieses ist seit 30 Jahren gut erprobt, und man könnte wirklich fachlich-pädagogisch darüber diskutieren: Was ist das Modell? Sind es LehrerInnen, die auch sozialarbeiterisch an den Schulen arbeiten oder ist es Schulsozialarbeit? Ich stelle das jetzt aber zurück und sage nur: Es geschieht auch jetzt schon viel. Bei dieser Panikmache und diesem Schlechtreden, wie Sie es die ganze Zeit betreiben, kann man aber gar nicht mehr fachlich reden, weil angeblich alles so furchtbar und ein Wahnsinn ist. – Ich sage jetzt nur: Wir haben dieses Modell, und es ist nicht das schlechteste. Über andere fachliche Ansichten kann man aber selbstverständlich diskutieren.

Zur Jugendarbeit komme ich natürlich gerne, und es ist bekannt, warum: Ich komme aus der Jugendarbeit. Und ich sage jetzt, auch wenn Sie es nicht gerne hören und es dann als Schönfärberei bezeichnen: Das Modell der außerschulischen Jugendarbeit ist eines der besten in Europa. Das ist unbestritten. Hören Sie sich um! Reisen Sie herum! Lesen Sie diesbezügliche Studien! Informieren Sie sich!

Jedenfalls ist unser Modell hervorragend, und zwar unter anderem auch deswegen, weil es ein dichtes Netz ist, das es in allen Bezirken oder fast allen Bezirken Wiens gibt, weil es eine Ergänzung der Schule darstellt und weil man insbesondere auch dort auf die Selbstverantwortung der Jugendlichen setzt und ressourcenorientiert arbeitet. Man sagt dort nicht zu den Jugendlichen: Du kannst dies nicht, und du kannst jenes nicht! – Man macht sie nicht schlecht, und das ist das Besondere hier in Wien: Wir begegnen Kindern und Jugendlichen auf Augenhöhe, wir stärken sie, wir nehmen sie ernst, wir respektieren sie und arbeiten mit ihnen zusammen. Das ist der Clou! Darum muss es gehen! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.)
Wenn ich jetzt eine Lehrerin wäre, wie Sie es sich wünschen, dann würde ich Ihnen jetzt sagen: Stellen Sie sich ins Winkerl und schreiben Sie 50 Mal: Ich darf nicht hinein schreien! (Beifall und Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Mitbestimmung findet jedenfalls statt, so viel steht fest. Mitbestimmung gibt es zum Beispiel auch im Kinder- und Jugendparlament in Wien. Das ist keine leere Worthülse. Wir haben mittlerweile in 19 Bezirken Kinder- und Jugendparlamente, in denen sich die Jugendlichen mit den Verantwortlichen in ihrer Schule und in den Bezirken, mit den ExpertInnen der Dienststellen der MA 42 und so weiter zusammensetzen und gemeinsam ihr Lebensumfeld, ihre Schule und ihren Bezirk besprechen, und das findet auch tatsächlich Umsetzung mit den verantwortlichen Politikerinnen und Politikern und natürlich mit den ExpertInnen der Fachdienststellen. Bitte vergessen Sie Letztere nicht, denn diese leisten einen ganz erklecklichen Anteil der Arbeit, die sich die Bürgerinnen und Bürger und auch die Kleinen und Jungen wünschen und zu Recht einfordern.

Es gibt also 19 Wiener Bezirke mit Jugendparlamenten, und da sage ich: Hut ab! (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Ja, genau! Das heißt „Parti. im Bau“! Vielleicht haben Sie auch davon schon einmal gehört, das kann sein, ich weiß es nicht genau, vielleicht auch nicht. – Das steht in Zusammenhang mit der Vernetzung, die es insbesondere zwischen der Geschäftsgruppe Jugend und den anderen Geschäftsgruppen gibt. Das ist ein ganz hervorragendes Projekt, das 2005 und 2006 gelaufen ist: Jugendzentren, Gebietsbetreuung und Stadtratsbüro haben sich gemeinsam Gedanken darüber gemacht, wie man die Bestimmung im Mietermitbestimmungsstatut von Wiener Wohnen in § 13 – wenn ich nicht irre – umsetzten kann, gemäß welcher explizit ein zu wählender Jugendvertreter vorgesehen ist. Das ist mit dem Projekt „Parti. im Bau“, also Partizipation im Gemeindebau, tatsächlich geschehen. Wir haben es zumindest einmal in zwei großen Gemeindebauten geschafft, die Erwachsenen, die Mieterbeiräte und die Jugendlichen zusammen zu bringen und sie gemeinsam Modelle für ihr gemeinsames gutes Auskommen im Gemeindebau erarbeiten zu lassen. Das geht manchmal so weit, dass die Jugendsprechstunden dieser Jugendmieterbeiräte in den einzelnen Jugendeinrichtungen stattfinden, denn dort trauen sich die Jugendlichen hinzugehen. Dorthin können sie gemeinsam gehen. Man muss nämlich auch darauf Bedacht nehmen, wie Jugendliche drauf sind, wie sie sich austauschen wollen und wie ihr Gruppenempfinden ist. Und wenn man ernsthaft mit Jugendlichen in Kontakt treten will, dann muss man das einfach so annehmen und dann muss man die Modelle und Projekte darauf ausrichten, dass man möglichst viele Jugendliche erreicht.

Es ist dies – wie gesagt – ein ganz hervorragendes Projekt. Es schien übrigens auch in der UN-Habitat Best Practices-Datenbank weltweit auf. (GR Mag Wolfgang Jung: Warum sind wir so schlecht in der PISA-Studie, wenn ohnedies alles so gut ist? Sagen Sie mir das!)
Außerdem finden in dieser Stadt sozusagen auch Medien statt. Besonders erwähnen möchte ich da natürlich unseren partizipativen, nicht kommerziellen Stadtsender Okto. Wir sind sehr stolz auf Okto. Mittlerweile gibt es 75 verschiedene zivilgesellschaftliche Gruppierungen in dieser Stadt, die regelmäßig Programme in Okto gestalten, mitmachen und sich einbringen. Und das ist kein reiner Selbstzweck, sondern all das hat Mehrwert. Die Jugendlichen und Kinder produzieren ihre eigenen TV-Shows. Was lernen sie dabei? – Sie lernen Medienstrukturen kennen. Und sie lernen auch, wie manipulativ Medien sein können. Sie lernen selbst drehen, sie lernen selbst schneiden, sie lernen, selbst ein TV-Programm zu machen, und sie sehen sich selbst im Fernsehen. Das ist natürlich, nachdem Fernsehen in der Medienwelt auch für Jugendliche sehr viel Bedeutung hat, eine ganz hervorragende Geschichte. 
Daher werden wir gerade die Jugendprogramme und die Projekte für Okto noch verstärken. Schauen Sie sich das einfach einmal an! Legen Sie Ihre Vorurteile ab! Schauen Sie auch einmal dort vorbei! Wenn man mit den Leuten vor Ort redet, dann bekommt man nämlich ein bisschen mehr mit, als wenn man nur über mehrere Ecken davon hört! Das ist wirklich eine ganz tolle Sache, nämlich ein immenser Schritt in Richtung Medienkompetenz. Das, was wir heute zu bieten haben, gab es zu meiner Jugendzeit – und auch zu Ihrer, wie ich annehme – noch nicht! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich entschuldige mich schon jetzt bei den vielen Magistratsabteilungen, die im Rahmen dieses Rechnungsabschlusses nicht präsentiert werden konnten! Man könnte ja über die Leistungen jeder Abteilung mehr als 25 Minuten sprechen, aber das ist leider hier nicht möglich.

Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP! Ich komme jetzt zu Ihrem Antrag betreffend Jugend und Alkohol, konkret über die „Konzeptionierung und Umsetzung einer Informationskampagne über die Folgen und Risiken von Komatrinken“. – Sie verlangen Berichte über das in Mode kommende Komatrinken. Da frage ich Sie: Wo sind Sie eigentlich zu Hause? Ich sage Ihnen: Ich habe bis zu meinem 19. Lebensjahr keinen Tropfen Alkohol getrunken, und als komisch galt da ich und nicht die anderen. Alkohol und der Umgang mit Alkohol werden in der Jugend eben ausprobiert, weil es da um eine Grenzerfahrung geht. Stellen Sie das nun nicht so dar, als ob das etwas Neues und eine jetzt in Mode kommende Geschichte wäre! Das ist nämlich einfach nicht wahr! Da frage ich mich, wo Sie leben! Das ist einfach unglaublich!

Natürlich arbeiten auch wir daran, aber wir machen das nicht marktschreierisch. Wir fordern die Jugendlichen nicht auch noch über die Medien auf. Wir sagen nicht: Bitte sauft, beginnt mit Komatrinken, denn sonst gehört ihr nicht dazu! – Das kann nicht die Wahrheit sein. Vielmehr betreiben wir selbstverständlich Prävention. Diese ist kostspielig, aber das leisten wir uns. Das ist allerdings nichts, womit man großartig werben kann. Denn was bedeutet Prävention? – Prävention bedeutet, dass nichts oder nichts Schlimmes passiert, weil viel getan wird. Das ist Prävention. Und das betreiben wir natürlich unentwegt und dauernd. (Beifall bei der SPÖ.)

Es wäre schön, wenn Sie einmal hinschauen und das zur Kenntnis nehmen! Wir betreiben in der Jugendarbeit schon im Kindergarten und in der Schule Suchtprävention. Und wie Sie wissen, geht es dabei nicht nur um Alkohol, sondern es geht auch darum, Jugendliche in ihrem Selbstwertgefühl zu stärken, ihnen den Umgang mit Selbstverantwortung beizubringen und ihnen zu zeigen, wie sie sich in ihrer Peargroup durchsetzen können. Das sind die relevanten Fragen, und auch auf diese Probleme schauen wir und nicht nur auf die Substanz Alkohol. Sie können doch einfach nicht glauben, dass das noch nie da war, dass sich jemand niedergesoffen hat! Das kann einfach nicht sein, dass Sie das wirklich glauben!

Aber ich habe den Oppositionsfraktionen auch ein Geschenk mitgebracht, nämlich das Straßenfußballliga-Packerl, das verteilt wurde. Bei Veranstaltungen in der Schule und bei der Jugendarbeit insgesamt werden die Jugendlichen aufgeklärt, und es gibt eigene Broschüren, wie man mit Alkohol sinnvoll umgeht, ab wann man trinken kann und so weiter. Die jungen Leute bekommen jetzt ein Packerl, in dem das Jugendschutzgesetz und eine Alkobroschüre enthalten sind. Zur Stärkung sind auch extra Zuckerln drin. Sie können sich das dann gerne anschauen. Es ist da auch noch ein Ticket für den Nachtverkehr dabei, damit niemand besoffen fährt oder mit jemandem mitfährt, der zu viel getrunken hat, sondern dass die Leute mit dem Nachtbus fahren. Ich habe für jeden extra ein solches Sackerl mitgebracht. Sie können es sich gerne anschauen! (GR Mag Wolfgang Jung: Glauben Sie, dass Sie mit Sackerln ein Problem lösen können? Damit haben Sie schon anderswo Schiffbruch erlitten!)
Es bleiben mir noch vier Minuten. Jetzt habe ich doch so lange geredet, tut mir leid! Ich musste all das aber einfach sagen, denn wenn man Sie alle reden hört, glaubt man manchmal wirklich, man ist in einer anderen Stadt!

Nun noch eine Anmerkung an die KollegInnen der Opposition, und das ist wirklich gut gemeint: Auch wenn in einer Stadt wie Wien, also in einer pulsierenden Großstadt, einmal etwas so Arges passiert wie beispielsweise dieser Schuss auf das Kind im Gemeindebau, bringt es nichts, wenn man zu schreien anfängt und Panikmache betreibt. Die Sache wird dann so dargestellt, als ob ein drogenkranker Wahnsinniger der Alltag im Gemeindebau wäre. Das ist wirklich skandalös! Da heißt es: Die Gebietsbetreuung hat versagt! Die Schule hat versagt! Die Jugendarbeit hat versagt! So erzählen Sie das den Leuten. Das ist ganz einfach unglaublich! Wenn einmal in Jahrzehnten so etwas vorfällt, dann versuchen Sie, den Leuten weiszumachen, dass das die Realität ist. Ich sage Ihnen: Das darf nicht sein! (Beifall bei der SPÖ.)

Auch Sie müssen Ihre Verantwortung wahrnehmen, Sie müssen helfen, für die Leute Probleme zu lösen, aber Sie dürfen ihnen nicht auch noch zusätzlich etwas einreden! Sie glauben doch wohl selbst nicht, dass wegen eines wahnsinnigen Vorfalls der ganze Gemeindebau, die ganze Jugendarbeit und die ganze Schule schlecht sind! Diese Haltung ist wirklich unglaublich!

Zum Abschluss sage ich Ihnen noch etwas: Sie diskreditieren damit nicht, wie Sie glauben, die Wiener Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten. Sie kritisieren damit nicht uns, sondern Sie diskreditieren damit die vielen engagierten und bestens ausgebildeten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Dienststellen, der Vereine, der Einrichtungen und der Organisationen vor Ort. Lassen Sie sich das einmal ins Stammbuch geschrieben sein! Diese Menschen diskreditieren Sie, nicht uns! (Beifall bei der SPÖ.)

Wir wollen diesen Leuten danken und sagen noch einmal ein herzliches Dankeschön an die Magistratsabteilungen, an das Büro der Vizebürgermeisterin und an die vielen engagierten Kolleginnen und Kollegen vor Ort, die sich wirklich einen Haxen ausreißen. All jenen sagen wir Danke. Was Sie zu ihnen sagen, das wissen wir. Es bleibt aber absolut dabei, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Stadt mit Herz, mit Professionalität und Engagement für die Kinder und Jugendlichen da sind. – Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Mag Jung. Die Redezeit beträgt nun nur mehr 15 Minuten. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Sie in der SPÖ glauben, mit Sackerln die Probleme in Wien lösen zu können. Sie haben mit einem solchen Sackerl bereits in einem anderen Bereich Schiffbruch erlitten. Sie glauben doch nicht wirklich allen Ernstes, dass Sie damit die Probleme der Jugend in Wien lösen können! So etwas Unsinniges habe ich selten gehört!

Frau Lehrerin da hinten! Könnten Sie das Küssen einen Moment unterbrechen und vielleicht doch zuhören? – Ich bin heilfroh, dass ich Sie nicht als Lehrerin gehabt habe! Ich hatte nämlich gute Lehrer. Bei denen habe ich etwas gelernt und habe es unter anderem auch bis in dieses Haus geschafft, ohne Mitglied einer Familiengesellschaft zu sein, wie das die Art und Weise anderer ist, da herein zu kommen.

Kommen wir jetzt nach Ihren Ausführungen zu den ernsthaften Sachen. – Zunächst ein Wort zur Kollegin Jerusalem, bei der ich, im Gegensatz zur Vorrednerin, zumindest den Eindruck habe, dass sie das, was sie sagt, auch meint. 

Allerdings muss ich Ihnen auch sagen, Sie sind wirklich, gelinde gesagt, sehr weltfremd. Wie kann man glauben, dass, wenn Sie unterschiedliche Qualitäten hernehmen, gute und weniger gute und schlechte Leistungen zusammenführen, dass das Endergebnis gleich gut ist. Mein Verdacht ist, dass es dahin geht, wie es, glaube ich, in Don Carlos so schön heißt: „Es ist alles gleich, weil alles niedrig." Dahin geht es. Es geht das Niveau noch weiter hinunter. Warum sind denn unsere Mittelschulen gut, in der PISA-Studie schneiden sie ordentlich ab und nur die Pflichtschulen rutschen hinunter? Genau deswegen. 

Im Wesentlichen krankt es an zwei Problemen. Das eine und das größte ist die Frage der Sprache. Ich weiß nicht, warum Sie sich so wehren, dass wir wollen, dass unsere zu uns gekommenen Neubürger Deutsch lernen sollen. Das zweite ist das Problem der Gewalt an den Schulen. Auf beides möchte ich hier kurz eingehen, soweit mir die Zeit zur Verfügung steht.

Sie haben angesprochen, es gibt eine Menge Vereine, Frau Kollegin, die sich in Wien um die Jugendlichen kümmern. Wenn es um die Zahl der Vereine ginge, dann müssten wir hervorragend sein. Es sind das aber nichts anderes als Nachwuchsorganisationen der SPÖ, mit denen Sie die zukünftigen Funktionäre bezahlen! Die kümmern sich doch gar nicht um die Masse der Jugendlichen! (GRin Barbara Novak: Das ist ein Blödsinn! Sie haben keine Ahnung!)

Sie haben Okto angesprochen. Das sind doch Promillesätze, die Sie hier erreichen, aber nicht die breite Mehrheit der Jugendlichen in Wien (GRin Barbara Novak: Das ist überhaupt nicht wahr!), die von diesen Vereinen - in Anführungszeichen - betreut sind! (GRin Barbara Novak: Haben Sie Okto schon einmal gesehen?) So schaut es nämlich in Wirklichkeit aus: Jugendarbeitslosigkeit, ausgehungerte Bezirke, Schulbauten mit Gebäudeproblemen! Für obskure Förderungen haben Sie das Geld, aber Komatrinken wird von Ihnen weggeleugnet, weil nicht sein kann, was nicht sein darf! Fragen Sie den Arbeitersamariterbund, was sich auf der Donauinsel abgespielt hat und schlagen Sie die heutigen Zeitungen auf und Sie werden es sehen! (GR Harry Kopietz: Sie haben keine Ahnung!)

Herr Kollege, war das wirklich so toll? „Kebap und Kampftrinken" steht im „Kurier“. „… So will gerade der rote Nachwuchs seine politischen Visionen unters Volk bringen, aus kleinen Holzhütten heraus, viele junge Funktionäre der Vorstadtsektionen zwischen den Kebap-Bratern und Kampftrinkern auf Laufkundschaft! …“ Da suchen Sie Ihr Zielpublikum! Das kann doch nicht wahr sein, Herr Kollege! (Beifall bei der FPÖ. - GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Burschenschaft!) 

Beim Arbeitersamariterbund heißt es, die Einsätze durch Alkoholmissbrauch hätten im Vergleich mit den vergangenen Jahren trotz Ihrer Gegenkampagnen nicht abgenommen. Da steht, dass Sie den Jugendlichen allein 1 200 Flaschen Alkohol abgenommen haben und die dann zu wohltätigen Zwecken versteigert werden sollen. Demnächst wird dann auch noch Rauschgift, das man irgendwo beschlagnahmt hat, für wohltätige Zwecke versteigert! Das ist doch absurd, wenn Sie glauben, dass dieses Problem nicht vorhanden ist! (GR Harry Kopietz: Absurd sind Sie! Wollen Sie Freibier ausschenken?) Alkohol ist ein Problem in unserer Stadt und die Voraussetzung zur Lösung eines Problems ist, dass man es erkennt. Da halten Sie sich aber wie die berühmten drei Affen die Augen zu, die Ohren zu und den Mund leider nicht zu! Das stimmt, geredet haben Sie viel! (GRin Barbara Novak: Wir haben das Problem erkannt!)
Was tun Sie dagegen? Schlichtweg nichts! Wo ist denn der Herr Bürgermeister bei der Debatte um den Bereich, der sein ureigenster ist? Wo ist heute die Frau Brandsteidl? Die schleicht sich von all diesen Debatten und drückt sich davor. Auch das letzte Mal war sie nicht da. Sie ist sich zu gut, um sich zu uns zu setzen! (GRin Barbara Novak: Die Frau Brandsteidl ist nicht Mitglied des Gemeinderats!) Das ist in Wirklichkeit eine Verhöhnung der Betroffenen, was Sie betreiben! (GR Harry Kopietz: Sie verhöhnen!) Das ist, so wie vieles andere, was Sie hier für die Jugend betreiben, kontraproduktiv. Wenn man zum Beispiel für ein bekanntes Glücksspiel ein Quasimonopol in Wien ermöglicht und den Betreibern die besten Plätze im Prater, ich will nicht gerade sagen, zuschanzt, aber ermöglicht, dann darf man sich nicht wundern, dass die Jugendlichen dort herumlungern, Frau Stadträtin!

Die nächste Generation wird heute geradezu in eine Schuldenfalle getrieben. Welcher Ihrer Politiker, welcher Ihrer Erziehungswissenschaftler tritt denn öffentlichkeitswirksam dagegen auf, dass Werbungen wie „Kaufen Sie heute, zahlen Sie später!" oder „Fahren Sie heute auf Urlaub, bezahlen Sie im nächsten Jahr!" gemacht werden, dass Banken quasi als Probe schon Kindern Kreditkarten zur Verfügung stellen oder dass die Schulen nichts dagegen haben oder nichts dagegen unternehmen, dass Handys in der Schule betrieben werden, wo man genau weiß, wie viele Kinder gerade durch die Handys in die erste Schuldenfalle hineintappen? Statt den Kindern beizubringen, dass man Geld erst verdienen und erarbeiten muss, bevor man es ausgeben kann, vorausgesetzt, man will anständig leben, aber anständig ist heute kein Maßstab mehr für allzu viele unserer Pädagogen, Selbstverwirklichung ist wichtiger. (GRin Barbara Novak: Aber was ist mit dem Taschengeld?) 

Mit Anstand kommt man natürlich in keine Zeitung, kommt man in keine „Seitenblicke". Dort hat der Herr Bürgermeister Zeit gehabt, sich beim Koch des Jahres im Meinl am Graben zu zeigen. Hier ist er nicht, obwohl es sein ureigenstes Revier wäre. Laut, schrill, exaltiert, das ist in dieser Stadt gefragt! Brot und Spiele liefern Sie statt Vorbilder! Sie verdrängen die Probleme und dröhnen die Bürger mit Ihren Dauerfestspielen am Rathausplatz, Life Ball und so weiter zu! Das wird in den Vordergrund gestellt, so wie das Donauinselfest! (GR Harry Kopietz: Wir wissen eh, was Ihnen unangenehm ist!) Auch da schaffen Sie es, dass die Probleme dann unter den Tisch gekehrt werden. Es gab während des Donauinselfests drei Vergewaltigungen. Das wären sonst Überschriften auf den ersten Seiten der Zeitungen gewesen. Eine halbe Zeile ist darüber berichtet worden! Auf Ihrem Donauinselfest, so schaut die Realität aus, die Sie verleugnen!

Jetzt zur Frage „Schule und Jugendgewalt". (GR Harry Kopietz: Sie tun mir leid!) - Ich brauche Ihnen nicht leid zu tun! Mir tun die Kinder leid, deren Zukunft Sie verderben, Herr Kollege! Das ist die Realität! (Beifall bei der FPÖ. - GR Harry Kopietz: Schön langsam müssen Sie verzweifeln! Ein Wahnsinn!)
Es passiert nichts Schlimmes, hat die Frau Kollegin vorher gesagt. Jetzt bringe ich ein Beispiel, das sich vor wenigen Tagen zugetragen hat, zwei Wochen ist es her. Da hat sich ein junges Mädchen, eigentlich schon eine junge Frau, an mich gewandt, die in dieser ach so sozialen Stadt auf eine wirklich traurige und schäbige Art und Weise allein gelassen wurde. Sie war bei allen möglichen Stellen, natürlich auch, wo man in Wien zuerst hingeht, wenn man etwas will, bei der SPÖ, weil die sitzt überall, auch zusätzlich dann natürlich noch in den sozialen Organisationen. Es konnte ihr mit ihrem Anliegen nicht geholfen werden oder es wurde ihr nicht geholfen, sagen wir so. Vermutlich war sie zu leise und zu unbedeutend oder vielleicht auch zu schüchtern, um laut zu schreien, denn das hätte sie wirklich tun können. 

Sie kümmern sich um Fremde, um Zuwanderer, um Asylanten, da gibt es x Vereine, von der Caritas bis zur Ute Bock, die sich sogar Sorgen um diejenigen macht, die bereits kriminell geworden sind. Wenn es um die Einheimischen geht, schaut es anders aus!

Diese junge Frau, Hauptschulabschluss, am Beginn einer Berufsschule, wurde in der gewaltfreien Stadt Wien bei einer Busfahrt von der Schule zurück von einem Gleichaltrigen angepöbelt und niedergetreten. Das passiert oft in dieser Stadt. Der Ausgang war aber in diesem Fall ein besonders unglücklicher, sie hat eine schlimme Kopfverletzung mit langer Heilungsdauer, bleibende Epilepsie, Verlust der Geschmacksnerven, der Geruchsnerven als Ergebnis des Ganzen und, wie gesagt, Epilepsie bei großer Anspannung und Aufregung. Aus war es mit der Möglichkeit, einen Beruf zu erreichen. Ihr Berufsziel Kindergärtnerin oder Gastronomie war weg. Sie hat dann versucht, in Meidling in verschiedenen Kaufhäusern und so weiter als Verkäuferin unterzukommen. Wissen Sie, was passiert ist? Ich habe das am Anfang auch nicht geglaubt, aber es war eine Zeugin dabei, die das bezeugt hat. Sie wurde gefragt: „Können Sie Serbisch oder, noch besser, Türkisch? Sonst können wir Sie nicht brauchen!" - So schaut es im heutigen Österreich bereits aus! (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Geh, bitte! Das ist doch nicht wahr!) Nein, das ist ein Faktum, Herr Kollege! Sie können noch so tun, es ist ein Faktum! Was wollen die Frauen denn, wenn sie einkaufen gehen und nur Türkisch können? Dann wollen sie eine türkische Verkäuferin, weil sie sich sonst nicht ausdrücken können. So schaut es aus!

Weiter, die ganze Geschichte ist damit noch nicht beendet. Sie hat versucht, einen Arbeitsplatz zu bekommen, ist auf das Arbeitsamt gegangen. Dort hat man ihr gesagt: „Wir sind nicht zuständig für Sie, weil Sie als Schülerin noch nicht die nötigen Tage an Arbeitszeit erworben haben." Nichts war es damit. Sie hat weitergesucht, denn sie möchte arbeiten und möchte nicht der Allgemeinheit zur Last fallen. Sie ist auch fähig zu arbeiten und willens, sogar sehr, von ihrer Ausbildung und ihrer ganzen Art her.

Nächster Versuch war, eine Kleinstwohnung in der Nähe ihrer Familie zu erhalten. Sie lebt nämlich mit ihren Eltern in einer Kleinwohnung und teilt sich mit dem Alter von fast schon zwanzig Jahren das Zimmer mit ihrer jüngeren Schwester, was besonders dann, wenn sie einen ihrer Krankheitsanfälle hat, zur Belastung für alle wird. Sie war erfolglos. „Wer eine Wohnung bekommt, bestimmen wir.", war die Auskunft, sie möge doch leerstehende Wohnungen aufzählen und dann wiederkommen. Sie hat es getan, hat aber trotzdem keine Wohnung bekommen. 

Mittlerweile ist es uns gelungen, ihr zumindest einen Praktikumsplatz mit einer gewissen Aussicht auf eine Anstellung zu verschaffen. Auch die Wohnungsfrage schaut nach einer massiven Intervention auf einmal ganz anders aus. Das versteht niemand, wieso das auf einmal möglich war und was vorher ein Problem war. Auch der Behindertenanwalt befasst sich nun mit der Sache.

Ich frage mich wirklich: Braucht es in der Stadt eine politische Intervention, dass ein junger Mensch, der arbeiten will und der in einer gewissen Notlage ist, eine Unterstützung bekommt? Muss man da erst zu den Parteien als Bettler laufen, damit man unterkommt? Weit sind wir gekommen, meine Damen und Herren von der SPÖ!

Aber damit nicht genug. Im Gespräch mit diesem Mädchen erhielt ich, und das tun wir viel zu selten, einen deutlichen Eindruck und Einblick in den Gemeindebau und in die Lebensumstände junger Menschen in diesem Gemeindebau. Sie erzählte mir, dass ihr, wie anderen Bekannten auch, vor einiger Zeit das Handy geraubt worden wäre. Der Täter hat auch die Frechheit gehabt, sie dann zu Hause am Festnetz anzurufen und zu verhöhnen. Weil er so dumm war und eine gute Personenbeschreibung da war, wurde er gefasst, Asylant, Nigerianer, Drogenhändler. Er ist noch immer in Österreich.

Damit nicht genug. Es geht weiter. Wir haben uns dann über die Schulsituation unterhalten und ich habe geglaubt, dass Liesing ein ziemlich problemloses Pflaster auf diesem Sektor ist, aber ich merke zunehmend, auch bei uns ist es nicht mehr, wie es einmal war. Die heile Welt ist vorbei. Sie erzählte von Diebstählen, vom Einschreiten der Polizei, es wurden sogar zehn-, elfjährige Schüler aus einer dieser Schulen mit dem Arrestantenwagen über wenige hundert Meter hinweg in die gegenüberliegende Polizeiwache gebracht. 

Aus ihrem Bekanntenkreis, Schulversuch Gesamtschule, Frau Stadträtin, von der Sie gerade so begeistert sind, könnte ich Ihnen einiges berichten. Dort werden die Kinder, hat sie selbst von ihrer Schwester erzählt, regelmäßig abgeholt, weil die Eltern, weil die Angehörigen Angst um die Kinder haben. Ein Beispiel dazu, ebenfalls mit Zeugen: Das Kind wird abgeholt, wird von einem Burschen niedergeworfen. Er nimmt ihm die Brille weg, ohne Gründe, aus Jux und Tollerei, zerbricht sie und wirft sie ihm vor der anwesenden Erwachsenen vor die Füße. Das ist der Zustand in unseren Schulen, weil die Direktoren natürlich nicht mehr interessiert, was vor dem Schulgebäude passiert. Wenn die Türe einmal geschlossen ist, ist das vorbei. Das geht noch weiter. Sie hat mir noch eine ganze Serie von anderen Beispielen gebracht. Als sie dann meine Irritation, fast Fassungslosigkeit bemerkt hat, sagt sie: „Das ist doch heute normal in Wien! Wissen Sie das nicht?" - Ja, Wien, Frau Stadträtin, ist anders, jedenfalls anders als früher!

Weil ich dann noch immer skeptisch war, habe ich noch drastischeren Anschauungsunterricht erhalten. Sie hat gesagt: „Ich kann wegen meiner Epilepsie nicht in eine Disco gehen, ich kann keine laute Musik hören und ich vertrage diese Blitzlichter nicht. Damit ich mit anderen Jugendlichen in Kontakt komme, bin ich auf ein Eis auf den Schwedenplatz gefahren, bin dort von einem Fremden angerempelt und niedergetreten worden. Ich bin verletzt liegengeblieben. Es hat mir niemand geholfen." Ich habe die Anzeige darüber gesehen, weil ich auch skeptisch war. Dann hat sie die Ärmel hochgestülpt. Es war der ganze Oberarm aufgeschunden, das Knie genauso. 

Das ist Jugend in Wien heute! So schaut die Realität aus! (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Das gibt es doch nicht, was Sie da sagen!) Und davor verschließen Sie die Augen! Diese jungen Menschen behandeln Sie ungerecht mit dem Schönbeten und Schönreden, das sage ich Ihnen! Sie vertuschen, Sie verschweigen! Wir haben vor Kurzem eine Anfragebeantwortung gekriegt, es gab keine Polizeieinsätze an Wiener Schulen. Dann reden Sie einmal mit den Lehrern, wenn die sich reden trauen und wenn niemand zuhört, welcher Druck von den Direktoren ausgeübt wird, dass diese Vorfälle nicht hinausgehen dürfen! Reden Sie mit den Schülern, wie die Wirklichkeit ist! Aber die Frau Kollegin Brandsteidl will sich das nicht anhören, denn da könnte sie in die Wirklichkeit zurückgeholt werden! Auch in die Medien darf das nicht aufscheinen! Aber für diese Balkanaken, oder wie die heißen, diese Bande in Ottakring, die offen mit Genickschuss drohen kann, für die gibt es Medienöffentlichkeit und die werden hofiert!

Auf die Probleme der Lehrer gehen Sie genauso wenig ein. Wir haben auch hier gewaltige Probleme. Fast jeder zweite Lehrer nimmt heute schon Psychopharmaka. In manchen Bezirken ist die Rate noch wesentlich höher. Was glauben Sie, warum? Man verlangt von ihnen einfach Unmögliches. Was Elternhaus, was Gesellschaft versäumt haben, sollen sie nachholen und gleichzeitig auch noch in kürzester Zeit Wissen vermitteln. Renitente Jugendliche aus gestörten Verhältnissen sollen sie zu normalem Verhalten anleiten, aber sie haben keine Sanktionsmöglichkeiten mehr. Jetzt möchte ich wissen, was sie unternehmen sollen. Es schrecken nicht einmal mehr die Noten ab, zumal viele Direktoren dazu übergegangen sind, ihre Lehrer unter Druck zu setzen, nicht so viele schlechte Noten zu verteilen, weil es ein schlechtes Bild für die Schule macht. 

Ich möchte wirklich gern wissen, Frau Stadträtin, beziehungsweise, nein, die Frau Brandsteidl ist nicht da, was machen Sie, wenn Ihnen ein Schüler den berühmten Stinkefinger zeigt? Was machen Sie wirklich? Ich bin jetzt bewusst drastisch! Das sind alles Beispiele, die ich von Lehrern bekommen habe. Ein Schüler erklärt seiner Lehrerin: „Ich muss jetzt auf die Toilette. Ich spüre in einer gewissen Gegend einen Druck. Ich muss mich erleichtern." Was machen Sie, wenn Schüler vor der Schule öffentlich kopulieren? Der Direktor dieser Anstalt ist auf diese Beispiele gar nicht eingegangen. Der wollte nichts davon wissen, denn das war schon wieder außerhalb der Schule. Was machen Sie wirklich als Lehrer? Sie haben heute keine Sanktionsmöglichkeiten mehr, weil Sie ihnen alle genommen haben! (GRin Barbara Novak: Was würden Sie denn machen?) Und Sie sagen den Lehrern nicht, wie sie die Probleme lösen sollen. Sie können nicht über alles und jedes reden, denn dann werden sie nicht mehr unterrichten können. Das müssen Sie auch einmal zur Kenntnis nehmen! Es ist höchste Zeit, allerhöchste Zeit zur Umkehr! Denn sonst kriegen wir Zustände wie in den USA, wo Polizisten in den Klassenzimmern sitzen müssen! Das ist es! (GR Harry Kopietz, verweisend auf das Signal, welches das Ende der Redezeit anzeigt: Rotlicht, Herr Kollege!) - Seit wann stört denn Sie das Rotlicht, Herr Kollege? 

Ich sage Ihnen nur eines: Die Frau Brandsteidl hat gesagt, nicht die beste Ausbildung, auch bei den Lehrern selbst, sondern die Migrantenherkunft, die Sprache ist wesentlich und nichts anderes. Ich sage Ihnen, Sie glauben, sich hier mit den Randgruppen die künftigen Wähler zu ziehen, ...

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Herr Kollege Jung kommt zum Abschiedssatz. Danke schön.

GR Mag Wolfgang Jung (fortsetzend): ... aber die werden nicht Rot wählen, sondern sie werden Grün wählen, aber nicht das Erbsengrün, sondern das Grün der Farbe des Propheten. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Smolik hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Jung, wenn es in Wien so furchtbar ist, warum ziehen Sie dann nicht einfach ganz weit weg? Weil dann sparen wir uns das! (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Nach Hause!) Nach Hause, wie wir es heute schon gehabt haben! (StR Johann Herzog: Wir sollen wegziehen? Das ist etwas Neues!) Und wir müssten uns nicht diese Dinge anhören, die Sie jetzt gesagt haben!

Besonders interessant fand ich Ihr Engagement bezüglich Komatrinken. Das von einer Partei, die gern in Buden herumhängt, natürlich nur Mineralwasser - was sonst? - oder Leitungswasser, Wiener Hochquellwasser trinkt und dann im Wahlkampf auch noch Gratisbier verteilt, natürlich nur an Nicht-unter-16-Jährige, sondern alle waren überprüft, Jugendschutzmaßnahmen wurden eingehalten. Das von dieser Partei ist verlogen und falsch, wenn Sie sich hier herausstellen und sich darüber aufregen, dass bezüglich Komatrinken nichts getan wird! Es ist ein interessantes und wichtiges Thema. Es ist ein ernstes Thema. Aber so, wie Sie das hier bringen, finde ich, ist es etwas übers Ziel hinausgeschossen! 

Sie haben fast den Eindruck gemacht, als würde Ihnen das, ich weiß nicht, einen Herzinfarkt riskieren, also es war wirklich sehr emotional. (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, das war emotional! Da haben Sie recht! Weil ich mir Sorgen mache!) Mich würde interessieren, was dahinter steckt, weil offensichtlich haben Sie sehr viel Erfahrung mit Jugendlichen, die sich bei Ihnen, wo auch immer, ins Koma trinken, und warum Sie sich da immer so engagieren! Ich würde mir einmal anschauen, was getan wird und nicht immer nur die Jugendlichen verteufeln und dieses Thema, das ein sehr ernstes ist, immer nur an den Jugendlichen aufmachen. Weil das ist das Verlogene an dieser Debatte! (GR Mag Wolfgang Jung: An der SPÖ und an Ihnen! Nicht an den Jugendlichen!) - An mir? Wieso an mir? Ich habe ja noch gar nichts zum Komatrinken gesagt! 
Ich glaube schon, dass wir als so genannte Erwachsene Vorbildfunktion haben, wenn Sie als Partei vorleben, dass man sich niederkübelt und auch noch Gratisbier verteilt! (GR Mag Wolfgang Jung: Jetzt hören Sie aber auf!) - Ach, Sie trinken ja immer Mineralwasser, stimmt! Also Sie unterhalten sich lustig in Ihren Buden, immer mit Mineralwasser, verletzen sich freiwillig, weil das sonst nicht mehr auszuhalten ist! (GR Mag Wolfgang Jung: Häupl trinkt auch nicht immer nur Mineralwasser!) Ich weiß nicht, was es wirklich ist, dass Sie sich nicht hinsetzen und sagen können, es gibt ein Alkoholproblem in Österreich, es gibt so und so viel Prozent an alkoholkranken Menschen. Das ist ein Thema, das man ernst angehen muss. Aber nicht die Jugendlichen sind schuld und die Jugendlichen trinken, sondern wir alle sollten uns bei der Nase nehmen, was wir vorleben und dass es in der Prävention noch einiges zu tun gibt. 

Zum Rechnungsabschluss: Ich möchte als erstes Thema bei dem anknüpfen, was unser StR Ellensohn in der Generaldebatte schon erwähnt hat. Wir leben in einer sehr reichen Stadt. Es wurde uns heute auch schon von der Frau VBgmin Brauner erklärt, wie gut wir wirtschaften und wie gut wir im internationalen Ranking abschneiden. Trotzdem haben wir in dieser Stadt eine sehr große Anzahl von Menschen, die in Armut oder an der armutsgefährdeten Grenze leben. Vor allem haben wir sehr viele Kinder, die in dieser Stadt in Armut leben. Eigentlich denke ich mir, und das habe ich schon öfters an dieser Stelle gesagt, wir sollten uns gemeinsam überlegen, wie wir dieser Kinderarmut begegnen können und welche Maßnahmen es, zu dem, was es gibt, noch zusätzlich braucht, damit wir in unserer Stadt nicht mit Armut konfrontiert sind, die nicht weniger, sondern immer mehr wird, wo die Schere zwischen Arm und Reich täglich auseinander geht und die Leidtragenden vor allem die Kinder sind, die dann in dieser Armut aufwachsen und armutsbedingt auch geringere Bildungschancen haben und ihre Chancen und Perspektiven genommen werden, statt dass man sie unterstützt. 

Auch wenn es um den Freiraum geht und den Bereich, wo und für wen es Freiraum in der Stadt gibt, für wen Grünflächen zur Verfügung stehen. Auch hier glaube ich, dass wir noch sehr viel machen könnten, dass wir hier umverteilen könnten, zum Beispiel von den Parkplätzen in Freiräume für Jugendliche und Kinder, dass wir, wenn wir Baulücken haben, diese auch für Freiräume nützen. Auch hier könnten wir einiges tun, dass der Freiraum nicht nur denen gegeben wird, die ihn jetzt haben, sondern den Kindern und Jugendlichen in dieser Stadt, die immer mehr an den Rand gedrängt werden. Wenn es dann zu Vorfällen wie im 10. Bezirk kommt, die sehr tragisch sind, brauchen wir uns nicht zu wundern. Weil wo sollen denn die Kinder hingehen, wenn wir sie immer mehr eingrenzen, einsperren, mit Regeln belasten? Eigentlich sollten sie ruhig sein, brav sein, zu Hause sitzen, wie wir heute schon gehört haben. Vor allem Migrantenkinder sollen zu Hause sein und sich nicht rühren. Das ist nicht unser Bild von einer Kindheit. Ich glaube, dass das eigentlich die Mehrheit in dieser Stadt so sieht, dass Kinder Kinder sein müssen und dürfen und wir ihnen den Raum dafür geben müssen. 

Zu den Kindergärten: Kollegin Jerusalem hat schon einen Antrag eingebracht. Es ist auch schon heftig diskutiert worden. Ich möchte nur kurz etwas sagen und auch wieder einen Antrag einbringen, den wir schon öfters eingebracht haben. 

Jahrzehntelang wurde hier über die KlassenschülerInnenhöchstzahl gesprochen. Immer wieder wurde eingefordert, wenn sich etwas in der Schule, im Schulbereich, in der Qualität, in der Förderung für die Kinder ändern soll, dann geht das nur, wenn wir kleinere Klassen haben. Das Gleiche gilt für den Kindergarten. Wenn wir nicht die Gruppengrößen senken, wenn wir nicht die Betreuung im Kindergarten verbessern, werden wir aus dieser Diskussion, die dann in verpflichtenden Vorschuljahren oder differenzierten Volksschulsystemen gipfelt, wie heute schon gefallen ist, dieses Problem wahrscheinlich nicht angehen können. Ich hoffe, dass nach jahrelanger Forderung die Gruppengrößen auch im Kindergarten gesenkt werden. Hier braucht es einfach in Bezug auf die Qualität Maßnahmen und die sind bekannt. 

Ich bringe wieder den Antrag ein, dass sich der Gemeinderat dafür ausspricht, dass wir die Kinderhöchstzahlen in den Kindergärten, in den Kinderkrippen, in den Integrationsgruppen senken und wir natürlich die Betreuungspersonen, die KindergartenpädagogInnen, aufstocken. Nicht so, wie es jetzt ist, dass wir 28, 29 Kinder mit einer Kindergartenpädagogin und einer Assistentin haben. Das ist zu wenig und das wird uns in Bezug auf die Qualität im Kindergarten nicht weiterbringen.
Auch die Betreuung für die Unterdreijährigen ist schon angesprochen worden. Wie viel Prozent es jetzt auch immer sind, es ist zu wenig. Das wissen all jene, die versuchen, einen Platz in einer Kinderkrippe, in einem Kindergarten für ihr Kind mit einem halben oder mit einem Jahr zu finden. Es ist sehr schwierig. Immer wieder noch wird in einzelnen Servicestellen, nicht in allen, darauf hingewiesen, dass es doch gescheiter ist, man wartet, bis das Kind drei ist, dass es keinen Platz gibt, dass man warten soll, ob etwas frei wird. Ich glaube, dass das nicht der Weg sein kann, dass wir die Frauen, und in dem Fall sind es meistens Frauen, quasi auffordern, zu Hause zu bleiben, sondern es muss ein umgekehrter Weg sein, dass man sie ermutigt, dass sie wieder in das Arbeitsleben einsteigen. Dazu braucht es einen massiven Ausbau für die Betreuungsplätze bei den Unterdreijährigen. Auch hier warten wir, wie die Steigerung, die mir von der Frau Vizebürgermeisterin in einer Anfragebeantwortung mitgeteilt wurde, greift und ob das wirklich ausreichen wird.
Sehr erfreulich ist, dass die Förderungen für die Kinderbetreuungseinrichtungen gestiegen sind. Hier sieht man, dass wir einen massiven Bedarf an Kinderbetreuungsplätzen haben und dass sich das mit dem Angebot der Stadt Wien nicht decken lässt. Wir sollten froh sein, dass wir so viel verschiedenes differenziertes Kindergartenangebot haben, dass das auch dementsprechend gefördert und auch nachgefragt wird, was sich in den Zahlen des Rechnungsabschlusses zeigt.
Die Volksbildung, wie es im Rechnungsabschluss heißt: Die Frau VBgmin Brauner hat heute erwähnt, wie wichtig Bildung ist und wie wichtig das lebenslange Lernen ist. Da muss man sich anschauen, dass eigentlich seit Jahren die Gelder, die für die Volksbildung ausgegeben beziehungsweise budgetiert werden, gleich sind. Also wenn man sich wirklich das lebenslange, lebensbegleitende Lernen auf die Fahnen heften und hier etwas machen will, sind hier mehr Mittel als die bis jetzt budgetierten 20 Millionen EUR notwendig. Hier braucht es einfach viel mehr.
Ich möchte noch zu einem Bereich kommen, der etwas heikel ist und wo im Moment relativ viel Unruhe herrscht, nämlich die MA 13. Es gibt aus der MA 13 offensichtlich Beschwerden, die jetzt auch zu uns gekommen sind, nämlich über den dortigen Umgang mit MitarbeiterInnen, mit Personalvertretungen, mit einem Stil, dass immer mehr Hierarchiengrenzen eingezogen werden, dass immer mehr Interventionen passieren und dass dort MitarbeiterInnen zumindest massiv verunsichert sind und dass es eigentlich vor allem im Bereich der Büchereien so weit gekommen ist, dass es eine Dienstaufsichtsbeschwerde gegeben hat. Ich glaube, dass man sich diesen Bereich anschauen sollte, ob dieses Überreglementieren, dieses Zergliedern und Zerteilen wirklich der richtige Weg ist und vor allem, ob der Umgang mit MitarbeiterInnen, mit der Personalvertretung, der hier gewählt wurde, der richtige ist. 

Die Büchereien sind in den letzten Jahren, und darauf hat meine Kollegin Cécile Cordon öfters hingewiesen, immer mit dem Wunsch nach mehr Personal für die Büchereien gekommen. Dann hat es geheißen: „Brauchen wir nicht, Ihr habt zuviel." Es wurde eingespart. Jetzt gab es einen Bericht der Innenrevision zur Personalanalyse und man ist darauf gekommen, dass es stimmt, was die dort immer gesagt haben, dass es zu wenig Personal gibt, dass man eigentlich mehr Dienstposten braucht und die auch nachbesetzt gehören.

Ich möchte einen Antrag einbringen, dass die fehlenden 8 beziehungsweise 7,5 Dienstposten für die Hauptbücherei beziehungsweise für die Zweigstellen mit spätestens Herbst 2007 nachbesetzt werden.
Zum Bereich der Bäder: 2001, als ich in den Gemeinderat kam, gab es die Bäderkommission. Ich habe das sehr interessant gefunden. Es wurde uns dort damals die Studie für die Bäderstrategie vorgestellt. Man konnte sich einbringen. Auch das habe ich schon öfters gesagt. Jetzt sind einige Jahre vergangen, seit diese Studie präsentiert wurde. Ich glaube, dass wir doch vielleicht wieder einmal eine Bäderkommission einladen könnten. Auch das haben wir schon öfters gefordert.

Auch hier bringe ich den Beschlussantrag ein, dass die Bäderkommission wieder eingerichtet wird und ihre Arbeit möglichst rasch aufnimmt. 

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags. 

Ich glaube, es gäbe einiges im Bereich der Bäder zu diskutieren, auch wenn hier in den letzten Jahren sehr viel passiert ist. Aber vielleicht ergibt sich dadurch, wenn mehrere Menschen zusammensitzen und Ideen haben, vielleicht noch eine Attraktivierung beziehungsweise eine Steigerung des Angebots.
Eine solche Steigerung des Angebots wären für uns die längeren Öffnungszeiten der Wiener Sommerbäder. Ich habe das letztes Jahr schon eingebracht, dass für Menschen, die arbeiten, der Bäderschluss mit 19 Uhr im Sommer und im Hochsommer dann mit 20 Uhr eigentlich viel zu früh ist. Das heißt, die Leute kommen nicht dazu, dass sie auch unter der Woche die Bäder nutzen. Es ist nicht einzusehen, dass man, solange es hell ist, nicht noch ins Bad geht, auch wenn man bis 18 Uhr oder 19 Uhr arbeitet.
Hier möchte ich den Antrag einbringen, dass die MA 44 aufgefordert wird zu überprüfen und im Ausschuss berichtet, ob und unter welchen Bedingungen die Öffnungszeiten in den Sommerbädern der Stadt Wien von Juni bis September auf 22 Uhr verlängert werden können. Die Ausweitung der möglichen Arbeitszeit für die betroffenen Saisonbediensteten soll natürlich mit entsprechenden Zuschlägen zum üblichen Stundenlohn abgegolten werden und im Einvernehmen mit der Personalvertretung erfolgen. 

Auch hier beantrage ich die Zuweisung des Antrags.
Zum Schluss möchte ich zum Bereich der Jugendwohlfahrt kommen. Wir hatten, wie im Bereich der Büchereien, einiges an Mails, einiges an Diskussionen. Wir hatten dann auch noch ein StadtexpertInnengespräch zur Jugendwohlfahrt gemacht, wo sich das hinentwickelt und wie MitarbeiterInnen dort konfrontiert sind, dass immer mehr davon kommt, sie damit konfrontiert sind, dass die Anforderungen der Gesellschaft an sie und die Erwartungen an die Jugendwohlfahrt steigen und dass eigentlich die Ressourcen und die Menge der MitarbeiterInnen für das, was sie dort alles leisten, zu wenig ist.
Jetzt kann man sagen, die sudern eh immer. Aber so ist es nicht. Ich glaube, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Jugendwohlfahrt gute und wichtige Arbeit leisten, aber sie können halt nur so viel leisten, wie sie an einem Tag unterbringen. Das wird zusehends zu wenig und es staut sich auf. Es gibt hier wirklich einen Mangel an MitarbeiterInnen. Ich glaube, dass wir hier reagieren sollten, vor allem auch, um der Demotivation der MitarbeiterInnen entgegenzuwirken, aber auch, um die Arbeit mit den KlientInnen dort wieder in die Qualität zu bringen, wie wir sie uns alle erwarten.

Ich möchte hier einen Antrag einbringen, dass der Gemeinderat beschließt, die Zahl der Planposten in der Jugendwohlfahrt, das heißt, in den Regionalstellen soziale Arbeit mit Familien und in den Regionalstellen Rechtsvertretung des Amts für Jugend und Familie, erhöht wird und dabei die Vorschläge der Personalvertretung der Bediensteten der Gemeinde Wien, das heißt, des betreffenden Dienststellenausschusses 31 der Hauptgruppe I als Grundlage für das Ausmaß der Erhöhung des Personalstands betrachtet werden. 

Hier beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Anger-Koch. Ich erteile es ihr.
GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren! 

Es ist der Rechnungsabschluss, das ist richtig. Auch wir haben uns die Zahlen durchgesehen und ich erkenne leider Gottes gar keinen Ansatz, wie sie mit den Geldern umgehen. Sie reden über gewisse Zahlen einfach wunderschön, aber wie wir aus der Wirtschaft wissen, sind Zahlen eigentlich geduldig. 

Mein Kollege Dr Aigner hat schon angesprochen, es gibt einige Hotspots. Einen davon möchte ich gerne ansprechen. Das sind die Bäder, die schon ein enormes Defizit von über 40 Millionen EUR aufweisen und das Defizit explodiert eigentlich kontinuierlich. Uns fehlen da eigentlich konkrete Maßnahmen. Nicht genug, dass Sie eben schon andere Gebühren wie die Fahrscheine, die Parkgebühr, den Strom und die Energiekosten erhöht haben, es müssen noch einmal die Bäder um 29 Prozent erhöht werden. 
Sie haben es trotz allem nicht geschafft, wo vielleicht auch ein wirtschaftlicher Nutzen gewesen wäre, am ersten heißen langen Wochenende die Bäder zu öffnen. Es wäre auch das irgendwie wirtschaftliches Denken oder Flexibilität gewesen, dass man sagt, die Bäder machen auf, es kommt ein bisschen ein Geld herein, wenn Sie schon die ganzen Tarife erhöhen. Niederösterreich hat es zum Beispiel geschafft. Niederösterreich war flexibel und hat den Menschen die Tore geöffnet und wir haben vor dem 1. Mai baden gehen dürfen. 

Weiters möchte ich hier noch daran erinnern, Sie haben im Winter eine Kampagne über 300 000 EUR für die Sauna- und Hallenbäder genehmigt. Wenn man diese 300 000 EUR vielleicht genommen und Jugendlichen einen Eintritt in die Sommerbäder finanziert hätte, wären das 120 000 Jugendliche gewesen. Dann wäre das auch für den Return of Invest gewesen, weil die Jugendlichen hätten wahrscheinlich Erwachsene mitgenommen. Dann hätten Sie wirtschaftlich mehr eingenommen und die Jugendlichen hätten Eis, Getränke et cetera konsumiert. 

Einsparungen und wirtschaftliches Agieren können auch durch Effizienzsteigerung beim Einsatz von Personal, Nutzung der Bäder an sich und durch kundenfreundliche Angebote erreicht werden, nicht nur durch teure Events und durch Medienkampagnen, wo Sie sich selbst scheinbar wieder in Szene setzen wollen und wirklich viel Geld in die Hand genommen wird. Nehmen Sie einfach dieses Geld und geben Sie es in Ausbildung, in die Sanierung der Schulen oder auch für Jugendliche aus!

In diesem Sinne möchten mein Kollege Dr Wolfgang Aigner und ich betreffend das Sanierungsprogramm der Wiener Bäder einen Antrag an die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport einbringen, wo ein Sanierungsprogramm zu erarbeiten wäre. Das Sanierungsprogramm sollte folgende Zielsetzung enthalten: Reduzierung des Abgangs um mindestens 30 Prozent, soziale Staffelung und Absenkung der einzelnen Bädertarife, finanziell, organisatorisch und zeitlich detaillierter Maßnahmenplan für die architektonische und bauliche Attraktivierung der städtischen Bäder. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Vermittlung von Nachhaltigkeit und Vorbeugen: Da bin ich beim nächsten Thema, bei den Jugendlichen. Die Verschuldung der Jugendlichen steigt immer mehr. Hier müssen Präventionsmaßnahmen gesetzt werden. Ich glaube, da sind wir alle einer Meinung. Nicht nur die Handykosten, auch andere Kosten steigen bei den Jugendlichen. Wir sehen auch ein bisschen die Maßnahmen. Vielleicht kann man da auch in den Schulen eingreifen, dass man die Jugendlichen irgendwo hinführt, um sie nachhaltig und präventiv auf eine Zukunft hinzuweisen. Oft sind Familien mit diesem altersgerechten Konsumverhalten - unter Anführungszeichen - vielleicht ein bisschen überfordert, wie ihre Kinder damit umgehen, weil durch die Werbung und durch den Gruppenzwang kann man das als Elternteil oft gar nicht steuern. Die Jugendlichen gewöhnen sich dann wahnsinnig schnell einen Lebensstil an, der für ihre Zukunft keine Steigerung mehr zulässt. 

Was bedeutet das für Städter? Sie sind unzufrieden, sie haben Bildungsängste, sie haben Zukunfts- und Existenzängste. Die Lebenserhaltungskosten, und da bin ich jetzt wieder bei Ihren ganzen Gebührenerhöhungen, kommen dann noch dazu. Es ist für viele wirklich schwierig, sich ein dementsprechendes Leben aufzubauen. Was wir wollen, ist ganz einfach, dass Sie den Jugendlichen Sicherheit für die Zukunft geben. Weil wenn sie Sicherheit haben, dann haben sie auch wieder Mut, Familien zu gründen, dann haben sie Mut, sich Eigentum anzuschaffen, weil sie besser mit Krediten und mit Versicherungen umgehen können. Das heißt einfach, wenn eine Sicherheit da ist, dann sind auch die Menschen wieder motivierter und haben auch wieder mehr Selbstvertrauen. Diese Perspektiven brauchen die jungen Leute.

Ein weiteres Thema ist für mich der Sport, der in Wien sehr gerne als Event inszeniert wird. Die Ziele für den Breitensport und den Freizeitsport werden meistens untergraben. Es kann nicht nur sein, dass es eine reine Fun-Veranstaltung ist, sondern wir brauchen endlich unseren Sportstättenplan, den wir fordern und es sollen die infrastrukturellen Bedürfnisse des Sports berücksichtigt werden. Turn- und Sportplätze beziehungsweise Sportanlagen sollen in schulfreien Zeiten besser genutzt werden. Es treten immer wieder Vereine an mich heran und sagen, sie wollen gern in der Sommerzeit diese Sportstätten nutzen, um ihre Trainingseinheiten, die sie über den Sommer nachher verlieren würden, einzuholen. Es ist einfach wahnsinnig schwierig für sie, ihre Sachen da weiterzuführen. 

Wir dürfen nicht vergessen, dass für Jugendliche und für Kinder Sport ganz wichtig ist zum Erwachsenwerden, weil sie lernen den Umgang mit Sieg, mit Niederlagen, mit Teamfähigkeit, nehmen Rücksicht, lernen, Anerkennung zu bekommen, Integration und Toleranz. Es ist wichtig, den Breitensport weiterhin zu berücksichtigen und ihn vielleicht auch in der Nachmittagsbetreuung vermehrt einfließen zu lassen. Dafür bräuchten wir eigentlich mehr Kooperation zwischen Schule und Sport. Das muss eigentlich auch für die Zukunft der Kinder forciert werden. Es gibt auch schon von den Sportverbänden einige Angebote. Vielleicht kann man sich die anschauen. Das sind genau diese wichtigen Positionen, dass man einfach sagt, Qualität statt Quantität. Investieren Sie bitte die Steuergelder dort, wo es notwendig ist, für eine effiziente Nachmittagsbetreuung, für ein Aus bei der Schuldnerberatung für die Jugendlichen, für mehr Subvention im Breitensport und für ein Konzept für die Bäder. 

Ich möchte jetzt noch zum Schluss einige Anträge von mir und meiner Kollegin Monika Riha betreffend Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen Rahmenbedingungen in Wiens Schulen einbringen:

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport möge zur Schaffung eines besseren sozialen Umfeldes in Wiens Schulen folgende Maßnahmen setzen: Einführung eines flächendeckenden Angebots an Schulmediation an allen Wiener Schulen, verstärkter Einsatz von speziell geschulten Sozialarbeitern und Psychologen an jedem Wiener Schulstandort, Aufstockung des Budgets von Wohlfahrt von derzeit 6,5 Millionen EUR auf 8,5 Millionen EUR.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Das Thema Alkoholismus hatten wir schon. Auch hier wollen wir gerne einen Antrag einbringen, weil wir der Meinung sind, dass ein betreffender Maßnahmenplan zur Bekämpfung von Alkoholmissbrauch bei Jugendlichen ganz wichtig ist. 

Darin ersuchen wir die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport, in Absprache mit Experten an die zuständigen Stellen des Bundes einen Maßnahmenplan zur Bekämpfung von Alkoholmissbrauch bei Jugendlichen mit folgenden Inhalten zu erstellen: Verstärkte Förderung von Institutionen, die sich der Unterstützung und Beteiligung von alkohol- und suchtgefährdeten Jugendlichen annehmen, Verschärfung der Kontrollen hinsichtlich der Einhaltung der Jugendschutzbestimmungen, massive Verschärfung der Strafbestimmungen bei Missachten der diesbezüglichen Jugendschutzbestimmungen, Konzeptionierung und Umsetzung einer Informationskampagne für die Folgen und Risiken von Komatrinken. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Mein letzter Antrag betrifft die Kindergärten: 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird ersucht, das letzte Kindergartenjahr von sämtlichen Gebühren zu befreien und das gesamte Tarifsystem der Wiener Kindergärten nach sozialen Gesichtspunkten neu zu staffeln.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Ing Meidlinger. Ich erteile es ihm.

GR Ing Christian Meidlinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich finde es in mancher Passage nahezu unerträglich, wie hier diskutiert wird und wie hier auf dem Rücken der Bevölkerung und auf dem Rücken der Kinder versucht wird, niedere Instinkte anzusprechen und Angst zu schüren! (GR Kurth-Bodo Blind: Da da da!) Als einer, der aus der Jugendarbeit kommt, finde ich es unerträglich, dass man Kinder mit 10 Jahren eine Entscheidung treffen lässt, wo sie dann mit 14, 15 Jahren draufkommen, dass sie hier eine falsche Entscheidung getroffen haben, dass sie vielleicht lieber einen Lehrberuf erlernt hätten und von den Eltern in die Schule gedrängt worden sind oder umgekehrt nicht eine Schule besuchen konnten, die sie eigentlich wollten, sondern von den Eltern in eine Lehre gedrängt wurden. Ich glaube, dass man hier nicht auf dem Rücken der Kinder, sondern mit den Kindern und mit den Eltern diskutieren soll, um vernünftige Lösungen zu finden und nicht an einem System festzuhalten, das bundesweit fehlgeschlagen ist, das bundesweit nicht funktioniert, sondern dass man hier einfach über ein neues Schulsystem, ein Schulsystem zum Besseren für unsere Kinder, diskutieren sollte.

Unsere Kinderbetreuung beginnt in den Kindertagesheimen. Wenn wir uns das ansehen, dann verstehen wir unsere Kindertageseinrichtungen als Bildungseinrichtungen, als Bildungsstätten. Wir haben, es wurde bereits gesagt, als erstes Bundesland in Österreich einen Bildungsplan veröffentlicht, wo wir alle einladen, an diesem Bildungsplan mitzumachen und mitzutun. Das bedeutet halt mehr Transparenz, mehr Verbindlichkeit, aber auch mehr Professionalität in unseren Kindertagesheimen. In allen Studien wird uns gesagt und wird uns mitgeteilt, dass Wien im positiven Sinn alle Anforderungen auf diesem Gebiet bereits heute übertrifft. Studien belegen das. 

Für die Stadt Wien und für uns ist Vereinbarkeit von Beruf und Familie kein Thema, keine Floskel, sondern wir leben Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Das beweisen auch die Zahlen. Bei den Drei- bis Sechsjährigen erreichen wir eine Durchdringung von 93 Prozent, die die Kindertagesheimeinrichtungen besuchen. Bei den Eineinhalb- bis Dreijährigen sind es 51 Prozent, die hier Plätze bekommen. Alle Berufstätigen, meine Damen und Herren, die einen Kindertagesheim- oder einen Krippenplatz benötigen, erhalten diesen in Wien auch.

Wien investiert sehr viel Geld in neue Kindertagesheimstätten, in die Frage der Ausbildung von KindergärtnerInnen, in die Frage von interkulturellen Integrationsmaßnahmen. Montessori wird in über 50 Prozent angeboten. PCs werden verwendet und bei diesen PCs wird natürlich entsprechend wertvolle Software eingesetzt. Wir haben Englisch bereits flächendeckend als Angebot. Und vieles mehr.

Die Wienerinnen und Wiener nehmen dieses Angebot gerne in Anspruch. Wenn wir es uns anschauen, bereits ein Drittel der Bedürftigen bekommt den Kindergarten dahin gehend als Leistung geboten, ohne dass hier zu zahlen ist und weitere 40 Prozent erhalten Abstufungen dahin gehend. Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Wienerinnen und Wiener schätzen dieses Angebot! Die Wienerinnen und Wiener schätzen diese Stadt, schätzen die Angebote, die diese Stadt für sie hier anbietet! Sie wird immer attraktiver für junge Menschen, wird immer attraktiver auch für Familien! 

Das liegt auch daran, dass Wien ein sehr vielfältiges Angebot an Freizeit anbietet. Insbesondere gehören die Sportaktivitäten, die die Stadt Wien bietet, dazu. Da gibt es eine unglaubliche Vielzahl, wie wir hier Sport verstehen. Da ist erstens für uns der Ansatz, je früher man die Kinder zum Sport bringt, desto länger bleiben sie in diesem Sport, bleiben sie dem Sport erhalten. Da liegt natürlich das Hauptaugenmerk auf den Kleinsten. Athletics light hat sich zu einem der größten Sportevents Europas entwickelt. Wir haben klar festgestellt, dass Kinder, die Sport betreiben, aufnahmefähiger sind. Wir haben festgestellt, dass Kinder, die Sport betreiben, konzentrierter sind. 

Weiters gibt es Tennis for Kids, Laufveranstaltungen, Mädchenfußball oder auch die erste Volleyballakademie. Wir dürfen aber auch nicht vergessen, was wir hier an Schülerschwimmen anbieten. Es gibt kein Kind, das in Wien nicht über die Schule schwimmen lernen kann. Schülereislaufen wird hier angeboten. Es gibt Sportplätze der offenen Tür. Es ist deswegen so wichtig, gleich bei der Jugend zu beginnen, damit man auch im späteren Alter Sport macht. 

Mit der Aktion „Bewegung findet Stadt" konnten 400 000 Wienerinnen und Wiener bewegt werden, neu Sport zu machen. Aber es ist viel zu wenig, was hier passiert und was die Wienerinnen und Wiener an Sport betreiben. Denn nach wie vor sind 60 Prozent inaktiv, davon der Großteil leider weiblich. Daher war es klar für die Stadt, dass wir einen Schwerpunkt für Mädchen, für junge Frauen setzen. Zu diesen Schwerpunkten zählt auch der Frauenlauf, an dem heuer bereits 14 000 Damen und Mädchen teilgenommen haben. Es werde Extraangebote für Gymnastik angeboten. Der Girlies Sports Day, der bereits zum dritten Mal im Rathaus stattgefunden hat, hat großen Anklang gefunden. Es gibt Lauftreffs, Nordic-Walking-Treffs und vieles mehr.

Wien ist eine Stadt, die zu jeder Jahreszeit Sportaktivitäten anbieten kann und anbietet: Kunsteisbahnen, Eistraum vor dem Rathaus, Schifahren. Welche Stadt hat eine Schipiste? Rodeln wird angeboten, Sommerrodeln. All das ist hier möglich. Aber weil es nicht genug ist, haben wir 1995 mit Hallensport begonnen, haben hier sehr klein begonnen und mittlerweile haben wir im vergangenen Jahr die dritte Sport-and-Fun-Halle eröffnet. Es sind zahlreiche Sportaktivitäten, die man dort machen kann, von Beachsoccer über Streetsoccer bis zu Badminton kann man alles spielen. 700 000 Wienerinnen und Wiener haben dieses großartige Angebot bisher in Anspruch genommen. Ich denke, dass wir als Stadt weiterhin diesen Weg fortschreiten werden, der hervorragend begonnen hat! (Beifall bei der SPÖ.)
Wiener Mannschaftssport und Mannschaftssportarten sind auch immer wieder im Vordergrund zu finden, wenn es um Meisterschaften geht. Fußball, Eishockey, Handball, aber auch Wasserball, wo es im Vorjahr gelungen ist, den Meistertitel nach Wien zu holen. Wien verbindet damit, dass man mit Sport auch Integration betreiben kann. Sport ist dort, wo er als Mannschaftssport ausgeübt wird, fördernd, fördert ein friedliches Zusammenleben. Wir erleben das tagtäglich in Hunderten von Wiener Vereinen, wo sich die Trägervereine sehr bemühen, Sport durch Professionalität zu lehren und professionell anzubieten. Wir erleben, dass hier verschiedenste Trainer aus verschiedensten Herkunftsländern mit Kindern mit verschiedensten Migrationshintergründen hervorragend und perfekt zusammenarbeiten. Sport ist in dem Sinn der erste Schritt für ein friedliches Miteinander. Aber es gibt auch die Aktion „Fairplay", die auf dem Fußballplatz ausgetragen wird, um gegen Rassismus einzutreten. 

Wir kennen das Frauenschwimmen, das es Frauen ermöglicht, ihrem Sport entsprechend nachgehen zu können. Das wird auch von österreichischen Frauen sehr gerne angenommen, die sich von Männern belästigt fühlen. 

Wir haben die Aktionen, die gemeinsam mit der MA 17 der Stadt und dem Sportamt durchgeführt werden. Das sind Aktionen wie „Sprich Sport" oder "Ein echter Wiener geht nicht unter", das heuer im 16. Bezirk Premiere hat. Da geht es darum, dass man einfach Sport und Lernen verbindet, dass man Sport, Sprachkurse und anderes hier anbieten kann. Das wird hervorragend von den Wienerinnen und Wienern angenommen. Ich glaube, wir sind hier auf einem ganz tollen Weg und werden diesen Weg auch fortsetzen! (Beifall bei der SPÖ.)
Wien ist aber nicht nur ein Treffpunkt von Breitensport, sondern auch ein Treffpunkt von Spitzensport. Der Wien-Marathon beweist es jährlich, wie viele Tausende Teilnehmer und Teilnehmerinnen sich hier, natürlich vom Wetter abhängig, anmelden, wie viele Zuschauer bereits der Laufstrecke frönen und wie viele Hobbysportler begonnen haben zu laufen, weil sie sich als Ziel gesetzt haben, an diesem Wien-Marathon teilzunehmen. 

Hervorragend angekommen ist auch die Schwimm-Europameisterschaft. Beste Kriterien, beste Werte, auch international hervorragend gelobt worden.

Weil Wien sich beworben hat, für die EURO 2008 Austragungsort zu sein, werden wir uns auf diesen 
Event, der im kommenden Sommer auf uns zukommt, hervorragend vorbereiten und tun das bereits. Wir werden ein Milliardenpublikum haben. Es wird das drittgrößte Sportereignis der Welt sein. Es wird für Österreich das größte Sportereignis sein, das wir jemals durchgeführt haben. Wir werden unsere Freunde aus dem In- und Ausland hier in Wien recht herzlich empfangen und recht herzlich begrüßen. Wien wird alles dafür tun, dass es Spiele sind und eine Europameisterschaft wird, die allen in Erinnerung bleibt.

Weil hier die Bäder angesprochen worden sind: Die Bäder zählen zu der sozialen Infrastruktur Wiens und werden auch weiterhin zur sozialen Infrastruktur in Wien gehören. Noch einmal in Erinnerung gerufen, es geht darum, es sind 38 Bäder, davon 11 Familienbäder, die ein breites Spektrum anbieten, vom Beachvolleyball-Platz über Wasserrutschen bis zu Wellenbädern, alles Mögliche, was man in den Bädern tun kann. 

Wenn man hier so tut und sagt, man hat die Tarife erhöht, dann möchte ich nur in Erinnerung rufen, diese Tariferhöhung ist keine Tariferhöhung. Die Tarife wurden umstrukturiert. Es ist für Mehrfachbenutzer und für Vielbenutzer in den Bädern billiger geworden, weil es Monatskarten und Halbjahreskarten gibt. Wir haben für die Kinder die Tarife überhaupt nicht erhöht. Weil heute auch noch vielfach von Inflationsanpassungen gesprochen wurde, bei den Bädern hinken wir weit hinter der Inflationsrate nach und sind im Wesentlichen viel günstiger, wenn man es vergleicht, als noch vor Jahren.

In die Bäder wurde viel investiert. Es ist auch gelungen, mit neun dieser Einrichtungen Energie-Contracting abzuschließen. Das bedeutet, dass wir bis zu 50 Prozent bei Wasser und Abwasser eingespart haben. Das bedeutet, dass wir sehr viel bei den Betriebsmitteln eingespart haben. Das bedeutet auch, dass wir rund 2 200 t weniger CO2-Belastung im Jahr haben. Wir werden diesen Weg dieses Energiekontrakts, diesen Weg der Einsparungen fortführen und weitergehen. 

Dann möchte ich zum Abschluss noch einmal auf das Großereignis des kommenden Jahres eingehen. Wien unternimmt viel, damit die Europameisterschaft ein tolles Erlebnis wird. Tragen wir auch Unseres dazu bei, dass diese Europameisterschaft ein ganz toller Event wird, damit wir diese Einrichtungen, die für alle Wienerinnen und Wiener gebaut werden, auch hervorragend nützen können! 

Ich möchte mich zum Schluss noch bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die noch nicht erwähnt worden sind, aber die nebenbei auch so tolle Leistungen bringen, bedanken. 200 000 Kontakte beim Bürgerdienst, 600 000 Anfragen beim Veranstaltungskalender, viele Kolleginnen und Kollegen, die sich in der MA 13 um die Jugendlichen kümmern, viele Kolleginnen und Kollegen, die sich in der MA 11 um jedes einzelne Schicksal, das dort ein schwieriges Schicksal ist, hervorragend kümmern. Ich möchte mich recht herzlich bei all den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und bei den Verantwortlichen bedanken, denn nur durch sie ist dieser Rechnungsabschluss zu Stande gekommen! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Kowarik. Ich bitte ihn zum Rednerpult. 

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte, so wie teilweise der Vorredner, auch die Gelegenheit der Diskussion im Geschäftsbereich Bildung, Jugend und Sport nützen und kurz auf den Bereich der Sportförderungspolitik in Wien und auf den Wiener Vereinssport eingehen. 

Wir wissen, in der Stadt Wien gibt es eine große Anzahl an Sport- und Turnvereinen, die eine nicht hoch genug einzuschätzende Arbeit für die Allgemeinheit leisten. Viele Trainer, Vorturner und Betreuer leisten vor Ort, oftmals auch ehrenamtlich, wertvolle und fachlich hervorragende Ausbildung für Kinder und Jugendliche. Unsere Vereine sind unsere besten Verbündeten im Kampf gegen Bewegungsarmut und auch im Bereich der Gesundheitsvorsorge. Wir wissen allerdings auch, dass viele Vereine finanziell ums Überleben kämpfen und vielfach auf die Großzügigkeit ihrer Förderer, Spender und Mitglieder angewiesen sind. Wenn man mit Funktionären der Sportdachverbände und der einzelnen Sportvereine redet, egal, aus welchem Bereich, ob das ASKÖ, UNION, ASVÖ ist, bekommt man teilweise einen sehr guten Eindruck von der doch oftmals angespannten Situation. 

Aufgabe der Gemeinde Wien muss es sein, den Turn- und Sportvereinen die bestmögliche Unterstützung zukommen zu lassen. Dazu gibt es festzuhalten, dass die vorhandenen Förderungsinstitute in Wien, nämlich unter anderem Sportstättenförderung, Veranstaltungsförderung, durchaus sinnvoll sind und für die Vereine eine echte Unterstützung darstellen. Hier kann objektiv und projektbezogen auf die Bedürfnisse und auf die aktuellen Notwendigkeiten der Sportvereine eingegangen werden. Trotzdem erfordert oftmals allerdings schon die Aufrechterhaltung des laufenden Betriebs erhebliche Mittel und ist in diesem Bereich eine verstärkte Unterstützung durch die öffentliche Hand notwendig. 

Darum möchte ich die Gelegenheit nützen und zwei Beschlussanträge in diesem Bereich einbringen. 

Der erste betreffend die Nützung von städtischen Turnsälen. Wie Sie wissen, wird dafür eine Gebühr eingehoben. Ich glaube, es wäre sinnvoll, die derzeit geltenden Kosten für die Benützung der städtischen Turnsäle für die Wiener Vereine zu streichen. Ich stelle diesbezüglich den Beschlussantrag:

„Die amtsführenden Stadträtinnen der Geschäftsgruppen Bildung, Jugend und Sport beziehungsweise Finanzen mögen den in Wien ansässigen Turn- und Sportvereinen die kostenfreie Benützung der städtischen Schulturnsäle ermöglichen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der FPÖ.) 

Einen zweiten Antrag darf ich betreffend eine Förderungsinitiative im Zuge der EM 2008 einbringen. Wir haben schon gehört, dass das eine große Veranstaltung wird, auf die wir uns wahrscheinlich alle freuen, wo wir hoffen, dass das auch einen bleibenden sportlichen Wert hat und für den Stellenwert des Sports von großem Nutzen ist. Grundsätzlich wären bei den Fußballspielen der EM 2008 außergewöhnlich hohe Beiträge im Sinne des Wiener Sportförderungsbeitragsgesetzes zu erzielen. Wir haben, das wissen wir schon, ausverkaufte Stadien. Über den Weg des Sportförderungsbeitrags würden diese Mittel den Sportdachverbänden und auch den Vereinen zugute kommen. Allerdings wurde mit der 
UEFA im Hostcity-Vertrag ein Pauschalbetrag von 2,5 Millionen EUR vereinbart und der Sportförderungsbetrag von 10 von 100 auf 5 Prozent ermäßigt, wodurch man feststellen muss, dass dem Wiener Vereinssport sicher beträchtliche Mittel verloren gehen. 

Mein Beschlussantrag an die Stadträtin für Finanzen und die Stadträtin für Bildung, Jugend und Sport, ist, dass wir einen Sonderförderungstopf für den Wiener Vereinssport in der Höhe von zirka 1,5 Millionen EUR dotieren - das ist ungefähr der Betrag, der durch die Herabsetzung des Pauschalbetrags entgeht - und dass dieser Sportförderungssondertopf in enger Zusammenarbeit mit den Dach- und Fachverbänden für den Wiener Vereinssport zur Verfügung gestellt wird. 

Ich darf auch hier um Zustimmung bitten und beantrage in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich darf mit der Bitte um Zustimmungen und mit der Hoffnung, dass gerade, was den Vereinssport in Wien betrifft, der der eigentliche Träger des Sports bei uns ist, auch in den kommenden Jahren Schwerpunkte darauf gelegt werden und dieser nicht vernachlässigt wird, abschließen. - Ich danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich StR Ellensohn. Ich erteile es ihm. 

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich sage ein paar Worte zur Kinderbetreuung von null bis drei Jahre. Ich gönne mir und Ihnen einen schweren Fall, der sich an mich gewandt hat, wo ich gerne eine Antwort hätte, was man denn dieser Person raten soll. 

Wir alle bekommen sehr viele E-Mails von Leuten in Lagen, von denen wir froh sind, wenn wir selber nicht in solche geraten. Die Frau hat zwei Kinder und weiß nicht mehr ein noch aus. Ich lese es anonymisiert vor, damit es auch zur Gänze im Protokoll steht:

„Sehr geehrter Herr Ellensohn! 

Ich befinde mich derzeit in einer Notlage. Ich wohne mit meinen zwei Kindern in einer Mietwohnung, die 40 m² klein ist. Das WC befindet sich am Gang. Meine Küche ist gleichzeitig das Bade- und Vorzimmer. Wenn bei meinem Nachbarn das WC verstopft ist und er den Abflussreiniger in die Toilette schüttet, kommt die eklige Schlacke von seiner Toilette in meinem Duschabfluss heraus. Auch wenn ich Geschirr wasche oder die Waschmaschine am Laufen ist, kommt bei der Dusche stinkendes Wasser heraus und in dieser Duschwanne muss ich meine Tochter baden. Das Kinderzimmer ist ein Kabinett, wo zwei Betten und ein Kasten stehen. Man kann sich nicht umdrehen in diesem Kabinett, geschweige denn spielen. In der Wohnung gibt es nur einen Gasofen zum Heizen. Er befindet sich im Wohnzimmer. Habe keine Möglichkeit, meine Kinder im Winter zu baden, da die Dusche im kalten Vorzimmer steht. 

Meine Tochter, drei Jahre alt, ist im Winter laufend krank. Mein Sohn ist jetzt vier Monate alt und ich habe schon Angst vor dem nächsten Winter, da dann beide Kinder durchgehend krank sein werden. Ich habe zwar einen Heizstrahler in das Zimmer gestellt, aber dadurch wachsen die Stromkosten ins Unermessliche, da es eine Altbauwohnung ist und die Räume sehr hoch sind. 

Im Sommer ist es unerträglich heiß. Es ist aber unmöglich, das Fenster zu öffnen, weil sich die Wohnung direkt an der Schönbrunner Straße befindet und der Straßenlärm nicht auszuhalten ist. 

Den Kinderwagen kann ich auch nicht im Stiegenhaus stehen lassen und in der Wohnung ist zu wenig Platz, dass ich auch dort nicht die Möglichkeit habe, ihn stehen zu lassen. 

Mein Nachbar ist in kriminelle Geschäfte verwickelt. Habe des Öfteren Polizei im Haus. 

Meine derzeitige Wohnsituation ist so schlimm. Es ist für mich eine derartige Belastung, mit zwei Kindern auf so engem Raum zu wohnen. Wohnen kann man es nicht wirklich nennen. 

Durch den Kindesvater meiner ersten Tochter bin ich damals leider aus meiner Gemeindewohnung delogiert worden, wo ich heute noch den Rückstand zu begleichen versuche. Dadurch habe ich keinen Anspruch mehr auf eine Gemeindewohnung. Da ich derzeit in Karenz bin, habe ich finanziell nicht die Möglichkeit, mich und meine Kinder aus meiner Misslage zu befreien. Beim Jugendamt hatte ich letzte Woche einen Termin. 

Da kann man uns leider nicht helfen, da dieses nur Gemeindewohnungen vermittelt und ich keinen Anspruch habe. Ich komme mir sehr im Stich gelassen vor. Was sollen meine Kinder und ich nun tun? Ich wende mich verzweifelt an Sie - und so weiter, und so fort - und hoffe, dass man mich und meine Kinder nicht im Stich lässt.“

Wir sind in einer reichen Stadt, haben wir heute ein paar Mal gehört, uns geht es gut, das Budget ist saniert und überhaupt ist alles toll. Diese Frau ist in einer misslichen Lage und weiß nicht ein und aus. 

Jetzt ist das ein Einzelfall, der Einzelfall ist immer schwer zu beurteilen. Aber was rät man dieser Frau wirklich? Soll ich sagen: Gehen Sie bitte zum Jugendamt, die werden für Sie sorgen? Da war sie schon und ist weggeschickt worden. Sie hat tatsächlich keinen Anspruch mehr auf eine Gemeindewohnung, weil sie noch einen kleinen Betrag offen hat; aber egal, wie klein der ist: Solange es nicht abgezahlt ist, darf sie sich dort nicht anstellen. Die Frau fällt aber durch jedes Netz durch, da gibt es nichts. Die Antwort der Stadt ist, soweit ich bis jetzt gehört habe: Pech gehabt! 

Jetzt kann man vielleicht noch sagen: Na, die arme Frau hat den einen oder anderen Fehler gemacht in ihrem Leben. Aber die zwei Kinder, die beide nicht einmal vier Jahre alt sind und in einem Armutshaushalt leben, was haben denn die angestellt, dass sie so leben? Und welche Chancen haben sie morgen und übermorgen?

Das passiert mitten in der Stadt. Deswegen kämpfen die GRÜNEN zum Beispiel für eine Grundsicherung et cetera. Ich will das alles nicht wiederholen, sondern: Was soll man dieser Frau tatsächlich raten? Denn wo immer sie hingeht und wo immer sie bis jetzt war, hat man gesagt: Nein, für Sie können wir nichts mehr tun - fertig! 

Die ist in einer Wohnung, wo sie nicht weiß, wie sie die Miete zahlt, und eine Gemeindewohnung gibt es nicht, die günstiger wäre - Punkt. Mitten in Wien können wir der Frau empfehlen: Tut uns leid, Geld sammeln, wir können ihr etwas spenden, aber offiziell helfen wird ihr niemand - Punkt. Das ist die Antwort; das ist die Antwort in einer reichen Stadt!

Das war einer der Indikatoren, die Martin Margulies in der Früh schon völlig richtig erwähnt hat: Woran messen wir den Erfolg, den politischen Erfolg, wenn man einen Rechnungsabschluss unter die Lupe nimmt? Zum Beispiel daran, ob Armut zunimmt oder abnimmt! Sie nimmt zu, und das ist ein gravierendes Beispiel.

Ich habe jetzt ein Einzelbeispiel vorgelesen, und ich werde künftig jedes Mal bei der Budgetdebatte, jedes Mal bei der Rechnungsabschlussdebatte mindestens ein solches Beispiel vorlesen. Oder vielleicht gönnen wir uns einmal mehr, es sind nämlich leider schon sehr viele Einzelbeispiele, denen es so geht. Mir wäre es recht, wenn ich für dieses Einzelbeispiel eine Lösung finden würde und wenn sich jemand von der Stadt dieser Frau annehmen würde.

Ein paar Sätze noch zur Betreuung von Kindern unter drei Jahren: Wer will, bekommt einen Platz, hat es in der Vorrede geheißen, mit einem Deckungsgrad von 51 Prozent, glaube ich, hat der Vorredner gesagt. Ich erkläre Ihnen an einem Beispiel, wie das so läuft.

Ein grüner Funktionär versucht, sein Kind anzumelden, das ist zwei Jahre alt - zwei Jahre alt, er ist gleich alt wie meiner, also ist er im September zwei Jahre alt -, er meldet es ganz normal und bekommt keinen Platz für das Kind - 20 Monate. Er ruft an und fragt, warum er keinen Platz bekommt, und will sich erklären lassen, was er vielleicht noch tun kann und wohin er sich wenden soll. 

Warum hat er keinen Platz bekommen? Weil er ungünstigerweise nicht Maier oder Müller heißt, sondern die Auskunft hat auch so gelautet: Wenn wir zu wenig Plätze haben, dann geben wir jenen keine, von denen wir annehmen, dass sie sich weniger schnell wehren. Weniger schnell wehren, das betrifft in dem Fall ganz klassisch den Nachnamen, und sie hat das auch unverhohlen so gesagt: Wenn man einen türkischen Nachnamen hat, einen jugoslawisch klingenden Nachnamen hat oder einen anderen fremdländisch und nicht Deutsch klingenden Nachnamen hat, dann fällt man bei dem eben durch. 

Jetzt ist es das Pech gewesen, dass der Herr zwar auf „itsch" endet, aber auf „itsch" enden im Wiener Telefonbuch allerhand Leute, die schon sehr lange hier wohnen. Das ist jetzt auch so ein Fall, der wohnt ebenfalls schon generationenmäßig in Wien, hat am Telefon auch schönes Wiener Deutsch gesprochen - und siehe da, es war kein Problem. Schon hat er einen Platz gehabt, am Telefon geregelt. Zuerst hat er keinen bekommen, und dann, am Telefon geregelt, hat er einen Platz gehabt - Punkt. 

Die Auskunft war: Na ja, wissen S' eh, wir haben zu wenig Plätze, und die müssen wir irgendwie zuteilen. Hätte er „Herr Doktor" geheißen, wäre es vielleicht auch leichter gewesen, aber so hat er keinen akademischen Grad auf seinem Bewerbungsschreiben, oder wie man das nennt, auf seiner Anmeldung gehabt und ist durchgefallen. So schaut die Platzvergabe aus: Zu wenig gibt es allemal, und die, die es gibt, werden dann eben nach irgendeinem System vergeben. Und das war das System.

Es gibt zu wenige Plätze, da gibt es kein Vorbeireden. Wir wissen, wer in der Frage besonders benachteiligt ist, nämlich die Selbstständigen, denen man dann immer sagt: Ihr habt eh genug Zeit, ihr braucht eh keinen Platz - als ob sie alle nichts zu arbeiten hätten. Aber nicht jeder Selbstständige hat eine große Firma, sondern die meisten - die kleinen, die EPUs, in denen vielleicht noch Mann und Frau drinsitzen, die also des Öfteren ZPUs sind, Zwei-Personen-Unternehmen - arbeiten ohnehin alle so viel, dass sie eben nicht übrige Zeit aufbringen können. Die werden immer geschnitten, und die werden übrigens auch bei der Bemessung, wie viel sie denn aufbringen können, schnell einmal auf Höchstbemessungsgrundlage gezwungen, weil man denen nicht so schnell glaubt, was sie abgegeben haben. Die zahlen also schnell einmal voll, falls sie überhaupt einen Platz bekommen, oder sie kriegen gleich gar keinen Platz.

Dieser Fall ist dokumentiert, und wir werden sehen, ob wir noch viele andere solche Fälle finden. Dieses Beispiel war in Transdanubien, im 21. Bezirk, dort werden die Plätze offensichtlich unter anderem nach dem Nachnamen vergeben. Da würde es wahrscheinlich den einen oder anderen - jetzt habe ich nicht alle Nachnamen hundertprozentig im Kopf - in diesem Haus auch treffen, weil wir eben da herinnen auch nicht alle Maier und Müller heißen, und wir könnten wahrscheinlich dann mit einem zusätzlichen Telefonat trotzdem unseren Platz bekommen. 

Aber die Idee ist nicht, dass diejenigen, die wissen, wie sie sich wehren und durchsetzen, einen Platz bekommen, sondern die Idee muss sein, dass alle Kinder einen Platz bekommen und ein Angebot von hundert Prozent zumindest für jene, die es gerne haben wollen, existiert. Aber das existiert nicht, und Sie wissen das! Daran kann man sich nicht vorbeischummeln, sondern es wäre gescheiter, wenn wir gemeinsam Lösungen suchen und finden, wie man das finanzieren kann - keine Frage, das kostet Geld - und dann auch anbieten kann, und nicht ständig sagen: Es gibt ohnehin genug Plätze und wer einen will, kriegt einen. Das ist nicht richtig. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Riha. Ich erteile es ihr.

GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Für mich ist das heute eine Premiere, das ist meine erste Budgetdebatte. In den letzten zehn Stunden, diesen mehr als zehn Stunden, habe ich sehr gut aufgepasst und bin erstaunt, für welche Bandbreite Zahlen herhalten können müssen.

Ich möchte mich gerne dem Thema Bildung widmen, und bei der Bildung habe ich heute schon die unterschiedlichsten Alterslimits gehört: Bildung beginnt nicht erst mit zehn, Bildung beginnt schon ab sechs; Bildung beginnt schon in der Vorschule, oder Herr Stürzenbecher hat ein Vorschuljahr gefordert; Bildung beginnt ab drei. 

Mittlerweile ist wirklich in Mitteleuropa durch die Gehirnforschung bewiesen: Bildung beginnt spätestens mit der Geburt. Das heißt, dass die Bildung nicht mit drei beginnt, nicht mit sechs beginnt, nicht mit zehn beginnt, sondern spätestens ab dem Moment, wo man auf die Welt kommt. Umso wichtiger, denke ich mir, ist es, auf jene jungen Menschen hinzuschauen, nämlich die schwächste Gruppe, die jungen Kinder.

Die erste institutionelle Bildungseinrichtung, die unsere Kinder besuchen, ist der Kindergarten. Da gibt es mittlerweile auch international eine ganze Menge Studien, die belegen, dass qualitativ hochwertige Elementarpädagogik Nachteile von Kindern aus sozial schwächeren Familien ausgleicht und den Kindern bessere Chancen für die Schule vermittelt. 

Es gibt eine ganz neue Studie der Universität Berlin - in Zusammenarbeit mit der Uni Maastricht -, die da aussagt: Jedes Jahr, das ein Kind länger im Kindergarten ist, erhöht die Chance auf eine höhere Schulbildung um 8 Prozent. Wenn man das anders ausdrückt, müsste man sagen: Mehrere Kindergartenjahre sind eine gute Voraussetzung, später eine höhere Schulbildung zu erreichen. 

Man sollte meinen, das ist Grund genug, um in Wien den Ausbau von Kindergartenplätzen voranzutreiben, und zwar egal, ob es jetzt 93, 95 oder 91 Prozent sind. Wir sollten doch jedenfalls auch jene 7 Prozent - wenn es 93 Prozent sind - erreichen, die wir jetzt nicht erreichen, weil diese Kinder sonst weniger Chancen auf eine hohe Schulbildung haben. 

Das Ziel muss ein flächendeckendes Angebot an vorschulischen Betreuungsplätzen sein, und davon sind wir noch weit entfernt. Bei den unter Dreijährigen - ich sehe Frau Tanja Wehsely jetzt nicht - ist es so: Die offiziellen Zahlen der Statistik Austria sagen, in Wien ist der Deckungsgrad 22 Prozent. Das sind die Zahlen von 2006; bitte beschweren Sie sich nicht bei der ÖVP, sondern beschweren Sie sich bei der Statistik Austria. Ich habe das auch nicht mit den Zahlen für Österreich verwechselt, denn dort ist es erfahrungsgemäß geringer: Da sind es 12,5 Prozent. 

Natürlich ist der Bedarf in urbanen Gebieten, in Großstädten wie Wien weitaus höher als im ländlichen Bereich. 22 Prozent - oder Sie haben gesagt, Frau Wehsely, 51 Prozent - sind einfach zu wenig, um Frauen - und es sind vor allen Dingen noch Frauen - die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu ermöglichen. 

Wenn Sie sagen, es sind 51 Prozent, heißt auch das, dass in den letzten fünf Jahren - denn 2002 gab es laut Ihren Statistiken 57 Prozent - ein Rückgang der Betreuung von unter Dreijährigen zu verzeichnen ist. Ich nehme an, dass das teilweise im Zusammenhang mit dem Kinderbetreuungsgeld steht. Aber spätestens jetzt, im Jänner 2008, wenn die Regelung um das Kinderbetreuungsgeld wieder geändert werden soll, wird sich die Situation für unter Dreijährige voraussichtlich noch weiter verschärfen. 

Es ist aber aus mehreren Gründen wichtig, eine umfassende Betreuung für unter Dreijährige anzubieten. Erstens gibt es schon eine ganze Menge Menschen, die sich gar nicht mehr entscheiden, ein Kind zu bekommen. Und von denen, die sich entscheiden, ein Kind zu bekommen, gibt es bereits jetzt 42 Prozent, die nur ein Kind bekommen. 42 Prozent, also nur mehr ein bisschen weniger als die Hälfte, entscheiden sich, nur mehr ein Kind zu bekommen. Und in einer über fünf Jahre langen Begleitung von Familien wurde festgestellt, dass der Hauptgrund dafür, dass Frauen - vor allen Dingen Frauen - sich entscheiden, kein zweites Kind mehr zu bekommen, der mangelnde Betreuungsplatz ist. 

Da, denke ich mir, müssen wir ansetzen. Es kann kein Zufall sein, dass es in Ländern wie zum Beispiel Dänemark, wo die Betreuung von unter Dreijährigen bei 68 Prozent liegt, oder Schweden, wo die Betreuung der unter Dreijährigen bei 74 Prozent liegt, einfach so ist, dass die Kinderanzahl pro Familie um einiges höher als in Wien und in Österreich ist. 

Ich hoffe, dass wir uns hier in diesem Gremium alle einig sind, dass wir Menschen unterstützen wollen, falls sie sich entscheiden, Kinder zu bekommen. Aus diesem Grund bringe ich gemeinsam mit meiner Kollegin Mag Ines Anger-Koch einen Antrag ein, in dem wir den Ausbau der Kindergartenplätze für unter Dreijährige fordern. Auch da möchte ich noch einmal auf die Kollegin Wehsely zurückkommen: Unter Dreijährige und Ein- bis Dreijährige, das widerspricht sich nicht, weil auch Ein- bis Dreijährige unter Dreijährige sind - nur weil Sie gesagt haben, sie kennen sich nicht aus. Aus meiner Sicht sind Ein- bis Dreijährige nichts anderes als unter Dreijährige. 

Wir fordern also den Ausbau so, dass die Statistik Austria im Jahr 2010 schreiben würde: Wien hat 40 Prozent. Ich kann mich nur nach diesen offiziellen Zahlen richten. 

Für den Antrag wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung beantragt. 

Es ist jedoch nicht nur ... (GR Mag Thomas Reindl: Kein Applaus?) Danke, Herr Kollege, das ist sehr nett. (Zwischenruf von GR Mag Thomas Reindl.) Ja, danke, Herr Kollege. (Beifall bei der ÖVP.) Finde ich besonders nett, dass Sie sich für mich einsetzen. (GR Mag Thomas Reindl: Ist ja Ihre Jungfernrede!)
Es ist jedoch nicht nur die Quantität entscheidend, sondern auch die Qualität oder besonders die Qualität, und dazu brauchen wir noch einiges. Wir haben bei uns neun verschiedene Landesgesetze, und wir bräuchten eigentlich dringend ein Bundes-Rahmengesetz, das die Mindeststandards für uns eint. Wir brauchen eine Anhebung der Ausbildung der KindergartenpädagogInnen auf Hochschulebene. 

Was wir aber jedenfalls brauchen, ist ein für Wien verbindlicher Bildungsplan. Kollegin Wehsely hat gesagt, sie ist so stolz darauf, dass Wien einen Bildungsplan hat. Das ist richtig, aber der Bildungsplan gilt nicht einmal für die Hälfte der Wiener Kinder von drei bis sechs, weil es eben nicht nur städtische Kindergärten gibt, sondern auch Kindergärten, die nicht der Stadt Wien gehören. Ich denke mir, es ist einfach wichtig, dass alle Kinder in Wien einen Anspruch auf vergleichbare Qualität haben. Ich finde es zwar sehr nett, dass alle eingeladen sind, sich diesen Bildungsplan anzuschauen, und ich finde ihn auch durchaus ansehenswert, aber es ist ein Unterschied, ob ich eingeladen bin oder ob es verbindlich ist. Es haben einfach die Kinder in Wien alle ein Anrecht auf vergleichbare Qualität! (Beifall bei der ÖVP.)
Es kann ja auch nicht das Ziel sein, dass es in Wien zig verschiedene Trägerorganisationen, zig verschiedene Bildungspläne gibt und dann in Österreich jede Gemeinde ihren eigenen Bildungsplan hat. Das kann ja nicht Ziel einer qualifizierten Pädagogik sein. Daher fordert die ÖVP einen Bildungsplan für alle Kindergärten in ganz Wien, als ersten Schritt einen Bildungsplan für Kinder von drei bis sechs Jahren, der für alle Kindergärten gilt, und als zweiten Schritt einen, der auch die unter Dreijährigen erfasst. 

In formeller Hinsicht verlangen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Bildung und so weiter. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ganz zum Schluss möchte ich doch noch ein bisschen zu den Finanzen kommen. Frau Vizebürgermeisterin Brauner hat heute gesagt, man kann nicht mehr ausgeben, als eingenommen wird. Das ist richtig. Aber ich kann entscheiden, wofür ich es ausgebe! Da würde ich einfach sehr gerne einen aus Ihren Reihen, aus den sozialdemokratischen Reihen, zitieren, nämlich Olof Palme, der einer der Vorreiter der qualitativ hochwertigen Kinderbetreuung war. Er sagt: Unsere Kinder sind die reale Verbindung in die Zukunft, und weil sie die Schwächsten sind, müssen wir sie an die erste Stelle stellen.

Ich denke mir - das ist wirklich einer aus Ihren eigenen Reihen -, vielleicht nehmen Sie sich das zu Herzen und stellen hier unsere Kinder an die erste Stelle, auch an die erste Stelle unserer budgetären Ideen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Noch dazu gibt es eine Studie der Wirtschaftsuniversität - und daran haben Sie sich ja sogar mit beteiligt -, die belegt, dass jeder in den Kindergarten investierte Euro zumindest zwei- bis dreifach zurückfließt. Da gibt es übrigens ganz ähnliche Studien auch in der Schweiz oder in Deutschland, die ganz ähnliche Ergebnisse haben. Da ist noch nicht berücksichtigt die Einkaufskraft der Eltern, da ist noch nicht berücksichtigt, welche Einsparungen eine qualitativ hohe Betreuung im Kindergarten hat, das heißt, welche Reparaturmaßnahmen man sich künftig dadurch erspart. 

Allein 1 800 Arbeitsplätze werden in Wien durch den Kindergarten geschaffen. Das ist nicht wenig. Ich denke, es zahlt sich jedenfalls aus, in frühkindliche Bildung zu investieren. Auch eine Empfehlung der OECD lautet: Der Weg in die Wissensgesellschaft beginnt im Vorschulalter. Hier liegt die Basis für lebenslanges Lernen.

Tun wir also gemeinsam alles, um unsere Kindergärten, deren Qualität und deren Bedeutung aufzuwerten! Schaffen wir vielfältige, bedarfsgerechte Angebote, und entwickeln und sichern wir die pädagogische Qualität und den Inhalt! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist die amtsführende Stadträtin, Frau VBgmin Laska. - Bitte, Sie haben das Wort.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Mit hoher Aufmerksamkeit bin ich der Diskussion gefolgt und möchte einige Highlights hervorgreifen, die ich mit in die Arbeit der nächsten Zeit nehme. Eines davon ist besonders spannend - es ist schade, dass der Herr Klubobmann der ÖVP jetzt dringend gehen musste -: die Hinweise darauf, wie das Geld für Medien- und Pressearbeit eingespart werden kann und soll, einerseits mit dem Hinweis bei den Bädern, dass hier statt Kampagnen anderes gemacht werden sollte, aber dann auch gleich grundsätzlich. 

Da stellt sich für mich die Frage: Gilt das nur für die SPÖ, weil wir hier regieren? Oder gilt das auch für andere Konstellationen, wo die ÖVP mitregiert hat? Gilt das für die Vielfalt der Medien, die ja auch Grundlage unserer Medienarbeit in der Stadt ist? Oder wie darf ich das verstehen? - Ich bin überzeugt davon, ich werde dann noch nähere Details in Erfahrung bringen können.

Das Zweite hängt ein bisschen damit zusammen, es ist der gesamte Themenkreis der Bäder. Hier sind in der Debatte die unterschiedlichsten Anregungen gekommen. Eines kennen wir bereits: Senkung der Defizite, gleichzeitig Senkung der Preise, Erweiterung der Öffnungszeiten, Investitionen soll man tätigen. Ich bin schon fast geneigt, tatsächlich deinem Vorschlag zu folgen, wieder eine Bäderkommission einzusetzen. 

Denn wenn ich mich an eine der letzten Debatten auch im Ausschuss erinnere, dann waren die Vorschläge, die hier kamen, so diametral. Durchringen konnte man sich nicht, eine Preiserhöhung zu verlangen, weil das natürlich nicht ins Konzept passt, aber grundsätzlich geht sich das so jedenfalls alles nicht aus. Wenn man der Meinung ist, dass man das machen sollte, was ja manchmal dann eigentlich konsequenterweise als Vorschlag kommt, nämlich, dass man die Bäder privatisieren sollte, dann soll man politisch auch dazu stehen; und wenn man nicht dieser Meinung ist, dann sollte man konsequenterweise überlegen, wie sich die Vorschläge ausgehen.

Wir sagen - und das ist bereits erwähnt worden -, die Bäder sind eine soziale Infrastruktur, und daher ist das, was hier an Nicht-Deckung vorhanden ist, etwas, was nicht ein Defizit ist, das man bekämpfen muss, sondern ganz im Gegenteil eben auf Grund der Tatsache, dass aus Steuermitteln Geld zugeschossen wird, eine hervorragende Einrichtung. Viele Wienerinnen und Wiener nutzen gerade die Bäder, die letzten Tage und Wochen haben bewiesen, wie sehr diese Einrichtung angenommen wird. 

Eines auch noch dazu: Wären wir in einer Stadt, wo es nur möglich wäre, in städtischen Bädern zu baden - oder auch in privaten, das ist ja vollkommen wurscht -, dann würde ich verstehen, dass man sagt: Na gut, eigentlich sollten sie noch länger offen haben. Zeitig in der Früh schon aufsperren für die, die vielleicht Frühsport machen - was ich sehr begrüße -, und spät am Abend für die, die berufstätig sind.

Nun, wir leben in einer Stadt, wo wir 42 km Strand haben. Wir leben in einer Stadt mit vielen Gewässern, die frei zugänglich sind. Wir leben in einer Stadt, die von so hoher Lebens- und Freizeitqualität ist, unabhängig von den Bädern. Die Wienerinnen und Wiener wissen das und nutzen es auch. Dementsprechend sind wir froh und stolz auf unsere Bäder, aber gleichzeitig auch froh und stolz auf die anderen Freizeit- und Grünräumlichkeiten, die wir in der Stadt haben. (Beifall bei der SPÖ.)
Besonders interessant waren die Hinweise zum Thema Schule. Es ist jetzt nicht die Zeit - aber wir werden sie uns nehmen -, um tatsächlich inhaltlich auf alle Fragen der Schule einzugehen, weil ich es so schade finde, wenn wir uns wieder in einer so wichtigen Debatte in Gemeinplätzen bewegen, die uns nicht wirklich weiterbringen. Ich sage das vollkommen ernst meinend, denn ich meine, wir sind es unseren Kindern und Jugendlichen, aber auch unserer gesellschaftlichen Verantwortung schuldig, dass wir dieses Thema nicht in Plastiktüten abhandeln, sondern uns ernsthaft damit auseinander setzen, einmal unabhängig von der Zielsetzung, die hier von Einzelnen ganz deutlich formuliert wurde.

Wenn wir eine inhaltliche Debatte wirklich ernst meinen und ernst führen, dann kommen wir weiter. Wenn wir uns so weiterbewegen, mit jenen Aussagen, die heute getätigt worden sind, dann wird es schwierig werden. 

Wenn zum Beispiel behauptet wurde, dass die Einführung einer Gesamtschule eine Flucht in die Privatschulen bedeuten würde, dann sage ich: Leider Gottes das Thema verfehlt! Denn was würde eine Veränderung des österreichischen Schulsystems bedeuten? Dies würde bedeuten, dass Schulgesetze verändert werden müssen, Schulorganisationsgesetze, und die gelten in diesem Land natürlich auch für Privatschulen! Das heißt, es würde sich gar nicht mehr auszahlen, irgendwohin zu flüchten - außer jene, die jetzt bewusst Privatschulen wählen, die bereits ein anderes System haben. Da sei zum Beispiel das Lycée erwähnt, oder es seien auch alle amerikanischen Schulmodelle erwähnt, die es in Wien gibt. Die haben bereits jenes Modell, das wir versuchen, gemeinsam mit vielen Expertinnen und Experten auf eine breitere Basis zu stellen.

Glauben Sie mir, ich bin lange genug im Schulwesen und kämpfe lange genug um eine Schule, die kind- und weltgerechter ist als das, was wir an Selektion zur Zeit haben. Es wird noch lange dauern - es hat in allen Ländern lange gedauert -, bis diese Prozesse abgeschlossen sind. Trotzdem wird es nur einen ernst gemeinten Veränderungsprozess geben, wenn wir uns inhaltlich der Sache nähern, so wie es viele glücklicherweise schon tun. 

Interessant habe ich die Aussage gefunden, dass Ganztagsschulen individuelle Nachhilfe geben können. Ich halte grundsätzlich nichts von Nachhilfe, weil Nachhilfe bedeutet, dass man jemandem helfen muss, das aufzuholen, was das grundsätzliche System versäumt hat. Ich bin davon überzeugt, dass Sie es nicht so gemeint haben; ich bitte Sie nur, dass wir sozusagen auch von der Diktion her aufpassen, gerade in einer Zeit, wo wir mit viel, viel Mühe versuchen, inhaltliche Debatten zu führen, und uns nicht in Systemen bewegen sollen, die wir eigentlich mit einer Veränderung im Schulsystem ad acta legen wollen.

Dass die Gesamtschule eine „Nebelgranate" ist, finde ich besonders spannend, noch dazu von einem, der in einer solchen unterrichtet. Denn die berufsbildenden mittleren und höheren Schulen sind Gesamtschulen, und Sie, lieber Herr Kollege, unterrichten in einer solchen. Das System als „Nebelgranate" zu bezeichnen, halte ich für spannend, interessant - nicht für originell (GR Mag Wolfgang Jung: Das sind dann Blindgänger ...!), denn das ist sozusagen eine Verunglimpfung eines Systems, in dem Sie selbst tätig sind. (GR Mag Thomas Reindl: Das war eine Selbsteinschätzung!)
Was sicherlich zeigt, wie sehr die Bildungsdebatte noch zu führen ist, ist die Tatsache, dass festgestellt wurde: Alle Kinder mit Migrationshintergrund haben ein Sprachproblem. Das ist tatsächlich eine Aussage, die sofort, als sie draußen war, auch schon wieder falsch war, und das zeigt, in welche Gefahr wir uns begeben, wenn wir in solchen Plattitüden diskutieren.

Eines finde ich besonders spannend, nämlich dass das Notensystem aufs Assessment-Verfahren vorbereitet. Ich meine, jeder, der in der Personalberatung tätig ist, würde das höchst spannend finden, wenn jemand, der durch das Notensystem gegangen ist, deswegen aufs Assessment-Verfahren vorbereitet ist. Da muss man ehrlicherweise zugeben und sagen: Wir sind für ein selektives System - dann kann man sagen: Okay, setzen wir uns damit auseinander -, aber nicht so tun, als wäre ein System, das Menschen in Skalen von eins bis fünf unterscheidet, die beste Vorbereitung aufs Leben. Es ist einfach falsch, das wissen Sie auch, und daher sollte man auch nicht so diskutieren. (Beifall bei der SPÖ.)
Etwas, was ich total spannend finde, werde ich aufgreifen und weiterleiten - das wird auch Herrn Neugebauer freuen -, nämlich die Aussage, dass DirektorInnen in die Klassen gehören. Dem kann ich etwas abgewinnen! (Heiterkeit bei der SPÖ.) Wenn man Systeme überlegt, wie man Menschen, die eine Ausbildung für Administration haben, in dieser einsetzt, und Menschen, die eine Ausbildung im pädagogischen Bereich haben, mehr dort einsetzt, wo sie die Ausbildung haben, nämlich im pädagogischen Bereich, um durchaus auch nicht den Zugang sozusagen zur alltäglichen Realität in der Klasse zu verlieren - was in anderen Schularten durchaus gang und gäbe ist -, können wir darüber diskutieren. Ich würde mich freuen, wenn Sie es sozusagen übernehmen, dass Sie hier Ihre Seite überzeugen. (GR Christian Oxonitsch: Einen Antrag ...!) Vielleicht kann man dann die Debatte mit den schulfesten Stellen auch gleich mitnehmen. (Heiterkeit bei der SPÖ.)
Im Grunde genommen geht’s aber bei dem Rechnungsabschluss um viel mehr. Erstens einmal geht es darum - Frau VBgmin Brauner hat das heute schon gesagt -, dass man am Rechnungsabschluss ablesen kann, ob das, was wir uns im Budget vorgenommen haben, auch erfüllt wurde. 

Für meinen Bereich kann ich sagen: Ja, das haben wir getan. Wir haben Schwerpunkte gesetzt. Wir haben uns vorgenommen, dass wir einen Schwerpunkt in der Vereinbarkeit von Beruf und Familie sehen. Das lässt sich daran ablesen, dass mehr Geld eingesetzt wurde in allen Bereichen der Kinderbetreuung und eben in dieser Vereinbarkeit. Qualitativ - das ist schon gesagt worden - haben wir mit dem Bildungsplan einen Meilenstein gesetzt.

Ich kann die Überlegungen von dir (in Richtung GRin Monika Riha)durchaus mittragen und teilen. Bildungspläne wären ja schön, wenn es sie überall gäbe, nicht nur in Wien, nicht nur in Wien für alle Kindergärten, sondern österreichweit. Da komme ich gleich dazu, dass ich sage: Statistiken sind auch wunderschön. Österreichische Statistiken, die die Zahlen der Null- bis Dreijährigen zeigen, leben davon, dass es Wien gibt.

Zu dem Thema, dass sich eine neue Situation mit der Veränderung des Kinderbetreuungsgeldes ergibt: Das ist für uns insofern nicht so neu, als es vorher diese Variante mit drei Jahren gegeben hat, eine Falle für die Frauen, wie wir alle wissen, weil der Schutz des Arbeitsplatzes früher als das Kinderbetreuungsgeld geendet hat. Das hatten wir ja vorher. Es ist jetzt eine verfeinerte Geschichte, noch immer nicht so, wie ich es mir vorstelle, aber es stimmt, wir müssen hier, was wir tun, noch weiter ausbauen und trachten, dass in allen Bereichen nicht nur die Inhaltlichkeit, sondern auch das Angebot passt. 

Der zweite Bereich, den wir uns vorgenommen haben, ist der Bildungsbereich. Hier haben wir dort, wo die Stadt zuständig ist, vieles, vieles umgesetzt und erreicht, auch im Zusammenhang mit der Infrastruktur, die dazugehört. Und was mir ganz, ganz wichtig ist, ist der Bereich, der zu unserer Geschäftsgruppe dazugehört, der unter „Die soziale Stadt" fällt. 

Gerade jetzt, vor den beginnenden Sommerferien, muss man das einfach sehen: Natürlich gibt es Familien in Wien, die benachteiligt sind! Natürlich gibt es hier noch Aufholbedarf. Natürlich wünsche ich mir auch, dass die Einkommensschere nicht aufgeht, sondern zugeht. Natürlich ist eine bessere wirtschaftliche Situation Garant dafür, dass Arbeitslosigkeit, egal, ob bei Jugendlichen oder auch bei Erwachsenen, kein solches Thema ist. Natürlich müssen wir im Bildungsbereich vor allem deshalb etwas tun, damit die gute Ausbildung, die gute Fortbildung, das lebenslange Lernen es verhindern, dass Menschen auch in die Arbeitsfalle geraten!

Trotzdem, sage ich, ist es wichtig, dass in dem ganzen Bereich zur Kenntnis genommen wird, was wir seitens der Stadt auch tun, um für Kinder, für Familien mit Kindern Angebote zu setzen, preisgünstige, kostenlosen Angebote, die vor allem die Ferienzeit erleichtern sollen. Es wäre ein Sprengen der Zeit, die ich habe, alles aufzuzählen; aber wenn Sie wollen, dann wissen Sie es ja. 

Zum Abschluss sage ich: Mitgeholfen, dass all das gelungen ist, haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter! Und zwar nicht nur die, die in den Abteilungen für Budgets verantwortlich sind, sondern vor allem die, die in den vielen, vielen Bereichen dieses Budget umgesetzt haben und zu diesem Rechnungsabschluss geführt haben. Dafür sage ich hier ein Dankeschön! 

Ich bitte alle Damen und Herren der Abteilungen, die heute hier vertreten sind, diesen Dank weiterzugeben. Denn Sie könnten nicht in den Abteilungen verantwortlich sein und Verantwortung tragen, wenn es nicht die Tausenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in meinem Bereich gäbe, die dafür Sorge tragen, dass das so passieren kann. Wir sind stolz auf das, was hier geleistet wird. Wir sind stolz, dass die Stadt Wien die Servicequalität steigern konnte, die KundInnenorientiertheit steigern konnte.

Wir wissen - und das sei zum Abschluss gesagt -, dass es bei einem solchen Riesenbetrieb natürlich immer wieder im Einzelnen Fehler geben kann. Daher lade ich Sie, lieber Herr Kollege, und den Herrn Kollegen Ellensohn ein! Natürlich können wir Gemeinderatssitzungen auch dazu verwenden, unsere Post durchzumachen und Einzelfälle zu besprechen, ich würde aber eher meinen, dass man versucht, in dem Fall der einen Dame, die sich an Sie gewendet hat, und auch in den Fällen, die hier kommen, das zu lösen. Ich biete an und stehe gerne bereit, mit Ihnen gemeinsam diese Fälle zu lösen. 

Ich stehe zur Verfügung, genauso wie meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, und ich bin überzeugt davon, dass es dann gelingen wird, auch für sie den Wienerinnen und Wienern zu sagen, dass es sich auszahlt, in Wien zu leben, weil Wien eine wunderschöne, eine soziale, eine jugendorientierte und eine lebenswerte Stadt ist. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu dieser Geschäftsgruppe liegen mir keine Wortmeldungen mehr vor.

Wir kommen daher zur Beratung der Geschäftsgruppe Umwelt. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Blind. - Bitte.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich lege einmal einen Beschlussantrag der GRe Kurth-Bodo Blind und Veronika Matiasek vor betreffend Trinkwasser auf der Fan-Meile. Wir meinen, dass mittels dieses Beschlussantrages zumindest ein kleiner Beitrag geleistet werden soll, dass auf der Fan-Meile nicht dermaßen viel Alkohol getrunken wird, sondern unser gutes Hochquellenwasser dort gratis verteilt werden soll. Ich bin überzeugt davon, dass auch die Wirtsleute noch genug Umsatz haben werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Diskussion betreffend CO2 und Klimaerwärmung muss auch im Wiener Gemeinderat einmal geführt werden. Die Klimaerwärmung findet statt, und die dadurch verursachte CO2-Steigerung in der Luft ebenfalls. Strittig bleibt aber, ob das Gas mit 0,03 Prozent Atmosphärenanteil 
a) wirklich so gefährlich ist und b), ob ein entscheidender Anteil vom Menschen verursacht wird. Wie gesagt, das ist unter Wissenschaftlern strittig. Eines ist sicher: Wertfrei wird die Diskussion nicht geführt werden. 

Solange sich Wissenschaftler darüber gestritten haben, schien das ja ganz egal. Aber es sind in Wirklichkeit Industrielobbys, politische Gruppierungen, NGOs wie Greenpeace, die EU, die Landwirtschaft, die Agrarindustrie und die großen Konzerne wie etwa Monsanto und Ähnliche, die sich jetzt in diese Diskussion drängen. Daher sollen wir sehr genau hinsehen, wer uns Politikern welchen Ratschlag erteilt. Wir müssen - schwer genug ist es - beurteilen, warum uns so mancher Ratschlag erteilt wird. Die Lobbyisten sind inzwischen schon überall. 

Alle Projekte, die CO2 einsparen, die Energie ökologisch verträglich erzeugen, werden von uns Freiheitlichen aus ganzem Herzen unterstützt. Entschieden lehnen wir aber grüne Panikmache ab. Damit meine ich keinesfalls die Wiener GRÜNEN; die sind zu klein, um in Europa irgendwie beachtet werden zu müssen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Wir lehnen diese grüne Panikmache ab. Wir lehnen es ab, dass eine ganze Nation von irgendwelchen scheinbar Grünen - die heißen so, sind in Wirklichkeit zum Teil Kommunisten (neuerliche Heiterkeit bei den GRÜNEN) -, dass diese Leute diese Grün-Idee für sich beanspruchen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Klima-Kommunisten!) 

Ich habe gesagt, die GRÜNEN in Wien habe ich einmal ausgenommen. (Anhaltende Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Sie können lachen; die sind in der Weltpolitik sicher nicht besonders entscheidend. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Im Gegensatz zu Herrn Kollegen Kurth Blind!) 

Diese Grünen und diese Grün-Affinen leben ja nur von dieser Panikmache: der saure Regen, das Ozonloch, der Feinstaub, und jetzt ist es das CO2. Das sind sicher Probleme, die sind auch anzusprechen, und diese Probleme müssen gelöst werden. Aber diese grüne Katastrophenstimmung, die da erzeugt werden soll, hat ja nur gewisse Zwecke.

Schauen wir uns an, was es in der Vergangenheit gegeben hat. Mit dem Katalysator hat man zwar den sauren Regen teilweise entschärft, das stimmt - aber dafür gelangt jetzt Blausäure, ein Nervengas, in die 
Atemluft. (GR Mag Rüdiger Maresch: ... gefährlich für Blaue!) Außerdem wurde Benzin, um es Kat-verträglich zu machen, mit Benzol statt mit Blei versetzt. Blei ist sicher giftig, aber das Benzol ist eben leider krebserregend. 

Zum Ozonloch brauche ich nichts zu sagen. Jeder weiß, das war ein Öko-Schmäh. Zum FCKW ist noch zu sagen ... (Heiterkeit bei der ÖVP und den GRÜNEN.) Ja, meine Herrschaften, ich weiß, das Gelächter ist groß. Aber man muss sich eben anschauen, dass auf der einen Seite so viele Wissenschaftler sagen, das ist so, die andere Hälfte der Wissenschaftler sagt, es ist ganz anders. 

Ich habe gesagt, es sind Probleme da. Diese Probleme gehören gelöst, und alles, was diesen CO2-Ausstoß verringert, hat unsere Unterstützung. Dass der CO2-Ausstoß, der vom Menschen verursacht ist, schädlich sein kann, das akzeptieren wir, aber wir lehnen es ab, unter dem Thema CO2-Ausstoß alle möglichen Leute in Angst und Panik zu versetzen. Das ist nicht gerecht, da gibt es genug ... (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - GR Mag Rüdiger Maresch: ... grüne Panikmache!)
Sie können lachen, so viel Sie wollen. Es gibt genug seriöse Wissenschaftler, die sich bei diesem Thema sehr stark in die Haare kriegen. Ich glaube nicht, dass es gerade irgendwelche Zwergerl-Parteien im Gemeinderat sind, die genau wissen, was die Wahrheit ist (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.), wenn Wissenschaftler über dieses Thema seriöse Abhandlungen halten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wie war es beim FCKW? Das war nicht schuld am Ozonloch. Da müssen wir schon schauen: Die lächerlichen 1,4 Millionen Tonnen Kühlmittel waren gar nichts gegen die 36 Millionen Tonnen aus den Vulkanen. Sicher soll man die 1,4 Millionen Tonnen FCKW-Kühlmittel vermeiden, aber 36 Millionen Tonnen aus den Vulkanen können Sie nicht vermeiden, und die 600 Millionen Tonnen, die aus dem Meer ausströmen, können Sie auch nicht vermeiden. Das heißt, wir sind selbstverständlich für alle Umweltschutzmaßnahmen, aber dieses grüne Panikmachen, damit sie sich nachher wichtig machen können, das sollen die Grünen wirklich unterlassen.

Als aber die Lizenzen für FCKW abgelaufen waren, mussten neue patentrechtlich geschützte Kühlmittel her. Das war eben der Grund - da sehen wir gleich, wie es funktioniert -, warum eben FCKW geächtet werden musste.

Nun, was hat das alles mit der CO2-Klimadebatte zu tun? Alle wissen, die EU hat enorme Probleme mit dem Budget. Es muss entweder eine neue EU-Steuer oder sonst etwas her, damit nicht weiter mehr als 60 Prozent des EU-Budgets und ‑Haushaltes in die Agrarindustrie fließen. Da kommt die CO2-Hysterie, die Verdammung aller fossilen Brennstoffe, gerade recht. 

Setzt man auf Biomasse, so wird diese zu einer Goldgrube. Schauen Sie sich an, wie die Preise für die Pellets gestiegen sind! Es verteuert sich nicht nur das Brennmaterial, sondern es verteuern sich natürlich auch Getreide und Futtermittel. Solange österreichische Bauern davon etwas haben, sind wir natürlich dafür. Aber wenn wir aufmerksam die Medien verfolgen, müssen wir Folgendes lesen. 

Schauen wir uns den „Kurier" vom 30. Mai 2007, Seite 21, an: „Bei zunehmender Knappheit an Flächen für Energie- und Nahrungsmittelproduktion sind steigende Erträge das Ziel. Gensaat-Konzerne haben schon ihre Lobbyisten ausgesandt." Aha, was steckt dahinter? Die Gensaat-Lobbyisten wittern schon ihre Chancen.

Oder ebendort: „Raiffeisen will zu einem großen europäischen Player bei Biogas aufsteigen. In Bulgarien und Rumänien sei der Zugang zu den Rohstoffen durch Raiffeisen schon sichergestellt." – „Kurier", 30. Mai 2007. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wir tauschen unsere ... Theorien!)
Bioenergie: Österreich ist zu klein. Na, was muss man machen? In dem Moment, in dem Österreich zu klein ist, kann man die Biomasse nur steigern entweder durch Gen - wir wollen aber gentechnikfreie Landwirtschaft haben, wir Freiheitliche sind gegen Gentechnik -, oder man greift eben zu Biomasse aus dem Ausland. (Heiterkeit bei GRin Mag Alev Korun.) Das ist natürlich nicht das, was wir uns vorstellen. Wir halten nichts davon, dass die Bundesforste aus Rumänien das Holz nach Wien transportieren, um hier mit 50 Prozent Wasseranteil so genannte Ökoenergie zu erzeugen. Das ist der falsche Weg. 

Wir sind dafür, solange die österreichischen Bauern etwas davon haben, solange Österreich eine Autarkie in der Energieversorgung anstreben kann durch diese Maßnahmen - anstreben, ganz erreichen werden wir sie selbstverständlich nie! Aber wir sagen, da hat man schon einen Prof Van der Bellen gehört, der meint, dass wir eine gesamtösterreichische Autarkie werden erzeugen können. Schön wär's, nur wird es das leider nicht spielen. Wir sind aber selbstverständlich für alle Maßnahmen, die Österreich energieunabhängiger machen. 

Nachdem die linksextremen so genannten Grünen in Europa (Heiterkeit bei den GRÜNEN) - bitte, nicht Sie; ich habe von den Linksextremen in Europa gesprochen (Ah-Rufe bei den GRÜNEN) - entdeckt haben, dass sich Kampagnen wie saurer Regen, Waldsterben, Ozonloch, Feinstaub durch die gleichgeschaltete linke Presse ziemlich unwidersprochen haben publizieren lassen, wurde nun die tatsächlich stattfindende Erderwärmung zur Klimakatastrophe hochgezogen.

Wer hat Interesse an der CO2-Verringerung? Die Solartechnik hat Interesse, Biogas, Biomasse, Windkraft, Wärmedämmungsindustrie, aber natürlich auch - und das ist gefährlich - die Atomindustrie und die Gentechnik. Sie können ruhig die Fernsehberichte in Deutschland verfolgen: Schon haben drei Atommeiler in Deutschland angesucht, dass sie um zweieinhalb Jahre länger arbeiten dürfen. 

Das heißt, hier ist nicht irgendetwas zum Lachen! Es besteht durchaus die Gefahr, dass die Atomindustrie hier wieder verstärkt zum Einsatz kommt und vor allem - wogegen die Freiheitlichen sich entschieden wenden -, dass die Gentechnik sagt: Mit uns habt ihr mehr Brennmaterial, mit uns habt ihr mehr Energiegerste, und daher muss die Gentechnik zum Einsatz kommen, weil die Erträge sonst nicht zu steigern sind. Wir Freiheitliche sind entschieden gegen die Gentechnik! (Beifall bei der FPÖ.)
Ich behaupte kühn, dass die als so genannt Grün 
oder Umwelt- bekannten Organisationen - nicht die Parteien, sondern die Umweltorganisationen (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Also Greenpeace und solche Sachen?); kommt schon, ja, richtig, Sie haben es erraten! - mit der nur vordergründig angefeindeten Industrie verbandelt sind. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das sind die Bösen! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Sicher, das sind die Bösen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Noch eine Verschwörungstheorie!)
Ein Beispiel: Greenpeace, eine so genannte Umweltorganisation, kümmert sich unlängst um Pestizide in Lebensmitteln. Unter den untersuchten Supermarktketten war Lidl die schlechteste Kette, daher auf dem letzten Platz. Bei der jetzigen Untersuchung - o Wunder! - ist Lidl auf dem ersten Platz! Alles okay?

Was war inzwischen passiert? Nach der ersten Untersuchung bat Greenpeace die Firma Lidl, doch das Nachrichtenblatt von Greenpeace in das Sortiment einzulisten. So werden derzeit 150 000 Stück à 2 EUR eingekauft - ohne Recht, die nicht verkauften retour zu geben. Das ist einmalig! Das muss man sich anschauen: Das gibt es dort, dass das Greenpeace-Blatt nicht retour gegeben werden muss; alle anderen Zeitschriften werden bei Lidl, wenn sie nicht verkauft werden, selbstverständlich retour gegeben. 

Das ist natürlich auch den Mitarbeitern von Lidl aufgefallen, und die haben das dem „Stern TV" gemeldet. Was waren die beliebten Themen in dem Greenpeace-Nachrichtenblättchen? Klimawandel, das Ansteigen der Meere und andere grüne Katastrophen. 

Das Pikante an der Geschichte ist: Nur 2 Prozent der 150 000 Exemplare fanden und finden Käufer. Niemand hat Interesse an diesem Schmarren von Greenpeace. Am freien Markt ist - im Gegensatz zur gleichgeschalteten Presse - niemand bereit, für so viel Blödsinn 2 EUR pro Exemplar zu bezahlen. 

Sie von den GRÜNEN können ja sagen, dass alles stimmt nicht. Aber „Stern TV" wird doch nicht lügen, das geht leider nicht. Ich habe den Bericht verfolgt, und ob es den GRÜNEN jetzt passt oder nicht, so kommt Greenpeace einfach zur Marie, wie man in Wien sagt. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Auch das CO2 und sein Handel sind inzwischen ziemlich wertlos geworden, nicht nur diese Greenpeace-Blättchen. Laut „Die Presse" vom 1. Juni 2007, Seite 27, sackte der Preis für CO2 pro Tonne an der Energy Exchance Austria binnen eines Handelstages von 28,30 EUR auf 11,30 EUR - na, ein schöner Wertverlust! Derzeit kann man das Recht, 1 t CO2 auszustoßen, um 24 Cent kaufen, so viel ist derzeit 1 t CO2 wert.

Wie gesagt, wir müssen auf die Ratgeber achten. Die verfolgen ihre Ziele, aber sicher nicht die Ziele der Allgemeinheit. Umweltschutz ja, aber keine grüne Panikmache! (Beifall bei der FPÖ.)
Das war einmal der erste Teil. Jetzt kommen wir von der hohen Politik herab in den Umweltausschuss, meine sehr geehrten Damen und Herren, und da schauen wir uns einmal an, wie die Praktiken im Umweltausschuss sind. 

Ich sage, die Praktiken im Umweltausschuss sind skandalös. (Pfui-Rufe bei den GRÜNEN.) Und zwar sage ich, wir hatten am 12. April 2005 den Tagesordnungspunkt 12, den ich hier habe: „Für die Herstellung eines als Rad- und Fußweg benützbaren Begleitweges im Trog des Wienflusses werden 600 000 EUR genehmigt." Und den Punkt 13: „Das Vorhaben Errichtung eines provisorischen Bedienungsweges zwischen Nikolaisteg und Hackinger Steg mit Gesamtkosten in der Höhe von 726 000 EUR wird genehmigt." - So weit, so gut. 

Ich habe mir dazu eine Aktennotiz gemacht. Denn ich habe in diesen Umweltausschuss Fotos gebracht und habe den Herrschaften gesagt: Wir sollen jetzt am 12. April 2005 zwei Tagesordnungspunkte beschließen, aber leider ist das Bauwerk schon weitgehend fertig. Daraufhin haben mir die Beamten, Herr OSR Pelikan und Herr Dipl-Ing Bachl, gesagt - ich habe mir das aufgeschrieben -:

Während am 12.4.2005 im Gemeinderatsausschuss Umwelt noch heftige Debatten um die Herstellung eines Radweges samt sündteuren Sicherheitsmaßnahmen geführt wurden, war dieser über Hunderte Meter schon fix-fertig betoniert. Völlig unwahr ist die Schutzbehauptung, dass es sich bei der Vergabe um Vorbereitungsmaßnahmen gehandelt habe. Während OSR Pelikan und Dipl-Ing Bachl den Gemeinderäten das Projekt präsentierten, war der Abschnitt zwischen Hackinger Steg und Brauhausbrücke bis auf ein kleines Stück fertig. 

Ich habe damals gesagt, bitte, ich behaupte, die Beamten lügen, nehme das aber selbstverständlich zurück, sie haben mich nicht angelogen. Das wäre ja noch elegant gewesen, wenn die das versucht hätten, obwohl ich zehn Fotos mitgehabt habe, dass dieser Bedienungsweg eigentlich schon fertig ist. Ich lege zehn Fotos vor und sage, schaut, da stehe ich mit der Tageszeitung „Krone" mit dem und dem Tagesdatum, der ganze Weg ist ja praktisch fertig, und jetzt kommen wir im Umweltausschuss dazu und sollen die Punkte 12 und 13 beschließen. 

Daraufhin sagen OSR Pelikan und Dipl-Ing Bachl: Das sind nur Vorbereitungsarbeiten, der Blind irrt. - Gut, so kann man versuchen, mich blöd zu machen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Das lasse ich mir aber nicht gefallen; ich habe gesagt, die Beamten lügen mich an. Daraufhin hat der Vorsitzende gesagt, wenn ich das sage, bekomme ich einen Ordnungsruf. Daher sage ich, die Beamten haben mich nicht angelogen, denn Lügen hätte ja noch den Zweck und die Absicht gehabt, dass die Beamten mir ein X für ein U vorgaukeln wollten, dass die mir quasi hätten einreden wollen, dass ich mich irre. Nein.

Hier schauen wir uns einmal den Rechnungshof an - es geht genau um diese zwei Aktenstücke -: Die Zuschlagserteilung erfolgte am 11. März. Am 24. März stellte die MA 45 beim Gemeinderatsausschuss für Umwelt den Antrag um Vergabegenehmigung der Bauleistung, die dieser am 12. April erteilte. 

Und jetzt kommt es, genau das, was ich im Umweltausschuss gesagt habe: Der Baubeginn selbst war bereits am 30. März erfolgt. 

Das heißt, am 30. März haben sie zu bauen angefangen, und am 12. April haben wir die Aktenstücke im Umweltausschuss bekommen. Dort habe ich gesagt: Meine Herrschaften, diese Dinge sind ja schon gebaut! Daraufhin haben mir die zwei Beamten gesagt: Nein, der Blind irrt sich, seine Fotos sind offensichtlich falsch!, und wollten mich blöd machen. Ich lasse mich aber nicht blöd machen!

Wenn ich Fotos vorlege, dann ist es eine bodenlose Frechheit, eine Ignoranz, dass zwei Beamte unter dem Vorsitz der Frau StRin Sima (GR Erich VALENTIN: Nein, Vorsitzender war ich!), gut, unter dem gestrengen Auge der Frau StRin Sima einfach der Opposition Auskünfte erteilen: das waren Vorbereitungsarbeiten, obwohl dann der Rechnungshof in seinem Bericht vom 2. Februar 2007 über das Berichtsjahr 2006 feststellt: Der Baubeginn war am 30. März.

Der Rechnungshof schreibt auch Folgendes: Darüber hinaus kritisiert er die Vergabe der Leistung und den Baubeginn trotz fehlender Genehmigung durch den Gemeinderatsausschuss. Künftig wäre das Vorliegen der erforderlichen Genehmigungen abzuwarten. 

Jetzt ist nicht der Blind der Blöde, sondern die zwei Beamten sind die Blöden! Denn sie haben ja wissen müssen, dass sie den Baubeginn am 30. März erlaubt haben und dass erst am 12. April im Umweltausschuss im Nachhinein das Ganze der Opposition untergejubelt wurde oder sie versucht haben, uns blöd zu machen. Diese zwei Beamten haben nicht gelogen, aber sie haben versucht, die Opposition und daher die Vertreter der Wiener Bürger blöd zu machen. Das lassen wir uns nicht gefallen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. - Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Nach dem Kollegen Blind ist es wirklich ein bisschen schwierig. Aber er hat ein paar Sachen wirklich vom Feinsten schön zusammengebracht. Blind zu den Vulkanen, das war schon irgendwie eine steile Geschichte, das hat mir gut gefallen. Und um zum Beispiel dieses Kraut-und-Rüben-Ensemble zusammenzubringen, glaube ich, muss man sich echt anstrengen. Also ich weiß nicht - den Kollegen Blind blöd zu machen, ist offensichtlich nicht gelungen, aber Kraut und Rüben hat er zusammengebracht; sagen wir einmal so. 

Ich habe mir überlegt, wie ich meine Rede beginne, und möchte jetzt meine Rede mit einem Antrag beginnen, der die gentechnikfreie Landwirtschaft betrifft. Und zwar geht es darum, dass die Stadt Wien schon des Längeren sozusagen freiwillig so ein Pickerl betreibt und unter anderem auch einige Propaganda dazu macht. Das Interessante ist, die ganze Zeit gibt es schon ein „Gentechnikfrei"-Kennzeichen, und zwar schon sehr, sehr lange. Es gibt auch ein Gerücht, dass die Frau Stadträtin bei dem Konzept zu dem „Gentechnikfrei"-Pickerl auch dabei war. Da war sie noch nicht Stadträtin und meines Wissens auch noch nicht bei der SPÖ. Aber wir haben jetzt einen Beschlussantrag dazu, und zwar folgenden:

„Die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt, Frau Mag Sima, soll eine Informationsinitiative für die Wiener Landwirtschaftsbetriebe mit dem Ziel, dass möglichst viele Betriebe an der unabhängig kontrollierten ,Gentechnikfrei'-Kennzeichnung teilnehmen, veranlassen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung."

Warum uns das wichtig ist, ist, dass es eine unabhängige Kontrolle gibt. Zu dem Punkt habe ich noch etwas: Da gibt es solche Hefterl wie „Essen ohne Gentechnik", „Freiwillig ohne Gentechnik", und wenn man das durchblättert, sind natürlich drei Fotos von der Frau Stadträtin drinnen. Wunderbar! Dann gibt es unter anderem ein wunderschönes Foto von der Frau Stadträtin mit (Der Redner hält eine aufgeschlagene Zeitschrift in die Höhe.) - das kann man wahrscheinlich nicht sehen, aber das sind keine Paradeiser, sondern riesige Radieschen; alles gentechnikfrei, keine Frage. 

Aber interessant ist vor allem, was hinten drinnen ist - das habe ich wirklich toll gefunden -: Frau StRin Ulli Simas Paprikahenderl. Da wird uns sehr lange erzählt, wie man ein Backhenderl, also ein Paprikahenderl macht. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Das ist kein Backhendl, sondern ein Paprikahendl!) Ich habe ohnehin „Paprikahenderl" gesagt; Entschuldigung, es war kein Backhenderl, sondern ein Paprikahenderl! Die Frau Kollegin muss sich dabei ja auskennen, aber interessant ist das schon: Da fehlt jetzt, glaube ich, nur mehr die „Rama". Nein, hoppla, da ist ja eine: „Rama Cremefin"-Reklame ist auch dabei! Also immerhin hoffentlich gesponsert von der Firma Unilever, weil die meines Wissens „Rama“ erzeugt. - So viel zu dem.

Jetzt möchte ich aber doch ein bisschen auf den Rechnungsabschluss eingehen. (GR Jürgen Wutzlhofer: Gute Idee!) Aber das hat mir irgendwie gut gefallen: „Essen ohne Gentechnik", „Gentechnikfrei", dann - wie gesagt, noch einmal - Paprikahenderl, nicht Backhenderl. (GRin Nurten Yilmaz: Entschuldigung, wer hat das aufgelegt?)
Aber jetzt noch einmal zum Rechnungsabschluss: Der ist irgendwie sehr interessant. Die Beamten haben sicherlich unglaublich gut vorbereitet und gearbeitet, aber interessant ist nach wie vor, dass wir jetzt unbedingt eine Valorisierung der Gebührenerhöhungen brauchen. Keine Frage, es gibt auch einen Antrag dazu. Es wurden ja auch zum Beispiel beim Abwasser, beim Müll und anderswo einmal schon beim Wasser Gebührenerhöhungen durchgeführt, weil die Stadt Wien dort offensichtlich zu wenig Geld eingenommen hat. 

Wenn man es sich jetzt im Rechnungsabschluss genau anschaut, so steht immerhin lapidar bei der MA 30: 26 Millionen Mehreinnahmen durch die Gebührenerhöhung. 26 Millionen Mehreinnahmen, das ist nicht wenig!

Die nächste Geschichte bei der MA 48: Müll hat auch viel zu wenig Einnahmen. Da steht drin: plus 28,2 Mil-
lionen Mehreinnahmen. Nicht wenig!

Wenn man aber die Einnahmen und Ausgaben der beiden Abteilungen vergleicht, so ist das schon interessant. Bei der MA 30 steht bei den Einnahmen 217,1 Millionen und bei den Ausgaben 179,2 Millionen. Wenn man sich das ausrechnet, dann kommt eine Differenz von plus 37,9 Millionen heraus. So wenig kann es also nicht gewesen sein, wenn die Differenz durch die Gebührenerhöhung nur 26 Millionen ausmacht. 37,9 Mil-
lionen sind es jetzt, und dabei sind die 26 Millionen inkludiert!

Bei der MA 48 zeigt sich ein ähnliches Bild: 245,56 Millionen bei den Einnahmen, 215,08 Millionen bei den Ausgaben; eine Differenz von rund 30 Millionen, davon 28,2 Millionen aus der Gebührenerhöhung. Immerhin nicht uninteressant!

Schauen wir uns einmal an, was sich in den einzelnen Abteilungen tut. Da ist jetzt durchaus einmal die Umweltpolitik der Stadtregierung auf dem Prüfstand. Interessantes habe ich bei der MA 22 gefunden, und zwar diesen berühmt-berüchtigten, also eher berüchtigten Bohrbescheid, den Bescheid, mit dem die Probebohrungen in der Lobau durchgeführt werden durften. Da war nicht nur interessant, was die Tageslänge im Winter betrifft, dass die Sonne um 8 Uhr Abend untergeht - nicht um 4 Uhr, wenn sie normalerweise am Nachmittag untergeht, sondern um 8 Uhr Abend -, sondern man durfte auch durchaus, obwohl die Amphibienwanderung eigentlich erst am 1. April beginnt, schon bohren. 

Wenn wir uns daran erinnern: Wir haben heuer einen sehr milden Winter gehabt, eigentlich sind die Amphibien schon in der zweiten Februarwoche gewandert; eigentlich hätte man die Bohrungen abbrechen müssen! Die MA 22 hat sie nicht abgebrochen. Es war eben nicht so.

Die nächste Geschichte kommt auch aus der MA 22. Kollege Blind hat uns heute einmal den Fluglärm erspart, daher eine kleine Notiz an Kollegen Mahdalik, der so ein nettes Blättchen herausgibt - das habe ich ganz vergessen -, in dem drinsteht, dass die FPÖ für ein Nachtflugverbot ist.

Kollege Blind! Sagen Sie ihm bitte einen schönen Gruß: Die FPÖ im 16. Bezirk hat sich gegen ein Nachtflugverbot ausgesprochen! Vielleicht kann man das innerhalb der FPÖ einmal ein bisschen akkordieren, damit alle das Gleiche verlangen. Im 16. Bezirk war das nämlich ein bisschen anders! Kollege Mahdalik hat wahrscheinlich ein Nachtflugverbot über Eßling beziehungsweise über der Siedlung, in der er wohnt, gemeint. Das kann schon sein!

Kommen wir jetzt vom Fluglärm wieder zurück zur MA 22: Das mit dem Vorbescheid war schon eine eigenartige Geschichte! Interessant waren auch die Feinstaubmessungen bei der MA 22. Die Messstelle in der Taborstraße hat uns im vergangenen Jahr über 100 Feinstaubüberschreitungen beschert. Interessanterweise ist dafür eine U‑Bahn‑Baustelle verantwortlich, und die Wiener Linien sind ja nicht eine Firma, die einem bösen ausländischen Konzern gehört, sondern sie gehören der Stadt Wien. Deshalb wundere ich mich, dass man nicht mehr eingreift, um diese Baustelle betreffend Feinstaub besser in den Griff zu bekommen! Wir haben anhand anderer Beispiele gesehen, dass das funktionieren kann. Es gibt etwa auch ein rot‑grünes Projekt zur feinstaubarmen Baustelle. Das ist zwar nur ein kleines Projekt, aber daran könnte man sich auch bei den Wiener Linien ein Beispiel nehmen!

Interessant ist, dass die Lobau-Autobahn die Umweltabteilung offensichtlich nichts angeht. Die Frau Stadträtin sagt immer: Das betrifft eine andere Abteilung. Fertig. 

Apropos CO2 durch Straßenbauwerke: Da gibt es einen Runden Tisch zwischen Ökos und der Stadt Wien, von dem Sie vielleicht schon einmal gehört haben. Aber auch das Land Niederösterreich ist daran beteiligt, und da gibt es wirklich einen denkwürdigen Satz, und zwar nicht von Herrn Weber, dem Stadtbaudirektor, sondern von seinem Pendant in Niederösterreich, Herrn Prof Zibuschka. Er hat gesagt: Wir bauen Autobahnen. Aber die in China und in Indien sollen gefälligst einmal das CO2 reduzieren. Das ist zuerst wichtig. – Ich nehme an, das ist durchaus auch das Credo des Herrn Weber, immerhin Stadtbaudirektor der Stadt Wien!

Jetzt komme ich gleich weiter zur MA 45: Die Stadt Wien und die SPÖ waren immer gegen Ausgliederungen und Privatisierungen, und da sind wir durchaus einer Meinung. Denkwürdigerweise gibt es dann aber doch Ausgliederungen, und zwar bei der MA 45: Altlasten, Grundwässer und alles, was beim Bauen damit zusammenhängt, sind in eine eigene Firma ausgegliedert worden. Das ist offensichtlich für die SPÖ kein Problem. Unter interessanterweise hat auch die ÖVP unter der Bedingung zugestimmt, dass es einen Zusatz gibt, dass der Umweltausschuss immer informiert werden soll. – Diesen Zusatz hat es dann nicht gegeben, die ÖVP hat der Ausgliederung aber trotzdem problemlos zugestimmt.

Wir meinen, dass man, wenn man schon gegen Ausgliederungen auftritt, auch konsequent sein und die Sachen bei den Magistraten belassen sollte, denn dann gibt es auch eine demokratische Kontrolle durch den Gemeinderat.

Mit dem Wiental-Radweg will ich mich jetzt gar nicht aufhalten. Kollege Blind hat dieses Thema meiner Meinung nach heute fast desavouiert. Ich möchte dazu nur sagen: Einen so teuren Radweg gibt es selten, denn das Monitoring betrifft ja auch einen beträchtlichen Teil des Budgets der MA 45. 

Betreffend Liesingbach ist interessant, wie es weitergeht: Es gibt flussabwärts einen renaturierten Teil. Was betreffend den anderen Teil flussaufwärts in der nächsten Zeit ansteht, steht in den Sternen. Man wird wahrscheinlich so vorgehen, wie das seinerzeit die Vorgängerin, Frau StRin Kossina, ausgedrückt hat: Man muss sich auch Projekte für die nächsten fünf Jahre aufheben. – Wir werden also schauen, ob in den nächsten fünf Jahren etwas getan wird!

Zur MA 48 gibt es noch etwas Interessantes zu sagen. – Auch wenn es die ÖVP nicht geglaubt hat: Die MA 48 hat keine Fahrzeuge, die mit Biodiesel betrieben werden! Das ist immerhin ein interessantes Thema: Kollege Stiftner glaubt nämlich, dass Biodiesel in Wirklichkeit gleich um die Ecke wächst. – Das ist nicht der Fall! Dafür braucht man Palmöl aus Malaysia beziehungsweise Raps aus der Ukraine. Biodiesel als Mischprodukt aus Altspeiseöl ist ganz gut, aber das ist es schon, und alles andere ist ökologisch sehr fragwürdig, und daher tut die MA 48 auch Gutes.

Interessant ist nur, dass es hier keine Partikelfilterförderung gibt. Diese wird nämlich vom ÖAMTC und auch in anderen Bundesländern sehr befürwortet. Stattdessen gibt es in Wien die Erdgasförderung. Ich finde es ganz interessant, dass die Stadt Wien mit 600 EUR Erdgasautos fördert! Ich bitte Sie nämlich, zur Kenntnis zu nehmen, dass Erdgas kein nachhaltiger Treibstoff, sondern eine fossile und durchaus enden wollende 
Energieform ist! Partikelfilter reduzieren in Wirklichkeit nur den Feinstaub. Aber das wird beworben, und es wird so getan, als ob das umweltfreundlich wäre! In Wirklichkeit ist es ein bisschen besser, aber noch immer schlecht genug!

Aber nicht nur das: Wenn der ORF und Ulli Sima das Live Earth‑Konzert präsentieren, ist als Erstes die Rede von umweltfreundlichen Erdgasautos. – Ich glaube, dass es irgendwie nicht die Intention Al Gores war, dass man halt statt Erdöl Erdgas bewirbt! Ich denke mir, es wäre gescheiter gewesen, man hätte Elektroautos propagiert. Erdgasautos sind nämlich in Wirklichkeit nur ein kleiner Umweg. Sie sind besser, aber sie sind noch lange nicht gut! – Leider müssen wir aber zur Kenntnis nehmen, dass die Stadt Wien auf Erdgasautos setzt und diese Geschichte nicht so schnell beenden wird. 

Nun zur MA 42: Die MA 42 als durchaus wichtige Magistratsabteilung ist damit konfrontiert, dass der Baumschutz in ihre Angelegenheiten fällt. Aber wie schaut es bei dem Baumschutz aus? – Im Grunde genommen erfolgt zuerst eine Art Anzeige bei der Bezirksvorstehung, dann wird vom Magistratischen Bezirksamt genehmigt, und nachdem die Bäume von der MA 42 begutachtet wurden, werden sie gefällt. Die Einzigen, die nichts erfahren, sind die Bürger! Dazu gibt es keine Information. Vielleicht werde ich oder werden die Umweltausschüsse in den Bezirken zufällig einmal verständigt. Aber sonst gibt es nichts. Das ist eine Informationslücke beziehungsweise ein Manko an Demokratie in den Bezirken. Wir stellen deswegen einen Beschlussantrag: 

„Die amtsführende Stadträtin für Umwelt möge veranlassen, dass zukünftig alle bescheidmäßig nach dem Wiener Baumschutzgesetz bewilligten Baumfällungen auf der Webseite der Stadt Wien veröffentlicht werden. Die Information soll den Standort und die Art der Bäume, den Grund für die Fällung, § 4 des Wiener Baumschutzgesetzes, sowie die Anzahl und den Ort der Ersatzpflanzungen erfassen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Es gibt also immer wieder interessante Gründe dafür, warum die Stadt Wien da nichts weiterbringt. Faktum ist aber jedenfalls, dass die Bürger das nicht zu wissen brauchen, sie wissen offensichtlich ohnedies genug.

Schauen wir weiter, was sich in der Stadt Wien noch tut, und zwar bei der MA 48: Es gibt dort immer wieder Beschwerden über Biotonnen im Garten. Ich meine jetzt aber gar nicht diese mühsame Geschichte im 16. Bezirk, in der jemand den Volksanwalt bemüht hat. Interessant ist meiner Meinung nach vor allem, warum die entsprechenden Informationen nicht zu den BürgerInnen durchdringen. Diesbezüglich könnte noch einiges getan werden!

Einiges getan werden könnte auch in einer Sache, die in der letzten Legislaturperiode – wenn ich mich nicht täusche – sehr wichtig war. Da ging es um die Verpackungsverordnung. Sie wurde von der Stadt Wien angeboten, ist aber dann vom jetzigen und auch damaligen Umweltminister ruhig gestellt worden. Es tut sich also gar nichts bei der Verpackungsverordnung beziehungsweise ist es das Einzige, was sich dabei tut, dass sich die Quoten ein bisschen ändern. Da gibt es eine Aktion „Mehrweg bringt mehr", und das ist meiner Meinung nach eine total wichtige Sache. Wenn man sich allerdings die Zahlen anschaut, dann stellt man fest, dass die Gesamtmehrwegquote in Österreich mittlerweile auf 48 Prozent gesunken ist. Das ist also eigentlich eher eine sehr bedenkliche Geschichte! 

Bei Mineralwässern gibt es auch sinkende Gesamtquoten: Es wird nur mehr jede dritte Mineralwasserflasche wiederbefüllt. Vor ein paar Jahren waren das noch viel mehr! Bei Bier beträgt die Quote nur mehr 80 Prozent, und bei Limonaden sind es überhaupt nur mehr 15 Prozent. – Das heißt, wir bewegen uns auf eine Situation zu, in der es nur mehr die Verbundverpackungen beziehungsweise Einweggebinde gibt!

Interessant dabei ist nur, dass die Stadt Wien, und vor allem die vorige Umweltstadträtin, Frau Kossina, immer davon gesprochen hat, dass man mehr tun muss. Es wurde angekündigt, dass es, wenn Schwarz-Blau oder Schwarz‑Orange weg sind, eine entsprechende Initiative im Bund geben wird. Damals behauptete man natürlich, dass eindeutig der Bund schuld ist. Jetzt gibt es einen roten Bundeskanzler. Es gibt zwar noch immer den eigenartigen Herrn, der immer gesagt hat, dass alles in Ordnung ist, nämlich den Herrn Pröll, aber der Herr Bundeskanzler stammt aus der SPÖ und daher wäre es wichtig, wenn sich die SPÖ einmal an das erinnern würde, was sie damals immer gesagt hat: Wenn wir in der Regierung sind, dann wird sich auch bei der Verpackungsverordnung etwas ändern!

Das ist aber nicht der Fall! Ganz im Gegenteil: Es ist alles so geblieben. Es ist zwar nett, wenn es recyclierbare Verpackungen beziehungsweise Zahnsysteme bei Bechern gibt, aber die Verpackungsverordnung wartet noch immer darauf, von der jetzigen Bundesregierung wieder einmal repariert zu werden. 

Schauen wir uns jetzt einmal die MA 31 an: Nach wie vor wird Trinkwasser fürs Waschen von Straßen beziehungsweise für die Parkbewässerung verwendet. Man kann natürlich sagen: Die Quellen fließen ohnehin. Man sollte sich aber einmal anschauen, was gestern – wie ich glaube – von „arsenal research“ darüber veröffentlich wurde, wie sich das Wetter in den nächsten Jahren bis 2050 ändern wird. Dann wird es nämlich in Ostösterreich erheblich weniger regnen, und dann werden wir mit dem Wasser ein Problem bekommen. Dann wird man nicht mehr sagen können: Das Wasser fließt von der Rax, vom Schneeberg und vom Hochschwab ohnedies in die Wasserleitungen. Das wird man dann nicht mehr sagen können, da wird man sich etwas überlegen müssen. – Wir warten darauf, dass sich die Stadt Wien diesbezüglich etwas bewegt! Es könnte da interessante Projekte beim Grauwasserbereich und beim Grundwasserbereich geben! Wir werden ja sehen, was man da tun wird!

Betreffend MA 30 habe ich schon gesagt, dass es da plus 26 Millionen EUR Körberlgeld gibt. Und beim Cable Runner ist eine ausländische Firma eingestiegen. Die Stadt Wien hat jetzt nur mehr 25 Prozent.

Noch einmal zurück zur MA 48, da habe ich nämlich eine wichtige Sache vergessen: Die MVA Pfaffenau in Simmering wird bald fertig sein. Mittlerweile wissen ja schon mehr Leute, wo die Pfaffenau ist. Sie ist nicht in Niederösterreich, sie ist nicht in der Buckligen Welt, sondern sie ist in Simmering. Jetzt wird es dort bald eine nette große Eröffnung geben, genauso wie bei der Biogasanlage. Und dann werden wir sehen, was betreffend Müllvermeidung geschieht. – Es wird nämlich nichts geschehen! Faktum ist, dass die Müllmengen leicht zugenommen haben. Aber wir werden sehen, was man mit dem Müll machen wird, wenn die Müllverbrennungsanlage vielleicht zu wenig Futter hat!

Am Schluss bleibt mir jetzt noch die MA 49: Zu den Biobauern habe ich schon etwas gesagt. Interessant ist, dass es immer heißt, dass die Stadt Wien die größte Biobäuerin Österreichs ist. – Fraglos wird an den beiden Standorten gute Arbeit geleistet, es gibt auch Standorte, die keine Biobauern sind, nämlich Lindenhof, Laxenburg, Magdalenenhof und Cobenzl. Das wird aber immer so nebenbei verschwiegen. Von sechs Standorten sind es also immerhin vier, die keine Biobetriebe sind.

Ich frage daher: Warum werden der Lindenhof, der Magdalenenhof, Laxenburg und der Cobenzl nicht umgestellt? Der Cobenzl ist ein Weinbaubetrieb der Stadt Wien. Dort gibt es nicht nur putzige Tiere im Streichelzoo, wobei man nicht genau weiß, ob die Tiere das in Wirklichkeit brauchen oder wollen. Das mit dem Tierschutz ist ja so eine Sache. Dann ist mit großem Trara eine Fotovoltaik‑Anlage eröffnet worden, was ja sehr gut und wichtig ist.

Aber seien wir doch ehrlich: Es gibt keinen Biowein der Stadt Wien. Warum ist das so? Uns wird immer gesagt: Das geht nicht, das kann nicht sein, außerdem ist der Wein nicht so gut. – In Anbetracht dessen frage ich mich ganz ernsthaft: Warum gibt es dann überhaupt Wiener Bioweinproduzenten? Warum gibt es dann zum Beispiel beim Maran – das ist ein großer Biosupermarkt in mehreren Bezirken – ein ausgesuchtes Sortiment an Bioweinen aus Österreich? Aber die Stadt Wien macht es halt lieber anders! Die Stadt Wien hat lieber konventionellen Wein mit ein bisserl Spritzmitteln und Düngemitteln! Das ist schon gut so, denn man hat es bis jetzt immer so gemacht, daher kann man es durchaus weiter so praktizieren.

Das Problem dabei ist nur, dass sich die Stadt Wien immer sehr gern als „Umweltmusterstadt“ bezeichnet. Wenn man in die Stadt hineinfährt, stehen am Straßenrand immer Taferln, auf denen zum Beispiel „Reich und Arm“ steht. Jetzt gibt es da ein Taferl, auf dem „Muster“ und „Stadt“ steht. Das Wort „Umwelt“ ist jedoch verschwunden. – Da kann man natürlich darüber philosophieren, welches Muster denn damit gemeint ist: Glatt, kariert, gepunkterlt? Oder was sonst? Und warum steht da „Stadt“? Was soll Wien denn sonst sein: Ein Dorf? – Darüber habe ich mich schon gewundert! 

Ganz zum Schluss eine interessante Sache betreffend Umverteilung: Wir setzen nämlich ein bisserl einen Schwerpunkt bei diesen 5 Milliarden. Das ist ja auch an Ihnen nicht vorbeigegangen! Ihr Slogan lautet: Wohlstand gerecht verteilen!

Unter diesem Aspekt habe ich mir etwas angeschaut: Da gibt es jetzt ein „BiotopMonitoring“, und dazu gibt es ein nettes Blatt: „Ganz Wien ist halb grün“. – Wir werden uns anschauen, ob es in der nächsten Zeit wirklich halb grün wird!

In dieser Broschüre ist auch das Resultat nach Bezirken hinsichtlich Grünflächendeckungsgrad aufgelistet: Ich will jetzt gar nicht den 1. Bezirk nehmen, denn den kennen wir ja schon. Ich sehe mir jetzt aber zum Beispiel den 3. Bezirk an: Das ist ein sozialdemokratischer regierter Bezirk. Dort sind 23 Prozent der Fläche Grünflächen. Interessanterweise sind es aber nicht 23 Prozent offizielle Grünflächen, also Grünfläche, die wir alle betreten dürfen, sondern nur 13 Prozent. Und im 9. Bezirk – Siegi Lindenmayr sitzt ohnedies hinter seinem Gerät – ist das noch viel krasser. Dort sind insgesamt 17 Prozent der Flächen Grünflächen, aber nur 6 Prozent sind öffentlich zugängliche Flächen. Ganz stimmt das nicht, denn der Liechtensteinpark ist sozusagen ein halber Kompromiss. Trotzdem gibt es dort genug Flächen, die der Öffentlichkeit nicht zugänglich sind. Eigentlich müsste das aber in Wirklichkeit der Öffentlichkeit gehören!

Es gibt noch drei klassische Parks, die in diese Kategorie fallen: Einer davon ist der Schwarzenbergpark, der den Fürsten Schwarzenberg gehört. Diesen kann man nur betreten, wenn man sich einen Schlüssel holt. Ich habe das schon ausprobiert. Da kann nicht ein jeder hinein, denn offensichtlich soll Exklusivität gewahrt bleiben. Die armen Leute sollen draußen bleiben, damit die Schickeria nicht gestört wird. Betreffend Schwarzenbergpark hätte die Sozialdemokratie also Handlungsbedarf.

Handlungsbedarf gibt es auch im 18. Bezirk, und zwar betreffend Sternwartepark. Ich weiß, das ist ein ÖVP-Bezirk. Das ist der Park, im Hinblick auf welchen vor vielen Jahren einmal jemand gesagt hat, dass die Biologen Baummörder sind, weil sie den Park öffnen wollen.

Der dritte Park befindet sich im 8. Bezirk, das ist der Park des Finanzamts. Und das Finanzamt gehört meines Wissens zum Finanzministerium, und da gibt es einen schwarzen Finanzminister. Dieser Finanzminister könnte dem Finanzamt ja durchaus sagen: Liebes Finanzamt! Bitte öffne für die Bürger den Finanzamtspark! – Es ist dies der alte Park des Palais Strozzi. Aber das geschieht nicht.

Daher würde ich mir von der Sozialdemokratie in Wien wünschen, dass sie sich dieser Parkgeschichten endlich annimmt und dafür sorgt, dass die drei Parks –Sternwartepark, Schwarzenbergpark und Park des Finanzamts – für die Öffentlichkeit endlich zugänglich gemacht werden. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist nun Herr GR Parzer.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! Der Rechnungsabschluss 2006, der heute beschlossen werden soll, kündigt die notwendige Trendwende in der Umweltpolitik nicht an! Wie jedes Jahr werden lediglich Zahlen ohne Vornahme entsprechender Schwerpunktveränderungen in Tabellen eingesetzt. Das Ergebnis ist leider eine Umweltpolitik, die eher routinemäßig abgespult wird.

Aber immerhin ist es erfreulich, dass für die Straßenreinigung etwas mehr Geld aufgewendet wird. Das ist auch dringend notwendig, um die Sauberkeit in dieser Stadt wiederum beziehungsweise auf lange Sicht zu gewährleisten. Zu Recht beschweren sich nämlich immer wieder Wiener über den Zustand der Straßen und auch der Gehsteige in dieser Stadt. Die bekannte Hundeproblematik hat man noch längst nicht im Griff, und das gilt auch für den Pferdemist in der Innenstadt. Dazu gesellt sich noch weggeworfener Mist wie etwa Plastiksackerl oder Ähnliches. 

Besonders betroffen hievon sind die Parks, die einen besonderen Verschmutzungsschwerpunkt darstellen. Diesbezüglich sind unsere Forderungen zwecks Überwachung schon sehr lange auf dem Tisch, meine Damen und Herren. Was wollen wir? – Wir fordern eine Stadtpolizei, die diese Aufgaben übernehmen soll. (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) Herr Schuster! Sie wissen das.

Diese Stadtpolizei sollte wirklich für diese Angelegenheiten da sein, um die Polizei zu entlasten. Diese sehr alte Forderung kommt auch in meinem Bezirk, wo es wirklich zu wenig Polizei gibt, bei eigenen Pressekonferenzen immer wieder. Eine solche Entlastung durch die Stadtpolizei wäre sicherlich eine gute Idee! Ich hoffe, dass das irgendwann einmal unbürokratisch gelöst wird, auch wenn Herr Nevriva Nein sagt!

Ich verstehe vor allem auch die GRÜNEN nicht, etwa wenn jetzt Kollege Maresch über die historischen Parks und Denkmäler gesprochen hat, die man in Lagerwiesen oder Sportflächen umgestalten soll. Schon jetzt kommen die Verantwortlichen der Bundesgärten beziehungsweise der MA 42 nicht leicht nach, diese Flächen immer wieder sauber zu halten. Wie würde sich das verhalten, Herr Maresch, wenn erst einmal alle Parks zur Liegewiese erklärt werden? In den Bundesgärten wird das Liegen am Rasen sicherlich nicht generell erlaubt werden, liebe Frau Vassilakou!

Wir begrüßen grundsätzlich eine Aufhebung des Liegeverbots in den Parkanlagen, eine generelle Freigabe ist aber sehr schwer nachvollziehbar. Die Grünflächen vor der Hofburg sind ja bereits beinahe Fußballfelder! Man darf dabei nicht vergessen: Eine Partei, die vorgibt, Grün um jeden Preis schützen zu wollen, tritt dafür ein, dass mitten im historischen Zentrum Wiens Grünflächen sozusagen in Staubflächen verwandelt werden, nur um damit ein paar Leuten, die keinen Fußballplatz in der Nähe haben, Genüge zu tun. – Es gibt in den Parks genug Fußballplätze, und wenn nicht, dann muss man halt welche schaffen! Gerade eine Partei, die unter den Biologen und Ökologen so stark vertreten ist, sollte wissen, dass bei dem pannonischen Klima, das hier in Wien herrscht, nicht so wie in England widerstandsfähige Rasenflächen entstehen, sondern dass die Rasenflächen bei uns sehr empfindlich auf Überbeanspruchung reagieren; und der Klimawandel wird für die Parks noch eine zusätzliche Belastung mit sich bringen. Dass wir ihnen das erklären müssen, zeigt, wie sehr sich die GRÜNEN von ihren Wurzeln weg entwickelt haben. Und das zeigt einmal mehr, dass die einzige bürgerliche Partei, die für mehr Grün in dieser Stadt steht, nun einmal die Volkspartei ist!

An die Adresse von Ulli Sima, die sich so euphorisch über die Freigabe der Parkwiesen zeigt, kann ich nur sagen: Sicherlich sollte man, wo es geht, die Möglichkeit dafür bieten. Aber die Sauberkeit in den Parks lässt, wie ich schon vorher erwähnte, zu wünschen übrig! Da stellt sich die Frage: Was wird das Umweltressort tun, damit die Situation angesichts der neuen Regelung nicht noch schlechter wird? 

Diese Stadtregierung ist sicherlich nicht jene politische Kraft, die sich dem Grünraumschutz verschrieben hat. Dabei wäre es gerade die Rolle der Umweltstadträtin, für mehr Grün gerade in den dicht verbauten Gebieten zu sorgen. Dass dies jedoch nicht geschieht, lässt sich an den stagnierenden Ausgaben für die Grünraumsanierung ablesen.

Liebe Frau Stadträtin! Zu Ihrem Schweigen zu den zunehmenden Angriffen auf den Grüngürtel Wiens möchte ich schon noch sagen: Nichts war von Seiten der Stadträtin zu hören, als es um die Sicherung des Grünbereichs um die Baumgartner Höhe ging. Es war die ÖVP, die sich dieses Themas angenommen hat, und mit etwas Verspätung dann auch die GRÜNEN. Jedoch weder im Vorfeld der Planungen hat sich die Umweltstadträtin eingeschaltet noch hat die Tatsache, dass das Ganze dann ins Kippen kam und sich die Vernunft durchzusetzen begann, zu einer Aussage von ihr geführt! Erst jetzt, nachdem die Rettung des Grünbereichs Baumgartner Höhe rund um die Steinhofkirche beschlossen war, ist die Frau Stadträtin aus der Defensive gegangen und hat sich – wie immer um PR bemüht – mit dem Steinhofgründefest in der Sache durchaus engagiert gezeigt. Ihr Bekenntnis zur Erhaltung des Grünbereichs rund um die Steinhofkirche ist allerdings unserer Meinung nach sehr spät gekommen!

Der Bereich der Baumgartner Höhe ist aber nur ein Bereich des Grüngürtels. Ich denke jetzt an die jüngste, als wenig sinnvoll zu bezeichnende Verordnung über die Aufhebung der Schutzwürdigkeit von Teilen des Landschaftsschutzgebietes im Prater. – Das ist auf jeden Fall nicht die Grünpolitik, die wir in dieser Stadt brauchen, meine Herrschaften! So werden wir in Wien nicht jene Grünbedarfszahlen erreichen, die wir eigentlich bräuchten!

Es gibt aber noch eine andere zentrale Umweltproblematik in dieser Stadt, zu der Sie in letzter Zeit fast genauso konsequent geschwiegen haben, nämlich den Verkehr: Viele der Luftreinhalteprobleme einer Großstadt wie Wien werden – wie wir alles wissen – vom Verkehr verursacht. Das gilt vor allem für die Feinstaubproblematik ebenso wie für den Treibhauseffekt. Es müsste daher aber auch zentrales Anliegen der Umweltstadträtin sein, für eine Reduktion der Emissionen aus dem Autoverkehr zu sorgen. Jahrelang und bis vor Kurzem gab es aber nicht einmal eine Förderung für Autos mit umweltschonender Fahrzeugtechnik, denn die Förderung von E‑Autos wurde eigentlich ersatzlos gestrichen. Erst nachdem wir – und viele andere auch – längere Zeit darauf gedrängt haben, dass etwas geschieht, gibt es nun die Erdgasautoförderung. Kollege Maresch hat kurz darüber gesprochen.

Doch das wird noch zu keiner Trendwende bei den Abgasemissionen in Wien führen. Deshalb ist die Frau Stadträtin dringend dazu aufgefordert, bei den zuständigen Regierungskollegen darauf zu drängen, dass sie endlich für eine entsprechende ökologische Verkehrspolitik eintreten! Eine solche ist in der letzten Zeit nämlich leider weit und breit nicht erkennbar, und so lange dem so ist, wird Wien seine Klimaschutzziele nicht erreichen können! (Beifall bei der ÖVP.)
Für die Einbringung bei Ihren KollegInnen habe ich für Sie einen Tipp: Zeigen Sie ihnen die vom Umweltressort in Auftrag gegebene KliP-Evaluierung! Aus den vorgeschlagenen Maßnahmen kann man nämlich eindeutig herauslesen, woran das KliP wirklich gescheitert ist.

Der STEP 2005 und der Masterplan Verkehr sollen rasch und weitgehend umgesetzt werden. Im Übrigen steht dort schwarz auf weiß, was wir immer gefordert haben: Der Fuhrpark der Stadt Wien soll beim Einsatz von alternativen Antrieben und Treibstoffen eine Vorbildrolle spielen. Kollege Maresch hat den Biodiesel etwas verdammt, wie ich sagen möchte, und hat direkt frohlockt, dass die MA 48 für ihre Fahrzeuge keinen Biodiesel verwendet. Ich sage dazu: Mit Alternativen muss man sich in der heutigen Zeit auseinandersetzen, und dafür müsste auch der Biodiesel herhalten können.

Frau Stadträtin! Entweder Sie lesen Ihre selbst in Auftrag gegebenen Evaluierungsberichte nicht, oder Sie lesen sie und orientieren Ihre Politik nicht daran! In beiden Fällen ist das Geld, das für diese Evaluierung ausgegeben wurde, leider hinausgeschmissen!

Mir ist der Verkehr als Umweltthema noch aus einem ganz anderen Grund sehr wichtig. Meine Herrschaften! Verkehr ist auch für Lärm als immer mehr zunehmende Umweltbelastung verantwortlich. Zwar behauptet unsere Stadtregierung immer wieder, dass der Lärm auf dem Rückzug sei, doch die Menschen dieser Stadt empfinden das anders. Auch aus der Sicht des Lärmschutzes muss die Verkehrspolitik in dieser Stadt also im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Apropos Lärmschutz: Auch wenn Kollege Maresch zuerst über Mahdalik wegen des 22. Bezirks gesprochen hat: Ich kann bestätigen, dass gerade in den Sommermonaten und vor allem zur Urlaubszeit der Fluglärm sehr stark zugenommen hat. Die Bevölkerung im 22. Bezirk leidet darunter sicherlich sehr stark. Abgesehen davon, dass ich nicht für das Florianiprinzip bin, halte ich jedenfalls fest: Diesbezüglich muss etwas geschehen. Das Nachtflugverbot haben wir nämlich derzeit offenbar total vergessen. Es wird einfach negiert.

Ich kann von dem Problem wirklich ein Lied singen, Sie können es mir glauben: Ich lebe direkt unter einer Anflugschneise Wiens, und es spielt sich tatsächlich so ab, dass ab 1 Uhr in der Nacht die Flieger halb‑ bis dreiviertelstündlich bis 5 Uhr morgens fliegen, und von 5 bis 9 Uhr geht es dann im 10‑Minuten‑Takt dahin. Es ist wirklich nicht sehr angenehm, in dieser Zone zu leben, und ich kann mir vorstellen, dass sich sehr viele Anrainer und Bürger darüber aufregen. Ich bekomme laufend diesbezügliche Beschwerden.

Daher bitte ich unsere Mediationsleute und allen voran Herrn Valentin, den ich hinter mir stehen sehe, dafür zu sorgen, dass diesbezüglich etwas geschieht! Von einem Nachtflugverbot zu reden, nützt nämlich nichts, wenn die Flieger von 1 Uhr bis 4 oder 5 Uhr regelmäßig fliegen. So kann das nicht weiter gehen! Ich weiß schon, dass jeder gern in den Urlaub fliegt. Das ist mir klar. Und ich will jetzt auch nicht erreichen, dass über Liesing oder über den 14. Bezirk geflogen wird. Irgendeine Abhilfe muss es aber geben! Vielleicht kann man die Flugrouten so gestalten, dass nicht alles über einen Bezirk geht, sondern dass man das so gestaltet, dass abwechselnd jeder an die Reihe kommt, denn sonst ist die Belastung für einen Teil wirklich zu groß.

Bei Ihrer Umweltpolitik ist von all diesen Grundgedanken leider derzeit sehr wenig zu merken, so wie meiner Meinung nach überhaupt ein bisschen die Konzeption fehlt. Eine solche müsste es aber angesichts von Umweltproblemen, die in Zukunft immer gravierender sein werden, geben. Wir lesen täglich in den Zeitungen vom Klimawandel und vom Ozonloch, auch wenn Kollege Blind das nicht so sieht. Ich sehe das schon so! Da kommt sicherlich eine Gefahr auf uns zu! Darauf müssen wir reagieren.

Schauen wir uns einmal die hohe Politik in Amerika an! Auch dort gibt es einen Österreicher, der sich sehr für Umweltpolitik einsetzt, und das zu Recht. Denn gerade in Amerika wird diesbezüglich eher überhaupt nichts getan.

Wir müssen aber hier auf jeden Fall etwas tun, und dafür trägt die Stadtregierung Verantwortung. Dafür, dass sie nicht bereit ist, diese Verantwortung zu übernehmen, ist dieser Rechnungsabschluss aber leider ein schlagender Beweis. Und deshalb, meine Damen und Herren, lehnen wir den Rechnungsabschluss 2006 ab. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nun gelangt Herr GR Hufnagl zu Wort. – Bitte schön.

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Umweltstadträtin! Meine Damen und Herren des Wiener Gemeinderates!

Es ist beinahe ein Vierteljahrhundert her, seitdem der damalige Wiener Bürgermeister Mag Leopold Gratz 1973 einen Meilenstein mit Dauerwirkung in der Wiener Stadtpolitik setzte. Er fasste die direkt umweltbezogenen Agenden in eine eigene Geschäftsgruppe zusammen und ernannte Peter Schieder zum ersten Umweltstadtrat Wiens. Dieser Schritt kam früher als analoge Entscheidungen in den übrigen Bundesländern, und bald fand sich in der Wiener Stadtregierung die Umweltpolitik als Querschnittsmaterie, der sich alle Stadträtinnen und Stadträte entsprechend verbunden fühlten. So wurden auch die Ergebnisse, die diese erzielten, national wie international mit Akzeptanz und Beachtung aufgenommen.

Es war daher kaum verwunderlich, dass Anfang der 90er Jahre der Begriff „Umweltmusterstadt Wien“ geboren wurde. In der Öffentlichkeit immer häufiger verwendet, blieb ihm das geteilte Schicksal, analog dem Rollenspiel hier in der Wiener Stadtpolitik, allerdings nicht erspart: Während die Vertreter der Regierungspartei diesen Begriff sehr wohl in ihren Bilanzen berechtigt und stolz verwendeten, konnten die Oppositionsparteien anfänglich mit dem Begriff überhaupt nichts anfangen. Nach Negierung folgte Nasenrümpfen, und in der Gegenwart hört man bestenfalls ein halbherziges „Ja, aber".

Will man sich der Berechtigung dieses Ehrenprädikates „Umweltmusterstadt Wien“ möglichst objektiv nähern, dann ist die jährliche Lebensqualitätsstudie von William M. Mercer ein geradezu unverzichtbarer Ratgeber. Diese weltweit größte, mit 13 000 MitarbeiterInnen in 14 Ländern tätige Unternehmens- und Personalberatungsagentur bringt 215 Metropolen in das weltweite Ranking des Quality of Life-Survey.

Auffallend dabei ist, dass 10 Kategorien der insgesamt 39 gerankten Kriterien zusammengefasst sind mit Political and Social Environment, Economic Environment, Social and Cultural Environment, Medical and Health Considerations inklusive Waste Disposal und Air Pollution, Public Services and Transport und last but not least Natural Environment. Diese Kriterien entsprechen in ihrer Mehrzahl also dem umfassend definierten Umweltgedanken und sind damit der Nachhaltigkeit verpflichtet.

War unsere Stadt schon in den letzten Jahren stets an Spitzenplätze gewöhnt, so nimmt sie auch in der kürzlich veröffentlichten Studie für 2006 ex aequo mit Vancouver den dritten Platz von 215 möglichen ein. Mit 107,7 Punkten – New York hat hier den Basiswert von 100 Punkten – liegen wir nur um 0,4 Prozent beziehungsweise 0,3 Prozent hinter den führenden Städten Zürich und Genf, wobei festzustellen ist, dass Zürich knapp ein Viertel der Bevölkerung Wiens und damit auch der umweltrelevanten Pflichten hat. Genf ist noch wesentlich kleiner, und das kanadische Vancouver weiß seine einmalige Lage als Hafenstadt mit wintersporttauglichen Bergen im unmittelbaren Hinterland trefflich zu kombinieren.

Meine Damen und Herren! Faktum ist, dass Wien die Hauptstadt mit der weltweit höchsten Lebensqualität ist. Wien ist und bleibt die lebenswerteste Millionenstadt der Welt. Dies sei ohne Überheblichkeit, aber auch mit angemessenem Stolz in dieser Rechnungsabschlussdebatte ganz genau beim Kapitel Umwelt festgehalten. (Beifall bei der SPÖ.)
William M Mercer beweist es, wissenschaftlich unterlegt, einmal mehr: Unser Wien verdient diesen Arbeits- und Ehrentitel „Umweltmusterstadt“ völlig zu Recht. Daran können so manche taktisch verständlichen, aber sachlich eher kleinkrämerischen Einreden und Besserwissereien aus den Oppositionsbänken, wie auch hier und heute soeben erlebt, wahrlich nichts ändern!

Welche Neuerungen gab es nun im vergangenen Jahr in der Umwelt- und Klimapolitik unserer Stadt? – Vorweg: Es war ein gutes Jahr für großflächigen Schutz von Ökosystemen und den generellen Schutz der Artenvielfalt von Fauna und Flora und deren Lebensräumen in Wien, denn die herausragende ökologische Flächenbilanz Wiens wurde organisatorisch und legistisch weiter entwickelt. Bekanntlich ist die Hälfte des Wiener Stadtgebietes erlebbarer Grünfreiraum. Ein Drittel davon genießt besonderen Flächenschutz, vom kleinen Naturdenkmal über geschützte Landschaftsteile, von den großen Landschaftsschutzgebieten wie dem Wiener Prater oder auch dem Lainzer Tiergarten bis hin zum besonders herausragenden Nationalpark Donauauen.

Wurden zuvor schon die Landschaftsschutzgebiete Penzing und Ottakring etabliert, konnten 2006 der Grüne Prater widmungsgemäß um 20 ha erweitert und die Verordnung für das Schutzgebiet Währing aufbereitet und mittlerweile rechtswirksam gemacht werden.

Anlässlich des Wienerwald-Millenniums 2002 erfolgte die Übereinkunft zwischen Wien und Niederösterreich, einen Biosphärenpark zu errichten, der allein auf Wiener Stadtgebiet 10 000 ha umfasst. Und 2006 wurden mit dem Wiener Biosphärenparkgesetz, mit der Vereinbarung mit den beiden beteiligten Bundesländern nach Art 15a des Bundes-Verfassungsgesetzes und schlussendlich mit der Zertifizierung durch die UNESCO berechtigte Schlusssteine unter dieses Vorzeigeprojekt in Sachen Nachhaltigkeit gesetzt. Damit ist Wien die einzige Hauptstadt und erst recht die einzige Millionenstadt der Welt, die Anteile sowohl an einem Nationalpark wie auch an einem international anerkannten Biosphärenpark besitzt. Das sind zwei Juwele, um die uns viele Regionen in der Zukunft noch massiv beneiden werden! 

Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass der Nationalpark ein in ökologischer Bauweise errichtetes und behindertengerecht ausgestattetes Tor, nämlich das Besucherinformations- und Schulungszentrum Nationalparkhaus Wien, im heurigen Mai als neue Visitenkarte erhalten hat. Gleichzeitig wird der Waldschule Lobau damit ein neues multifunktionelles Domizil mit ganzjährigem Betrieb durch Hackschnitzelheizung und Erdwärmepumpe ermöglicht.

Die Qualität der Wiener Grünräume ist natürlich auch untrennbar mit den Leistungen der Wiener Stadtgärtnerinnen und Stadtgärtner verbunden, die über 1 000 Parkanlagen und Grünflächen hervorragend betreuen. Im Vorjahr wurden nicht nur 16 Parks neu angelegt oder völlig neu gestaltet, sondern auch ein Planungsleitbild für gender-gerechte Gestaltung der Parkanlagen, mehr Sicherheit und bestmögliche Vermeidung von Nutzerkonflikten entwickelt sowie ein Gutteil der 600 Blumenbeete mit durchgehenden Farbachsen optisch verbessert. Alles Gründe, den Leiter der MA 42 symbolisch vor den Vorhang des Wiener Gemeinderats zu bitten und ausnahmsweise Ing Weisgram und seinem Team Blumen zu streuen. (Beifall bei der SPÖ.)
Erfreuliches gibt es auch, im Gegensatz zu der Meinung meines Vorredners Parzer, von der Verkehrspolitik zu berichten. Die Wiener Linien konnten die Zahl ihrer Fahrgäste von 746 Millionen in einem einzigen Jahr um weitere 3,4 Prozent auf 772 Millionen Fahrgäste steigern und damit ein All‑Time‑High im öffentlichen Personennahverkehr Wiens erzielen. Die Verlängerung der U1 mit fünf neuen Stationen an den nördlichen Stadtrand, die Fortsetzung der Ertüchtigung der Straßenbahnen mit Niederflurgarnituren, ULF, auf mittlerweile 17 Linien und die jetzt abgeschlossene, vollendete Umstellung der Busflotte mit den notwendigen Haltestellen-Tabs haben neben allgemeinen Verbesserungen im Fahrbetrieb wie Intervallverdichtungen und Betriebszeitenverlängerung sowie der Ausweitung der von den Fahrgästen sehr geschätzten Fahrgastinformation zu diesem historischen Spitzenwert maßgeblich beigetragen. Im Übrigen hat das Wiener U-Bahn-Netz als Kernelement des öffentlichen Verkehrs bereits eine Länge von 66 km, was der Distanz nach St Pölten oder über Neunkirchen hinaus entspricht.

Gab es einen De-facto-Stillstand in der Verkehrsinfrastruktur unter Schwarz‑Blau‑Orange, hat Wien jetzt ungleich bessere Chancen auf die Fortsetzung der vierten Ausbaustufe des Wiener U-Bahn-Netzes weit über die bereits bestehende Verlängerung der U2 hinaus.

Der zügige Abschluss der Projektierung des neuen Wiener Zentralbahnhofes Europa Mitte als durchgehender Knoten für Süd‑, Ost‑ und Westbahn und Minister Faymanns Festlegung des künftigen Infrastruktur- und Investitionsschwerpunktes beim öffentlichen Verkehr sind jedenfalls ermutigende Indizien dafür.

Geradezu sensationell ist die Entwicklung beim Radverkehr. Aus der unverdächtigen Quelle des Verkehrsclubs Österreichs titelt die „Kronen Zeitung“ beispielsweise am 13. Juni dieses Jahres: „Der Radverkehr in Wien stieg in einem Jahr um stolze 65 Prozent.“ Laut Auskunft des VCÖ wurden damit durch 191 Millionen zurückgelegte Radkilometer 35 000 t Kohlendioxid vermieden. 

Erinnern wir uns kurz noch an die Entstehungsgeschichte und die Geburtsstunde des KliP im Jahr 1999. Vor allem wegen der Forcierung des Radverkehrs hat die damalige Freiheitliche Partei das vorbildliche Klimaschutzprogramm abgelehnt und lieber den Tempo 160-Rasern ihre Gunst geschenkt. Heute wissen wir, dass erst der Ausbau der Fahrradanlagen auf mittlerweile 1 070 km – davon allein 45 km neue Radwege im Vorjahr – diese tolle Entwicklung ermöglicht hat. Das Klimaschutzziel der Steigerung des Anteils des Radverkehrs von 3 auf 8 Prozent am Gesamtaufkommen des Verkehrsgeschehens in Wien ist damit bis 2010 in greifbare Nähe gerückt.

Meine Damen und Herren! Das ist die entscheidende Aussage zur Verkehrspolitik: Durch massive Forcierung der öffentlichen Verkehrsmittel und Maßnahmen für den Radverkehr bringt diese sozialdemokratische Stadtregierung den Modal-Split der Wiener Verkehrspolitik in die gewünschte Richtung der sanften Mobilität, während die Freiheitlichen noch immer ihrem unzeitgemäßen Slogan „Freie Fahrt für freie Bürger!“, anhängen, was, ginge es nach ihnen, Arbeit für Unfallkliniken und Bestatter schaffen würde. – Das ist der wahre Qualitätsunterschied in der Verkehrspolitik und damit auch in der Umweltpolitik für diese Stadt. (Beifall bei der SPÖ.)
Auch in der ebenso klimarelevanten Energiebewirtschaftung wurden zukunftsweisende Akzente gesetzt. Im Oktober 2006 ging das größte Waldbiomasse-Kraftwerk Europas in Betrieb, es ist bekanntlich in Simmering situiert. Durch Verbrennung von Holzhackschnitzeln und Rinde werden 48 000 Haushalte mit elektrischem Strom und 12 000 Wohnungen mit Fernwärme versorgt. Beim Betrieb eines derartigen 66 Kilowatt-Kraftwerks nach konventionellen Primärenergieträgermethoden wie Steinkohle oder Heizöl entstünde eine jährliche Luftbelastung mit 144 000 t Kohlendioxid. Die innovative Kooperation von Wien Energie mit den Bundesforsten konnte jedoch klimaschonend diese Entwicklung verhindern.

Da auch die Biogasanlage zur Vergärung von feuchtbiogenen Abfällen, vor allem aus Großküchen, im Umweltzentrum Simmering vor der Fertigstellung steht, wurden damit zwei wesentliche Bausteine des KliP zusagegemäß verwirklicht. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Fernwärme Wien als Nutzer der Wärme aus Kraftwärmekopplung aller Wiener Kraftwerke und unserer drei Verbrennungsanlagen konnte 2006 die Zahl ihrer Wohnungskunden um weitere 11 000 auf 262 000 steigern und 140 Großkunden zu den schon bestehenden 5 200 neu dazu gewinnen. Neben dem weiteren Ausbau der Versorgung mit Heizwärme und Warmwasser stehen nunmehr erste Vorarbeiten für eine zentrale Kälteversorgung als neues Geschäftsfeld mit wachsender Bedeutung auch im Sinne des geänderten Weltklimas auf der Agenda dieses Energieversorgers.

Es versteht sich von selbst, dass sich andere wichtige Elemente des Klimaschutzprogramms wie die thermisch‑energetische Wohnhaussanierung THEWOSAN, der ÖkoBusinessPlan mit unterschiedlichsten Partnern in der Wiener Wirtschaft, in Organisationen und mittlerweile auch bei Wiener Schulen und das Beschaffungsprogramm ÖkoKauf hervorragend auf Schiene befinden.

Meine Damen und Herren! Wien – und das ist die gute Nachricht – erbringt seinen Beitrag im Kampf gegen den bedrohlichen Klimawandel im Sinne unseres Grundsatzes „global denken, lokal handeln“ jedenfalls vorbildlich und liegt in der Entwicklung deutlich vor allen anderen Bundesländern.

Wir setzen das laufende KliP jedenfalls konsequent bis 2010 um und haben schon jetzt dafür gesorgt, dass es mit dem KliP II nahtlos fortgesetzt werden kann. (Beifall bei der SPÖ.)
Unbeschadet der Tatsache, dass Wien in der Versorgung mit Hochgebirgsquellwasser Weltspitze ist und bei der Abwasserbehandlung mit der ertüchtigten und wesentlich erweiterten Hauptkläranlage die leistungsfähigste dieser Art in ganz Europa besitzt, möchte ich zu diesem Thema einen Ihnen vorliegenden Antrag zum Thema Förderungsrichtlinien der kommunalen Siedlungswasserwirtschaft einbringen. 

Die Novelle der Förderungsrichtlinien beim Wasserwirtschaftsfonds im November 2001 brachte eine massive Verlagerung zum Neubau von Wasser‑ und Abwasserleitungen und half damit den österreichischen Klein- und Kleinstgemeinden. Bei einem Versorgungsdeckungsgrad von über 99 Prozent bei Wasser und Kanal liegt der Arbeits- und Finanzierungsschwerpunkt Wiens natürlich in der Instandhaltung und Sanierung seiner bestehenden Anlagen, und dadurch ist unserer Stadt seit 2002 ein Verlust von zirka 10 Millionen EUR jährlich erwachsen. Um die Möglichkeiten Wiens als maßgeblichen Investitionsträger und seine diesbezügliche Rolle als Wirtschaftsmotor für die gesamte Ostregion abzusichern, stelle ich mit meinem Kollegen Erich Valentin folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag: 

„Die zuständigen Stellen des Bundes werden aufgefordert, die Förderungsrichtlinien der kommunalen Siedlungswasserwirtschaft dahin gehend abzuändern, um den stadtspezifischen Rahmenbedingungen – wie erwähnt: mehr Erhaltung, weniger Neubau – der Stadt Wien gerecht zu werden und eine Schwerpunktsetzung im Bereich der Sanierung und Erhaltung von Wasserversorgungs- und Wasserentsorgungsanlagen vornehmen zu können.

Konform zum Regierungsübereinkommen 2007 bis 2010 soll daher die Möglichkeit einer speziellen Förderung im erforderlichen Umfang bestehen oder zumindest eine Erhöhung der Sockelförderung auf den ursprünglich Barwert vor der Novelle der Förderungsrichtlinie per 1. November 2001 für die Stadt wiederhergestellt werden.

Weiters soll auch die gänzliche Zuteilung der in den beiden letzten Jahren angehäuften Rücklagen aus dem Förderungstopf der kommunalen Siedlungswasserwirtschaft erfolgen.“ 

Im Interesse der Finanz- und Investitionskraft unserer Stadt und ihrer Infrastruktur bitte ich um Annahme.

Weiters bringe ich einen Antrag zum vorliegenden Entwurf für die Umsetzung der Europäischen Umwelthaftungsrichtlinie im österreichischen Recht ein: Demnach muss der Staat unter Ausschluss des bisher gültigen Verursacherprinzips den Unternehmern Kosten für die Behebung von verursachten Schäden im genehmigten Normalbetrieb ersetzen.

Im Klartext: Im Gegensatz zur derzeit seit 100 Jahren gelebten und sehr bewährten Praxis würden damit unternehmerische Risiken mit Schadensfolgen zum Staat und damit an alle Steuerzahler zur materiellen Abdeckung verlagert werden.

Ich stelle daher zusammen mit dem schon erwähnten Umweltausschussvorsitzenden Valentin und Kollegen Univ‑Prof Dipl‑Ing Dr Ernst Pfleger folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag:

„Die zuständigen Ministerien mögen rasch eine überarbeitete Regierungsvorlage zum Umwelthaftungsgesetz präsentieren. Dieser Entwurf muss dem Verursacherprinzip Rechnung tragen und Rechtssicherheit für BürgerInnen, Unternehmer und Behörden bieten sowie den umfassenden Schutz der Lebensgrundlagen Boden, Luft und Wasser garantieren. Das Abwälzen des Haftungsrisikos im Bereich der Normalbetriebseinrede und des Entwicklungsrisikos auf die öffentliche Hand ist zu streichen und, wie im Ministerialentwurf vorgesehen, zu regeln.

In formeller Hinsicht beantragen wir auch hier die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ 

Hoher Gemeinderat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Von Bgm Leopold Gratz zu Bgm Dr Michael Häupl, von Peter Schieder bis Ulli Sima wissen wir die Wiener Umweltpolitik und die Wiener Luft-, Wasser- und Bodenprobleme in bewährten kompetenten Händen. Auch aus dem Aspekt heraus, dass die Umweltpolitik 2006 in allen Handlungsfeldern entscheidende Impulse erfahren hat, bitte ich, dem Wiener Rechnungsabschluss 2006 – einem guten Jahr für Wien und seine Umwelt – die Zustimmung zu erteilen. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich weise darauf hin, dass ab nun für diese Geschäftsgruppe 15 Minuten Redezeit vorgesehen sind.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich wandere sozusagen wieder zurück in Wiens Grünraum, in unseren wertvollen, schönen und vielfältigen Grünraum, der auch entsprechend zu schützen ist. Wir haben diesbezüglich eine Reihe von Schutzmaßnahmen wie etwa durch die Landschaftsschutzgebiete, aber auch durch den Biosphärenpark Wienerwald gesetzt. – Leider muss man feststellen, dass diese Schutzfunktionen nicht immer ausreichend sind. Ein Beispiel im Wienerwald, im Naherholungsgebiet, zeigt uns ganz deutlich, dass das halt auch ein etwas zahnloses Instrument ist, wenn man sich vor Augen führt, dass heuer im März in Neuwaldegg in einer wunderschönen Naherholungszone ein durch Private durchgeführter Kahlschlag möglich war, indem dort eine riesige Forststraße aufgebracht werden konnte, um entsprechende Schlägerungen durchzuführen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn man dort unterwegs ist, dann sieht man, dass dort ein ganz massiver Eingriff am Wald vorgenommen wurde, und zwar sehr zum Ärger auch der Bürger, die dort spazieren gehen, laufen oder mit dem Rad unterwegs sind.

Das heißt: Unser schöner Wienerwald ist natürlich nicht ausreichend geschützt. Wir stehen heute vor der Situation, dass dort eine bis acht Meter breite Straße hinein geschlagen wurde. Und wenn man sich die angeblich beginnenden Sanierungsmaßnahmen anschaut, dann muss man feststellen, dass das nie mehr wieder ein Wanderweg werden wird. Schon allein auf Grund des Materials, mit dem aufgefahren wurde, und der Drainagen, die vorgenommen wurden, liegt nicht nur der Verdacht nahe, sondern stellt sich den Benützern des Waldes vollkommen klar vor Augen, dass hier eine ordentliche Straße gebaut wird.

Dazu kommt es leider immer wieder im Naherholungsraum, der gerade für uns Großstädter so wichtig ist, wo Leute mit kleinen Kindern spazieren gehen können oder Leute, die weniger gut zu Fuß sind und keine großen Bergtouren mehr machen können, Bewegung machen und den Wald zum Wandern, Laufen, Nordic Walken, aber auch zum Radfahren benützen können. – Diese Schlägerungen gingen nicht von der MA 49 aus, sondern von den privaten Waldbetreibern, bei denen man nichts dagegen tun kann. Da werden immer wieder Wege und Straßen vorgefunden, die mit grobem Schotter aufgefüllt sind und das Gehen sehr unangenehm machen.

Ich bringe daher heute gemeinsam mit meinem Kollegen Kurth- Bodo Blind einen Antrag ein, in dem wir darum ersuchen, dass die amtsführende Frau Stadträtin entsprechende Maßnahmen betreffend die rechtlichen Voraussetzungen schaffen möge, damit in Zukunft die Wege und Straßen im Bereich des Biosphärenparks Wienerwald im Bereich des Landes Wien nur mehr mit kleinteiligem Aufschüttungsmaterial und, dort wo es möglich ist, wie es an einigen Stellen auch geschieht, mit Holz saniert und ausgestaltet werden. – In formeller Hinsicht werden wir die Zuweisung beantragen. 

Bleiben wir im Wienerwald und im Naherholungsgebiet: Vielleicht kommt wieder ein Aufschrei, ich kann es aber trotzdem nicht unterlassen, auch heute wieder einen ganz massiven Eingriff in dieses wertvolle Naherholungsgebiet anzusprechen, nämlich die Grillerei auf den Wienerwaldwiesen. – Wir haben jetzt ein Infoblatt erhalten, und es gefällt mir besonders gut, wenn da Tipps für das sichere und richtige Grillen gegeben werden. Da wird zwar gesagt, dass man den Grill stabil aufstellen soll, dass man das Grillbesteck mit Handschuhen angreifen, eine Grilltasse verwenden und dass man nur Holzkohle nehmen und nicht das Holz aus der Umgebung zusammensammeln soll. Mit keinem Wort wird aber erwähnt, dass man auch die Umgebung dieser Plätze schützen soll. Es gibt keine Aufforderung, wie das in anderen Bereichen üblich ist, dass man mit den öffentlichen Verkehrsmitteln anfahren soll et cetera. – Wir haben das oft genug besprochen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben wirklich eine große Anzahl positiver Reaktionen auf unsere letzte Initiative gegen diese Grillplätze erhalten, und ich kann nur appellieren, dass wir hier im Sinne der Anrainer, aber auch der anderen Nutzer des Wienerwaldes restriktiv eingreifen müssen, die durch den entstehenden Lärm und Gestank wirklich in ihrem Erholungswert beeinträchtigt sind. (Beifall bei der FPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Der Wald ist kein Tummelplatz, und unsere Wienerwaldwiesen sind keine G’stättn, die man einfach abglatzen kann bis zur Erde und die dann für lange Zeit nicht mehr so sind, wie sie eigentlich sein sollten.

Wir wissen aber auch – und dieser Konflikt spielt sich nicht nur im Naherholungsgebiet ab, sondern auch im Wohnbereich oder in den Parks –, dass vielen Zuwanderern in Wien das adäquate Verständnis für unsere Umwelt und Naturschutzstandards fehlt. Da fehlt es an Information, da fehlt es aber auch an Anerkennung unserer Vorstellung von Müllvermeidung und Mülltrennung und an Verständnis für den Schutz unserer Grünräume und unserer Pflanzen.

Daher stellen wir heute einen weiteren Beschlussantrag: Die amtsführenden Stadträtinnen für Umwelt sowie Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal werden aufgefordert, ein entsprechendes Informations- und Aufklärungsprogramm mit allen umweltrelevanten Themen für Zuwanderer erarbeiten zu lassen und Maßnahmen für die effiziente Vermittlung im Rahmen diverser Integrationsprojekte, aber auch bei der Wohnungsvergabe zu treffen. – In formeller Hinsicht wird hier die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich komme nun zu einem Punkt, den ich doch kritisch sehen muss, und zwar zur Öffentlichkeitsarbeit im Umweltbereich: Ich meine, Verletzungen gegen den Umweltschutz, etwa durch Müllablagerungen, aber auch durch Verunreinigungen unserer Stadt aller Art etwa durch Hundekot – die diesbezügliche Kampagne ist ja nicht gerade sehr erfolgreich gelaufen – sind kein Kavaliersdelikt, sondern Verfehlungen, die unserem Zusammenleben ganz einschneidend schaden, wenn sie Anrainer und Hausbewohner belästigen und Straßen- oder Parkbenützer ärgern beziehungsweise manchmal auch verunsichern. Daher glaube ich, dass es notwendig ist, dass wir Informationskampagnen nicht immer nur nach der Spieli-Spieli-Methode mit Mickymaus-Taferln und lustigen Fetzerln machen, sondern dass man diese Inhalte erwachsenen Menschen entsprechend effizient vermitteln und diesbezüglich ganz strikte Regeln aufstellen muss, deren Einhaltung man dann zu kontrollieren hat. 

Kinder und Erwachsene brauchen eine unterschiedliche Art der Vermittlung diverser Inhalte: Lustige Aktionen und Monstertafeln führen nicht zum Ziel, wenn man – ich denke jetzt etwa an die Altstoffsammelstellen – nur mit irgendeinem grünen Mistmonster anzeigt, dass die Leute dort ihren Sperrmüll ablagern sollen. Sehr geehrte Damen und Herren! So geht das nicht! Ich glaube, mit dieser Methode kommen wir nicht weiter! Da muss ein Umdenken stattfinden! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wichtig ist, dass für alle, die in dieser Stadt leben, die hiesigen Standards im Umwelt‑ und im Naturschutz, die uns ja auch nicht zugeflogen sind, sondern die wir uns mühsam erarbeitet haben, verbindlich gelten. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Zur Lebensqualität gehört nicht nur Bewegung im Grünraum, sondern gehört auch gesundes Essen. Wien ist als Großstadt auch Großkonsument, und das Interesse an gesunden Lebensmitteln steigt. Wir haben gehört, und das trifft auch zu, dass sich auch die Wiener Betriebe durchaus verpflichtet fühlen, biologischen Anbau zu betreiben und biologische Produkte auf den Markt zu bringen, dass Wien aber auch an seine Schüler biologisches Essen ausgibt. Das finden wir gut und richtig so.

Ein bisschen schwierig wird es aber heutzutage für den Konsumenten, in dem Wirrwarr von Gütesiegeln, Logos und diversen Begriffen auch das Richtige zu finden und sich sicher sein zu können, was man da tatsächlich einkauft. Es gibt rot-weiß-rote Auszeichnungen, wenn man dann aber genauer schaut, ist das Herkunftsland zum Beispiel Spanien. Es ist sehr schwierig, wenn man nicht mit der Lupe oder in detektivischer Absicht zum Einkaufen unterwegs ist – und wer hat da schon die Zeit dazu! – zu erkennen, ob ein Produkt tatsächlich gentechnikfrei und aus biologischer Erzeugung ist und, was auch wichtig ist, woher es kommt.

Daher ersuchen wir die zuständigen Stadträtinnen für Umwelt sowie für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal, im Sinne der vielen Wiener Konsumenten bei den zuständigen Stellen des Bundes initiativ zu werden, um eine einheitliche und übersichtliche Produktkennzeichnung in Bezug auf biologische Erzeugung, Gentechnikfreiheit und die Herkunft der Lebensmittel zu erwirken. – Auch hier beantragen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir wissen schon, dass das kein reines Wiener Thema ist, aber Wien ist eben Großkonsument. Frau Stadträtin! Als Vertreter des bewussten und umweltbewussten Lebens in Wien sind Sie und Ihre Kollegin Frauenberger zuständig für den Konsumentenschutz. Jetzt gibt es auch keine Ausrede mehr, dass Sie nicht in der Bundesregierung sind. Sie können sich also im Sinne der Wienerinnen und Wiener stark machen und erwirken, dass wir doch irgendwann eine einheitliche Kennzeichnung bekommen, damit wir in diesem Produktwirrwarr sicher sein können, was tatsächlich im Einkaufskorb landet.

Wir sind beim Rechnungsabschluss, und ich erspare mir, jetzt noch einmal auf die Zahlen der MA 30 und MA 48 im Zusammenhang mit den Gebührenerhöhungen einzugehen, die ich noch ganz gerne anführen wollte. Diese Gebührenerhöhungen sind ungerechtfertigt und unsozial, überhaupt, wenn man sieht, welche Überschüsse hier erarbeitet wurden!

Ein zweiter Kritikpunkt ist natürlich die zunehmende Anzahl der Ausgliederungen – wie zuletzt im Rahmen der MA 45 –, womit sich ja die Kontrollmöglichkeit durch die Opposition deutlich verschlechtert. Wir lehnen diesen Rechnungsabschluss daher ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! Das Gewitter rückt heran Unter Blitz und Donner komme ich zur Sache.

Vorweg möchte ich diese Debatte nützen, um zu erwähnen, dass ich mir ein Beispiel am japanischen Premierminister nehme. Er hat nämlich eine interessante Vorgabe gemacht, die vielleicht auch einige Herren hier im Gemeinderat beherzigen könnten! Der japanische Premierminister hat gesagt: Es wird immer heißer, und da ist es doch schwachsinnig, wenn man Büros baut, in denen es irrsinnig kalt ist, nur weil wir Japaner einen Dresscode haben, dass man auch bei 35 Grad ein Sakko anzieht und eine Krawatte trägt, womit man dann dauernd schwitzt. – Das hat er gesagt und ist dann zur Regierungssitzung im Leiberl gekommen. Ich war noch nie in einem Leiberl bei einer Debatte hier. Aber ich habe das ungemein schlau gefunden, und es hat mir irgendwie zum Nachdenken gegeben. Ich frage jetzt Herrn Kollegen Pfleger, Herrn Schock, Herrn Hufnagl und alle möglichen Herren: Warum zieht man sich im Sommer an, als wäre es wahnsinnig kalt? (GR Mag Wolfgang Jung: Soll ich eine kurze Hose anziehen?) Eine kurze Hose geht vielleicht zu weit, aber ein Leiberl ist durchaus legitim! 

Ich meine das ernsthaft! Es bedarf des Muts zur Verhaltensänderung, und das beinhaltet für mich auch eine Symbolik. Auf dem Leiberl, das ich das nächste Mal anhaben werde, wird nicht – wie auf dem, das ich heute trage – "Afrika" stehen, sondern auf dem wird vielleicht stehen: „Bei über 35 Grad trage ich kein Sakko!“ Vielleicht gibt auch der Herr Klubobmann der SPÖ einmal eine Möglichkeit aus. Es wird mir, glaube ich, heute nicht mehr kalt werden!

Ich möchte bei dieser Debatte genau zweieinhalb Themen ansprechen, und ich werde meine 12 Minuten jetzt nicht mehr brauchen. Ich werde das Ganze nicht in einer epischen Breite wie Herr Kollege Hufnagl anlegen, sondern bringe nur einige wenige Beiträge.

Erstens zum erneuerbaren Energieträger Fotovoltaik: Dessen Verbreitung in Österreich ist schlecht. Das hat insbesondere mit dem auch von der SPÖ auf Bundesebene mit verursachten Ökostromgesetz zu tun. Die Zahl der Neuanlagen ist dadurch eingebrochen. – Ich möchte Ihnen ein Argument liefern, warum man sich speziell auf die Fotovoltaik konzentrieren sollte: Ich weiß, dass diese relativ wenig Strom liefert, und ich weiß, dass sie teuer ist, aber sie bringt etwas Wichtiges mit sich: Jeder und jede, der oder die zu Hause eine Fotovoltaik-Anlage hat – und sei sie noch so klein – weiß spätestens dann, wie viel Strom er oder sie braucht.

Ich glaube, ich habe es hier schon einmal gesagt: Ein großes Problem bei den laufenden Stromverbrauchs‑Zuwachsraten ist, dass die wenigsten Wienerinnen und Wiener wissen, wie viel Strom sie verbrauchen. In dem Moment, in dem man aber um teures Geld eine – wenn auch noch so kleine – Fotovoltaik-Anlage auf dem Dach hat, für die man vielleicht 3 000 EUR ausgegeben hat, wird man dafür sensibilisiert, dass man mit nur zwei Standby-Schaltungen mehr Strom einspart, als die ganze teure Fotovoltaik-Anlage kostet, und so würde sich sehr viel bewegen. Auch das ist ein Nutzen dieses hochwertigen Energieträgers. Die Zahl der Ökostrom-Anlagen in Österreich, die jedes Jahr dazu kommen, ist jedenfalls geringer als der Stromverbrauchszuwachs jedes Jahr. Auch Wien verzeichnet deutliche Stromverbrauchszuwachsraten. Und Sensibilität dafür kann man nicht verordnen, aber man kann die Bewusstlosigkeit von 98 Prozent der Bevölkerung sanft und mit Anregungen durchbrechen. (GR Heinz Hufnagl: Da sind auch sehr viele Grünwähler dabei!) Selbstverständlich sind da auch sehr viele Grünwähler und Grünwählerinnen dabei, jawohl!

Ich versuche immer wieder, diesbezüglich bewusstseinsbildend zu wirken. Ich versuche, die Leute darauf aufmerksam zu machen, wie viel sie nun für ihren Stromverbrauch zahlen oder was 2 kW oder 2 kWh oder 20 kWh heißt. Da kann man darüber nachdenken, was man da durchbrechen kann. – Und eine Möglichkeit ist eine ausgedehntere Förderung auch ganz kleiner Anlagen, die sozusagen die Sensibilität sicherstellen, dass man etwa, wenn man einen neuen Flachbildschirm kauft, zumindest nachfragt, wie viel Strom dieser denn verbraucht.

Ich spreche noch einmal guten Gewissens die Garantie aus: Es gibt keinen Wiener Haushalt, der nicht zumindest 10 Prozent oder 20 Prozent Strom einfach durch bewusste Maßnahmen einsparen könnte. Und das wären europaweit ziemlich viele Atom‑ oder Kohlekraftwerke. – So viel zu meinem Vorschlag 1.

Vorschlag 2, bevor ich zum Antrag komme: Es gäbe einen wunderbaren kurzfristigen Schritt in diese Richtung, und das könnte – ich sage es halt jetzt, obwohl Sie nicht unmittelbar dafür zuständig sind, Frau Stadträtin – WIENSTROM machen. Ich habe das schon einmal zur Diskussion gestellt: Ich plädiere für eine Stromrechnung, die man auch lesen kann. Ich habe das einmal testweise gemacht, und habe – auch Akademikern, aber nicht nur – gesagt: Du hast jetzt zwei Minuten Zeit, ich lege dir jetzt diese fünfseitige Stromrechnung vor. Sage mir nachher, wie viel Strom du verbrauchst! – Das ist eine ziemlich anspruchsvolle Übung. Man findet es schon, aber es ist nicht leicht.

Da ich diese Diskussion schon länger führe, weiß ich, dass es eine Verordnung gibt, wie die Stromrechnung auszusehen hat. (Zwischenruf von GR Heinz Hufnagl.) Es wäre aber zweckmäßig, einen netten Begleitbrief des Generaldirektors der WIENSTROM mitzuschicken, in dem es beispielsweise heißt: Sehr geehrter Herr Hufnagl! Wir wollen Sie darauf aufmerksam machen, dass Sie im letzten Jahr so und so viel Strom verbraucht haben. Damit weichen Sie vom Durchschnitt um so und so viel mehr oder weniger ab. Im Übrigen nimmt Ihr Stromverbrauch zu oder ab. – Das wären zehn Zeilen, der Verbraucher könnte aber feststellen, wo er liegt.

Wer weiß, wie hoch der durchschnittliche Stromverbrauch eines Wiener Haushaltes ist? Ich habe bei der WIENSTROM angerufen, darum kann ich das sagen: 2 225 Kilowattstunden ist der geringste Wert Österreichs; das ist im Übrigen klar, weil wir mehr Mietwohnungen als Eigentumswohnungen haben. Viele Leute haben gefragt: Ich habe 5 000 kWh, ist das viel, oder ist das wenig? – Wenn das den Leuten bewusst wird, könnte man sehr viel beschleunigen. Und wenn man das noch mit einer Strom- oder Energieberatung koppelt, könnte man sehr viel bewirken. Es gilt also zum Einstieg vor allem, die Bewusstlosigkeit des Stromverbrauchers zu durchbrechen, und zwar mit Hilfe einer Kommunikation rund um die Stromrechnung.

Wie schlecht es österreichweit bestellt ist, möchte ich noch mit einer Zahl belegen: Dass Energiesparlampen zwar nicht in allen, aber in vielen Fällen ziemlich schlau sind, hat sich herumgesprochen, und es ist auch bekannt, dass man da ziemlich viel Geld sparen kann. – Ich habe mich erkundigt, wie viele Energiesparlampen in Österreich in einem Jahr verkauft wurden, nämlich 1 Million. Das ist schon ganz gut. Ich habe mich aber weiters erkundigt, wie viele Glühbirnen in Österreich verkauft wurden, und ich sage es Ihnen: Es waren 30 Millionen! Das Verhältnis ist also 1 Million zu 30 Millionen! Jeder, der eine normale Glühbirne einschraubt und sich dann die Finger verbrennt, schenkt, wenn er nur ein paar davon verwendet, dem Strombetreiber 100 EUR im Monat. – Ich will anhand dieses Beispiels darauf hinweisen, dass wir diesbezüglich eine große Besinnungslosigkeit haben, und zwar bei Stromkonsumenten aller Parteien, also auch bei den GRÜNEN. Hier gibt es einen großen Kommunikationsbedarf, und ich glaube, dass die WIENSTROM hier einiges tun kann. 

In diesem Zusammenhang möchte ich jetzt einen Antrag stellen. – Dort, wo ohnehin großzügige Flächen wie etwa Dächer aus Glas oder Ähnlichem gebaut werden, wie zum Beispiel beim neuen Zentralbahnhof, macht es unglaublich viel Sinn, Fotovoltaik zu integrieren. Das hat man zum Beispiel beim Hauptbahnhof in Berlin gemacht, und die haben dafür auch einen Preis bekommen. Schauen Sie sich das bei Gelegenheit an! Das Ganze ist gleichzeitig eine elegante Abschattung.

Die ÖBB investieren dermaßen viel, ich nenne jetzt nur das Stichwort Koralm-Tunnel. Da könnte man sich für einen Promille-Promille-Promille-Anteil doch wirklich auch zu einer solchen Lösung durchringen, und zwar insbesondere dann, wenn die Stadt Wien, die hier eingebunden ist, ein bisschen ihren Willen erklärt. Und damit dieser Wille erklärt wird, bringe ich einen Antrag betreffend fassadenintegrierte Fotovoltaik-Anlage beim Zentralbahnhof ein: Der Gemeinderat möge die im jeweils zuständigen Bereich involvierten amtsführenden StadträtInnen ersuchen, sich in Verhandlungen mit den ÖBB nachdrücklich dafür einzusetzen, dass im Glasdach des neuen Wiener Zentralbahnhofes eine fassadenintegrierte Fotovoltaik-Anlage installiert wird. Ich bringe diesen Antrag hier ein, weil die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gebeten wird, im Umweltausschuss darüber zu berichten. 

Noch einmal: Da sind sehr viele maßgebliche Beamte der Stadt Wien involviert. Das war bisher kein Thema, und dazu, dass etwas geschieht, soll dieser Antrag dienen.

Letztes Thema – Freiflächen, Grünareale in Wien und deren Zugänglichkeit. Ich orte immer stärker eine Verzaunung Wiens. Wir haben hochwertige Netze, bei denen die Nutzung durch Fußgänger möglich wäre. Dort gibt es aber oft sozusagen die Freianlage Zaun: Man kommt nicht hinein, und man kommt nicht hinaus.

Ich will Ihnen von einem aktuellen Beispiel berichten: Samstag ist ein schöner Tag, um sich neue Wohnprojekte in Wien anzuschauen. Ich war am Mühlweg im 21. Bezirk. Insider werden das kennen, es ist übrigens ein sehr schönes, auch europaweit herzeigbares Projekt. Man kann stolz darauf sein. Es ist dies ein viergeschoßiger Holzbau, der schon fertig besiedelt ist, ein wunderschönes Projekt. Ich kenne es noch aus der Jury. Dazwischen liegt ein freizügiger großer Grünraum.

Wenn man allerdings heute hinkommt, glaubt man, dass das eine Ausstellungsfläche für Zaunverkäufer ist. Man kommt erstens nicht hinein, und wenn man drin ist, kommt man nicht mehr heraus. Sie müssen sich das vorstellen: Da ist ein Zaun, da endet der Privatbereich und beginnt der öffentliche Bereich. Es gibt da einen Durchgang von ungefähr eineinhalb Metern, und dann kommt der nächste Zaun. Dann gibt es einen von der Genossenschaft geplanten Bereich, der eingezäunt ist, und dann kommt der nächste Zaun. Man hat also keine Chance, wenn man sozusagen seinen Freund am gegenüberliegenden Ende besuchen will. – Gemäß Wettbewerbsbeitrag waren das alles jedoch frei zugängliche Grünareale! Und ich hoffe, dass die Bewohner die Zäune bald niedertrampeln! 

Ich gebe zu, dass das nicht den Kompetenzbereich der Frau Umweltstadträtin betrifft. Manches, was Herr Hufnagl gesagt hat, fiel aber auch in andere Bereiche.

Es ist eine Schwäche beziehungsweise eine wirkliche Nachlässigkeit der Stadt Wien: Bauträger bekommen gerade wegen ihrer Entwürfe die Bauerlaubnis. Dann heißt es aber: Was schert mich mein Entwurf von gestern, ich baue etwas ganz anderes! – Im konkreten Fall wurde das gebaut, und es war ja sehr schön. Weil es aber kostengünstiger ist, weil man es nicht pflegen muss und aus zahlreichen anderen Gründen gab es dann eine Orgie von noch dazu potthässlichen Zäunen. – Da gibt es aber doch eine Stadt Wien, die dafür verantwortlich ist! Und ich freue mich, dass der Herr Stadtrat da ist. Schauen Sie sich das einmal an, wenn Sie zum Mühlweg hinauskommen! Schauen Sie sich die Zäune dort an!

Herr – in der Tat zuständiger – Stadtrat! Wenn wir in einer Jury ein Freiflächenkonzept küren, dann hat man sich an die entsprechenden Vorgaben auch zu halten! Und wenn das nicht geschieht, dann heben Sie sich doch die letzte Rate der Wohnbauförderung auf, bis Sie sich nach einem Jahr angeschaut haben, ob alles wirklich so gebaut wurde! Ich könnte Ihnen genug Beispiele von Projekten nennen, die wunderschön geplant wurden, und ich danke jetzt ohne Zynismus für die schönen publizierten Beiträge der Wettbewerbe. Das sind wirklich wunderschöne Dinge. Wenn man dann aber hinkommt und sich das anschaut, dann fragt man sich: Habe ich mich in der Adresse girrt? Was ist denn das? Daraus ist ja etwas ganz anderes geworden!

Ich fahre gern wieder mit dem Fahrrad, mit der Schnellbahn oder mit dem Dienstauto dort hin, ein Flugzeug oder einen Hubschrauber werden wir nicht brauchen. Fahren wir auf den Mühlweg, schauen Sie sich die Zaunorgie an und fragen Sie, wer dafür zuständig ist! Und jetzt lasse ich einmal den „bad guy“ heraushängen. Sie könnten dann nämlich sagen: Wenn der Herr Stadtrat so etwas noch einmal macht, bekommt er keine Wohnbauförderung mehr. Das kapieren die Leute. Ich werde das vielleicht mit einer Anfrage anregen.

Das Prinzip dabei ist, dass wir geplante Freiräume auch als Freiräume halten müssen. Es gibt auch genug Beispiele, wo das funktioniert. Das kann doch nicht im Belieben der Bauträger liegen! – So kann es nicht weitergehen, und damit es nicht so weitergeht, lehnen wir diesen Rechnungsabschluss ab. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist GR Dipl‑Ing Stiftner. Ich erteile es ihm.

GR Dipl‑Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Werte Damen und Herren! Am Beginn muss ich auf zwei meiner Vorredner kurz replizieren.

Herr Kollege Blind! Man kann bei der Umweltpolitik vielfach geteilter Meinung sein. Ich bin, wie ich meine, unverdächtig, der SPÖ-Umweltpolitik immer zuzustimmen. Im Hinblick auf die Tatsache, dass es Klimaveränderungen gibt, dass es ein Ozonloch gibt und dass wir diesbezüglich Probleme haben, sollte man dieses Thema wirklich nicht generell ignorieren, denn das hat dann ein bisschen auch mit Arroganz zu tun. Liebe FPÖ! Ich meine, wir sollten uns doch auch mit diesem Thema ernsthaft auseinandersetzen! (Beifall bei der ÖVP.)

Es ist interessant, wie hoch die Viskosität des Kollegen Maresch zum Thema Bioöl ist. Es hängt jedes Mal an seinen Fingern, er wird es nicht los, er kann es nicht lassen. Es ärgert ihn offensichtlich, dass das ein Thema ist, das nicht mit den GRÜNEN identifiziert wird. Und wir wissen natürlich auch, dass die Landwirtschaft generell etwas ist, was die GRÜNEN nicht so wirklich fördern. 

Lieber Rüdiger! Ich weiß schon, dass Biosprit etwas ist, wovon man sagen muss: Effizientes Einsparen ist besser. Ja, das unterschreibe ich! Trotzdem bin ich froh, dass der Herr Bundesumweltminister sich diesem Thema widmet, denn es ist in Summe allemal besser, weniger CO2-Ausstoß zu haben. In Summe ist es jedenfalls besser. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das stimmt nicht! Das ist einfach nicht wahr!) Das ist so! Informiere dich! Das ist besser so, und ich bin froh, dass es so ist! Auch wenn du es jedes Mal ignorierst, es wird nicht besser werden! (Beifall bei der ÖVP.)

Kommen wir nun aber zum eigentlichen Thema, kommen wir zur SPÖ: Frau Umweltstadträtin! Wenn mich meine Erinnerung nicht täuscht, feiern Sie in diesem Jahr Ihr dreijähriges Ressortjubiläum. Ich meine, in dieser Zeit sollte sich das politische und persönliche Profil eines Stadtrats klar und deutlich herausgeprägt haben. – Ich kann jedoch leider Ihr politisches Profil bis heute nicht einordnen! Und leider kann ich auch keine Strategie der Umweltpolitik in dieser Stadt erkennen! 

Diese Tatsache schlägt sich natürlich in der Gestaltung des Umweltbudgets im Rechnungsabschluss nieder, und das ist leider auch die Wahrnehmung der Umweltpolitik in dieser Stadt. In Ihrer dreijährigen Amtszeit, Frau Stadträtin, haben Sie sich als eine Frau mit vielen Gesichtern gezeigt: Da wäre einmal die PR-Dame Sima, die aus jeder Ankündigung einen riesigen PR-Auftritt macht, sei der Inhalt auch noch so unbedeutend. Zuletzt habe ich Sie sogar selbst gesehen, als Sie vor ausgefahrenen Teleobjektiven im Rasen liegend im Rathauspark posierten! – Ich denke, was die PR-Arbeit betrifft, sind Sie wunderbar! Und das bringt natürlich auch Abdrucke. Dennoch, sehr geehrte Damen und Herren, sieht Kompetenz in Umweltpolitik anders aus! (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn es nämlich um die Lösung der Wiener Umweltprobleme geht, dann zeigt die Stadträtin ein weiteres Gesicht: Dann ist sie Appellpolitikerin. Sie versucht, mit Appellen in dieser Stadt dafür zu sorgen, dass weniger Mist entsteht. Die Realität sieht allerdings anders aus! Die Wienerinnen und Wiener empfinden nach allen Umfragen die Stadt nämlich als schmutziger als noch vor wenigen Jahren. Und das trotz der horrend steigenden Müllgebühren, über die wir uns alle freuen dürfen!

Ein Spaziergang mit offenen Augen durch die Stadt oder auch eine Fahrt in der Dienstlimousine mit herunter gekurbelten Fenstern belehrt auch die Frau Stadträtin, glaube ich, eines anderen. Dann sehen Sie nämlich, dass es in dieser Stadt gerade betreffend Reinlichkeit sehr viel zu tun gibt!

Während ich aber Ihrer Rolle als PR-Dame sozusagen als hochrangige Mitarbeiterin des Informations‑ und Pressedienstes – und da sind Sie ja wirklich ein Aushängeschild! – oder auch Ihrer Rolle der Appellpolitikerin noch liebenswürdige und charmante Seiten abgewinnen kann, so tue ich mich mit anderen Facetten Ihrer Politik doch schwerer! Sie schlüpfen nämlich manchmal in die Rolle der Papiertigerin: Da werden dann seitenweise beziehungsweise wirklich tonnenweise KliP-Berichte, Umweltberichte, Naturschutzberichte und anderes produziert, die dann aber nicht umgesetzt werden. Derzeit haben wir es mit einer Neuauflage des KliP, mit dem Klimaschutzprogramm II, zu tun, im Zusammenhang mit welchem Sie vordergründig demokratisch alle Fraktionen zu Vorbesprechungen einladen, bei denen man angeblich diskutieren kann. Ich wage aber heute schon die Prognose, dass der KliP II denselben Weg wie die anderen Programme nehmen wird, nämlich den Weg in die politische Bedeutungslosigkeit.

Und das wohl unangenehmste Gesicht der Frau Stadträtin, etwa wenn es um Rechnungsabschlüsse oder um Budgetdebatten geht, ist jenes der Steuereintreiberin: Wir haben in dieser Stadt immer mehr und immer stärkere Gebührenerhöhungen, und das möchte man natürlich gerne verbergen. Die Tatsachen sind aber anders. Schaut man sich die Ein‑ und Ausgabenrechnungen der der MA 30, der MA 31 oder auch der MA 48, also der drei Magistratsabteilungen der Stadträtin an, dann fällt auf, dass diese von ihr immer mehr und mehr zu einer Steuereintreibungsmaschine gemacht wurden.

Sprechen wir einmal eine eindeutige Sprache zum Thema Abwasser: Die diesbezüglichen Gebühren haben Sie um schlappe 28 Prozent erhöht. Das ist ja eine Kleinigkeit in Zeiten wie diesen! Und Sie haben damit argumentiert, dass Sie höhere Investitionen benötigen. 
Gegenüber 2005 haben Sie aber eine weitere Überdeckung erzielt. In der Ein‑ und Ausgabenrechnung der MA 30 weisen Sie 17,9 Millionen EUR, also fast 
18 Millionen EUR, aus.

Ähnlich ist die Situation beim Müll. Hier überbieten Sie den Einnahmeerfolg des Jahres 2005 um nicht ganz so viel, aber doch um einiges gegenüber dem Vorjahr. Aber auch hier haben die Wienerinnen und Wiener schmerzliche Preiserhöhungen über sich ergehen lassen müssen.

Aber den größten Steuerbrocken im Umweltressort konnten Sie bei den Wassergebühren erzielen: Da sind es satte 67,5 Millionen EUR, die aus der Sicht des Umweltschutzes im allgemeinen Budget auf Nimmerwiedersehen versickern.

Wenn man nun, der Grundrechnungsarten mächtig, diese Überschüsse zusammenrechnet, dann kommt man auf wohlfeile 136 Millionen EUR, die die Wienerinnen und Wiener als nicht zweckgebundene Umweltsteuer an das Budget zusätzlich zu den sonstigen Steuern abzuliefern haben. Und ich halte fest: Dieses ständige Steuereintreiben, Frau Stadträtin, auf Kosten der Wienerinnen und Wiener und auf Kosten der Wirtschaft in diesem Land ist vor allem unsozial: Es trifft nämlich die Schwächsten unserer Gesellschaft, die auf diese notwendigen Dinge auch nicht verzichten können!

Dazu kommen die ständigen Tariferhöhungen wie jetzt durch das Valorisierungsgesetz, das aus meiner Sicht ein Hohn ist. Damit räumt man sich nämlich sozusagen den Freibrief für einen Automatismus ein. Effizienzsteigerung in der Verwaltung ist dann überhaupt nicht mehr notwendig, man erhöht einfach automatisch nach irgendeinem Index und lässt letztlich die Wienerinnen und Wiener die Zeche dafür bezahlen. Das ist das Gegenteil von ökosozialer Marktwirtschaft, das ist sozialistischer Dirigismus, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Abgesehen davon, dass wir natürlich die unbegründeten Tariferhöhungen generell ablehnen, glauben wir auch die Beschwichtigungsargumentationen der Vergangenheit nicht mehr. Wir können nicht mehr glauben, dass Sie das Geld, das angeblich gebraucht wird, damit man Umweltinvestitionen tätigen kann, wirklich benötigen. So haben Sie beispielsweise die Renaturierung des Wienflusses aus Kostengründen einfach ausgesetzt.

Selbst der Rechnungshof schließt sich unserer Kritik an. Das konnten wir ja ausführlich diskutieren. „Die ursprünglichen Ziele des Projektes“ – so der Rechnungshof – „wurden nicht erreicht.“ Der plötzliche Stopp der geplanten Renaturierung des Wienflusses wurde kritisiert, ebenso die mangelhafte Projektierung der wenigen dann doch durchgeführten Maßnahmen. Als Begründung für den Projektstopp wurde immer mit Geldmangel argumentiert, dieses Argument ist aber angesichts der extremen Budgetüberschüsse der MA 30, der MA 31 und der MA 48 wirklich nicht nachvollziehbar! Sehr geehrte Damen und Herren! Mit 136 Millionen EUR hätten wir sehr wohl einiges auf die Beine stellen können! (Beifall bei der ÖVP.)
Bleiben wir bei den Rechnungshofberichten: Es gibt, wie auch kritisiert wird, eine weitere Schwachstelle der SPÖ-Umweltpolitik. Wien bildet nämlich das Schlusslicht bei den Verwertungsquoten. Das heißt, nur 38 Prozent der verwertbaren Abfälle werden auch gesammelt. Ein Vergleichswert: In Vorarlberg sind es 65 Prozent, also fast das Doppelte. Und um auch ein sozialistisch geführtes Bundesland zu nennen: Das Burgenland weist laut Rechnungshofbericht dafür 59 Prozent aus, ist also um 20 Prozent besser als Wien. Mehr als diese Zahlen braucht man, wie ich glaube, zur Müllsituation in dieser Stadt nicht zu nennen. Die Situation ist einfach katastrophal, und somit kann man die SPÖ‑Umweltpolitik natürlich als gescheitert betrachten! 

Doch auch andere Zahlen sprechen eine deutliche Sprache. Wir sind in Wien Schlusslicht bei der ökologischen Energiepolitik. Die Steigerung der Förderung von Solaranlagen wird zwar mit großem Pomp, und natürlich mit ordentlichen Inseraten und Aktivitäten des Presse- und Informationsdienstes gefeiert. Aber – und jetzt kommt’s! – die Zahlen für 2006, die aus einem Ministerium stammen, wo ein ehemaliger Stadtrat der SPÖ-Wien sitzt, nämlich Herr Minister Faymann, zeigen, dass Wien im letzten Jahr weniger solare Fläche verlegt hat und sich damit Wiens Rückstand gegenüber anderen Bundesländern weiter vergrößert hat.

Auch andere Bereiche wie die Altlastensanierung sind offensichtlich nicht dazu angetan, dass man Jubelmeldungen abgeben könnte. Hier haben Sie im Budget noch 17 Millionen EUR vorgesehen, im Rechnungsabschluss sind aber nur mehr 7,2 Millionen EUR ausgewiesen. Es wurden also quasi 10 Millionen EUR eingespart. Im letzten Jahr haben Sie überhaupt nur 2,7 Millionen EUR dafür ausgegeben, und das bei mehr als 10 000 Verdachtsflächen in dieser Stadt, sehr geehrte Damen und Herren. Da sparen Sie am verkehrten Eck!

Ich darf Ihnen aber auch noch einige Möglichkeiten zur Verbesserung vorschlagen. Wir haben das letzte Mal angeregt, die Anschaffung von Hybridautos zu fördern. Da ist allerdings leider nicht viel von Ihnen gekommen, und irgendwie werde ich den Verdacht nicht los, dass die nun eilig beschlossene Förderung der Gasautos indirekt eine Antwort Ihrerseits darauf ist. Es ist dies nicht unbedingt eine Antwort, mit der wir nicht leben können. Ich halte diese Idee für gut. Sie ist aber eben nur eine Teilantwort. Und ich erinnere daran, dass die Dieselpartikelförderung, die ja die Feinstaubmaßnahme sein sollte, in der Stadt noch immer nicht angedacht wurde!

Meine Damen und Herren! Ich hoffe, dass Sie wenigstens einige unserer Vorschläge aufgreifen. Ein paar unterbreiten wir ja immer wieder. Es gibt hier ja einige Ansätze, und das wollen wir auch positiv anerkennen, aber in Summe geschieht in dieser Stadt leider viel zu wenig.

Ich meine, diese Passivität ist eines der Kennzeichen der Umweltpolitik in dieser Stadt, und da würde meiner Meinung eine Stadträtin das beste Gesicht zeigen, die das Thema aktiv angeht und sich auch gegenüber den anderen Ressortkollegen durchzusetzen vermag.

Ich muss zugeben, dass die Stadträtin manchmal auch eine Glücksmarie ist. Denn heuer hatten wir auch weniger Feinstaub zu beklagen. Das ist allerdings nicht auf die politischen Maßnahmen zurückzuführen, die gesetzt wurden, sondern schlicht und einfach auf die Witterung. Auch die Ozonwerte halten sich in Grenzen, und die Umwelt ist dank der Lage generell intakter als in anderen Großstädten. Und daher ist das Nichtstun in der Umweltpolitik offensichtlich nicht so schlimm!

Die Müllabfuhr funktioniert im Großen und Ganzen auch, und dass die dahinter liegende Verwertung laut Kritik des Rechnungshofs nicht ganz so funktioniert, wie sie sollte, sieht eh keiner. Das ist die Politik, die in dieser Stadt vorherrscht!

Zum Abschluss möchte ich Ihnen sagen: Wenn die Entwicklung der Luftbelastung, des Klimawandels sowie der Grünraumzerstörung und die Lärmentwicklung so weiter gehen, dann werden wir es nicht mehr rechtzeitig schaffen, entgegensteuern zu können! Dann wird aus der Gold- und Glücksmarie Sima eine Pechmarie werden. Ein Pech wird dann allerdings vor allem sein, dass das die Wienerinnen und Wiener durch mangelnde Lebensqualität in dieser Stadt auszubaden haben werden. - Dieser Rechnungsabschluss, sehr geehrte Damen und Herren, ist leider nicht angetan, diese Befürchtungen zu zerstreuen, und daher werden wir ihn ablehnen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Univ‑Prof Dr Pfleger. Ich erteile es ihm.

GR Univ‑Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadtrat! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Hohes Haus!

Die Frau VBgmin Mag Renate Brauner hat gesagt, dass der Rechnungsabschluss die in Zahlen gegossene Politik ist, und ich schließe mich dieser Meinung an. Es geht daher nicht nur um Budgetzahlen, sondern es geht um Politik für die Menschen, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Meine Damen und Herren! Gleichgültig, welche Bilanzen wir heranziehen: Wien ist Spitze, und das besonders im Umweltbereich. Herr Stiftner! Ich weiß nicht, von welcher Stadt Sie sprechen! Wien liegt im internationalen Ranking ganz vorne, das hat Herr GR Hufnagl ja eindeutig definiert. Betreffend Umwelt Know‑how ist Wien vorne. Betreffend neueste Forschungsmethoden liegt Wien ganz vorne; internationale Experten kommen nach Wien, um zu lernen.

Und das kennzeichnet auch das persönliche und politische Profil der Frau Umweltstadträtin Mag Sima nach drei Jahren, sehr geehrter Herr Stiftner! Das hat sie ermöglicht, auch wenn Sie es nicht glauben wollen! Ich werde darauf noch zurückkommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der Opposition! Tun Sie nicht so, als ob wir säumig wären und nichts oder zu wenig gemacht hätten! Ich verwahre mich betreffend Umweltfragen gegen diese Mieselsüchtigkeit! Die Daten und Fakten, die Herr Hufnagl gezeigt hat, beweisen, dass es überhaupt nicht angebracht ist, mieselsüchtig zu sein! Wir haben mit unserer Politik eine Politik für die Menschen und für die Umwelt gemacht. (Beifall bei der SPÖ.)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Diese Politik lässt sich an jeder Abteilung im Umweltbereich festmachen: Es gab ganz konkrete Maßnahmen für die Menschen. So ist die MA 48 angetreten, um Umweltbelastungen zu vermeiden, Qualität zu verbessern und auch Sicherheit der Mitarbeiter zu gewährleisten. So gesehen führt die MA 48 echte Dienstleistungen für die Bürger dieser Stadt durch. Sie kennen die Fakten. Sie brauchen sie nur nachzulesen: 3 400 Mitarbeiter sind zuständig für 2 800 km Straßennetz, 400 000 Müllbehälter und Sammelbehälter, 2 500 Altstoffsammelstellen, 
19 Mistplätze, 51 Problemstoffsammelstellen. Es erfolgen 24 Millionen Entleerungen pro Jahr, jeder Behälter wird jährlich 65 Mal entleert. Das sind die Fakten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es gibt auch Befragungen und Zeugnisse der Wiener Bevölkerung. Die Effizienz bei der Aufgabenerfüllung wird zu 81 Prozent als sehr gut und gut bezeichnet, die Verlässlichkeit zu 85 Prozent als sehr gut und gut. Und die Freundlichkeit ist auch weit im grünen Bereich. Ich weiß also wirklich nicht, Herr Stiftner, von welcher Stadt Sie reden! Die MA 48 erbringt gute Leistungen und erhält gute Zeugnisse! 

Um das zu erhalten, setzt die MA 48 daher auch das so genannte IMS, das Integrierte Managementsystem ein, ebenso wie die SUP, die Strategische Umweltprüfung, um auch für die Zukunft zu planen.

Meine Damen und Herren! Wenn es darum geht, 1 Million t Abfallaufkommen in Wien zu entsorgen, zu verwerten, thermisch zu behandeln und zu deponieren, dann sind das Arbeiten für diese Stadt. Wenn es auf 19 Mistlagerplätzen darum geht, Sperrmüll zu entsorgen, und das von 2,1 Millionen Kunden angenommen wird, dann sind das Arbeitsfelder. Und wenn es – nur so im Detail – beispielsweise auch darum geht, 30 000 Einkaufswagen zurückzuholen und 25 000 davon auszufolgen, dann ist das ebenfalls die Leistung einer effizienten Umweltpolitik.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ein anderes Detail: Seit Inkrafttreten der Elektroaltgeräteverordnung vom August 2005 können Elektroaltgeräte, auch Kühlschränke, gratis zurückgebracht werden. Fazit: Früher gab es 500 bis 700 illegal abgelagerte Kühlschränke pro Monat, jetzt sind es nur mehr ein Viertel davon, nämlich 150 bis 200. Da wurden, abgesehen von den Fuhrparkleistungen mit 122 000 Ausfahrten oder den Leistungen der Straßenreinigung mit 290 000 zurückgelegten Kilometern der Kehrmaschinen oder 177 000 zurückgelegten Kilometern der Straßenwaschfahrzeuge ganz große Leistungen erbracht. 

Es wurde hier auch vom Partikelstaub gesprochen: So wurde zum Beispiel die Neuanschaffung von 
38 Fahrzeugen bei der MA 48 eindeutig zu einem Umweltrenner mit den neuen Euro-4-Motoren und Katalysatoren, die Staub reduzieren: 30 Prozent weniger CO2-Ausstoß, 30 Prozent weniger HC, 30 Prozent weniger NOX, 38 Prozent weniger Ruß und 80 Prozent weniger Partikel.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wien hat Vorbildwirkung im Umweltbereich erreicht, nicht nur durch technische Optimierungen der Müllverbrennungsanlage auf dem Flötzersteig, wo die Rauchgasreinigung adaptiert wurde, indem die Elektrofilter durch textile Staubfilter ersetzt wurden. Die von Herrn Hufnagel erwähnten Hightech-Anlagen im Umweltzentrum Simmering sind eine Dokumentation für Umweltschutz auf höchstem Niveau und ein Meilenstein in Sachen Umwelt. Die zitierte Hauptkläranlage, die Biogasanlage und die Müllverbrennungsanlage dokumentieren das eindrucksvoll. 

Meine Damen und Herren! Die Donau verlässt Wien genauso sauber, wie der Fluss in die Stadt fließt, und die neue Hauptkläranlage reinigt dank neuer Technologien bis zu 95 Prozent. Die zitierte Biogasanlage mit dem Zweck, die Vergärung der biogenen Abfälle und Biogas zu nutzen und den Klärrückstand zu verwerten, ist genauso effizient wie die Müllverbrennungsanlage Pfaffenau, die 2008 kommen wird und den Zweck hat, mit thermischer Behandlung von Restmüll aus den Haushalten der Stadt Wien gleichzeitig Energie in Form von Strom und Fernwärme zurückzugewinnen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wien ist weit vorne, und damit es so bleibt und neue weitere Initiativen möglich sind, bedarf es auch weiterer Rahmenbedingungen beim Bund. Sie wissen, dass die Stadt Wien österreichweit Vorreiter ist. Sie geht im Klimaschutz, wie ich es jetzt skizziert habe, mit dem Biomassekraftwerk in Simmering und der Fertigstellung der Biogasanlage neue Wege, was wesentlich zur Treibhausgasemissionsreduktion beiträgt.

Daher wird hier der Beschluss- und Resolutionsantrag gestellt, dass die Bundesregierung die Novellierung des Ökostromgesetzes in Angriff nehmen möge und so rasch wie möglich einen Entwurf mit folgenden Zielen vorlegen soll: Das Ökostromgesetz soll deutlich mehr Mittel für Energieeffizienzprogramme bereitstellen. Die für den Ausbau von Ökostromanlagen zur Verfügung stehenden Gelder müssen spürbar erhöht und gezielt eingesetzt werden. Die Planungs- und Investitionssicherheit muss gewährleistet sein. Und Eintrittsbarrieren müssen verringert werden. – Ich darf diesen Antrag hiemit einbringen. 

Das Rezept für den Wiener Umweltschutz lautet – und das ist auch die Antwort darauf, was in den vergangenen Jahren geschehen ist –: Wissenschaftliche Grundlagen und Professionalität. Das ist die Mischung, mit der sich Wien auch in Zukunft ganz vorne einreihen können wird. Ich möchte an dieser Stelle besonders den Abteilungen danken!

Es geht aber, wie ich vorher schon erwähnt habe, auch um die Rahmenbedingungen, etwa durch das bundesweite Umweltverträglichkeitsgesetz, das UVP-Gesetz. Aus diesem Grunde bringe ich einen weiteren Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Novellierung des UVP-Gesetzes ein. Dieses Gesetz wurde im Jahr 2005 damals mit den Stimmen der schwarz-blau-orangen Koalition gegen den massiven Widerstand der SPÖ und vieler Umweltgruppen novelliert. Diese Novelle ging eindeutig zu Lasten der Umwelt, der Bevölkerung und der Wirtschaft. Die Schwellenwerte wurden hinaufgesetzt. Außerdem wurden auch umfassende Generalausnahmen für Rennstrecken, Militärflughäfen und Fußballstadien getroffen. In der Praxis haben sich aber immer mehr Schwächen gezeigt. Daher sind zukünftig klare und präzise Schwellenwerte vorzugeben. Und auch die Kumulierungsbestimmungen sind möglichst einfach und nachvollziehbar zu gestalten.

Der Resolutionsantrag lautet, dass die Bundesregierung umgehend eine Novellierung des UVP-Gesetzes in Angriff nehmen möge und so rasch wie möglich einen Entwurf vorlegen soll, der die Umwelt schützt, Bürgerrechte stärkt und Rechtsicherheit bietet. Dabei sind klare und präzise Regelungen sowohl für Schwellenwerte als auch bei den Kumulierungsbestimmungen umzusetzen. – In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zum Thema Verkehrspolitik hat Herr Hufnagl schon gesprochen. Herr Parzer! Hier ist wirklich sehr viel geschehen, etwa im Zusammenhang mit dem öffentlichen Verkehr. 

Lassen Sie mich zum Schluss noch allen Damen und Herren der Abteilungen der MA 30 – Wien Kanal – danken. Ich erinnere an den 2,6 km langen, modernsten Tunnel, der für das Schmutzwassermanagement gebaut wurde und einen Durchmesser von 7,5 m hat.

Ich darf mich auch bei der MA 31 für die verschiedenen Schwerpunktsetzungen bedanken, etwa für die Instandsetzung von Aquädukten und Wasserbehältern, zum Beispiel beim Trinkwasserkraftwerk Mauer. Auch die Bleileitungen sollen möglichst noch im Jahr 2007 ausgetauscht werden.

Ich darf mich bedanken bei der MA 42 und bei der MA 45, und zwar nicht nur für den auf 14 000 m³ ausgelegten Donauhochwasserschutz und die Folgemaßnahmen im Zusammenhang mit dem Bau der Dammanlagen und dem verbesserten Hochwasserschutz am rechten und linken Donauufer, sondern auch für Optimierungen der Wienflusssteuerung und für Instandhaltungen etwa an der Alten Donau und dergleichen.

Natürlich bedanke ich mich – wie ich schon ausgeführt habe – bei der MA 48, bei der MA 49, bei der MA 36, bei der MA 58 und insbesondere auch bei der MA 22. Letztere Abteilung wurde ja vor mehr als 30 Jahren sehr weitsichtig in der Stadt gegründet. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Für das große Engagement, mit dem hier für mehr Lebensqualität in Wien gearbeitet wurde, und für eine integrative und vorausschauende Arbeit gilt es, Dank auszusprechen. Meine sehr verehrten Damen und Herren in den Abteilungen! Machen Sie mit diesem Elan und diesem Engagement weiter und lassen Sie sich nicht entmutigen, auch in Zukunft gute Ideen umzusetzen!

Ich bitte daher, meine sehr verehrten Damen und Herren, um Zustimmung zu diesem Rechnungsabschluss, weil wir glauben, dass hier gute Politik gemacht wurde. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich danke. Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau Amtsf StRin Mag Sima. – Ich erteile es ihr.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Auch ich möchte natürlich die Gelegenheit nützen, um Danke zu sagen, und zwar vor allem an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus den Abteilungen, die wirklich das ganze Jahr sehr engagiert daran arbeiten, dass Wien im Umweltbereich eine Vorreiterrolle einnimmt. Speziell möchte ich mich natürlich bei meinen Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleitern bedanken, aber auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meines Büros. Herzlichen Dank! Ihr seid wirklich ein tolles Team, und ich glaube, wir haben im letzten Jahr sehr viel für diese Stadt und für den Umweltschutz in dieser Stadt weitergebracht. (Beifall bei der SPÖ.)
Gleich anschließend kurz zu Ihnen, Herr Kollege Blind! Ich habe es Ihnen schon einmal gesagt, und ich möchte es hier nur mehr wiederholen. Ich ersuche Sie wirklich sehr herzlich: Suchen Sie die politische Auseinandersetzung mit mir und von mir aus auch mit meinen Gemeinderatskollegen, aber lassen Sie bitte meine Beamtinnen und Beamten aus der politischen Diskussion heraus! Diese können nämlich nicht hier zum Rednerpult kommen und sich gegen die Anschuldigungen wehren, die Sie einbringen!

Ich finde es einfach wahnsinnig unfair, wie Sie hier die Diskussion führen und Worte wie „Lüge“ oder sonst irgendetwas in den Mund nehmen! Es geht hier um Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich tagein, tagaus bemühen, nicht nur Sie im Umweltausschuss gut zu informieren, sondern für diese Stadt und für die Menschen in dieser Stadt wirklich viel weiterzubringen. Diese MitarbeiterInnen haben es sich wirklich nicht verdient, hier vom Rednerpult aus beschimpft zu werden. Gegen solche Beschimpfungen möchte ich mich wirklich verwahren! (Beifall bei der SPÖ. – GR Kurth‑Bodo Blind: Ich habe schon im Ausschuss gesagt, dass ich mich so nicht behandeln lasse, und der Rechnungshof gibt mir recht!) 

Kollege Maresch hat ein paar Punkte inhaltlich angesprochen, auf die ich jetzt gerne eingehen möchte. – Die Gewässerschutzmanagement GesmbH wurde schon erwähnt, und Sie haben in diesem Zusammenhang von einer „Ausgliederung“ gesprochen. Wir haben es im Ausschuss schon kurz diskutiert: Auch Ihnen muss bewusst sein, dass es sich hier um eine 100 Prozent‑Tochter der Stadt handelt. Ich würde also nicht von einer Ausgliederung reden. Ganz im Gegenteil! Wir haben mit dieser Konstruktion versucht, gerade im Bereich der Altlastensanierung das Know-how wirklich so gut wie möglich beziehungsweise optimal einzusetzen. 

Es tut mir wirklich leid, dass es zu der Erdgasförderung von Seiten der GRÜNEN keine Zustimmung gegeben hat. Ich glaube, dass man eine solche Technologie, die jetzt die Marktreife hat, dass sie auch von der Öffentlichkeit akzeptiert wird, wirklich gut einsetzen kann.

Ehrlich gesagt: Das Argument der Nachhaltigkeit lasse ich im Zusammenhang mit Partikelfilterförderung und Erdgasförderung nicht ganz gelten. Partikelfilter für Dieselfahrzeuge sind ja auch nicht unbedingt eine wahnsinnig nachhaltige Technologie, trotzdem sind die GRÜNEN dafür. Bei der Erdgasförderung hingegen seid ihr dagegen, obwohl doch eine deutliche Reduktion der Emissionen festzustellen ist. – Da sehe ich wirklich einen gewissen logischen Widerspruch! Aber vielleicht wird es uns noch gelingen, auch die GRÜNEN von diesem Punkt zu überzeugen. Ich glaube nämlich, dass das eine ganz gute Alternative ist, die Marktreife hat, während es gerade bei der Partikelförderung von technischer Seite wirklich noch viele Bedenken gibt, gerade was den nachträglichen Einbau betrifft. 

Das Live Earth-Konzert am 7. Juli ist erwähnt worden: Ich darf bei dieser Gelegenheit wirklich gleich alle herzlich dazu einladen! Wir werden es gemeinsam mit dem ORF auf dem Rathausplatz übertragen. Bei dieser Gelegenheit wird es auch sehr viel Information zum Thema Klimaschutz, zum Thema Energiesparen und zu der Frage, was jeder Einzelne von uns für den Klimaschutz tun kann, geben. Ich glaube, das wird eine gute Gelegenheit sein, das Thema Klimaschutz in Wien und in Österreich wieder stärker zu thematisieren. Ich bin natürlich besonders stolz darauf, weil wir das einzige Bundesland sind, in dem es eine so große Übertragung geben wird, die es den Menschen ermöglicht, sich das gemeinsam anzusehen. Und ich glaube, dass es wirklich wichtig ist, das Thema Klimaschutz immer wieder auch durch öffentliche Aktionen aufs Tapet zu bringen.

Herr Kollege Maresch! Der Schwarzenbergpark ist meiner Meinung nach im 17. Bezirk. Ich gehe dort immer laufen und habe noch nie einen Zaun gesehen! Aber möglicherweise reden wir von zwei verschiedenen Anlagen.

Die Bundesgärten und die Öffnung der Liegewiesen sind heute erwähnt worden. – Ich habe es – ehrlich gesagt – ein bisserl schade gefunden, dass die Bundesgärten jetzt die Politik einschlagen, die Leute nicht mehr auf die Liegewiesen zu lassen, weil ich glaube, dass es gerade im Bereich der Wiener Innenstadt notwendig ist, den Menschen Grünflächen anzubieten. Ich glaube, die Politik, dass die Menschen die Grünflächen nur bestaunen, aber nicht nutzen können, ist doch schon etwas antiquiert! Natürlich ist es auch mir ein Anliegen, dass die Leute ihren Dreck wegräumen, dass der Hundekot weggeräumt wird und dass man nichts liegen lässt. Aber ich glaube, dass man das eine mit dem anderen sehr sinnvoll verbinden kann. Das versuchen wir jedenfalls seitens des Stadtgartenamts, und wir haben gerade deshalb beschlossen, die Wiesen der städtischen Parkanlagen für eine sanfte Nutzung zu öffnen, weil ich glaube, dass es einer Stadt angemessen ist, dass die Bürgerinnen und Bürger hier verantwortungsvoll mit der Natur umgehen. Klar ist aber: Natürlich sollen sie ihren Dreck mitnehmen, es soll nichts herumliegen, gar keine Frage! Ich meine aber, es ist auf jeden Fall der falsche Weg, alles gleich zu‑ und einzusperren. (Beifall bei der SPÖ.)
Bei den Steinhof-Gründen, die auch angesprochen wurden, hatten wir die Gelegenheit, den Wahrheitsbeweis anzutreten. Ich kann mich an unzählige Debatten hier in diesem Haus erinnern, bei denen behauptet wurde, dass da Hochhäuser oder Einfamilienhäuser gebaut werden oder sonstige Projekte entstehen sollen. – Jetzt haben wir gezeigt, was wir von Anfang an vorgehabt haben: Es sind 16 ha an Grünfläche dazu gekommen, die an die Steinhof-Gründe angeschlossen wurden. Wir haben das mit einem großen Fest gefeiert, weil es ja wirklich nicht alltäglich ist, dass eine so große Fläche in einer so dicht besiedelten Stadt wie Wien der Öffentlichkeit zur Nutzung übergeben wird. Ich danke in diesem Zusammenhang auch dem KAV, mit dem wir in dieser Angelegenheit wirklich sehr gut kooperieren. Ich glaube, dass das wirklich ein toller und großer Schritt war, der beweist, dass die vielen Diskussionen, Modelle und Angstszenarien, die hier in den Raum gestellt wurden, wirklich nicht der Realität entsprochen haben! (Beifall bei der SPÖ.)
Das Klimaschutzprogramm wurde auch schon einige Male angesprochen, und ich möchte wirklich ein bisserl aus dem Vergleich mit dem Bund zitieren. Herr Kollege Stiftner hat nämlich gesagt, dass wir da so schlecht liegen, dass das Papiertiger sind und so weiter und so fort. 

Herr Kollege Stiftner! Schauen Sie sich einmal an, wo ganz Österreich diesbezüglich in der Europäischen Union liegt! – Österreich ist Schlusslicht in der Europäischen Union! Wissen Sie aber, wo Wien im Vergleich mit den Bundesländern liegt? Wir in Wien haben die allergeringsten Pro‑Kopf‑Emissionen von ganz Österreich, und das noch dazu in einer Großstadt! Das soll uns einmal jemand nachmachen, das soll uns wirklich einmal jemand zeigen! Ich meine, dass wir da wirklich sehr viel erreicht haben!

Mit dem KliP wollten wir damals 2,6 Millionen Tonnen einsparen. Wir sind mittlerweile schon bei 2,4, das heißt, wir haben wirklich schon einiges erreicht. Das bedeutet aber überhaupt nicht, dass wir jetzt die Hände in den Schoß legen und sagen: Wir sind ja so toll! Ganz im Gegenteil: Wir bemühen uns, jetzt schon Vorarbeiten für das KliP II zu leisten, damit wir mit dem Klimaschutzprogramm bis zum Jahr 2020 weiter machen können, damit es einen nahtlosen Übergang gibt.

Ich glaube, genau so sollte man es machen! Und ich finde es ein bisserl schade, wenn ein Programm, das wir hier gemeinsam beschlossen haben und das auch gemeinsam umgesetzt wurde, im Rahmen des Rechnungsabschlusses dann schlechtgeredet wird. Ich glaube, das hat sich das KliP nicht verdient und das haben sich auch die Maßnahmen, die wir gemeinsam umgesetzt haben, wirklich nicht verdient! (Beifall bei der SPÖ.)
Betreffend Biodiesel möchte ich jetzt einmal aufklärend wirken. Es wird hier immer behauptet, dass die Stadt Wien null Prozent Biodiesel einsetzt. – Das stimmt so selbstverständlich nicht! Wir verwenden nämlich, genauso wie alle anderen, auch einen Treibstoff, dem Biodiesel beigemischt wird. Dass wir keinen puren Biodiesel verwenden, liegt auf der Hand, denn das wird auch von den Fahrzeugherstellern nicht zugelassen. Dafür übernimmt nämlich niemand mehr die Haftung, weil Biodiesel sehr aggressiv ist und die Dichtungen angreift, wie ja inzwischen möglicherweise bekannt ist. Aber ich möchte es jedenfalls unter „Mythen und Märchen“ einreihen, dass die Stadt Wien null Prozent Biodiesel verwendet! Das stimmt selbstverständlich nicht! Wir verwenden, wie alle anderen auch, einen gewissen Anteil an Biodiesel, der beigemischt ist.

Außerdem haben Sie von 136 Millionen EUR Überschuss gesprochen. – Die hätte ich sehr gern, das kann ich Ihnen sagen! Ich kann allerdings nicht nachvollziehen, wo Sie diese Phantasiezahl im Budget entdeckt haben. Ich konnte sie im Rechnungsabschluss leider nirgends entdecken. Ich wüsste schon noch ein paar gute Projekte, die ich damit gerne umsetzen würde! Das können Sie mir glauben!

Nur zwei Zahlen dazu: Gerade bei der MA 30 – Wien Kanal –, hinsichtlich welcher Sie auch von horrenden Überschüssen gesprochen haben, haben wir eine 
Kostendeckung von 102 Prozent. Bei der MA 48 haben wir im Rechnungsabschluss ein Defizit von 53 Mil-
lionen EUR ausgewiesen, und wie man da auf einen Überschuss von 136 Millionen kommen kann, ist mir, ehrlich gesagt, ein Rätsel! Sie werden es mir möglicherweise irgendwann einmal vorrechnen! Bis jetzt konnten Sie den Wahrheitsbeweis in diese Richtung aber noch nie antreten!

Allerdings sind wir das von Ihnen, Herr Kollege Stiftner, ja schon ein bisschen gewohnt! Sie haben ja auch schon einmal vom Müllkollaps in Wien gesprochen. Da haben dann alle Leute aus dem Fenster geschaut und gefragt: Wovon spricht dieser Mann eigentlich? 

Wien ist wunderbar. Es ist im internationalen Vergleich sehr sauber. Wo bleibt da der Müllkollaps? Der Müll wird von der Müllabfuhr ordentlich und pünktlich abgeholt. Ich glaube, es ist sehr wichtig, dass man solchen Botschaften manchmal ein bisschen mit der Realität vergleicht, denn sonst wird man letztlich von den Menschen nicht ernst genommen! Zur Behauptung, dass Wien vor dem Müllkollaps steht, ist der freundlichste Kommentar, der mir dazu einfällt: Das ist lächerlich! Mir würden auch noch unfreundlichere Dinge einfallen, die sage ich hier jetzt aber nicht. 

Betreffend Altlasten möchte ich Sie darauf hinweisen, dass es natürlich einen Grund gibt, warum die Investitionen in diesem Bereich zurückgehen: Weil wir die meisten Altlasten bereits fertig saniert haben, und dann geht natürlich die Investitionssumme zurück! Wir haben noch eine große Altlast, nämlich die „Shell – Pilzgasse“, die aber mittlerweile auch kurz vor der Fertigstellung steht. Deswegen warne ich Sie gleich vor: Im nächsten Jahr wird es noch weniger Mittel für Altlasten geben, weil wir die großen Kriegsaltlasten bereits alle erledigt haben. Das erwähne ich jetzt, damit Sie sich geistig schon auf den nächsten Rechnungsabschluss einstellen können. 

Herr Kollege Stiftner! Bei dieser ganzen Debatte gehen mir halt immer Vorschläge von Ihrer Seite ein wenig ab! Sie kritisieren zwar, was wir falsch machen, und fordern ein, was wir angeblich nicht tun, aber konkrete Vorschläge der ÖVP betreffend Umweltpolitik kann man wirklich mit der Lupe suchen! Daher lade ich Sie ein, für die Zukunft wirklich konstruktiv an der Umweltpolitik in dieser Stadt mitzuwirken! (GR Dipl‑Ing Roman Stiftner: Gehen Sie bei unseren Anträgen mit!) Wir sind nach allen Seiten hin jederzeit gesprächsbereit. Wir haben auch mit den GRÜNEN einige gute rot-grüne Projekte in diesem Bereich gemacht. Von der ÖVP kommt dann immer nur ein „Njet!“, und dann wird kritisiert. Das ist halt einfach ein bisschen zu wenig!

Wir haben im Jahr 2006 in der Umweltpolitik einige große Projekte umgesetzt. Auf Grund der fortgeschrittenen Stunde werde ich Sie jetzt nicht mit einem detaillierten Katalog konfrontieren, sondern einfach ein paar Highlights herausnehmen, die, glaube ich, wirklich sehr gut waren. Das Biomassekraftwerk ist bereits erwähnt worden. In Mauer haben wir ein Trinkwasserkraftwerk eröffnet, das tausend Haushalte mit Ökostrom versorgt. Wir haben die Solarförderung wirklich sehr massiv ausgebaut und haben dafür gesorgt, dass die Solarenergie wirklich bei jenen ankommt, die sie benötigen. Es gab intensive Beratung und eine Verdoppelung in diesem Jahr. In Summe gab es insgesamt einen Anstieg um 89 Prozent.

Wir haben die Bioforschung Austria, ein eigenes Bioforschungsinstitut, gegründet. Die Stadt Wien verfügt als einzige Stadt und auch als einziges Bundesland über eine solche Forschungseinrichtung. – Auch das ist ein Meilenstein! Das Biosphärenparkgesetz, das die Grundlage für den Biosphärenpark bildet, ist beschlossen worden, und auch im Luftreinhaltungsbereich sind uns mehrere wirklich große Würfe gelungen. Die OMV investiert 140 Millionen EUR in neue Filter im Bereich SO2 und im Bereich NOX, was sich natürlich auf die Luftqualität der Stadt ganz massiv auswirken wird. Das ist eine massive Investition in den Umweltschutz und wirklich ein großer Brocken! Außerdem haben wir die Partikelfilterpflicht für Offroad-Geräte vorgeschrieben und auch noch etliche andere Maßnahmen im Feinstaubbereich gesetzt.

Wenn ich mir jetzt einen kleinen Schwenk erlauben darf, möchte ich sagen: Es ist schon lustig, dass dann, wenn wir gute Feinstaubwerte haben, natürlich das Wetter, der liebe Gott oder sonst irgendwer daran schuld ist, dass aber immer dann die Umweltstadträtin schuld ist, wenn die Feinstaubwerte schlecht sind. Herr Kollege Stiftner! Irgendwann muss man sich schon ein bisschen entscheiden! Man kann nicht immer nur die schlechten Dinge mir umhängen und die guten irgendjemandem anderen zum Ruhm gereichen lassen: Da muss es ein Entweder-Oder geben! 

Wir haben den Wiental-Sammelkanal im letzten Jahr fertiggestellt. Auch das ist für den Gewässerschutz und für die kommenden Generationen wirklich ein Meilenstein und eine - wie ich glaube – sehr gute Investition. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf alle wirklich einladen, auch in Zukunft zumindest bei einigen Projekten mitzuwirken, damit wir gemeinsam für den Umweltschutz in dieser Stadt etwas voranbringen! Wir sind auf jeden Fall offen und gesprächsbereit. – Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zur Geschäftsgruppe Umwelt liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales, wobei ich vorschlage, die Postnummer 2 – Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund für das Jahr 2006 – gemeinsam mit der Postnummer 1 zu verhandeln. Die Abstimmung über den Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt und den Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund wird jedoch getrennt vorgenommen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall.

Ich darf daher die Damen und Herren des Gemeinderates ersuchen, in der vorgeschlagenen Form vorzugehen. 

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm. Redezeit: 25 Minuten.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Die Zeit ist relativ fortgeschritten, nach mir sind noch einige Redner an der Reihe, deswegen werde ich versuchen, es kürzer zu machen.

Auf zwei Punkte möchte ich kurz eingehen, und zwar einerseits auf das Defizit des Krankenanstaltenverbundes und andererseits auf die unserer Meinung nach sinkende Dotation des Fonds Soziales Wien.

Das Defizit der Wiener Spitäler ist auch im letzten Jahr stark gestiegen. So ist der Betriebskostenzuschuss für den Krankenanstaltenverbund von 549 Millionen EUR im Jahr 2005 auf 590 Millionen EUR im Jahr 2006 gestiegen. Dieser Zuschuss zur Abdeckung des Defizits hat sich damit im letzten Jahr um 41 Millionen EUR erhöht. Das Defizit der Wiener Spitäler ist deshalb bereits außer Kontrolle geraten, und diese Explosion des Defizits im Krankenanstaltenverbund geht zu Lasten der Investitionen: Weil das Defizit stark gestiegen ist, konnten die Investitionen im letzten Jahr nur um 1 Million EUR ausgeweitet werden. Wichtige Investitionen etwa im Bereich der Pflegeheime sind natürlich auf der Strecke geblieben. Und das von Bgm Häupl abgegebene Versprechen hinsichtlich einer Pflegemilliarde konnte wegen des Defizits 2006 auch nicht eingelöst werden.

Meine Damen und Herren! Insgesamt reichen die Investitionen des Krankenanstaltenverbundes nicht einmal aus, um die Substanz der Spitäler zu erhalten! Das neue Finanzierungsabkommen 2006 bis 2009 führt damit zu einem Kaputtsparen unserer Spitäler. Die Spitalsfinanzen sind in einer Krise, eine wirtschaftliche Sanierung ist nicht in Sicht. Das ist insofern besonders tragisch, weil Wien einen Ruf zu verteidigen hat, da unsere Spitäler grundsätzlich einen sehr guten Ruf haben. Das Traurige ist, dass man in dieses Gebiet so wenige Mittel steckt.

Meine Damen und Herren! Zweitens möchte ich den Fonds Soziales Wien ansprechen. Aus einer Gegenüberstellung mit dem Voranschlag geht hervor, dass die Mittel des Fonds im Budgetvollzug gekürzt wurden. Waren im Voranschlag noch 534,8 Millionen EUR veranschlagt, so weist der Rechnungsabschluss nur mehr eine vergleichbare Gesamtdotation von 532 Millionen EUR aus. Die Gesamtmittel des Fonds inklusive Sucht‑ und Drogenkoordination wurden somit im Budgetvollzug 2006 um 2,8 Millionen EUR gekürzt. Eine Bereinigung um die Ausgliederung der Sucht- und Drogenkoordination zeigt, dass die Budgetmittel des Fonds auch heuer gekürzt werden. 2007 werden zwar die Mittel für die Sucht- und Drogenkoordination von 5,4 auf 14,3 Millionen deutlich aufgestockt, für den Fonds selbst werden hingegen im heurigen Jahr weniger Mittel von der Stadt zur Verfügung gestellt. So sinkt die Dotation aus dem Wiener Budget von 523,1 Millionen laut Rechnungsabschluss 2006 auf nur mehr 520,5 Millionen im Voranschlag 2007. 

Im heurigen Jahr wird somit die Dotation des Fonds Soziales Wien aus dem Wiener Budget um 2,6 Mil-
lionen EUR gekürzt. Im Jahr 2007 drohen daher Leistungskürzungen im Sozialbereich und/oder auch Gebührenerhöhungen auf Kosten der Kranken und Behinderten. Wir werden am Mittwoch als zentrales Thema die Pflege haben, deswegen werde ich mich zu diesem Thema jetzt nicht verbreiten. 

Sie wissen unsere Kritik, die Konstruktion des Fonds Soziales Wien wurde bewusst so gewählt, um die Budgethoheit des Wiener Gemeinderats auszuschließen und sie der Kontrolle der Oppositionsparteien zu entziehen. Wir fordern seit Langem, dass die Zahlen rechtzeitig vorgelegt werden. Man sollte ein Budget in Zukunft Anfang November und den Jahresabschluss Anfang Juni präsentieren. Den Zettel haben wir heute bekommen. Wir kriegen das praktisch immer am Tag des Rechnungsabschlusses, um eine seriöse Vorbereitung hintanzuhalten.

Wenn man sich das jetzt anschaut, ist die Kontrolle der Opposition eine Sache, aber etwas, was ich wirklich nicht verstehen kann, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, ist, dass Sie diese Kompetenzen überhaupt aus Ihrer Hand gegeben haben, sozusagen aus dem normalen Budget herausgegeben haben. Sie nennen sich Sozialisten. Was ist denn die Kernkompetenz eines Sozialisten? - Das Soziale und alles, was sozial ist. Krankenanstaltenverbund, Fonds Soziales Wien sind ausgelagert in eine Struktur, die nach marktwirtschaftlichen, privatwirtschaftlichen Kriterien, also nicht nach sozialen Kriterien funktioniert, sondern dem Markt folgen muss. Das ist für uns als soziale Heimatpartei unverständlich! Das ist ein Verständnis von sozial und von Solidarität, das wir nicht tragen können, meine Damen und Herren! Wenn ich dann Unterlagen von der Arbeiterkammer kriege, „Stadt der Menschen, Strategie gegen Armut und soziale Ausgrenzung", ist das alles nur Papier, meine Damen und Herren! 

Wir sind auch im Gesundheits- und Sozialausschuss. Nur eineinhalb Jahre nach der Wahl sind alle Wahlversprechen, die Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, abgegeben haben, gebrochen worden! Das heurige Belastungspaket und jenes aus 2006 beweisen diesen gigantischen Wahlschwindel! War das Belastungspaket von Bgm Häupl schon 2006 äußerst unsozial, wird es 2007 noch unsozialer, weil in diesem Jahr schon nach kurzer Zeit wiederum in jenen Bereichen von Ihnen erhöht wird, wo es um Alltagskosten geht, also um die, wo früher, als es noch eine blau-schwarze Regierung gegeben hat, die jetzige Frau Vizebürgermeisterin gesagt hat, auf Kosten der Ärmsten der Armen wird hier gespart. Genau das passiert hier in Wien, im sozialistischen, im sozialen Wien! Da werden Kosten erhöht, denen man sich nicht entziehen kann und wo die untersten Einkommensschichten am härtesten getroffen werden! Durch das heutige Belastungspaket wird nicht nur das Wohnen in Wien im Jahr um 400 EUR teurer, auch die Mobilität der Bürger wird um 150 EUR mehr belastet und bedenklicherweise die Attraktivität des öffentlichen Verkehrs gerade im Hinblick auf den Klimawandel eingeschränkt. Das Belastungspaket 2006/2007, meine Damen und Herren, trifft damit die kleinsten Einkommen in den zentralsten Lebensbereichen am härtesten! Das ist Ihre gelebte Sozialpolitik! 

Lassen Sie mich ein paar Beispiele geben, damit das nicht nur so allgemein dahin gesagt ist, sondern ganz konkrete Beispiele, was ich damit meine:

Die Erhöhung des Kostenbeitrags für die Patienten in den Wiener Spitälern per 1. Jänner 2006.

Die Erhöhung der Pflegegebühren in den Wiener Spitälern per 1. Jänner 2006.

Die Erhöhung der Ambulatoriumsbeiträge in den Wiener Spitälern per 1. Jänner 2006.

Die Erhöhung der Strompreise in Wien per 1. März 2006 um 5 Prozent.

Die Erhöhung der Gaspreise in Wien per 1. März 2006 um 17 Prozent.

Die Erhöhung der Müllgebühren in Wien per 1. März 2006 um 20 Prozent.

Die Erhöhung der Kanalgebühren in Wien per 1. März 2006 um 28 Prozent.

Die Erhöhung des Wiener Kulturförderungsbeitrags per 1. Juni 2006 um 34 Prozent.

Die Erhöhung der Gebühren am Großmarkt Wien Inzersdorf um 15 Prozent per 1. Juni 2006.

Die Erhöhung der Gebühren für die Marktstandler auf den Wiener Märkten per 1. Juni 2006 um bis zu 30 Prozent.

Die Erhöhung der Gebühren für die Gastronomiebetriebe am Naschmarkt um 45 Prozent per 1. Juni 2006.

Die Erhöhung des Gaspreises, schon zum zweiten Mal, denn der wird jedes Jahr erhöht - wo es um die Notwendigkeiten geht, wo keiner ausweichen kann, wird bei uns in Wien praktisch jedes Jahr erhöht -, ab 1. Jänner 2007 um weitere 5 Prozent.

Die Erhöhung des Strompreises in Wien mit 1. Jänner 2007 um weitere 6 Prozent.

Die Erhöhung der Kehrtarife der Rauchfangkehrer ab 1. Jänner 2007. 

Die Erhöhung der Pflegegebühren in den Wiener öffentlichen Krankenanstalten mit 1. Jänner 2007.

Die Erhöhung des Spitalkostenbeitrags in den Wiener Spitälern ab 1. Jänner 2007.

Die Erhöhung der Ambulatoriumsbeiträge per 1. Jänner 2007 um 7 Prozent.

Die Erhöhung der Gebühren der Wiener Rettungs- und Krankentransportgesellschaft per 9. Jänner 2007 um 7 Prozent.

Die Erhöhung der Tarife der städtischen Bäder, Tageskarte, per 1. Mai 2007 um 12 Prozent.

Die Erhöhung der Tarife der Wiener Linien per 1. Juni 2007, ganz etwas Neues, Jahreskarte um 9,8 Prozent, Monatskarte um 10 Prozent, Wochenkarte um 12 Prozent, Einzelfahrschein um 13,3 Prozent.

Die Erhöhung der Abschleppgebühren per 1. Juni 2007 um 19 Prozent.

Die Erhöhung der Gebühren für die Verwahrung Ihres abgeschleppten Fahrzeugs per 1. Juni 2007 um 17 Prozent.

Die Erhöhung der Preise für Kurzparkscheine per 1. September 2007 um durchschnittlich 50 Prozent.

Und die Erhöhung der Preise für das Parkpickerl, 135 EUR statt 105 EUR, per 1. September 2007 um 29 Prozent, mit gleichzeitiger Ausdehnung der Gültigkeitsdauer.

Das, meine Damen und Herren, ist das, was Sie unter gelebter Solidarität, unter gelebtem Sozialismus verstehen! Das ist etwas, was wir nicht mittragen können! Nachdem schon alle meine Vorredner gesagt haben, dass ein Rechnungsabschluss eine in Zahlen gegossene Politik ist, werden Sie verstehen, dass wir diesen Rechnungsabschluss nicht mittragen können! (Beifall bei der FPÖ.) 

14 Minuten. - Der Kurt Wagner schaut schon so interessiert drein, deswegen werde ich noch kurz auf die Anträge eingehen. (GR Kurt Wagner: Sie hätten am Vormittag zur Generaldebatte reden sollen, Herr Kollege! Das hat mit der Geschäftsgruppe nichts zu tun, Herr Kollege! Was haben Parkgebühren mit Gesundheit zu tun?) - All das, was ich jetzt angeführt habe, hat mit Sozialem zu tun und unser Ausschuss ist Gesundheit und Soziales. (StR Johann Herzog: Das hat die SPÖ vergessen! Das ist ihr Hauptproblem!) Oder ist das Soziale für dich hier nicht mehr wichtig? Da schreit der Arbeiterkämmerer von den Ärmsten in Wien und wenn ich dann über Soziales rede, dann sagt er, das gehört alles nicht hierhin, das gehört ja nicht zur Gesundheit! Aber es macht nichts, wir übernehmen das klaglos von euch!

Ganz kurz zum Abschluss noch zu den Anträgen, die, nehme ich an, größtenteils nach mir eingebracht werden.

Der Antrag betreffend Mangelversorgung stationärer Jugendpsychiatrie sind, glaube ich, zwei Anträge. Dem werden wir zustimmen.

Der SchuldnerInnenberatung der GRÜNEN und der Schuldnerberatung der ÖVP werden wir auch zustimmen.

Dem Wiener Gesundheitsplan werden wir auch zustimmen. 

Dem barrierefreien Umbau von Amtsgebäuden werden wir auch zustimmen.

Dem Vigilanzzentrum in den Apotheken werden wir zustimmen.

Von der Heidi Cammerlander sind zwei Anträge. 200 Mitarbeiter mehr im Sozialbereich. Ja, sie sind überlastet. Ja, wir wollen, dass das besser funktioniert. Mir gefällt aber die Formulierung „200 Mitarbeiter" nicht. Hier hätte ich vielleicht „entsprechende Aufstockung der Mitarbeiter" gesagt, aber nachdem die unmittelbare Abstimmung ist, werden wir dem auch zustimmen.

Ebenso hätte ich nicht „14 Tage" bei der Sozialhilfeauszahlung als apodiktische Forderung hineingeschrieben, sondern „zeitnah". Aber wir wollen, dass es zeitnah ist, deswegen werden wir den 14 Tagen auch zustimmen.

Der Aktivpass nach Linzer Vorbild wird dem Ausschuss zugewiesen. Dieser Zuweisung stimmen wir zu. In dem Linzer Aktivpass gibt es aber nur eine Reduktion bei den Fahrscheinen. In Ihrem Antrag wird die Freifahrt gefordert. Ich weiß nicht, ob ich dafür bin. Das werden wir im Ausschuss diskutieren. Der Zuweisung werden wir jedenfalls zustimmen.

Bei den GehörlosendolmetscherInnen stimme ich auch der Zuweisung zu, wenngleich ich schon gerne erfahren hätte, aber das können wir dann im Ausschuss diskutieren, ob ein derartiger Bedarf gegeben ist, dass bei jeder Aufnahmestation eines jeden Spitals ein Gehörlosendolmetscher fix angestellt wird. Ob das nicht vielleicht zuviel des Guten ist!

Der Grundsicherung stimmen wir nicht zu. Das ist klar. Für uns ist die Grundsicherung sozusagen ein Grundprinzip einer kommunistischen Gesellschaftsordnung, das wir nicht teilen.

Und dem Antrag betreffend Infrastrukturbeitrag am AKH Wien aus den Privathonoraren der Ärzteschaft stimmen wir auch nicht zu. (GRin Dr Sigrid Pilz: Das habe ich mir doch gedacht!) Grundsätzlich bin ich der Meinung, dass der Antrag verfassungsrechtlich überhaupt nicht zulässig ist, weil die Sondergebühren am AKH Dienstrecht sind und laut Verfassungsgerichtshof für eine dienstrechtliche Frage der Bund zuständig ist. Also kann Wien vielleicht Wünsche hinsichtlich eines Infrastrukturbeitrags äußern, aber keineswegs irgendwen auffordern oder verpflichten, weil Sie überhaupt nicht zuständig sind. Es ist auf Grund dieses Verfassungsgerichtshofsurteils zu hinterfragen, das eindeutig feststellt, dass die Sondergebührenabrechnung verfassungsrechtlich völlig in Ordnung ist, nur die Art und Weise wie der Paragraph im entsprechenden Gesetz formuliert ist, nicht in Ordnung ist. Es stellt sich grundsätzlich die Frage, ob das, was Sie bei den Medizinischen Universitäten in Innsbruck und Graz anführen, nicht verfassungswidrig ist, was Sie als positives Beispiel anführen, ob das nicht eigentlich genau das Gegenteil ist. 

Jedenfalls wird dann auch noch ein Infrastrukturbeitrag von mindestens 20 Prozent verlangt, der in den Wiener Spitälern 12 Prozent ist, was mit Sicherheit auf Seiten des Bundes zu einem klinischen Mehraufwand und zu massiven Klagen der Ärzte führt. 

Jedenfalls glaube ich, der Antrag ist nicht zulässig. Wien kann seine Wünsche äußern, das ist natürlich Ihr gutes Recht, wir werden das verhandeln. Ich weiß nicht, was das jetzt konkret sozusagen Sie betrifft, aber wir stimmen ihm nicht zu und dem Rechnungsabschluss ebenso. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. Ich erteile es ihr. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Herr Ebinger, ich habe mir eh gedacht, dass Sie dem nicht zustimmen. Also insofern trage ich es mit Fassung, dass sie nicht dafür sind, dass der Infrastrukturbeitrag im AKH eingehoben werden soll. Was aber diese Forderungen betrifft, sind wir, die GRÜNEN, sicher nicht allein. Das hat schon Herr Direktor Krepler selbst als Ziel nach dem Urteil des VfGH formuliert. 

Wir bleiben gleich beim Thema AKH. Ich habe letzte Woche meine Beschluss- und Resolutionsanträge für diese Sitzung vorbereitet und habe Dinge, von denen ein Teil jetzt von meinem Vorredner zitiert worden ist, formuliert, die mir für die Zukunftssicherung des AKH und für eine Struktur zentral wichtig sind. 

In dem Punkt stimme ich meinem Vorredner zu, die Kompetenzproblematik zwischen Bund und Gemeinde Wien ist ein Ärgernis. Ich bin aber der Meinung, dass man dieses Ärgernis angehen sollte, dass man hier klare Verhältnisse schaffen soll. Ich habe daher die entsprechenden Anträge hinsichtlich des Infrastrukturbeitrags, aber vor allem hinsichtlich der Gründung einer gemeinsamen Betriebsführungsgesellschaft für AKH und Medizinische Universität formuliert. Während ich diese Anträge geschrieben habe, wusste ich noch nicht, wie recht ich habe. Ich freue mich immer, wenn ich recht habe, aber dass ich auf so eine eigentlich sehr traurige Weise recht behalten würde, wie sich jetzt herausgestellt hat, sorgt mich eigentlich und macht mich betroffen. Sie haben vielleicht „NEWS" gelesen, Sie haben vielleicht gestern die Sendung „Im Zentrum" im ORF gesehen und Sie haben vielleicht heute die Sendung „Konkret" verfolgt, zumindest online im Netz, welche Vorwürfe, welche massive Kritik an zwei Spitzenärzten im AKH geäußert wurde. 

Ich kann mich an viele Debatten im Ausschuss, aber auch hier herinnen erinnern, wo die Gesprächskultur immer gleich war. Man wirft den GRÜNEN vor, und das macht auch die Ärztekammer, dass wir sozusagen die Ärzteschaft schlecht machen, dass wir Malversationen vermuten, wo gar keine sind und dass wir vor allem der Ärzteschaft ihr redlich verdientes Einkommen nicht gönnen. Es brauchte den unglaublichen Auftritt in „NEWS" und es brauchte die Darstellung und Klarstellung der Verhältnisse durch das AKH, den AKH-Direktor selbst, damit man hier endlich Klartext reden kann, Klartext, was es bedeutet, wenn man nicht steuert. Und das ist der Sinn und das Ziel meines Antrags, die Steuerung - ich sehe Herrn Direktor Krepler jetzt - endlich in eine Hand zu kriegen. Denn Frau StRin Wehsely, es wird in Zukunft nicht mehr genügen, wenn sich die Gemeinde Wien mit bedauerndem Schulterzucken auf die Position zurückzieht, leider, und ich weiß das wie Sie, liegt die dienstrechtliche Hoheit hinsichtlich der Ärzteschaft im AKH bei der Medizinischen Universität, da kann man halt einfach nichts machen, wenn die tun, was sie wollen beziehungsweise wenn seitens der MUW nicht in dem Ausmaß für klare Verhältnisse gesorgt wird und man kann vor allem nichts machen, wenn man rein gar nichts weiß. 

Das muss man sich vorstellen, für die, die nicht im Gesundheitsbereich arbeiten, da gibt es einen Direktor im AKH, der nicht weiß und es nicht wissen darf, was die Ärzteschaft so tut und was sie vor allem neben der dienstlichen Verpflichtung alles macht. Ich weiß, dass der Herr Direktor Krepler das auch gerne wissen wollte und ich meine, er muss es wissen, denn das AKH, das wissen wir, wird von der Stadt Wien mit erheblichen Summen finanziert und hat vor allem als Zentralkrankenhaus eine zentrale Funktion in der Versorgung der Patienten und Patientinnen. Und dann muss man sich eine Situation vorstellen, wo es der Datenschutz tatsächlich verhindert. Den Datenschutz halten die GRÜNEN sehr hoch, aber der Datenschutz kann nicht dazu, ich sage jetzt, gebraucht, oder in manchen Fällen offensichtlich auch missbraucht werden, dass die Führung des AKH nicht weiß, welche Privathonorare verdient werden, welche Nebenbeschäftigungen ausgeübt werden und welche Interessenverquickungen, die jetzt zutage treten, offensichtlich auch viele Entscheidungsprozesse und vielleicht sogar Studien beeinflussen, wie das jetzt zutage tritt. 

Ich sehe nicht ein und verstehe auch nicht, Frau StRin Wehsely, dass sie und ihre AmtsvorgängerInnen dieser Situation nicht längst ein Ende machen. Sie sind Chefin in einem Haus, in dem Sie offensichtlich nicht das Sagen haben, wo die, die eine der wichtigsten Aufgaben erfüllen, nämlich die Ärzte, meinen, sie können Ihnen nicht einmal mitteilen, ob sie dienstrechtlich im Rahmen dessen, was zulässig ist, aktiv sind oder nicht. 

Ich bin mit meiner Kritik nicht allein. Der Rechnungshof ist wohl unverdächtig politischer Positionierung. Der Rechnungshof sagt seit Jahren, um nicht zu sagen, seit Jahrzehnten, diese Verhältnisse in den Universitätsspitälern und speziell im AKH Wien gehören abgestellt, Nebenbeschäftigungen sind strikt und restriktiv zu regeln. In Innsbruck wird das mittlerweile gemacht. Dort haben nur mehr 25 von habilitierten Spitzenärzten eine Nebenbeschäftigung. In Graz und in Wien sind es, so der Rechnungshof, 366 und einige haben mehrere Nebenbeschäftigungen, bis zu fünf nennt der Rechnungshof. 

Schauen wir uns jetzt den konkreten Fall an. Ich glaube, er hat System. Das ist das Schlimme, dass das System hat, dass man gestern in der Sendung „Im Zentrum" noch sagen kann, man ist in einer Beiratsfunktion, während heute herauskommt, dass es einen Brief des Herrn Prof Leodolter, einer der beiden Spitzenärzte, die hier beschäftigt sind, gibt, der von der Position, man wäre hier nur am Rande oder, wie Huber sagt, als Beirat tätig, abrücken musste. Er sagt, für die, die heute nicht online gelesen haben: „Auf Grund verschiedener Anlaufschwierigkeiten, ..." - er spricht von der Firma Zellmed – „... besteht nun tatsächlich die Gefahr einer Liquidation der Firma, was für uns und unsere Investoren ... " - er meint sich selbst, wenn er von der Firma spricht – „... naturgemäß neben der finanziellen Einbuße auch aus wissenschaftlichen Überlegungen äußerst bedauerlich wäre. Eine mögliche andere Strategie ist zu der, ich gebe zu, sehr offensiven Promotion, weitere Investoren an Bord zu holen, um das Überleben unserer gemeinsamen Idee zu ermöglichen. Diese offensive Strategie ist alles andere als angenehm, aber eine Überlebenshilfe."

Stellen sie sich also vor, da wird eine klinische Studie gemacht, die den wissenschaftlichen Kriterien offensichtlich nicht genügt. Sie ist weder randomisiert noch ist sie doppelblind. Offensichtlich wissen die in der Zellmed engagierten, nicht nur Beiräte, sondern offensichtlich Gesellschafter, wer in der Studie ist. Sie wünschen sich, man möge es, wenn ich das jetzt vermute, nachvollziehen können. Wenn hier sozusagen wirtschaftlich Schwierigkeiten drohen, dann ist man auch froh, wenn die Ergebnisse in die Richtung ausfallen, die man für die eigene Firma braucht. Und dann kommt es offensichtlich zu Publikationen wie jetzt in „NEWS", die weder der Wissenschaft noch einer ordentlichen standesgemäßen ethischen Vorgangsweise von Wissenschaftlern standhalten würden. 

Warum ist das möglich? Warum sind solche Verhältnisse möglich? Weil man offensichtlich nicht weiß, was die Herren und weniger Damen Professoren nebenbei alles tun, in welchen Firmen sie involviert sind, welche Nebenbeschäftigungen sie haben, welche anderen Interessen sie noch verfolgen. Offensichtlich muss der Tag eines Spitzenmediziners mehr als 24 Stunden haben, denn sonst könnte es nicht sein, dass man im Hause wirkt, dass man Privatpatienten hat, dass man eine Privatordination führt und dass man, wie in einem Fall, auch noch eine Hormonambulanz hat, im zweiten ist man Präsident einer noblen Privatklinik, im dritten Fall ist man sowieso Abteilungsleiter an zwei Häusern der Gemeinde Wien. Privatordinationen hat fast jeder und man weiß offensichtlich nicht mehr, welchen Hut man zur Stunde aufhat. 

Das wissen vor allem die Patientinnen und Patienten nicht. Ich will mir nicht vorstellen, wie es jemandem geht, der verzweifelt ist, weil er Krebs hat. Ich will mir nicht vorstellen, was es heißt, wenn man Teilnehmer oder Teilnehmerin dieser fragwürdigen Studie ist und meint, man ist nach allen Regeln der klinischen Kunst, nach allen Regeln der wissenschaftlichen Standards, die in einer medizinischen Universität zur Anwendung kommen sollten, behandelt worden und nicht etwa in einer Studie, die offensichtlich nur dazu dargetan ist, um die Überlebensfähigkeit einer Firma sicherzustellen. Man ist verzweifelt und man glaubt den Ärzten. Und man ist verzweifelt und liest in „NEWS", dass es eine neue bahnbrechende Wunderwaffe gibt, einen Quantensprung, was nicht noch alles hier versprochen wurde, und man wendet sich an die Professoren, denn man glaubt ja, man hat es hier mit gesicherter Wissenschaft zu tun, mit dem Ruf des AKH, von dem die Herren Professoren, was ihre Reputation betrifft, leben und findet sich sozusagen als Patient einer fragwürdigen Studie aus noch fragwürdigeren privatwirtschaftlichen Interessen wieder. Das ist ein Augiasstall und Augiasställe gehören ausgeräumt!

Offensichtlich ist die Taktik, sich aufeinander auszureden, jetzt nicht mehr länger zu halten. Ich weiß, Frau Stadträtin, und ich weiß, Herr Direktor vom Krankenanstaltenverbund, Sie können keine Disziplinarverfahren verhängen. Ich bin schon froh, dass sich Herr Direktor Kepler, zwar mit sehr moderaten Worten, aber dazu bekannt hat, dass es eine interne Revisionsprüfung gibt. Aber dass es so ist, dass man offensichtlich hinnehmen muss, dass die dienstrechtlichen Konsequenzen der eigenen Handlungsfähigkeit völlig entzogen sind, dass man das seit Jahren hinnimmt, halte ich ab nun für absolut unerträglich!

Der Beschluss- und Resolutionsantrag, den ich letzte Woche, nicht wissend, wie aktuell er sein wird, formuliert habe, bezieht sich genau auf die Aufhebung dieses Missstands. Er bezieht sich darauf, dass es hoch an der Zeit ist, die ohnehin schon diskutierte Betriebsführungsgesellschaft zwischen AKH und Medizinischer Universität endlich in die Tat umzusetzen. Ich weiß, dass darüber geredet wird. Ich weiß von meiner Podiumsdiskussion zu den Privathonoraren, dass die Medizinuniversität das auch tatsächlich will. Das hat der zuständige Leiter der Rechtsabteilung expressis verbis gesagt. Ich verstehe nicht, warum man es nicht macht. Der Vorteil dieser gemeinsamen Betriebsführungsgesellschaft ist der, dass die Führung in einer Hand wäre, dass man nicht sagen kann: „Tut mir leid, ich bin zwar als ärztlicher Direktor für die medizinische Versorgung der Bevölkerung zuständig, aber den Ärzten, denen ich als Direktor eigentlich vorstehen müsste, kann ich recht wenig auf die Finger schauen.", dass diese Verhältnisse ein Ende haben, dass die Stadt und die Medizinische Universität dieses unglaubliche Datenschutzspektakel endlich beenden, dass die Führung weiß, wer was macht und dass die Führung auch Grenzen setzen kann. Darum geht es! 

Nebenbeschäftigungen, die eine Gemengelage von privaten Interessen, von öffentlichen Aufgaben, von der Reputation des Hauses, von wirtschaftlichen Kalkülen zulassen und darauf bauen, dass alle heilig sind, was offensichtlich nicht der Fall ist, müssen strukturell unterbunden werden! Da wird es Leute geben, die das nicht wollen, aber es muss eine Führung geben, die das verordnet! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Nebenbeschäftigung restriktiv zu handhaben, heißt, dass man zeitlich klare Grenzen setzt, dass man nachweislich unterscheiden muss zwischen dem, was man im Rahmen privater Ordinationstätigkeit oder anderer Involvierung in private Firmen tut und ob das überhaupt mit der eigenen Aufgabe vereinbar ist. Die Verwunderung, die jetzt allenthalben geäußert ist, ist in jeder Hinsicht unangebracht, denn Sie erinnern sich so gut wie ich, wenigstens die Handelnden im Gesundheitsbereich, dass der Rechnungshof als Beispiel die Gebarung am Institut für Pathologie durchleuchtet hat. Man hat dort vergleichbare Verhältnisse gefunden. Dort wurden in großem Stil im Rahmen einer Privatordination Aufträge abgewickelt, die vorher lange im AKH abgewickelt wurden. Nachdem das Kalkül für die Einkünfte der Ärzteschaft nach Abschaffung der Ambulanzgebühren nicht mehr gut genug war, hat man die Betreuung der Ordensspitäler schlicht und einfach in die Privatordination verlegt, macht dort große Untersuchungen, Laborarbeiten, die, so der Rechnungshof, dem Umfang eines Universitätsinstitut in nichts nachstehen. Zwei Drittel der Ärzteschaft aus dem Institut für Pathologie werken für den eigenen Chef in seiner Privatordination, hat der Rechnungshof festgehalten. 

Ich habe dann bei der zuständigen Rechtsabteilung des Magistrats eine Anfrage gestellt, wie denn das überhaupt geht, dass man in einer Privatordination so eine Unzahl von Ärzten beschäftigt. Eine Privatordination ist gemeinhin der Sitz eines einzelnen Arztes, der sich bei Urlaub und Krankheit vertreten lassen kann. Man ist hingegangen, man hat nachgeschaut und hat mir mitgeteilt, es handelt sich um kein Ambulatorium, aber man hat offensichtlich die Verhältnisse nicht so weit untersucht, dass man hier feststellen könnte - ich wurde nicht von einem entsprechenden Ergebnis informiert -, dass man das rege Treiben der Ärzteschaft aus dem AKH unterbinden würde. Die Betriebsgesellschaft könnte der einzelne Besen sein, den es braucht, oder um im Bild des Augiasstalls zu bleiben, der Fluss sein, der durch den Stall geleitet wird.

Frau Stadträtin, ziehen Sie sich nicht mehr auf die Position zurück, dass man da leider nichts machen kann, das nicht Ihr Job ist! Die Ärzte sind MUW-Business, die Patienten und Patientinnen sind Ihr Business und die Patienten und Patientinnen sind im konkreten Fall zutiefst verunsichert! Sie sind zu Recht verunsichert und müssen sich fragen, ob sie dem Titel Professor und dem guten Namen des AKH trauen können. 
Ich bringe daher die beiden Beschluss- und Resolutionsanträge ein. 

Der eine bezieht sich auf den Infrastrukturbeitrag im AKH. Es wäre möglich, dass man durch privatrechtliche Verträge die Abführung dieses Beitrags auch von den Bundesärzten möglich macht. Das wird in anderen Bundesländern auch so gemacht. Sie brauchen also nicht zu meinen, dass Sie hier keine Handlungsmöglichkeiten hätten.

Der zweite bezieht sich auf die Betriebsführungsgesellschaft. Ich möchte, dass Sie uns einen Statusbericht vorlegen, wie weit die Gründung vorangeschritten ist, welche Maßnahmen strukturell und legistisch hier erfolgt sind, den Status der quantitativen und qualitativen Leistungsabgrenzung und die offenen Verhandlungspunkte mit der MUW. Und ich möchte einen Zeitplan für die Realisierung der Betriebsgesellschaft, denn ich meine, es ist an der Zeit, dass Sie sich nicht mehr auf dem Kopf herumtanzen lassen und nicht mehr auf Kosten und zu Lasten der Patienten und Patientinnen solche Verhältnisse dulden.

Ich bleibe beim AKH mit meinem weiteren Antrag. Er bezieht sich auf die Apotheke. Vielleicht habe ich ihn jetzt schon hergegeben, das könnte sein. Ist die Vigilanz dabei? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich weiß nicht.) Oder habe ich ihn da noch irgendwo? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Da ist er!) Ja, genau! Geben Sie ihn mir bitte noch einmal. - Danke schön. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Bitte schön!) Er ist nur eine Seite, deshalb ist er gleich mitgewandert. Es geht um die Dokumentation von Zwischenfällen bei der Medikamentenverabreichung. Es macht Sinn, das auch in den Apotheken des KAVs zu etablieren.

Ich beantrage die Zuweisung an den Ausschuss. 
Das war die aktuelle, die größte, die schlimmste Baustelle im Gesundheitswesen der Stadt. 

Ich komme jetzt noch auf zwei Bereiche und beschränke mich aus Zeitgründen auf den Krankenanstaltenverbund. Ich habe nur mehr sechs Minuten. Es geht um die Mangelversorgung der Spitzenmedizin, Spitzen hin oder her, die es in vielen Bereichen der Versorgung der Patienten und Patientinnen in Wien noch gibt. Ich beziehe mich auf die stationäre Jugendpsychiatrie. Das ist kein Thema, mit dem man in „NEWS" als Retter der Kranken und der Menschheit auf den Titel kommt. Aber es ist eine wichtige, zentrale Aufgabe und es handelt sich um eine Bevölkerungsgruppe, die oft sehr im Eck steht. Jugendliche, die psychisch krank sind, sind nicht die herzigen armen Kleinen, sondern sind oft die Schwierigen, die Vergessenen. 

Eine diese Gruppen ist am Rosenhügel in der neuropsychiatrischen stationären Jugendpsychiatrie untergebracht. Die Zustände dort sind für das Personal am Rande des Erträglichen. Die Ressourcen fehlen. Die Ärzteschaft hat auf der Führungsebene in den letzten Monaten immer wieder von Kündigung, von Jobwechsel gesprochen. Wenn es gelungen ist, und ich schaue die Frau Direktor Herbek an und weiß, dass Sie sich persönlich sehr eingesetzt haben, dieses Abwandern nach Niederösterreich abzufangen, dann freue ich mich, aber es braucht sozusagen nicht nur die Notmaßnahme in letzter Sekunde, sondern es braucht strukturelle Maßnahmen. 

Stellen Sie sich vor, ich will es mir kaum vorstellen, aber stellen Sie sich vor, Sie sind Mutter eines kleines Schulphobikers, der sechs oder sieben ist, sich irrsinnig fürchtet, stationär aufgenommen werden muss, dann zusammen mit einem 17-jährigen drogenkranken Patienten im Zimmer ist und vielleicht sieht, und das war auch der Fall, das hat mir eine Mutter geschildert, wie Zwangsmaßnahmen an diesem für ihn großen, erwachsenen Zimmergenossen vorgenommen werden. Ob der weniger phobisch nach Hause geht, als er hineinkommt, scheint sehr die Frage zu sein. Die Ärzteschaft hat, und das halte ich für ganz besonders riskant oder besorgniserregend, davon gesprochen, dass die State-of-the-Art-Behandlung nicht sichergestellt sein kann unter Bedingungen der räumlichen und Ressourcengrenzen, die dort vorzufinden sind. Es ist schwierig, wenn man Jugendliche hat, die in ihre Krisen agieren und vielleicht auch gewalttätig sind - all das kommt vor -, wenn die zusammen mit kleinen Kindern sind, die Zuwendung und vor allem Schutz brauchen. 

Es braucht in Wien zwei weitere Abteilungen für Jugendpsychiatrie. Es kann nicht so sein, dass im Otto-Wagner-Spital und in der Erwachsenenpsychiatrie die Kinder und Jugendlichen schlicht aus Platzmangel untergebracht werden, aus Mangel an Aufnahmekapazität.

Das Letzte will ich Ihnen auch nicht vorenthalten. Es hat sich bei mir eine Mutter gemeldet, die bei mir gesessen ist und wirklich tief geschluchzt und geweint hat. Vor einigen Jahren hat ihr damals 16-jähriger Sohn an tiefer Depression gelitten. Sie wollte ihn in der Kinder- und Jugendpsychiatrie im AKH, am Rosenhügel, schlussendlich im Otto-Wagner-Spital unterbringen. Er ist überall abgewiesen worden, weil Freitag war und alles voll war. Dann ist ihr Sohn aus dem Fenster gesprungen. Er hat einen Selbstmordversuch gemacht. Sein Leben konnte nur dank der Kunst von beherzten Ärzten gerettet werden. Seither ist er Dauergast in psychiatrischen Einrichtungen. Diese Frau ist verzweifelt am Leben und verzweifelt an der Hoffnung, was es überhaupt geben kann und wie es zugelassen werden kann, dass Kindern so mitgespielt wird. 

Es krankt nicht nur an den mangelnden Aufnahmekapazitäten, sondern es krankt auch an der Nachsorge. Es krankt daran, dass sich das Amt für Jugend und Familie nobel oder unnobel, eher unnobel, zurückzieht aus der Versorgung, aus der Nachsorge durch psychiatrisch-therapeutische Wohngemeinschaften, die es dringend braucht und die oft diagnostisch initiiert werden, im konkreten Fall bei einem schwierigen Jugendlichen, der über ein Jahr lang am Rosenhügel wohnt, schlicht und einfach, weil keine Institution für ihn gefunden werden konnte, die ihn mit seinen zugegeben großen Verhaltensschwierigkeiten aufgenommen hat. Es gab und gibt eine Dienstanweisung des Amts für Jugend und Familie, dieses Kind nicht aufzunehmen, eine stationäre neuropsychiatrische Akuteinrichtung ist kein Wohnort für noch so schwierige Kinder.

Ich weiß, dass es hier Kompetenzabgrenzungen zwischen der Frau VBgmin Laska und der Frau StRin Wehsely gibt. Daher gehen meine Anträge, diese Mangelversorgung sofort und schleunigst abzuwenden, an beide führenden Politikerinnen. 

In einem Fall ersuche ich die Frau StRin Wehsely, unbedingt alle Maßnahmen zu ergreifen, um den Mangel in der jugendpsychiatrischen stationären Versorgung abzustellen, zwei weitere Abteilungen in Wien für die Grundversorgung einzurichten und den Rosenhügel mit den nötigen Ressourcen auszustatten.

Im zweiten Antrag fordere ich von der zuständigen Stadträtin und Vizebürgermeisterin, das Amt für Jugend und Familie in die Pflicht zu nehmen, die Aufgaben in der Nachsorge der Psychiatrie auch wahrzunehmen. 

Ich bitte Sie, den Anträgen zuzustimmen. Im Übrigen bleibt dann noch zu sagen, wir stimmen dem Rechnungsabschluss, sowohl der Unternehmung Krankenanstaltenverbund als auch der Stadtregierung, nicht zu. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau VBgmin Brauner hat heute gesagt, ein Budget und ein Rechnungsabschluss sind in Zahlen und Tabellen gegossene Politik, ein Budget zeigt den Gestaltungswillen einer Stadt, ein Rechnungsabschluss zeigt die Umsetzungskompetenz und dieser Rechnungsabschluss, sehr verehrte Damen und Herren, ist der Nachweis, wie erfolgreich Sie die Politik in der Praxis realisiert haben. Sie hat dann aber auch gesagt, die Sozialhilfeempfänger in Wien sind deutlich mehr geworden. Ich behaupte, sie sind zuviel geworden! (Beifall bei der ÖVP.) 

Obwohl das heute schon einige Male gesagt wurde, kann ich es mir nicht ersparen, es noch einmal zu sagen, es ist der Beweis einer falschen Beschäftigungspolitik und einer fehlgeleiteten Bildungspolitik in dieser Stadt! Denn, meine Damen und Herren, eine gute Wirtschaftspolitik ist die beste Sozialpolitik und auch die beste Arbeitsplatzpolitik! (Beifall bei der ÖVP.)
Die hohe Arbeitslosigkeit in Wien zeigt Ihre mangelnde Wirtschaftskompetenz! Das haben Sie, meine Damen und Herren von den Sozialdemokraten, zu verantworten, weil Sie regieren allein in dieser Stadt! Leider, sage ich! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie sind verantwortlich dafür, dass es die höchste Arbeitslosenrate in Wien gibt! Wenn Herr Klubobmann Oxonitsch heute bei 8 Prozent gefunden hat, das sei eh schon positiv, weil es besser geworden ist, dann kann ich nur sagen, das ist ein Hohn! Wenn man sich anschaut, in Oberösterreich 3 Prozent, in Wien 8 Prozent, dann hat es auch weitere Auswirkungen, wenn ich an die Gebietskrankenkassa denke, wo es immer wieder heißt, in Wien Defizite, und es sind auch Defizite, in Oberösterreich hingegen ist ein Plus. Klar, wenn es viele Arbeitslose gibt, dann gibt es auch weniger Einnahmen und das schlägt sich natürlich auch hier nieder. (GR Kurt Wagner: Frau Kollegin Korosec!) - Sagen Sie mir nicht, Herr Wagner, ich habe eine Themenverfehlung! (GR Kurt Wagner: Nein, sage ich nicht!) Sie wollen es nur nicht hören! Wissen Sie, das ist Ihr Problem, immer wenn man Ihnen etwas sagt, was stimmt, wollen Sie es nicht hören! (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Wenn alle Unternehmen die Ausstände, die eigentlich abgeführt werden sollten, an die Gebietskrankenkasse gezahlt hätten, hätten wir kein Problem in der Finanzierung! Das wissen aber Ihre Vertreter dort genau!) 

Ich kann Ihnen aber auch sagen, wenn die Gebietskrankenkasse zum Beispiel das Hanuschkrankenhaus anders führen würde und nicht einen Abgang von 52 Millionen EUR hätte, wo 26 Millionen EUR die Gemeinde Wien zahlt, dann würde die Welt vielleicht auch anders aussehen. Auch das sollten Sie einmal persönlich nehmen! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, in Wien leben 19,9 Prozent der Einwohner Österreichs und 34 Prozent der arbeitslosen Menschen leben in Wien. Also 19,9 Prozent der Einwohner, 34 Prozent der Arbeitslosen, während Sie das alles nicht aufrüttelt, wenn Sie da alle so bequem hier sitzen. Ich kann nur sagen, alle, die hier sitzen, sind schon positiv zu bewerten, weil die meisten ja nicht da sind, weil die meisten das überhaupt nicht interessiert. Das ist genau das, was ich so unerträglich finde, dass Sie in einer Art „Wir sind wir"-Mentalität über alles drüberfahren, alles verniedlichen, alles als Fortschritt und Reform und positiv sehen, anstatt sich wirklich mit den Problemen dieser Stadt zu beschäftigen! (Beifall bei der ÖVP.)
Was machen Sie? Sie begehen dann noch Schönfärberei und auch Realitätsverweigerung! Sozial ist, was Arbeit schafft. 67 568 Arbeitslose Ende Mai zeigen die unsoziale Art in dieser Stadt!

Meine Damen und Herren, im Gegensatz dazu die Reformpolitik der alten Regierung, der letzten Regierung, was auch Wien zugute kommt. Auch wenn die Frau Vizebürgermeisterin heute den Kopf geschüttelt hat, als man von der Opposition gesagt hat, 50 Prozent der Einnahmen kommen von Wien, muss ich Ihnen trotzdem sagen, es stimmt, 50 Prozent kommen vom Bund und das sind immerhin 5 Milliarden EUR. Auch das nehmen Sie bitte zur Kenntnis! (Beifall bei der ÖVP.)
Über die Gebührenerhöhungen ist heute schon viel gesprochen worden. Da sind Sie durchaus kreativ, das muss man Ihnen lassen. Aber auch das ist unsozial! Meine Damen und Herren, eine Stadt so teuer zu verwalten, ohne sie innovativ zu gestalten, ist fahrlässig!

Nun zur Gesundheits- und Sozialpolitik: In diesem Bereich werden 2,3 Milliarden EUR verwaltet. Es wurde heute schon gesagt, ein Fünftel des Gesamtbudgets. Bezeichnend letzter Tagesordnungspunkt, fast zur Geisterstunde, also man misst diesem Kapitel offenbar keine besondere Wertschätzung bei. Oder man will verheimlichen, was es hier zu sagen gibt. Auch das ist eine Möglichkeit.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zur Gesundheits- und Sozialpolitik muss man sagen, die Bereitstellung einer dem Stand der Wissenschaft entsprechenden medizinischen Betreuung und Hilfe für sozial schwache Teile der Bevölkerung zählt zu den Kernaufgaben einer Verwaltung. Eine ausreichende Finanzierung durch die öffentliche Hand ist Kennzeichen einer innergesellschaftlichen Solidarität, natürlich aber immer unter dem Aspekt der Sparsamkeit und der Wirtschaftlichkeit. Das lässt zu wünschen übrig!

Ich habe heute schon vom Hanuschkrankenhaus gesprochen. Zum Vergleich: 26 Milliarden EUR zahlt die Stadt Wien und noch einmal 26 Milliarden EUR zahlt die Gebietskrankenkasse, also auch wieder die Bürgerinnen und Bürger. Wenn man mit den Ordensspitälern vergleicht, und wir haben immerhin acht Ordensspitäler in Wien, die im vergangenen Jahr 83 000 Patienten betreut haben, die 15 Prozent der gesamten medizinischen Versorgung in Wien tätigen, bekommen diese alle zusammen eine Subvention von 21,5 Millionen EUR. Der Verlust beim Hanuschkrankenhaus sind 26 Mil-
liarden EUR. Meine Damen und Herren, ich glaube dazu ist nichts zu sagen! Es sollte Sie nur aufrütteln. Man sollte endlich Veränderungen vornehmen. (GR Kurt Wagner: Veränderungen machen wir ständig!)

Oder wenn ich an die Hera denke: Jetzt werden Sie gleich wieder sagen, die Hera gehört hier nicht her. Aber auch das ist unglaublich, was hier an Verschwendung stattfindet! 40 000 EUR werden täglich in den Sand gesetzt! Das kann man wirklich nicht unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit und der Sparsamkeit sehen. Zum Rechnungshofbericht 2001 hat der Kollege Hundstorfer damals gemeint, es wird sich alles ändern, es kommt eine richtige Reform. Inzwischen sind wieder sieben Jahre ins Land gezogen, Reform ist nicht vorhanden. Es wurde uns am Freitag in der Vorstandssitzung gesagt, im Herbst werden Reformvorschläge vorgelegt. Herr Kollege Wagner, Sie waren dabei. Also sieben Jahre ins Land gezogen. Sieben Jahre heißt, mehr als 100 Mil-
lionen EUR, die da in den Sand gesetzt wurden und auch noch weiter werden, weil bis Reformvorhaben klappen, dauert es wieder eine geraume Zeit. Da kann man nicht sagen, dass Sie sparsam und wirtschaftlich mit dem Geld der Versicherten umgehen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auf Grund der fortgeschrittenen Zeit werde ich zum Krankenanstaltenverbund wirklich nur einige Sätze sagen. Zunächst die formelle Kritik. Seit Jahren fordern die Oppositionsparteien eine Aufschlüsselung der Ziffern nach Spitälern, um wirklich überprüfen und Vergleiche anstellen zu können. Herr Generaldirektor Marhold hat uns das gleich zu Beginn seiner Tätigkeit zugesagt. Versprochen, aber noch nicht realisiert! Herr Generaldirektor, wir warten noch immer darauf! Ich hoffe, dass es bald wirklich so weit ist!

Eine detaillierte Zusammenstellung, was gebaut, was renoviert wurde, ist auch nicht ersichtlich. Wir bekommen zwar viele Unterlagen (GR Kurt Wagner: Sehr umfangreiche!), dicke Bände, nur das, was für die Opposition zur Kontrolle notwendig wäre, wird nicht geliefert! (GR Kurt Wagner: Das können Sie ja fragen!)

Zur inhaltlichen Kritik, weil ich bei der Wirtschaftlichkeit und bei der Sparsamkeit bleibe: Bei Großgeräten, gerade zum Beispiel bei Magnetresonanztomographien, liegen Österreich und damit auch Wien an der Spitze. In Österreich 8,4 Magnetresonanztomographien für 1 Mil-
lion Einwohner. In den Niederlanden sind es zum Beispiel 3,9. Also auch das entspricht nicht dem Aspekt der Sparsamkeit und der Wirtschaftlichkeit.

Dass wir nach wie vor zu viele Akutbetten haben, ist auch kein Geheimnis. Auch nicht sparsam und wirtschaftlich gearbeitet! Aber zum Beispiel bei der Akutgeriatrie wird gespart. Wir wissen, wie wichtig die Akutgeriatrie ist. Wir wissen, dass das die Möglichkeit ist, zum Beispiel nach einem Schlaganfall wieder in das normale Leben zurückkehren zu können. Es ist eigentlich unverantwortlich, dass in der Stadt Wien gerade in diesem Bereich mehr als ein Drittel der Betten, die notwendig wären, fehlen. Frau Stadträtin, ich verstehe nicht, dass hier keine Anstrengungen unternommen werden! Dass bei Menschen, wo durchaus die Möglichkeit besteht, dass sie wieder gesund werden, dass sie nach Hause entlassen werden können, diese Möglichkeiten nicht wahrgenommen werden, ist unverantwortlich! 

Darüber hinaus werden die Schnittstellen der Versorgung nicht gestärkt. Es ist nach wie vor kein Entlassungsmanagement durch multiprofessionelle Dienste da. Es wird uns immer nur gesagt, es werden uns immer Unterlagen gereicht. In der Theorie wissen wir das alles, wissen Sie es auch, aber in der Praxis ist es nicht so! Das verstärkt natürlich die Drehtürpatienten. Spital, wieder nach Hause, wieder ins Spital, wenn man kaum zu Hause ist, und so weiter. Das belastet die Betroffenen und ist menschlich abzulehnen! Das kostet aber auch viel unnötiges Geld und ist daher auch wirtschaftlich abzulehnen! Frau Stadträtin, handeln Sie endlich! (Beifall bei der ÖVP.)

Aus diesem Grund bringen wir einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, nicht der erste, sondern mindestens schon der fünfte in meiner Ära, betreffend Erstellung eines Wiener Gesundheitsplans:

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge veranlassen, einen Gesundheitsplan mit einer Perspektive von mindestens zehn Jahren zu erstellen, der integrativ den niedergelassenen tagesklinischen, teilstationären und stationären Sektoren der Gesundheitsversorgung für Wien optimiert und diesen dem Gemeinderat vorlegen. Für die Erstellung ist ein fixer Zeitplan vorzugeben. 

In formeller Hinsicht beantragen wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, wirklich aus zeitökonomischen Gründen möchte ich ein Thema, das mir sehr am Herzen liegt, nämlich die Wartezeiten bei Operationen, heute auslassen. Wir werden noch Gelegenheit haben, darüber zu reden. Auch über Pflege, mobile Pflege, ambulante Pflege, haben wir am Mittwoch Zeit zu reden. 

Ich möchte allerdings zum Schluss allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Spitälern und Pflegeheimen meinen Dank aussprechen. Ich habe gerade im letzten Jahr aus privaten Gründen sehr viel Gelegenheit gehabt, in Pflegeheimen, aber auch in Spitälern, großen Einblick zu bekommen. Ich habe viele Schwachstellen gesehen, über die auch zu reden sein wird, aber man kann uneingeschränkt sagen, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, sowohl in Spitälern als auch in Pflegeheimen, bemühen sich außerordentlich, die Kranken, die Alten, die Pflegebedürftigen bestens zu versorgen und das unter teilweise äußerst schwierigen Verhältnissen, für die Sie die Verantwortung tragen! Ich danke aber auch allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der ambulanten Organisationen, die tagtäglich für Menschen, die diese Dienste brauchen, da sind und die mit ihrer Anwesenheit vielleicht ein bisschen Sonnenschein in den grauen Alltag dieser Menschen bringen. Auch dafür ein herzlicher Dank! 

Sehr geehrte Frau Stadträtin, dass die Wiener ÖVP dem Rechnungsabschluss ihre Zustimmung nicht gibt, wird Sie sicher nicht überraschen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Deutsch. - Bitte.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Gesundheits- und Sozialpolitik sowie die Pflege gehören zu den wichtigsten Herausforderungen der kommenden Jahre und Jahrzehnte. Frau VBgmin Renate Brauner hat in ihrer heutigen Rede bereits darauf hingewiesen, dass die Sicherstellung der besten medizinischen Versorgung, die Versorgung mit Spitzenmedizin und optimaler Pflege für alle Menschen, unabhängig vom Einkommen, vom Alter oder vom sozialen Status, ein wesentliches zentrales Anliegen der Wiener Stadtregierung ist, ebenso wie die Bereitstellung eines dichten sozialen Netzes. 

Der Rechnungsabschluss für das Jahr 2006, der heute und morgen hier zur Verhandlung kommt, zeigt dabei ganz deutlich die Schwerpunkte, die im Bereich des Gesundheits- und Sozialressorts gesetzt wurden und beweist auch die Umsetzungskompetenz der sozialdemokratischen Stadtregierung. Ein Fünftel des Gesamtbudgets, eine Rekordsumme von 2,3 Milliarden EUR, wurde für diese Geschäftsgruppe aufgewendet. Die Zuschüsse für die Wiener Krankenanstalten und Pflegeheime inklusive der privaten Rechtsträger, die von meiner Vorrednerin auch angesprochen wurden, entsprechend der Leistungsangebote, haben im Jahr 2006 ebenfalls einen Rekordwert von 1,24 Milliarden EUR erreicht. Das sind immerhin um 74 Millionen EUR mehr als im Jahr 2005. Darin enthalten sind bereits 34 Mil-
lionen EUR für die Geriatriereform. Mit der Anschaffung von medizinischen Großgeräten um mehr als 6 Millionen EUR wurde auch dem medizinisch-tech-
nischen Fortschritt Rechnung getragen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Unternehmung Krankenanstaltenverbund hat natürlich nach wirtschaftlichen Grundsätzen zu wirtschaften, aber auch den Unternehmenszweck zu berücksichtigen, nämlich den sozialen Auftrag der Stadt zu erfüllen. Dafür werden von Seiten der Stadt enorme Mittel als Investition in die Gesundheit der Bevölkerung zur Verfügung gestellt. Zur Sicherstellung einer vorausschauenden Geschäfts- und Betriebsführung wurde daher zwischen dem KAV und der Stadt Wien ein internes Finanzierungsübereinkommen für die Jahre 2006 bis 2009 abgeschlossen. Damit wurde die finanzielle Grundlage für weitere vier Jahre für die Finanzierung der Spitäler und auch der Geriatrieeinrichtungen zur Verfügung gestellt. 

Sie wissen, dass sich diese Finanzierung auch auf das umgesetzte Abkommen mit dem Bund betreffend das AKH sowie die Vereinbarung gemäß § 15a über die Dotierung des Landesfonds stützt. Damit steht, und daher ist hier auch von einer gesicherten Finanzierung auszugehen, ein Ausgabenrahmen von 10,8 Milliarden EUR für den Wiener Krankenanstaltenverbund auf vier Jahre bis einschließlich 2009 zur Verfügung. Das ist ein ganz wesentlicher Bereich, weil dieses Finanzierungsübereinkommen letztendlich auch den Zugang zur Spitzenmedizin für alle Wienerinnen und Wiener sichert. Das ist auch ein wesentlicher Unterschied zu anderen Ländern, weil es eben in den Wiener Spitälern beispielsweise keine Alterslimits für Herz-, Augen- und Gelenksersatzoperationen gibt, weil für die Behandlung ausschließlich die medizinische Indikation ausschlaggebend ist, Akutfälle natürlich sofort behandelt werden und planbare Operationen in Form von Terminvereinbarungen festgelegt werden. 

Zum Kollegen Ebinger möchte ich schon anmerken, dass daher von einer Explosion des Defizits hier überhaupt keine Rede sein kann, von einer wirtschaftlichen Krise schon gar nicht. Die sollte man natürlich auch nicht herbeireden. Der Stand der wirtschaftlichen und finanziellen Rahmenbedingungen, die Entwicklung der Kapazitäten sowie auch die Darstellung der erbrachten Leistungen ist detailliert den Unterlagen des Rechnungsabschlusses des Wiener Krankenanstaltenverbundes zu entnehmen. Es wird in den Ausschusssitzungen mittels Quartalsberichten auch regelmäßig über den aktuellen Stand informiert. Weiters möchte ich noch in Erinnerung rufen, dass natürlich ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk im Rahmen der freiwilligen Abschlussprüfung erteilt wurde und auch eine sehr umfassende Auskunft über die Lage des Unternehmens gegeben wird. 

Nachdem allerdings im Jahr 2006 mit dem im Finanzierungsübereinkommen festgelegten Zuschuss nicht das Auslangen gefunden werden konnte, wurden dem KAV zur Ausfinanzierung einerseits Zuschusserhöhungen durch die Stadt Wien gewährt und andererseits Rücklagen herangezogen. Das ist ein üblicher Vorgang, der auch im Finanzierungsübereinkommen so vorgesehen ist. Es ist aber dennoch vorausschauend in Zukunft geplant, die Finanzierungsschiene der Wohnbauförderungsdarlehen künftig für die Neubauprojekte der Pflegeeinrichtungen verstärkt heranzuziehen. 

Daher möchte ich zusammenfassend zu den Eckdaten des Rechnungsabschlusses des Krankenanstaltenverbunds festhalten, dass ein finanzieller Ausgleich und ein Investitionskostenzuschuss zur Verfügung gestellt wurde und der Fehlbetrag im Geschäftsjahr in der Größenordnung von 46,2 Millionen EUR durch die Auflösung von Rücklagen auch abgedeckt wurde. Nur damit wir wissen, von welcher Größenordnung wir hier reden, bei einer Bilanzsumme von 3,8 Milliarden EUR liegt dieser Betrag im Skontobereich. (GR Mag Rüdiger Maresch: Im Skontobereich?) Ich möchte aber schon noch darauf hinweisen, dass die Leistungserlöse 2006 gegenüber dem Vorjahr um 3,2 Prozent gesteigert werden konnten.

Das sind immerhin 35 Millionen EUR. Dagegen ist der Materialaufwand lediglich um 1,5 Prozent angewachsen. Das ist ein Ergebnis, das auch auf ein sehr effizientes medizinökonomisches Controlling zurückzuführen ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Kollege 
Ebinger hat in seiner Rede moderate Gebührenerhöhungen angesprochen, aber nicht erwähnt, welche Leistungen für die Bevölkerung auch erbracht werden. Ich meine, dass ein Rechnungsabschluss nicht nur die Umsetzungskompetenz sehr eindrucksvoll dokumentiert, sondern zugleich auch eine Leistungsbilanz sein soll, wenn wir feststellen, dass die Unternehmung Krankenanstaltenverbund mit 13 Spitälern und 11 Geriatrie-
einrichtungen zu den größten Gesundheitseinrichtungen Europas gehört und dort 32 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern tätig sind. Die Leistungsdaten sind dabei auch sehr beachtlich - Leistungsdaten, auf die meine Vorrednerinnen und Vorredner nicht eingegangen sind.

Wenn im Jahr 2006 im Bereich der Krankenanstalten der Stadt Wien 288 000 stationäre Aufnahmen und 152 000 Operationen durchgeführt wurden - dazu kommt noch eine Ambulanzfrequenz von 3,5 Millionen -, sind das sehr eindrucksvolle Zahlen, ebenso auch die Jahresstatistik 2006 für das AKH, wo 99 000 stationäre Aufnahmen und 46 000 Operationen sowie eine Ambulanzfrequenz von 1,3 Millionen festgestellt werden konnten.

Die Leistungen des AKH auf dem Gebiet der Spitzenmedizin - und dieses Thema ist ja ebenfalls angesprochen worden - sind international anerkannt. Dass das Qualitätsmanagement einen immer wichtigeren Stellenwert einnimmt, hat auch das vergangene Jahr gezeigt. Zusammen mit der Medizinischen Universität Wien wurde hier eine neue klinische Struktur geschaffen, ein Organisationsplan gestaltet und damit auch die Zuordnung von Ressourcen für die Erbringung medizinischer Spitzenleistungen im AKH für die nächsten Jahre geplant.

Kollegin Pilz hat die Aufhebung des § 45 Abs 3 des Wiener Krankenanstaltengesetzes angesprochen, dabei aber verschwiegen, dass letztendlich der Argumentation der Opposition durch diese Entscheidung nicht Rechnung getragen wurde beziehungsweise diese nicht bestätigt wurde, auch die Abrechnungsgesellschaften, die Sie kritisiert haben, durch diese Entscheidung ja nicht aufgehoben wurden, sondern die Aufhebung eigentlich die kompetenzrechtliche Überschreitung betroffen hat, weil die Festlegungen in diesem Paragraphen des Wiener Krankenanstaltengesetzes nicht nur für die Gemeindespitäler gegolten haben, sondern auch für das AKH, und der Verfassungsgerichtshof der Auffassung war, dass dies eine Angelegenheit ist, die im Dienstrecht zu regeln ist, eine Angelegenheit, die auch durch das Dienstrecht des Bundes zu regeln ist, sodass hier auch Herr Bundesminister Hahn tätig werden könnte. Also insofern müssten die von Ihnen angesprochenen dienstrechtlichen Konsequenzen auch in den Zuständigkeitsbereich des Herrn Bundesministers fallen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Krankenanstaltenverbund ist auch der größte Ausbildungsanbieter Österreichs. Er hat im abgelaufenen Jahr insgesamt elf Schulen für Gesundheits- und Krankenpflege betrieben und trägt mit 2 100 Ausbildungsplätzen wesentlich zur Sicherung der erforderlichen Qualität und Quantität an Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Pflegebereich bei, wobei von Seiten der Stadt in die Ausbildung auf dem Pflegesektor 37 Millionen EUR jährlich investiert werden.

Es hat aber auch im vergangenen Jahr zahlreiche Verbesserungen im Bereich der Turnusärzteausbildung im KAV gegeben, Maßnahmen, die umgesetzt werden konnten. Leitlinien und Benchmarking-Systeme sorgen hier für erforderliche Qualitätsstandards. Ein Rotationsprinzip sichert auch eine spitalsübergreifende Ausbildung. Weitere Ausbildungsstätten wurden von Seiten der Ärztekammer genehmigt und anerkannt sowie das Vier-Augen-Prinzip und damit eine verbesserte Zusammenarbeit zwischen Pflege und Medizin auch umgesetzt.

Es war aber auch ein Ziel der Strukturreform des Krankenanstaltenverbundes im vergangenen Jahr, weitere Maßnahmen zu setzen, die eine Trennung von strategischen und operativen Aufgaben mit sich gebracht haben. Sie wissen, dass die ehemalige Teilunternehmung 3 in die neue Struktur der Generaldirektion integriert wurde, aber auch neue Stabsstellen für neue Aufgaben geschaffen wurden: für die Bereiche Bauherrenmanagement, Medizinökonomie, Pharmazie, Wirtschaft und technische Betriebsführung.

Wenn Frau Kollegin Korosec heute wieder einen Antrag - und es war nicht das erste Mal, da gebe ich Ihnen recht - einen Antrag auf Erstellung eines Gesundheitsplanes eingebracht hat, dann muss ich Ihnen heute eben wieder sagen, dass wir hier schon wesentlich weiter sind, dass Sie mit diesen Anträgen wahrlich zu spät dran sind, weil sowohl das große Geriatriekonzept als auch der Spitalsplan nicht nur im Umsetzung sind, sondern hier auch bereits eine Fülle von konkreten Maßnahmen realisiert werden konnte. 

Daher ist - und bleibt auch in den nächsten Jahren - einer der Hauptschwerpunkte die Realisierung dieser großen Spitalsreform, die Umsetzung des Spitalskonzeptes, um eben eine ausgewogene, regionale, bessere Versorgung zu erreichen. In allen Schwerpunkt-Krankenanstalten wurden bereits Zielplanungsprozesse eingeleitet, um eben auf Basis des zukünftigen medizinischen Leistungsspektrums auch die notwendigen baulichen Veränderungen zu definieren.

Ein ganz wesentlicher Schritt ist im vergangenen Jahr auch mit der Neuausschreibung, mit der europaweiten Ausschreibung des Krankenhauses Nord mit einer Kapazität von 600 bis 850 Betten gesetzt worden, mit der Umsetzung des Vergabeverfahrens und der Definition des medizinischen Schwerpunktes, weil der KAV hier einen Partner sucht, der über ein geeignetes Grundstück verfügt, der auch Kenntnisse zur Errichtung eines Krankenhauses besitzt und der vor allem in der Lage ist, ein Finanzierungskonzept anzubieten.

Es wurde 2006 auch ein umfassendes Investitionsprogramm für die Geriatrie eingeleitet. Daher ist der Vorwurf der Frau Kollegin Korosec in keinster Weise nachzuvollziehen, dass im Bereich der Geriatrie gespart worden wäre. Nicht nur die Stationen der Akutgeriatrie sind im Ausbau, sondern es geht hier auch darum, dass nach einer sehr sorgfältigen Analyse, nach einer ordentlichen Planung die Maßnahmen schrittweise bis 2015 umgesetzt werden. Das Pflegeangebot wurde daher weiter ausgebaut. Es wird schrittweise regionalisiert 
und auf die individuellen Bedürfnisse - und darum geht es ja -, auf die individuellen Bedürfnisse der Bewohnerinnen und Bewohner ausgerichtet. 

Sie hätten heute in Ihrer Rede auch darauf hinweisen können, dass bestehende große Einrichtungen wie das Geriatriezentrum Am Wienerwald oder das Geriatriezentrum Baumgarten weiter verkleinert und wohnlicher gestaltet worden sind. Davon habe ich in Ihrer Rede leider nichts gehört. (GRin Ingrid Korosec: 1 600 ...!)
Das EU-weite Verhandlungsverfahren für einen geplanten Neubau des Geriatriezentrums in Liesing wurde abgeschlossen. Das Projekt wurde präsentiert, der Flächenwidmungsplan wurde hier im Gemeinderat beschlossen, sodass bis 2009/2010 ein neues, den modernsten Qualitätserfordernissen entsprechendes städtisches Geriatriezentrum mit Tageszentrum entstehen wird. 

Aber Sie wissen sehr genau, dass auch dieses Projekt nur Teil eines Gesamtkonzeptes des Neubaus von vielen dezentralen, wohnortnahen Geriatriezentren ist, die ausschließlich über Ein- und Zweibettzimmer und barrierefreie Balkone verfügen. Und Sie wissen auch, dass die Entscheidung bereits gefallen ist, auf Teilen des Standortes des Geriatriezentrums Baumgarten ebenfalls einen Neubau zu errichten. Sie wissen, dass die Standortsuche abgeschlossen ist für neue Geriatriezentren im 2., 10. und 12. Bezirk und die Verträge übermorgen hier im Gemeinderat ja auch zur Beschlussfassung vorliegen. 

Aber man hätte auch darauf hinweisen können, dass gleichzeitig mit diesem sehr umfassenden Konzept, das sich in Umsetzung befindet, auch der Abbau von Betten und Mehrbettzimmern beschleunigt wurde, ein weiterer Rückgang - das ist im Rechnungsabschluss des Krankenanstaltenverbundes auch nachzulesen - um 5,2 Prozent bei der Zahl der belegbaren Betten zu verzeichnen ist - was umgekehrt natürlich auch zu einer Reduktion der Leistungserlöse, bedingt durch geringere Pflegetage, geführt hat -, parallel dazu aber an den vorhandenen Standorten auch kontinuierlich Standortverbesserungen durchgeführt wurden und die Angebote für die Bewohnerinnen und Bewohner auch ausgebaut wurden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich halte es aber auch für wesentlich, auf die Bedeutung der intensivmedizinischen Pflege hinzuweisen, die in der Debatte nicht vorgekommen ist und die etwa für Wachkomapatienten, Patienten mit maschineller Dauerbeatmung, schwer demente Menschen, oftmals multimorbide Menschen erforderlich ist. Diese Menschen benötigen eine qualifizierte medizinische Pflege rund um die Uhr, die in den städtischen Geriatriezentren auch angeboten wird. 

Eine weitere wichtige strategische Entscheidung ist im vergangenen Jahr auch im Krankenanstaltenverbund gefallen. Das Liegenschaftsmanagement des KAV wurde im Rahmen einer Vereinbarung in den Bereich der Wiener Holding übergeführt, weil Liegenschaften, die der KAV für die Erfüllung seiner Kernaufgaben nicht mehr benötigt, einer anderen Nutzung zugeführt werden sollen, nicht zuletzt auch auf Grund veränderter Entwicklungsperspektiven, wie zum Beispiel für das Areal des Otto-Wagner-Spitals, wo die medizinische und pflegerische Versorgung künftig auf den westlichen Teil des Areals konzentriert wird, oder das Areal des Geriatriezentrums Wienerwald, wo wir ebenfalls übermorgen hier einen neuen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan beschließen werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Abschließend möchte ich darauf hinweisen, dass es weitere Verbesserungen im Bereich der Dialyseversorgung gegeben hat und auch hier zahlreiche Maßnahmen eingeleitet wurden, durch den Ausbau von Dialysestationen in den KAV-Spitälern, aber auch ein neues Dialysezentrum, ein Projekt, das gemeinsam mit der Wiener Gebietskrankenkasse und den Barmherzigen Brüdern umgesetzt werden soll, um auch eine qualitätsvolle Versorgung der Dialysepatienten langfristig zu sichern. Sie wissen, der Bedarf steigt jährlich: bundesweit jährlich um 4,6 Prozent, in Wien sogar um 7 bis 10 Prozent.

Kollegin Pilz hat auch die Medikamentenausgabe im Bereich des Krankenanstaltenverbundes angesprochen. Hier wurde im vergangenen Jahr damit begonnen, die Medikamentenversorgung neu zu organisieren. Es werden immerhin rund 117 Millionen EUR für die Medikamente im Bereich des KAV ausgegeben. Die Stadt Wien übernimmt auch in diesem Bereich eine Vorreiterrolle für ganz Österreich, durch Apothekenpartnerschaften, wobei die bestehenden Spitalsapotheken neu organisiert und in ihrer Versorgungsaufgabe auch besser aufeinander abgestimmt werden. 

Durch die elektronische Unterstützung von der Verschreibung bis zur Verabreichung soll eine höchstmögliche Patientensicherheit, aber auch eine Entlastung für Arzt und Pflege erreicht werden. Last but not least soll mehr Zeit für die Betreuung der Patientinnen und Patienten dadurch erreicht werden, dass in der Krankenhausapotheke Tabletten, Einmalspritzen, Tropfen, kleinere Salben als Einzeldosis automatisiert zusammengestellt, verpackt und auf die Station geliefert werden, sodass zusätzlich mit dieser Innovation auch Kostenersparnisse für den KAV erreicht werden können.

Ich möchte aber auch nicht verschweigen, dass es im Rahmen dieses KAV-Reformprozesses ein KAV-weites Beschwerdemanagement gibt, das eingerichtet wurde, sowie ein Risk-Managementsystem zur Hebung der Sicherheit in den Spitälern, das ebenfalls neu implementiert wurde. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme damit zum Schluss und meine, dass der Rechnungsabschluss 2006 der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales sehr eindrucksvoll die hohen Standards und die hohe Qualität der Leistungen ebenso dokumentiert wie die umfangreichen Reformprozesse, die eingeleitet wurden und umgesetzt werden, aber auch Strukturveränderungen, die auf Grund von neuen Herausforderungen in Angriff genommen werden. 

Daher möchte auch ich den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der gesamten Geschäftsgruppe für ihr Engagement, für ihren Einsatz, für ihr Verständnis, aber auch für die Bereitschaft, diese notwendigen Veränderungen mitzutragen, ganz herzlich danken und Sie ersuchen, dem Rechnungsabschluss zuzustimmen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Lasar. Ab jetzt 15 Minuten Redezeit.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vorweg möchte ich vielleicht ein paar Worte zu Frau Dr Pilz sagen. Wissen Sie, Frau Doktor, so, wie Sie die Ärzteschaft im AKH und das Gesundheitssystem hergestellt haben, ist das so, als gäbe es nichts Schlechteres in Wien als das, was Sie angesprochen haben. Und das, muss ich sagen, ist schon etwas traurig! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte hier auch einmal den Ärzten gratulieren. Denn was sie täglich vollbringen im AKH, in der Unfallchirurgie, ist wirklich einzigartig. - Aber lassen Sie mich zu meinen Ausführungen kommen. Es ist schon sehr spät, und ich habe nur zwei Tagesordnungspunkte für mich herausgenommen, die ich heute anbringen möchte. Den Rest werden wir am Mittwoch bei der Pflegedebatte besprechen. 

Der erste Punkt wäre für mich: Nehmen wir einmal die Wiener Rettung her. Alle 3 Minuten ein Einsatz, meine Damen und Herren, 170 000 Einsätze pro Jahr, das sind genau 472 Einsätze pro Tag! Selbst die seinerzeitige Frau Gesundheitsstadträtin Brauner hat gesagt: Wir haben hier 90 Dienstposten eingespart. Heute leiden die Ärzte, die Sanitäter alle unter diesem Burnout-Syndrom. Nach langen Verhandlungen wurden jetzt endlich 27 Dienstposten nachbesetzt. (GRin Anica Matzka-Dojder: Wer hat Ihnen das gesagt?) 

Wenn man bedenkt, dass es jetzt eine neue Rettungsstation im 11. Bezirk gibt, wo man mit dem Grünen Kreuz zum Beispiel den ganzen Bezirk Simmering und Umgebung abdecken könnte, verstehe ich eigentlich gar nicht, warum man das Grüne Kreuz nicht in diesen Rettungsverbund aufnehmen will. Ich weiß nicht; ich hoffe, dass auch in diesem Bereich Gespräche geführt werden. Man hat erstens einmal diesem Grünen Kreuz heute schon das Blaulicht gegeben. Was heißt das in Österreich? Wenn man heute das Blaulicht bekommt, darf man Einsatzfahrten fahren. Das ist also ein Einsatzfahrzeug, aber das Grüne Kreuz darf in Wien keine Einsätze fahren. 

Dass sich da irgendwo, sage ich jetzt einmal, zwei Magistratsabteilungen nicht ganz einig sind - vielleicht gibt es in der nächsten Zeit, Frau Stadträtin, hier eine gute Einigung. Ich glaube, auf diesem Weg könnte man schon sehr viel einbringen, dass das Grüne Kreuz in Zukunft auch Einsätze fahren darf. Man muss auch an die EM 2008 denken, und wenn das Grüne Kreuz in diesem Rettungsverbund drinnen wäre, könnte man damit wirklich vieles gewinnen. Darum kann ich nur an Sie appellieren: Führen Sie Gespräche! Vielleicht gibt es hier in der nächsten Zeit eine gute Einigung für uns alle und vor allem für die Stadt Wien. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ein zweiter Punkt sind die Drogen auf dem Karlsplatz. Ich werde vielleicht einmal mit einem Artikel aus der Zeitung „Österreich" vom 17.4.2007 anfangen: „Karlsplatz ist eine Schande. Der Karlplatz ist eine Schande für ganz Wien, findet der Obmann der Geschäftsleute Peter Kollin klare Worte. Die 37 Kaufleute mit ihren rund 250 Mitarbeitern fordern seit Jahren von der Stadt eine Lösung für das wachsende Drogenproblem am Karlsplatz. Passiert sei bis heute allerdings nichts. Seit der Schaffung der Schutzzonen hat sich die Situation noch verschlechtert, beklagt Kollin. Da die Süchtigen sich jetzt direkt vor den Geschäften aufhalten, gebe es Umsatzeinbußen von bis zu einem Drittel. Die Kaufleute hoffen, dass die Gesundheitsstadträtin Sonja Wehsely ihre Anliegen ernst nimmt."

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich jetzt einmal eine kleine Replik machen: Was ist auf dem Karlsplatz bis heute geschehen? Es wurde zwar dieses „Help U" geschaffen, und am Anfang war das ganz gut, dagegen kann man gar nichts sagen. Aber jetzt haben die Leute, die sich ständig auf dem Karlsplatz bewegen, herausbekommen, dass das „Help U" eigentlich gar keine Amtsgewalt hat. Sie können dort gar nichts machen. Sie haben genau zwei Möglichkeiten: Entweder resignieren sie oder sie rufen die Polizei, mehr geht einfach nicht. Mehr können sie dort nicht machen. Das ist natürlich etwas zu wenig.

Man muss bedenken, dass es zur Zeit im Wachzimmer am Karlsplatz 36 Planstellen gibt, von denen allerdings nur 23 mit dem exekutiven Außendienst besetzt sind, und pro Tag müssen dort vier Polizeibeamte täglich Pflichtüberstunden leisten, um die Außendienstpräsenz überhaupt sicherstellen zu können. (GR Godwin Schuster: Und warum?) Die restlichen neun Planstellen wurden aus Personalgründen bis dato nicht besetzt. Wenn ich mir jetzt ... (GR Godwin Schuster: Warum? Weil die FPÖ Personal reduziert hat! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Sie sind aber jetzt in der Regierung! Sie könnten hier einiges für Wien machen. Aber lassen sie mich weiter ausführen ... (StR Johann Herzog: Das sind die 1 000 Polizisten! - Zwischenrufe bei der SPÖ.) Sie sind in der Regierung, Sie können es ja jetzt ändern. (GR Godwin Schuster: Ihr habt es aber gemacht, als ihr in der Regierung wart! Riess-Passer!) Nein, wir haben das seinerzeit nicht gemacht. - Aber lassen Sie mich weiter ausführen.

Wenn man sich jetzt die Kriminalstatistik für den Karlsplatz anschaut, obwohl ja so viel geschaffen worden ist - das ist vom Dezember 2006, wobei man sagt, im Winter sind dort ja immer mehr Leute als im Sommer. Jetzt schauen Sie sich die Statistik an: Es gibt dort im ganzen Dezember zirka 750 Anzeigen. 750 Anzeigen im Dezember! Jetzt haben wir Mai, ich nenne die Statistik vom Mai 2007. Wissen Sie, wie viele Anzeigen es heute dort gibt, obwohl das „Help U" bis 22 Uhr Dienst hat und man sagt, es ist etwas Positives passiert? Es sind 870 Anzeigen, also eine Riesen-Steigerung in diesem Bereich! (GR Kurth-Bodo Blind: Ein Wahnsinn!) 

Obwohl es seit März zum Beispiel auch diese neue Substitolverordnung gibt, was ist dort passiert, auch bei dieser Substitolverordnung? Das Einzige, was sich dort seit März verändert hat, ist der Preis! Bei den Dealern ist jetzt der Preis für Substitol von 12 auf 19 EUR gestiegen. Das ist das Einzige, was man jetzt sagen kann. Ich will das jetzt nicht sarkastisch sagen - wenn man das „positiv" nennt, bitte!

Zur Drogenpolitik, meine Damen und Herren, sage ich Ihnen: Ihre Drogenpolitik in Wien ist gescheitert! Das sage nicht nur ich, sondern das sagt auch Dr Alexander David, und da möchte ich Ihnen auch einiges zitieren: „Dr Alexander David, Drogenbeauftragter der Stadt Wien, der eingestand, dass in der Vergangenheit durchaus ein Teil der Substitutionsmittel in den Schwarzmarkt gekommen sei." Und jetzt sagt er: „Wir haben eines der liberalsten Systeme zur Substitutionsbehandlung gehabt. Wir haben es verloren."

Meine Damen und Herren! Wir haben ein Anti-Drogen-Konzept gemacht, und vielleicht kann ich Ihnen hier einige Anregungen geben. Ich möchte Ihnen hier einige unserer Eckpfeiler präsentieren. 

Das wäre einmal erstens: Änderung des Gesetzes bezüglich Eigenbedarf; zweitens höhere Strafen bei geringen Mengen; drittens zum Beispiel Zwangstherapie wie etwa in Schweden und Finnland; dort gibt es Rückfallsquoten von knapp 8 Prozent, bitte! Nach dieser Rehabilitation des Körpers soll dem Patienten auch dabei geholfen werden, die Resozialisierung zu schaffen. Weiters: Hilfe am Arbeitsmarkt und betreutes Wohnen sollen über einen angemessenen Zeitraum angeboten werden. Hierzu müssten auch betreute Wohneinrichtungen und Arbeitsplätze angeboten werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Parallel dazu sollen auch wöchentliche Drogentests durchgeführt werden, um eventuelle Rückfälle sofort zu erkennen und dementsprechende Gegenmaßnahmen zu setzen. Häftlinge müssen sich bei Haftantritt - so wie in Tschechien, Malta oder Slowenien - einem Drogentest unterziehen, und das Gleiche auch bei Haftentlassung, meine Damen und Herren. 

In Bezug auf diesen Bereich möchte ich auch einen Beschlussantrag bezüglich einer Hepatitis-Impfung stellen, den ich Ihnen kurz vorlesen werde:

„Hepatitis gehört nachweislich zu den gefährlichsten Infektionskrankheiten und zeichnet sich nicht nur durch eine hohe Ansteckungsgefahr aus, sondern führt bei Ausbruch der Krankheit in den meisten Fällen zu schwersten gesundheitlichen Schäden bis hin zu irreparablen Dauerfolgen. Gerade Beamte im exekutiven Außendienst sind im Rahmen ihrer dienstlichen Aufgabenstellung durch ihren unmittelbaren und persönlichen Kontakt mit der Bevölkerung, insbesondere bei der Intervention im Unterstandlosen- beziehungsweise Suchtgiftmilieu, der besonderen Gefahr einer möglichen Ansteckung ausgesetzt, wobei in diesem Zusammenhang der Kärntnertorpassage aufgrund der dort vorherrschenden Suchtgiftszene und auch dem Deutschmeisterplatz wegen des dortigen Arrestbereiches eine besondere Stellung zukommt." (GR Mag Gerald Ebinger: Sie könnten das noch einmal vorlesen!)
Meine Damen und Herren! Unser Antrag ist:

„Die Stadt Wien wird aufgefordert, die gesamten Kosten für die Schutzimpfung gegen Hepatitis für die Angehörigen des SPK Innere Stadt, insbesondere aber für die Angehörigen der PI Kärntnertorpassage und der PI Deutschmeisterplatz zu übernehmen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt." (Beifall bei der FPÖ. - GR Kurth-Bodo Blind: Die Wahrheit hört man nicht gern!)
Meine Damen und Herren! Vielleicht ein paar Worte noch zum mobilen Hospiz: Die Ärzte beim mobilen Hospiz, vor allem die ehrenamtlichen Mitarbeiter, leisten dort wirklich sehr große Arbeit. Sie stehen aber jedes Jahr vor einem Problem der Finanzierung, das heißt, sie wissen im Dezember nicht, ob sie im Jänner noch arbeiten können.

Darum ist es hier meine Bitte - und die kann ich nur als Bitte äußern -, dass man diesem Hospiz, vor allem diesem mobilen Hospiz, ein fixes Budget gibt und dieses Budget nicht im Dezember, sondern schon Mitte des Jahres oder im Herbst ihnen zukommen lässt, damit sie schon planen können: Was können wir in Zukunft, oder was kann man im Jänner oder im Februar dort so machen? Das wäre eine Bitte, dass wir ihnen vielleicht dieses Budget zukommen lassen, und wenn man mehr braucht, kann man das dann jedes Jahr valorisieren. Aber es soll nicht jedes Mal so sein, dass dieses mobile Hospiz als Bittsteller hier ist und warten muss: Bekommen wir ein Budget, oder bekommen wir keines?

Meine Damen und Herren! Jetzt bin ich schon beim Schluss und möchte nur eines dazusagen: Aus diesen Gründen werden wir diesem Rechnungsabschluss nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Cammerlander. - Bitte.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Klubobmann der SPÖ hat heute Vormittag gesagt: Der Rechnungsabschluss ist dazu da, zu überprüfen, ob die zentralen Politikfelder umgesetzt wurden. - Wenn das so ist, dann muss ich leider feststellen: Der soziale Bereich scheint nicht ein zentrales Politikfeld der SPÖ zu sein!

Seit ich Gemeinderätin bin, hat sich im sozialen Bereich leider wirklich nichts verändert. Die Zahl der Sozialhilfeempfänger ist gestiegen, die Armut ist gestiegen, die Wartezeiten sind immer länger geworden. Und die politischen Rahmenbedingungen sind auch immer gleich geblieben. Ich möchte Ihnen drei Beispiele nennen.

Nehmen wir die SchuldnerInnenberatung. Vor einem Jahr war die Wartezeit 4 bis 5 Wochen. Letzte Woche hat mich eine Wienerin angerufen, recht verzweifelt, sie braucht dringend einen Termin bei der SchuldnerInnenberatung. Sie hat angerufen, und der nächste freie Termin, den sie bekommen kann, ist Ende des Jahres!

Peter Hacker hat im Gemeinderatsausschuss berichtet: Die SchuldnerInnenberatung hat nun ein besseres EDV-System bekommen. Auf die Frage: Werden dann die Wartezeiten kürzer? hat er gesagt: Nein, leider, denn die Zahl der Verschuldeten nimmt einfach viel zu schnell zu.

Ein zweites Beispiel: Heizkostenzuschuss. Jedes Jahr wird wie das Amen im Gebet ein Heizkostenzuschuss im Gemeinderat beschlossen; voriges Jahr im November. Und die Leute warten immer noch, dass dieser Heizkostenzuschuss ausgezahlt wird! Mir wurde gesagt: Bis Ende November hofft man alle Anträge erledigt zu haben. Auf meine Frage: Ja, wird man denn fürs nächste Jahr wenigstens vorsorgen, dass es dann schneller geht, dass man mehr Personal hat?, habe ich die Auskunft bekommen: Das geht nicht, denn erst, wenn es im Gemeinderat beschlossen ist, können wir um Personal ansuchen, das dauert dann zwei bis drei Monate, und dann bekommen wir vielleicht ein Drittel von dem Personal, das wir brauchen würden. 

Sozialhilfezentren: Da habe ich eine Studie von der Fachhochschule, die für die Sozialhilfezentren wirklich nicht schmeichelhaft ist. Da steht unter anderem: „Die Einsparungspolitik der Stadt Wien, die den Sozialhilfevollzug durch gedeckelte und vielfach auch gekürzte Budgets und straffe Dienstpostenpläne noch verschärft hat, macht eine Umstrukturierung aus der Sicht der Leitungsebene notwendig."

Und noch etwas möchte ich Ihnen daraus vorlesen, weil es für mich sehr traurig ist, dass gerade auch die Sozialarbeit sich immer mehr an Quantität anstatt an Qualität orientieren muss: „Bemerkenswert ist, dass - wie schon im Kapitel 4 bei der Beschreibung des sozialarbeiterischen Aufgabengebietes ausgeführt - die Durchführung einer bestimmten Anzahl von Clearing-Gesprächen pro Woche für jeden Sozialarbeiter vordefiniert ist. Demgegenüber gilt für die Folgegespräche, die eine Weiterbetreuung sicherstellen, eine Kann-Option, die der alleinigen terminlichen Koordination des jeweiligen Sozialarbeiters obliegt."

Dies ist keine schöne Bilanz nach einem Jahr Sozialpolitik in Wien. Trotzdem, muss ich sagen, habe ich ein bisschen Hoffnung. Wir haben ja eine neue Stadträtin, und ich hoffe doch, dass sie den sozialen Bereich zu einem zentralen Politikfeld machen wird. Ihre Vorgängerin, die jetzige Vizebürgermeisterin, hat ja bei jeder Sitzung und eigentlich bei jeder Rede betont, dass sie Ökonomin ist, und ich freue mich für sie, dass sie nun das Wirtschaftsressort hat. 

Wir, die GRÜNEN, sind gerne bereit, im sozialen Bereich auch konstruktiv mitzuarbeiten. Aus diesem Grunde bringe ich heute auch einige Anträge ein.

Mein erster Antrag ist ein Beschlussantrag zur SchuldnerInnenberatung in Wien:

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales wird aufgefordert, unverzüglich dafür Sorge zu tragen, dass der SchuldnerInnenberatung der Stadt Wien die nötigen Ressourcen zur Verfügung stehen, um eine ausreichende niederschwellige und dezentrale SchuldnerInnenberatung in Wien anbieten zu können. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales."

Gemeinsam mit unserer Klubobfrau Maria Vassilakou bringe ich wiederholt den Antrag zur Einführung einer Grundsicherung in Wien ein:

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, bis zur Umsetzung von entsprechenden bundesgesetzlichen Maßnahmen die Voraussetzung für die Umsetzung folgender Maßnahmen auf Gemeinde- beziehungsweise Landesebene zu schaffen: Schaffung einer Wiener Grundsicherung innerhalb des Wiener Sozialhilfesystems in existenzsichernder Höhe; Schaffung eines Rechtsanspruches auf Grundsicherung im Bedarfsfall; Abschaffung aller Regressmöglichkeiten mit Ausnahme eines Regresses aufgrund betrügerischer Erschleichung; Schaffung eines Rechtsanspruches auf Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen wie SchuldnerInnenberatung, Hilfe für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen, Delogierungsprävention, niederschwellige Gesundheitsangebote, MigrantInnenberatung, Frauenberatung et cetera; zusätzliches Personal für einen leistungsfähigen und serviceorientierten Vollzug und die Möglichkeit zur präventiven Hilfe. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Bis es zu einer Grundsicherung kommt, habe ich einen Antrag, der garantieren soll, dass Sozialhilfe nach 14 Tagen ausbezahlt wird. Wenn Menschen Sozialhilfe brauchen, brauchen sie sie sofort und nicht in drei Monaten. Dazu ein Beschlussantrag: 

„Der Wiener Gemeinderat beauftragt die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales, dafür Sorge zu tragen, dass AntragstellerInnen für eine Sozialhilfeunterstützung spätestens 14 Tage nach Erstantragstellung ein Bescheid ausgestellt wird und vorbehaltlich eines positiven Bescheides die Sozialleistungen angewiesen werden. Die dafür notwendige Aufstockung des Personalstandes soll in einer Arbeitsgruppe festgestellt werden. Für die Bedeckung der Finanzen ist im Budget 2008 Sorge zu tragen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Ich habe noch zwei weitere Anträge, einen betreffend 200 MitarbeiterInnen mehr im Sozialbereich. Wie ich schon vorhin gesagt habe, gibt es sehr, sehr viele engagierte Menschen, sei es in der MA 15, im Fonds Soziales Wien oder in den Vereinen. Aber alle leiden unter einem unwahrscheinlichen Druck, unter einem Personalmangel. Daher dieser Beschlussantrag: 

„Der Wiener Gemeinderat beauftragt die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales, die Voraussetzung für 200 neue Dienstposten Vollzeitäquivalent für Sozialzentren, Sozialämter, Clearing-Stellen, SchuldnerInnenberatung und andere Sozialbetreuungseinrichtungen der Stadt Wien beziehungsweise den Fonds Soziales Wien zu schaffen. Für die Bedeckung der Finanzierung ist im Zuge der Erstellung des Budgetvoranschlages der Gemeinde Wien für das Jahr 2008 Sorge zu tragen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Mein letzter Antrag betrifft die Einführung eines Aktivpasses nach Linzer Vorbild. Ich habe mich heute natürlich sehr gefreut, dass uns der Mobilpass vorgestellt worden ist. Es ist ein kleiner Schritt. Aber für diesen Antrag bitte ich auch um Zuweisung an den Sozialausschuss, damit wir es dort noch einmal diskutieren, denn es geht nicht allein um die Mobilität. 

Der Linzer Aktivpass beinhaltet Ermäßigung auf Eintrittspreise in Museen, Theater, Kinos, in sämtlichen kulturellen Einrichtungen, Ermäßigungen für Bäder, Sportstätten, Ermäßigung auf Fort- und Weiterbildungsangebote, eine Namensgebung, die einer möglichen Stigmatisierung der BezieherInnen aktiv entgegenwirkt, und ebenso ein aktives Marketing, um möglichst viele weitere private und öffentliche Institutionen und Unternehmen dazu anzuregen, Vergünstigungen für InhaberInnen des Begünstigungsausweises zu gewähren.

Ebenso wichtig ist für uns eine Ausweitung des BezieherInnenkreises auf alle Menschen mit niedrigen Erwerbseinkommen, unabhängig von ihrem Alter oder ihrer Erwerbssituation. Wir wissen, es gibt heute sehr, sehr viele Working Poor, es gibt da sehr viele Menschen, nicht nur SozialhilfeempfängerInnen und PensionistInnen, es gibt auch StudentInnen und junge Menschen, die es dringend notwendig hätten, einen Aktivpass zu bekommen.

Ich bitte um Zuweisung an den Ausschuss.

Schließen möchte ich mit diesem Satz: Ich wünsche mir, dass wir nächstes Jahr dem Rechnungsabschluss zustimmen können. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Geht auch schon heuer!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Praniess-Kastner. - Bitte.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Auch auf Grund der fortgeschrittenen Stunde kann ich es Ihnen leider nicht ersparen, doch ein paar Dinge im Sozial- und Gesundheitsbereich zu erzählen, die uns nicht so gut gefallen und die es uns leider auch nicht erlauben, heuer dem Rechnungsabschluss zuzustimmen. 

Im Gesundheits- und Sozialbereich gilt einmal mehr: Verwalten statt Gestalten. Aber es geht uns darum, die Mittel effizienter einzusetzen, und ob ein Großteil dieser Mittel effizient eingesetzt wird, entzieht sich leider unserer Kenntnis. Durch die Ausgliederung des Sozialbudgets in den FSW sind ja leider 80 Prozent des Budgets unserer Kontrolle entzogen. 

Wir haben heute in der Früh einen Zettel mit einer Darstellung des Budgets bekommen, also den tatsächlichen Bruttoaufwand nach Kostenstellengruppen im FSW-Budget nach Rechnungsabschluss, und das sieht so aus. (Die Rednerin hält ein Schriftstück in die Höhe.) Das heißt, es gibt ein paar Zahlen, die uns zugänglich gemacht werden; aus denen ist aber leider keine Vision, sind keine Visionen der Stadt für den Sozialbereich erkenntlich.

Nun, wie sieht denn der Rechnungsabschluss 2006 im Bereich der Sozialhilfe aus? Die Dotation für die Hilfe zur Sicherung des Lebensunterhalts und die Hilfe in besonderen Lebenslagen wurde um 3 Millionen EUR erhöht und die Geldaushilfen für soziale Härtefälle mit 7,4 Millionen EUR budgetiert. Prinzipiell ist eine Ausweitung der allgemeinen Sozialhilfe zu begrüßen, wenngleich aber präventive Maßnahmen gesetzt werden sollten und somit die Zahlen der SozialhilfeempfängerInnen und damit auch BittstellerInnen in dieser Stadt zu reduzieren sind.

Meine Kollegin Ingrid Korosec hat schon einige Bereiche aufgezählt, die die Zahl der SozialhilfebezieherInnen in dieser Stadt reduzieren könnte. Das ist einerseits der Bildungsbereich, das ist der arbeitsmarktpolitische Bereich; aber auch im Bereich des WAFF, was die Aus- und Weiterbildung der ArbeitnehmerInnen betrifft, könnte durch eine bessere Politik die Zahl der SozialhilfeempfängerInnen reduziert werden. 

Lassen Sie mich darüber hinaus noch einige andere Aspekte der Sozialhilfe anführen: Die Sozialhilferichtsätze - und das haben wir von dieser Stelle aus schon öfters betont - sind ja in Wien die niedrigsten aller Bundesländer. Nicht nur, dass es in Wien noch immer einen der niedrigsten Sozialhilferichtsätze gibt, müssen die Menschen, die auf diese Sozialhilfe angewiesen sind, auch öfters monatelang auf dieses wenige Geld warten. 

Bei Notfällen ist eine Wartezeit von sechs Wochen einfach untragbar. Wenn in Not geratene Menschen dringend Geld brauchen, muss das Geld von der Stadt innerhalb von zwei Wochen ausbezahlt werden. Es darf nicht sein, dass Menschen, die in dieser Stadt auf Hilfe angewiesen sind, auch bei diesen kleinen, aber sehr wichtigen Unterstützungen zu BittstellerInnen degradiert werden.

In diesem Zusammenhang ist ein weiterer Aspekt der Sozialberatung das leidige Thema der Wiener SchuldnerInnenberatung. Die Zustände bei dieser völlig überlaufenen Schuldnerberatung in Wien sind schlimmer denn je! Alle Aufforderungen an die Stadt, die Schuldnerberatung endlich mit genügend Personal und Ressourcen auszustatten, wurden bislang ignoriert. 

Eine Wartezeit von über einem halben Jahr bedeutet die existenzielle Gefährdung für Menschen, die auf diese Hilfe angewiesen sind, denn während dieser Wartezeit verschlechtert sich die Situation der betroffenen Menschen nochmals dramatisch. Hier muss die Hilfe zeitgerecht einsetzen!

Als Opposition fordern wir den massiven Ausbau der Schuldnerberatung, und vor allem auch Jugendliche und junge Erwachsene brauchen eigens ausgebildete BeraterInnen in dieser Schuldnerberatung. Auch hier fordern wir die zuständige StRin Wehsely auf, sofort zu handeln und den betroffenen Wienerinnen und Wienern die versprochene Hilfe zukommen zu lassen.

Die Wiener Schuldnerberatung ist unverzüglich auszubauen. Hier bringen meine Kollegin Ingrid Korosec und ich einen Beschlussantrag betreffend den Ausbau der Wiener Schuldnerberatung ein:

„Die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge sich dafür einsetzen, dass die Wienerinnen und Wiener binnen maximal zwei Wochen einen Termin für die Erstberatung bei der Wiener Schuldnerberatung erhalten. In Folge möge sie den Personalstand der Wiener Schuldnerberatung entsprechend aufstocken.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung an den Ausschuss Gesundheit und Soziales." (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich noch zu einem weiteren Punkt kommen. Auch bei der Betreuung hilfsbedürftiger älterer Menschen in dieser Stadt ist ein Festhalten an der bisherigen Politik festzustellen. Der Ausbau der mobilen Betreuung für ältere Menschen zu Hause spiegelt sich leider in keiner Weise im Rechnungsabschluss wider. 

Der Pflegeheimplan von ÖBIG 2001 zeigt eine dramatische Entwicklung des Bedarfs der mobilen Betreuung zu Hause bis ins Jahr 2010. Bisher und im Rechnungsabschluss 2006 gab es noch keine Signale in diese Richtung. Der Kollaps des Systems ist durch die Fortschreibungspolitik der Stadt Wien vorgezeichnet.

Nun, wir haben ja übermorgen im Gemeinderat die Gelegenheit, über das Vorhaben der Stadt, drei neue Pflegeheime für betagte Menschen in dieser Stadt zu bauen, zu diskutieren. Wir finden, das ist ein kleiner Schritt in die richtige Richtung. Aber eine aktive Budgetpolitik, die sich an den Veränderungen unserer Gesellschaft orientiert, sieht anders aus. 

Sie ignorieren die Bevölkerungsentwicklung und ihre Veränderungen. Aus Umfragen weiß man, dass 80 Prozent der Menschen auch im Falle des Pflegebedarfs in ihrer eigenen Wohnung bleiben wollen. Das Budget im FSW müsste massiv erhöht werden, damit man diesem künftigen Bedarf gerecht wird. Der künftige Bedarf ist Wohnen für ältere Menschen in den eigenen vier Wänden, damit müssten die Mittel für ambulante Pflege massiv erhöht werden. Man weiß, dass ein Drittel der PatientInnen aus stationären Einrichtungen in häusliche Pflege entlassen werden könnte; es bleibt nur zu hoffen, dass die Betroffenen das noch erleben.

Das gleiche Festhalten an der bisherigen Politik schreibt sich leider auch in der Politik für behinderte Menschen in dieser Stadt fort. Ankündigungen warten auf Umsetzung, und Visionen für die Zukunft fehlen zur Gänze. 

Das zeigt sich unter anderem im Bereich Wohnen für behinderte Menschen. Ein Paradigmenwechsel in der Behindertenpolitik macht ein Umdenken auch im Wohnen für behinderte Menschen notwendig. Behinderte Menschen mit ihren unterschiedlichen Bedürfnissen brauchen ein breites Spektrum an unterschiedlichen Wohnangeboten. Auch hier vermisse ich leider zukunftsweisende innovative Projekte für das Wohnen von behinderten Menschen. 

Die BetreiberInnen aktueller Wohnanlagen betreiben diese mit großem Engagement. Fest steht aber, dass ein Ausbau von Wohnplätzen erforderlich ist, dass behinderte Menschen künftig frei wählen müssen, welches Angebot sie wählen wollen, und das Angebot muss zukunftsweisender und innovativer sein. Allein der Zustand, dass immer noch 135 Menschen mit Behinderung im Sozialtherapeutischen Zentrum Ybbs untergebracht sind, lässt den Willen der Stadt nach zeitgemäßem Wohnen für behinderte Menschen vermissen. 

Aber auch bei anderen Verbesserungen für behinderte Menschen agiert die Wiener SPÖ nicht adäquat ihren Versprechungen. Ein selbstbestimmtes, selbstständiges Leben von behinderten Menschen erfordert das Angebot, aber auch die Finanzierung von persönlicher Assistenz. Wir alle wissen, seit April 2006 läuft in Wien das Modellprojekt für persönliche Assistenz. Einer Anfragebeantwortung der SPÖ ist zu entnehmen, dass erst nach dem Auslaufen des Projekts im März 2008 eine Evaluierung des Projekts stattfinden wird. 

Diese Antwort, meine Damen und Herren, ist unrichtig! Denn es wurde aus dem Budget von 2 Millionen EUR, das für dieses Projekt zur Verfügung gestellt wird, eine Studie in Auftrag gegeben, eine Begleitstudie zu dem Modellprojekt, und das Zwischenergebnis dieser Begleitstudie liegt bereits vor. Es ist unverständlich, dass eine aus Steuermitteln bezahlte Studie der Opposition nicht zugänglich gemacht wird oder sogar in Abrede gestellt wird. Und abgesehen davon, ist es auch für die betroffenen Menschen eine Zumutung, dass erst am Ende des Modellprojekts Persönliche Assistenz eine Evaluierung überlegt wird, und danach, ob und wie es weitergehen soll. 

Meine Damen und Herren! Abschließend noch einige Gedanken zum Drogenbereich. Auch hier zieht sich die Politik der SPÖ-Mehrheitsfraktion in diesem Haus wie ein roter Faden durch. Grundsätzlich sind wir als ÖVP in groben Zügen mit den Ansätzen der Wiener Drogenpolitik einverstanden - auch das habe ich schon mehrfach betont -, aber nicht mit der Umsetzung der Drogenpolitik. 

Die Vorgehensweise in der Drogenpolitik entspricht einmal mehr der typischen SPÖ-Mentalität des Drüberfahrens. Die zuständigen Fachgremien des Gemeinderates und Landtages werden nicht in Entscheidungsprozesse eingebunden, wir werden über Medien informiert. Im Gegenteil: Eine Diskussion über neue Ansätze im zuständigen Fachgremium, dem Drogenbeirat, ist nicht erwünscht. Hier wird uns lästigen Abgeordneten der Opposition vorgeschlagen, in Vier-Augen-Gesprächen mit Experten ein paar Dinge zu besprechen, und damit werden unsere Ideen auf ein Neben-, ein Abstellgleis gestellt, damit im Drogenbeirat nicht diskutiert werden muss. 

Nur, meine Damen und Herren, durch Absprechen des Problems oder durch Pressekonferenzen wird dem Problem weder für die suchtkranken Menschen, also für die Betroffenen, noch für die Bevölkerung Rechnung getragen. Die Stadt Wien sollte ihre Drogenpolitik dahin gehend ändern, suchtkranken Menschen eine nachhaltige Verbesserung und eine echte Hilfestellung bieten zu können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Den Status quo beizubehalten, darf nicht der Weisheit letzter Schluss bleiben. Und das, meine Damen und Herren, gilt für alle Bereiche des Gesundheits- und Sozialwesens dieser Stadt! Arbeiten wir an den Ursachen der Erkrankung des Patienten Gesundheits- und Sozialwesen in Wien. Ersparen wir uns kostenintensive öffentliche Selbstbeweihräucherung im Sinne der Menschen dieser Stadt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mörk. Ich erteile es ihr.

GRin Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist eine verantwortungsvolle und für die Gesellschaft ungemein wichtige Aufgabe, jene Menschen zu unterstützen, die in einer sozialen Notlage sind. Die Qualität einer Gesellschaft erkennt man daran, wie sie mit ihren schwächsten Mitgliedern umgeht. Die Unterstützung dieser Menschen liegt im Interesse aller, denn eine wachsende Kluft zwischen Arm und Reich ist der Keim für Konflikte und gefährdet unseren sozialen Frieden. Diese Kluft zu schließen, muss daher unser aller Anliegen sein. 

Hilfe zur Selbsthilfe für sozial Schwache ist ein Beitrag dazu. Diese Arbeit verlangt umsichtige und exakte Planung, einen kostenbewussten Einsatz der von den Bürgerinnen und Bürgern zur Verfügung gestellten Steuermittel und natürlich großes persönliches Engagement von allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die in diesem Bereich tätig sind. 

Die Daten des vorliegenden Rechnungsabschlusses geben einen profunden Überblick über die qualitätsvolle, serviceorientierte und nicht zuletzt engagierte Arbeit, die von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern geleistet wurde. Nicht zuletzt zeigen diese Daten aber auch, dass sich die Stadt Wien ihrer großen sozialen Verantwortung bewusst ist und auch dementsprechend handelt.

Existenzsicherung verbessern, Integration verstärken, Prävention erhöhen und den Zugang verbessern, das ist der politische Ansatz in der Sozialhilfe. Durch die außerordentliche Erhöhung der Sozialhilferichtsätze im Jahr 2006 konnte die Existenzsicherung verbessert werden. Besonders profitiert von dieser neuen Richtsatzverordnung haben Ehepaare beziehungsweise Lebensgemeinschaften. Darüber hinaus wurde die Unterteilung der Richtsätze in Haupt- und Mitunterstützten-Richtsätze aufgegeben und ein Richtsatz für in einer Haushaltsgemeinschaft lebende Ehegattinnen und Lebensgemeinschaften geschaffen. Alleinerzieherinnen erhalten den Richtsatz für Alleinunterstützte. 

Die Stadt Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren, hat damit nicht nur österreichweit eine Vorreiterrolle bei der Modernisierung und Umgestaltung der Sozialhilferichtsätze eingenommen, sondern auch einen wichtigen Schritt in Richtung Armutsbekämpfung getan. (Beifall bei der SPÖ.) 

Durch die Aufgabe der Familienrichtsätze ist es auch gelungen, vor allem Mehrkinderfamilien und Alleinerzieherinnen mit mehreren Kindern stärker zu fördern - eine wichtige sozialpolitische Maßnahme! Diese Richtsatzverordnung 2006 entspricht einer durchschnittlichen Erhöhung von 5,1 Prozent. Ich glaube, Herr Mag Ebinger, genau das zeigt, dass die Stadt Wien nicht an den Ärmsten in der Stadt gespart hat. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein weiterer, aus meiner Sicht äußerst wichtiger Schwerpunkt in der Sozialhilfe war die Arbeitsintegration von SozialhilfebezieherInnen. Soziale Integration kann nur erreicht werden, meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn den Menschen wieder die Möglichkeit geboten wird, am gesellschaftlichen und kulturellen Leben teilzuhaben. Damit kann der Einstieg beziehungsweise Wiedereinstieg in die Erwerbstätigkeit ein Schritt in die soziale Integration und finanzielle Unabhängigkeit sein. 

Die zielgruppenspezifische Ausgestaltung der arbeitspolitischen Maßnahmen ist von großer Bedeutung, um die Chancen von Menschen am Rande des Arbeitsmarktes zu verbessern. Die Stadt Wien setzt mit ihrem Engagement für diese Menschen durch die Finanzierung von und die Teilnahme an arbeitsintegrativen Maßnahmen ein klares Zeichen zur Minimierung der Armut. Neben den beiden Equal-Beschäftigungsprojekten „Generation 19+" und „Spurwechsel" finanziert die MA 15 gemeinsam mit dem Wiener ArbeitnehmerInnenfonds und dem Arbeitsmarktservice Wien zwei neue Beschäftigungsprojekte, „JE_TZT" und „JobTransFair". 

Ausreichende und qualitativ hochwertige Dienstleistungen im Rahmen des Wiener Sozialsystems zu sichern und bei Bedarf weiter auszubauen, damit nötige individuelle Unterstützung rasch, zuverlässig und einfach ermöglicht werden kann, ist Aufgabe des Fonds Soziales Wien. Neben der Förderung zählt die Vermittlung von Leistungen zu den Kernaufgaben des FSW. Durch das Casemanagement werden KundInnen über die für sie in Frage kommenden Angebote, Einrichtungen, aber auch über die Höhe der voraussichtlichen Selbstkostenbeiträge informiert. Dieses Service finden die WienerInnen in acht regionalen Beratungszentren Pflege und Betreuung zu Hause, dem Beratungszentrum Wohn- und Pflegeheime sowie dem Beratungszentrum Behindertenhilfe. 

Dem Wiener Geriatriekonzept folgend wurde das ambulante Pflege- und Betreuungsangebot 2006 bedürfnisorientiert erweitert, modernisiert und flexibilisiert. Im stationären Pflegebereich wurde das bestehende Netzwerk vergrößert. Sechs weitere Einrichtungen wurden nach den neuen Förderrichtlinien geprüft und als anerkannte Einrichtungen des FSW aufgenommen.

Es gibt viele Gründe, warum Menschen über keine eigenen vier Wände mehr verfügen und nicht mehr ohne Betreuung leben können. Kein Dach mehr über dem Kopf zu haben, ist ein Schicksal, das jeden und jede treffen kann. Um dem Teufelskreis aus Wohnungslosigkeit und sozialem Abstieg zu entrinnen, bedarf es rascher Hilfe. Durch das äußerst differenzierte Angebot der Wiener Wohnungslosenhilfe ist eine individuelle Betreuung möglich, die die Menschen in ihren Fähigkeiten stärkt und ihnen wieder eine selbstständige Lebensführung ermöglicht. 4 500 wohnungslose Menschen wurden 2006 in 43 Einrichtungen der Wiener Wohnungslosenhilfe betreut.

Der Bereich Wohnen für Menschen mit Behinderungen hat zum Ziel, Voraussetzungen für ein weitgehend selbstständiges und selbstbestimmtes Leben zu schaffen. Dafür stehen rund 75 Millionen EUR zur Verfügung. Die Angebote für teilbetreutes Wohnen wurden im Vorjahr um 35 Kontingentplätze erweitert. Insgesamt wurden in Wien rund 1 440 voll betreute und 940 teilbetreute Wohnplätze gefördert.

Das Ziel der Stadt Wien ist es, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass Menschen mit Behinderungen die gleichen Chancen und Möglichkeiten haben wie Menschen ohne Behinderung. Daher steht den WienerInnen mit der Behindertenhilfe ein umfassendes Angebot an spezifischen Unterstützungsmöglichkeiten zur Verfügung. Um diese Chancengleichheit wie etwa spezielle Frühförderung für Kinder mit Behinderung, Fahrtendienst für ältere Menschen, ausreichende Möglichkeit für Arbeit und Freizeit und Beratungsangebote für Angehörige zu fördern, wendet der FSW neben dem Bereich Wohnen zusätzlich 95 Millionen EUR auf.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Stadt Wien hat die Bedeutung von gesundheitsfördernden und präventiven Maßnahmen bereits vor Jahren erkannt. Zielgruppenorientierte Projekte tragen dazu bei, das Bewusstsein für einen gesunden Lebensstil zu stärken. Diese gesundheitsfördernden Projekte führen mittel- bis langfristig auch zu einem wichtigen Effekt für das Sozial- und Gesundheitssystem der Stadt Wien. Die Kosten für die Behandlung von Krankheiten sinken. Projekte im Bereich der Gesundheitsförderung waren zum Beispiel „Ein Herz für Wien" zur Vermeidung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen oder „Tipptopp – Kariesstopp", das Kindern die richtige Pflege ihrer Zähne vermittelt.

Auch im Bereich der speziellen Gesundheitsförderung für Frauen hat die Stadt Wien wieder ihre Vorreiterrolle wahrgenommen. Kernaufgaben sind Projektentwicklung, Vernetzung und Lobbying für Frauengesundheitsanliegen, und zwar mit verschiedenen thematischen Settings und Umwelten. Projekte waren etwa die Eltern-Kind-Ambulanz in Wilhelminenspital, „Mammographie Screening Austria", „Ich bleibe gesund", ein rot-grünes Projekt für MigrantInnen im 15. Bezirk, oder die Essstörungskampagne „S-O-ESS“.

Mit Juli des vorigen Jahres nahm die Sucht- und Drogenkoordination Wien gemeinnützige GmbH, eine Tochtergesellschaft des Psychosozialen Dienstes, ihre Tätigkeit auf und wurde aus dem FSW ausgegliedert.

Im Bereich Prävention gibt es seit Herbst 2006 die Servicestelle „Dialog". Diese Servicestelle bietet für alle im Bildungssystem tätigen Personen Hilfestellung bei der Umsetzung von Suchtvorbeugungsprogrammen an der Schule sowie die Abhaltung von konkreten Vorgangsweisen im Anlassfall an.

Ein weiterer Schwerpunkt im Jahr 2006 war die Weiterführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Situation im öffentlichen Raum. Die als Pilotprojekt begonnene Jugendnotschlafstelle „a-way“ wurde fix implementiert. Diese niederschwellige Notschlafstelle steht bis zu zwölf Burschen und Mädchen, die keine andere Nächtigungsmöglichkeit haben, offen. Dies zeigt ganz deutlich, dass in Wien kein Kind, aber auch kein Erwachsener auf der Straße stehen muss.

Das Projekt „Help U", ein Koordinationsprojekt mit den Wiener Linien für ein konfliktfreies Miteinander und mehr Sicherheit am Karlsplatz, dem größten Verkehrsknotenpunkt Österreichs, befindet sich noch in der Pilotphase. Die vielfältigen positiven Auswirkungen führten dazu, dass das Projekt zu einer fixen Einrichtung umgestaltet werden konnte und über einen neuen Stützpunkt in der Karlsplatz-Passage verfügt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein wichtiger Grund für die hohe Lebensqualität in Wien ist auch das umfangreiche Angebot, das die Stadt Wien zur Verfügung stellt, eine breite Palette vielfältiger Maßnahmen – ich konnte in meinen Ausführungen nur auf einige wenige eingehen –, von Geldleistungen zu Betreuungs- und Beratungsleistungen bis hin zu Freizeitangeboten, die gezielt und effizient auf die Anliegen der Menschen in unserer Stadt eingehen. Denn so vielfältig die Bedürfnisse der WienerInnen sind, so umfassend ist auch das Angebot der Stadt Wien gestaltet.

Zum Abschluss möchte ich mich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die im Sozialbereich tagtäglich mit enormem Engagement, viel Herz und hoher Professionalität tätig sind, recht herzlich bedanken, denn ohne sie wäre die Umsetzung der erfolgreichen und zukunftsweisenden Sozialpolitik der Stadt Wien nicht möglich. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gelangt Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Da ich die vorletzte Rednerin bin, werde ich es nicht allzu lange machen. Ich habe vor einigen Gemeinderatssitzungen einen Antrag eingebracht, dass die Stadt Wien einen Etappenplan für barrierefreie Amtshäuser erstellen soll. Dieser Antrag wurde zwar zugewiesen, aber dann in den Ausschüssen negativ beschieden mit der Begründung, dass wir das nicht brauchen, weil es ohnedies passiert. 

Die Realität ist eine andere. Die Amtshäuser sind nicht barrierefrei, und – was wir schon in der Generaldebatte gehört haben – die Bezirke werden nicht in der Lage sein, mit den Budgets, die sie haben, die Amtshäuser entsprechend umzubauen. Es ist aber mit dem Bundesbehindertengleichstellungsgesetz auch vorgeschrieben, dass Menschen mit Behinderungen zum Beispiel an Bezirksvertretungssitzungen teilhaben können müssen, wenn sie das wollen. Das geht aber in vielen Bezirksämtern nicht, denn meistens sind die Sitzungssäle im 1. Stock, im 2. Stock, und die Lifte sind eben nicht barrierefrei, das heißt, dieses Recht wird dieser Gruppe von Menschen in dieser Stadt noch genommen.

Deswegen glauben wir, dass wir ein Sonderbudget für den Umbau der Amtshäuser brauchen, damit sie wirklich barrierefrei gestaltet werden können. Wie wir gesehen haben, war das bei den Schulen notwendig. Da ist halt in manchen Schulen die Decke heruntergefallen, und dann erst wurde ein Budget zur Verfügung gestellt. 

Ich glaube, wir sollten nicht so lange warten, um zumindest barrierefreie Amtshäuser zu haben, und deswegen stelle ich den Beschlussantrag:

„Um die Teilhabe am öffentlichen Leben für alle zu gewährleisten, wird die Stadt Wien aufgefordert, Sonderbudgets zum barrierefreien Umbau der Amtshäuser für die Bezirke zu erstellen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.“

Zum zweiten Thema: Es ist uns zu Ohren gekommen, dass ein gehörloser Patient im AKH aufgenommen wurde für eine Operation, und es war ihm nicht möglich, sich dort verständlich zu machen, weil es keinen Gebärdendolmetscher, keine Gebärdendolmetscherin im AKH gab. Es stand niemand zur Verfügung. Dieser Patient war vier Tage, fünf Tage im Krankenhaus und konnte sich weder verständlich machen noch konnte mit ihm gesprochen werden. Er wurde mehr oder weniger gut, soweit es halt geht, über die Risiken von Narkose et cetera und über die Behandlung aufgeklärt, aber es gab keinen Gebärdendolmetscher und keine Gebärdendolmetscherin für ihn. 

Ich finde, das ist eigentlich ein Armutszeichen, dass in so einem großen Krankenhaus wie dem AKH keine GebärdendolmetscherInnen zur Verfügung gestellt werden, wo wir doch alle wissen, dass die Gebärdensprache als eigenständige Sprache anerkannt ist, und es eigentlich nicht sein sollte, dass gehörlose Menschen gerade in schwierigen Situationen wie Krankheit, Krankenhausaufenthalt nicht die notwendigen Kommunikationsmittel zur Verfügung gestellt bekommen. 

Deswegen stelle ich den Beschlussantrag:

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales wird beauftragt, Maßnahmen in die Wege zu leiten, die gehörlosen PatientInnen in Krankenhäusern der Stadt Wien eine reibungslose Kommunikation ermöglichen. So müssen automatisch bei der Aufnahme von gehörlosen PatientInnen bei allen ärztlichen Gesprächen GebärdendolmetscherInnen anwesend sein. Darüber hinaus müssen bei Bedarf GebärdendolmetscherInnen vom Krankenhaus organisiert werden. 

Auch hier beantrage ich die Zuweisung, diesmal an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit uns Soziales.“ 

Ich glaube, das ist nicht zu viel verlangt, dass wir allen Patientinnen und Patienten das anbieten, was sie in der Situation, wenn sie einen Krankenhausaufenthalt haben, auch brauchen. An GebärdendolmetscherInnen sollte es eigentlich nicht scheitern. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort gelangt die Frau Amtsf StRin Mag Wehsely. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe mich bei der Frau Vorsitzenden erkundigt, ob ich eine Redezeitbeschränkung habe, was verneint wurde, daher habe ich grundsätzlich vor, auf alle Anfragen ganz detailliert einzugehen. Der Kollege Margulies hat mir aber dann gedeutet, es möge kurz sein, und dieser Bitte komme ich selbstverständlich nach. (GRin Dr Sigrid Pilz: Du tust immer, was die Opposition will!) In wesentlichen Fragen jedenfalls. 

Ich möchte mich eingangs, bevor ich auf einige mir wichtige scheinende grundsätzliche Fragen eingehe, ganz besonders herzlich bedanken für die sehr konstruktive Zusammenarbeit, die wir bei uns im Ausschuss meinem Empfinden nach haben. Mein Eindruck ist auch, dass manche Wortmeldungen und manche Positionen hier aus der natürlich notwendigen unterschiedlichen Positionierung und Rollenverteilung zwischen Opposition und Regierung zustande kommen, und daher gehe ich davon aus, dass wir auch in Zukunft gut zusammenarbeiten werden. 

Das Gesundheits- und Sozialressort – es wurde heute schon mehrmals erwähnt – ist sozusagen das größte Ressort, das die Stadt Wien zu bieten hat, sowohl, was die Finanzen betrifft, als auch, was die Frage der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter betrifft. Es gibt eigentlich meines Erachtens nach – man sollte das nie gegeneinander aufwiegen – kaum eine wichtigere Aufgabe, als dafür arbeiten und sorgen zu dürfen, dass alle Menschen in dieser Stadt, unabhängig von ihren Einkommen, unabhängig von ihrer Herkunft, unabhängig von ihrem Geschlecht, die beste medizinische Versorgung bekommen und dass wir ein ganz enges soziales Netz haben, durch das die Wienerinnen und Wiener nicht durchfallen können. 

Lassen Sie mich auf einige Punkte eingehen, die in der Debatte gefallen sind. Zunächst zu den Kollegen von der Freiheitlichen Partei, die sich auch immer sehr konstruktiv bei uns im Ausschuss verhalten, daher gehe ich davon auch aus, dass das Wort vom „Defizit der Wiener Spitäler" eigentlich nicht die übliche Sprachregelung ist, die auch hier nicht verwendet wird. 

Denn was ist denn das Defizit der Wiener Spitäler? Das Defizit der Wiener Spitäler ist nicht ein Defizit in dem Sinn, sondern das ist der Aufwand, der notwendig ist, damit alle Menschen in dieser Stadt die beste Gesundheitsversorgung bekommen. Das ist eben der große Unterschied zu dem, Kollege Ebinger, was Sie gesagt haben, dass hier sozusagen nicht marktwirtschaftlich vorgegangen wird. Bei einem marktwirtschaftlichen Vorgehen im Spitalsbereich würde dieser Aufwand nicht gedeckt werden, sondern da würde man im Oktober sagen: Leider, jetzt können wir nicht mehr operieren, denn das Geld ist aus. Das findet hier nicht statt, und das ist das große soziale Gewissen in dieser Stadt. – Darauf, ob die Frage der Abschleppgebühren eine soziale Problematik ist, möchte ich nicht näher eingehen. 

Kollege Lasar, zum Thema der Wiener Rettung. Die Wiener Rettung ist eine hervorragende Abteilung, und mit den über 172 000 Einsätzen, die im Jahr 2006 gefahren wurden, auch eine überaus beschäftigte Abteilung, worauf auch ganz konkret reagiert wurde, indem sowohl im Jahr 2006 als auch heuer zusätzlich Personal zur Wiener Rettung gekommen ist. Ich würde Sie nur bitten, mit der Formulierung ein bisserl aufzupassen. Denn zu sagen, alle bei der Rettung leiden unter einem Burnout-Sydrom, ich meine, dann wäre es nicht möglich, 172 000 Ausfahrten zu fahren, denn mit einem Burnout-Syndrom tut man sich da ein bisserl schwer. 

Die Debatte um das Grüne Kreuz haben wir schon oft geführt. Da geht es schlicht und ergreifend ganz massiv darum, dass hier manche Parameter einfach nicht stimmen, zum Beispiel die Voraussetzung, dass ganz Wien betreut wird, die Voraussetzung, dass entsprechend dem Kollektivvertrag entlohnt wird, und ohne Notarztwagen ist es auch ganz besonders schwierig, Rettungseinsätze zu fahren. 

Was die Drogenpolitik betrifft, sind wir nicht einer Meinung, und das wissen wir auch. Meines Erachtens nach ist es so – und das ist nicht nur meines Erachtens nach so, sondern das sagen uns auch internationale Studien –, dass wir mit dem Weg, den wir hier beschreiten, nämlich den Kranken zu helfen, die Dealer zu bestrafen und massiv in Prävention zu investieren, genau den richtigen Weg gehen. Meine Kollegin Mörk hat auch schon ausgeführt, dass hier eine Reihe zusätzlicher Maßnahmen im letzten Jahr gesetzt worden ist. 

Liebe Frau Dr Pilz, zu Ihrer Wortmeldung und zu den zwei wesentlichen Bereichen: Was das AKH betrifft, sind für mich zwei Dinge ganz besonders wichtig. Erstens möchte ich mich – und das möchte ich auch in diesem Kreis machen, weil mir das ein großes Anliegen ist, auch wenn es 0.15 Uhr ist – für die hervorragende und absolut prompte Reaktion des ärztlichen Direktors und des Direktors des Teilunternehmens 2 des KAV, beim Herrn Dr Krepler, bedanken, der überhaupt keine Sekunde hin- und herlaviert hat, sondern die Interne Revision eingeschaltet hat. Das ist genau das, was ich mir von Führungskräften erwarte, und das wurde in der Sekunde erfüllt. 

Dass ich darüber hinaus die Vorgangsweise, die hier von Ärzten gewählt wurde, für höchst unethisch, für höchst problematisch erachte, hier Menschen, die sich an jedem Strohhalm anhalten, zu verunsichern, das ist wohl auch klar. 

Der dritte Punkt, den Sie hier eingebracht haben, war, dass es notwendig ist, dass wir eine Betriebsgesellschaft bekommen. Da wissen Sie und da habe ich mich schon geoutet, dass ich genau daran auch arbeite. Aber wie Sie auch angeführt haben, ist das nicht ein modernes, neues Thema, das Sie jetzt aufs Tapet bringen, das Sie jetzt in meinen fünf Monaten Amtszeit aufs Tapet gebracht haben, sondern von dem wir alle, die wir hier im Saal sind, wissen, dass daran seit Jahrzehnten gearbeitet wird und es bisher keine Lösung gegeben hat. Ich bin hoffnungsfroh und arbeite hart daran, dass wir das schaffen. Wir wissen auch, dass dazu zwei Teile gehören, dass die Stadt Wien hier alleine das nicht machen kann, aber ich bin hoffnungsfroh, dass wir da etwas zustande bringen. 

Zum zweiten Bereich, der angesprochen wurde, zum Thema der, wie Sie es genannt haben, Mangelversorgung im Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie. Hier ist – und ich habe das schon gesagt – in einigen Bereichen an den Rädern zu drehen, insbesondere auch hinsichtlich der Frage der besseren und noch engeren Zusammenarbeit zwischen dem KAV, dem Psychosozialen Dienst und der MA 11. Es ist darüber hinaus hier auch notwendig, dass wir uns ganz genau anschauen, was wir hier vielleicht zusätzlich brauchen. 

Was ich aber nicht zulassen möchte und was meines Erachtens auch nicht den Tatsachen entspricht – das ist immer sozusagen die unterschiedliche Rollensicht –, ist, hier immer Katastrophenstimmung aufkommen zu lassen. Denn Tatsache ist, dass die Kinder versorgt werden, Tatsache ist, dass es in keinem anderen Bundesland eine psychiatrische Versorgung für Kinder und Jugendliche gibt, so wie es sie in Wien gibt. Und dass das Bessere immer der größte Feind des Guten ist, ist auch selbstverständlich und klar. Dass man nicht stehen bleibt und sagt, alles ist wunderbar und nichts soll sich ändern, also dafür kennen Sie mich gut genug. 

Tatsache ist aber auch, dass es immer ein bisserl schwierig ist, wenn Sie Einzelfälle bringen, die man in der Sekunde nicht nachprüfen kann – also weder falsifizieren noch verifizieren –, wo vor einigen Jahren eine Mutter einen Burschen unterbringen wollte und nicht konnte. Ich nehme es jetzt zur Kenntnis, nur es ist ein bisserl schwer, hier auch darauf zu reagieren. 

Ich komme damit zur nächsten Wortmeldung, zu jener der Kollegin Cammerlander, die dann auch gleich zu den weiteren sehr gut passt. Kollegin Cammerlander, ich muss jetzt mit Mut zur Lücke gestehen, ich weiß nicht genau, seit wann Sie Abgeordnete und Gemeinderätin sind. Sie haben heute hier gesagt, seit Sie Gemeinderätin sind, hat sich im Sozialbereich nichts geändert. Also ich glaube, Sie sind es nicht erst seit der heutigen Sitzung – denn heute wurden keine Angelobungen vorgenommen –, Sie sind es auch schon einige Jahre. Deswegen wundert mich das schon sehr. 

Ich kann Ihnen ganz konkret sagen, dass wir seit dem Jahr 2002 im Sozialbereich ein Plus von 71 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern haben, dass wir ganz konkret im vergangenen Jahr die Sozialhilfe geöffnet haben für Aufenthaltsverfestigte, dass es gelungen ist, das im normalen System unterzubringen. Darüber hinaus – Sie sagen, es ist ein kleiner Schritt, ich werde jetzt kurz darauf eingehen – hat die Frau Vizebürgermeisterin heute in Ihrer Rechnungsabschlussrede die Einführung des Mobilitätspasses, der ja in unser Ressort ressortiert, dargestellt. Darauf wurde wenig eingegangen; das ist offensichtlich auch eine Frage der Rollenverteilung. Etwas als kleinen Schritt zu bezeichnen, wovon 60 000 Wienerinnen und Wiener profitieren und was ein Volumen von 8 bis 10 Millionen EUR hat, das kann ich auch nur in Demut zur Kenntnis nehmen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Bezogen auf den ganzen Bereich!) Aber wenn das ein kleiner Schritt ist, was ist dann ein großer Schritt?

In einem Punkt muss ich Sie auch enttäuschen, nämlich in dem Punkt, wo Sie von mir erwarten, dass ich jetzt die Sozialpolitik zu einem zentralen Bereich machen werde. Das ist mir nicht möglich, weil die Sozialpolitik in dieser Stadt immer schon ein zentraler Bereich war und das auch in Zukunft sein wird. Es erleichtert die Analyse diesbezüglich ganz besonders, wenn man nicht nur nach Wien schaut, sondern ab und zu einen Vergleich anstellt. Denn alle Vergleiche – damit komme ich auch schon zur Wortmeldung der Kollegin Korosec – mit anderen Bundesländern, aber auch mit anderen Großstädten in Europa zeigen sofort, wo der Unterschied liegt.

Liebe Frau Kollegin Korosec, wenn Sie sagen, wir haben zu viele Sozialhilfeempfänger, dann sage ich sofort, ja, Sie haben vollkommen Recht. Wir haben 83 000 Wienerinnen und Wiener im letzten Jahr gehabt, die Sozialhilfe bezogen haben. Nur, da ist es auch ganz wichtig, bei der Wahrheit zu bleiben. Wieso haben wir denn 83 000 Sozialhilfeempfängerinnen und Sozialhilfeempfänger und andere Bundesländer nicht? (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Schlechte Wirtschaftspolitik! Schlechte Arbeitsmarktpolitik! Schlechte Gesundheitspolitik!) 

Jetzt sagen Sie, das ist die Arbeitsmarktpolitik, die Frau Kollegin Cortolezis-Schlager kreischt, wir haben zu wenig Arbeitsmarktpolitik. Tatsache ist, dass wir mit dem Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds eine Einrichtung haben, die niemand anderer hat. Aber – zuhören hilft auch – es ist so, dass in den anderen Bundesländern die Anspruchsberechtigten ihren Anspruch überhaupt nicht wahrnehmen, weil es nämlich erstens in den ländlichen Bereichen so ist, dass der Bürgermeister einfach Nein sagt, und zweitens in vielen Bundesländern – darum rate ich wirklich, Exkursionen in andere Bundesländer zu machen – dort, wo zu beantragen ist, ein großer Zettel hängt, wo draufsteht: Achtung! Wir regressieren bei Ihren Kindern und Eltern!, was Wien nicht tut, weshalb wir auch in diesem Bereich mit 180 Mil-
lionen EUR bisher einen Höhepunkt erreicht haben.

Dasselbe betrifft natürlich auch die Fragen der Krankenkassen. Sie haben es angesprochen, und es kann nicht unwidersprochen bleiben, dass die Oberösterreichische Gebietskrankenkasse so viel besser und günstiger ist als die Wiener. Wissen Sie, was so viel besser und günstiger ist? Die Leistungen, die die Wienerinnen und Wiener bekommen, denn das liegt nämlich nicht in den Verwaltungskosten. Schauen sie sich an, wie viele niedergelassene Fachärzte in Oberösterreich die Oberösterreichische Gebietskrankenkasse haben und wie viele in Wien die Gebietskrankenkasse haben, und ich sage Ihnen, der Vergleich macht Sie sicher. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir werden über die Geriatrie noch am Mittwoch sprechen, aber ein Punkt, den man nicht so stehen lassen kann, ist Ihre Aussage, dass in Wien im Bereich der Geriatrie gespart wird. Genau das Gegenteil ist der Fall. Und Sie wissen auch, dass wir gerade im Bereich der Akutgeriatrie, sei es im Donauspital, sei es im Wilhelminenspital, ganz konkret ausbauen.

Frau Kollegin Praniess-Kastner, die Maßnahmen, die Sie hier fordern, gibt es längst, nämlich ganz konkret mit „JobTansFair" und „JE_TZT", wo es uns gelungen ist, durch Maßnahmen, die im letzten Jahr gelaufen sind, von 227 Sozialhilfeempfängerinnen und ‑empfängern 53 in den ersten Arbeitsmarkt zu vermitteln. Das klingt nicht viel, aber alle, die sich damit beschäftigen – und ich weiß, dass Sie das auch tun –, wissen, dass das viel ist. 

Was die niedrigsten Richtsätze betrifft, wissen Sie genauso gut, wie ich es weiß, dass das natürlich nicht stimmt, weil es erstens so etwas wie Mietbeihilfe in anderen Bundesländern überhaupt nicht gibt und darüber hinaus – das wurde ja von Kollegen Deutsch und Kolle-

gin Mörk schon ausgeführt – die Situation so ist, dass das, was Menschen real an Sozialhilfe bekommen in Wien, weitaus mehr ist als in den anderen Bundesländern. 

Lassen Sie mich hier abschließend auf den wichtigen Punkt, den Sie auch angesprochen haben, nämlich auf die Drogenpolitik eingehen. Das finde ich insofern nicht ganz fair, dass Sie hier die Arbeit des Drogenbeirats kritisieren, wo Sie in der vorletzten Sitzung selber einen Tagesordnungspunkt eingefordert haben, der dann sehr gut vorbereitet wurde, sehr gut vorgetragen wurde und sehr interessant diskutiert worden ist. Wer war nicht da? Sie waren nicht da! Sie waren entschuldigt, ich nehme an, Sie hatten wichtigere Verpflichtungen. Nur, das ist ein bisschen schwierig, wenn man Tagesordnungspunkte fordert, die Arbeit einer Einrichtung kritisiert und dann selber gar nicht da ist.

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist viel Wichtiges und Bedeutendes in der Diskussion heute angesprochen worden, es sind viele Bereiche nicht angesprochen worden, die auch ganz besonders wichtig sind für die Gesundheits- und Sozialversorgung in dieser Stadt. Ich möchte mich ganz besonders bedanken bei den 31 723 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dieses Ressorts, die die Perlen einer Perlenkette der Gesundheits- und Sozialpolitik dieser Stadt sind. Ich möchte mich ganz besonders bedanken für die sehr konstruktive Arbeit, die wir im Gemeinderatsausschuss haben, und möchte mich ganz besonders bei meinem Büro bedanken. Ich wünsche eine gute Nacht! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales zum Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Ich unterbreche nun die öffentliche Sitzung des Gemeinderates, und wir setzen sie heute, um 9 Uhr, mit der Spezialdebatte zu Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal fort. – Gute Nacht!

(Unterbrechung der Sitzung um 00.25 Uhr.)
